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Einleitung 


Historisch  kann  man  die  Eisenbahnpolitik  der  in- 
dischen Regierung  in  drei  Hauptperioden  einteilen;  die 
erste  reicht  bis  zum  Jahre  1870  und  kann  bezeichnet 
werden  als  die  Periode  der  Privatbahnen  mit  Garantie- 
system, die  zweite,  welche  bis  zum  Jahre  1880  währt, 
ist  im  Gegensatz  dazu  eine  Periode  des  Staatseisenbahn- 
betriebes; sie  wird  im  Jahre  1880  abgelöst  von  einer  Periode 
des  gemischten  Systems  derart,  daß  die  Bahnen  meist 
Staatsbahnen  sind,  aber  von  Privaten  betrieben  werden. 
Bei  der  ersten  Periode  lassen  sich  wieder  drei  Unter- 
perioden feststellen,  die  erste  dauerte  bis  zur  Übernahme 
des  Gouverneurpostens  durch  Lord  Dalhousie,  die  zweite 
bis  zum  großen   Sepoy-Aufstand,   die   dritte   bis   1870. 


i.   Kapitel 

Die  Periode   der  Privatbahnen 
mit  Garantiesystem  bis  1870 

Als  England  durch  Vermittlung  der  Ostindischen 
Kompagnie  die  herrschende  Macht  in  Indien  wurde,  hat 
es  wohl  niemals  vorher  ein  Land  mit  einer  so  dichten, 
reichen  und  intelligenten  Bevölkerung  gegeben,  in  wel- 
chem es  so  wenig  Wege  gab  und  das  Reisen  so  schwierig 
war,  wie  dort1).  Unter  der  Herrschaft  der  Eingeborenen 
war  nichts  getan  worden,  als  allenfalls  Bäume  längs  jeder 
Seite  der  Pfade,  die  als  Wege  dienten,  zu  pflanzen,  und 
gelegentlich  auf  die  Pfade  Erde  aufzuwerfen,  wo  sie  durch 
Bodensenkungen  führten  2).  Die  einzigen  Verkehrsmittel 
auf  dem  Lande  waren  für  den  Reichen  Kamel,  Pferd  und 
Palanquin,  eine  Art  großer  Reisesänfte,  für  den  weniger 
Bemittelten  Pony  und  Packochse.  Federlose,  von  Pferden 
gezogene  Wagen,  Ekkas  genannt,  oder  Ochsenkarren 
konnten  nur  auf  einigen  Hauptwegen  und  in  der  Nähe 
größerer  Städte  benutzt  werden.  Zur  Regenzeit  aber 
entstand  ein  solcher  Morast,  daß  die  Wege  für  Pferde 
überhaupt  unpassierbar  waren  und  Ochsen  und  Büffel 
nur  schwer  hindurchkommen  konnten3).     Oft  sanken  die 


1)  Andrew,   Indian   Railways,    S.   VIII. 

2)  Strachey,   India,    S.  212. 

3)  Andrew,  a.  a.   0. 

E.  Schulz,  Ostind.  Eisenbahnen 


Tragtiere  unter  ihrer  Last  ein  und  ihre  gebleichten  Ge- 
beine zeigten  später  dem  Reisenden  den  Weg.  Während 
der  drei  oder  vier  Regenmonate  im  Jahre  geriet  jeder 
Handel,  mit  Ausnahme  der  Gegenden,  in  welchen  ein 
Transport  auf  dem  Wasserwege  möglich  war,  in  Stillstand1). 
In  Gebieten  von  Tausenden  von  englischen  Quadratmeilen 
waren  Wagen  mit  Rädern  sogar  gänzlich  bis  ins  19.  Jahr- 
hundert hinein  unbekannt2).  Die  größeren  Flüsse  waren 
nicht  mit  Brücken  versehen;  die  Hindus  hielten  es  für 
gottlos,  den  heiligen  Ganges  oder  Nerbudda  zu  über- 
brücken 3) . 

Ebenso  wie  die  eingeborenen  Fürsten  erkannte  auch 
die  Ostindische  Kompagnie  fast  bis  zum  Ende  ihres  Be- 
stehens die  Vornahme  öffentlicher  Arbeiten  nicht  als  einen 
Bestandteil  ihrer  Politik  an,  und  Colonel  Chesney  sagte 
in  bezug  auf  die  Kompagnie ,  daß  das  Direktorium  der 
Gesellschaft  den  Bau  einer  Straße  oder  eines  Kanals  in 
früherer  Zeit  in  genau  demselben  Lichte  betrachtet  hat 
wie  einen  Krieg,  nämlich  als  ein  unvermeidliches  Übel, 
welches  nur  unternommen  wird,  wenn  es  nicht  länger 
hinausgeschoben  werden  kann,  und,  wenn  möglich,  nicht 
wiederholt  wird4). 

Doch  schließlich  konnte  sich  auch  die  Ostindische 
Kompagnie  nicht  länger  gegen  die  Einsicht,  daß  die  Schaf- 
fung von  brauchbaren  Verkehrswegen  eine  Lebensnot- 
wendigkeit für  Indien  sei5),  verschließen,  und  so  wurde 
im  Jahre  1836,  rund  2  Jahrzehnte  vor  dem  endgültigen 
Verschwinden  der  Kompagnie,  die  erste  Hauptlandstraße 
von  Calcutta  nach  Delhi  begonnen,  die  bei  einer  Gesamt- 
länge   von   1420  englischen  Meilen    einen   Kostenaufwand 


1)  Strachey,  a.  a.    0.,    S.  213. 

2)  Andrew,   Indian   Railways,    S.   VIII. 

3)  do.,    S.    XV. 

4)  Holdich,   India,    S.  283. 

5)  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.  406. 
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von  rund  i1  2  Millionen  Pfund  Sterling  verursachte.  Die 
Arbeiten  wurden  jedoch  sehr  langsam  betrieben,  so  daß 
Sir  William  P.  Andrew  spöttisch  sagte:  ,,It  was  finished 
when  middle-aged  men  who  saw  it  commenced,  had  grown 
old."  J)  Im  Jahre  1842  wurde  eine  zweite  Hauptstraße 
begonnen  von  Bombay  nach  Calcutta,  deren  Herstellung 
sich  auf  600  000  Pfund  Sterling  stellte,  und  bald  darauf 
eine  dritte  Heerstraße  von  Bombay  nach  Agra  mit  einem 
Kostenaufwande  von  V,  Million  Pfund  Sterling.  Die 
Gesamtkosten  aller  in  den  Jahren  1839  — 1849  gebauten 
Landstraßen  beliefen  sich  auf  rund  3  460  000  Pfund 
Sterling  2). 

Wie  ungenügend  die  Wege  und  Verkehrsmittel  waren, 
zeigte  sich  besonders  auffällig  bei  Truppentransporten. 
Im  Jahre  1846  legten  die  Infanterieregimenter,  die  zur 
jährlichen  Ablösung  von  einem  Ende  Indiens  zum  andern 
geschafft  wurden,  durchschnittlich  iol  2  englische  Meilen 
pro  Tag  zurück,  mit  sechs  Ruhetagen  auf  jeden  Monat. 
Mit  diesem  Marschtempo  brauchten  sie  für  die  Strecke 
von  Calcutta  nach  Benares,  die  etwa  den  dritten  Teil  der 
Entfernung  von  der  Hauptstadt  des  britisch-indischen 
Reiches  nach  dem  in  militärischer  Beziehung  überaus 
wichtigen  Punjab  darstellt,  nicht  weniger  als  sechs 
Wochen3),  während  heute  die  Strecke  Calcutta-Benares 
von  der  East  Indian-Eisenbahn  in  rund  13  Stunden  zurück- 
gelegt wird,  wobei  noch  fast  i1  .,  Stunden  Aufenthalt  ab- 
zurechnen sind  4).  Als  Ende  Dezember  1845  der  erste 
Sikh-Feldzug  im  Punjab  ausbrach,  wurden  alle  Offiziere, 
deren  Regimenter  im  Felde  standen,  zur  Front  befohlen. 
Es  mußten  daher  einige  100  Offiziere  aller  Truppengat- 
tungen   von   Calcutta    nach     der    Nordwestgrenze   Indiens 


1)  Andrew,  a.  a.   O.,    S.    XI.  /^  ^^0*^ 

2)  do.,    S.    XI.  A^ 

3)  do.,    S.    XVII  und   S.    160.  /* 

4)  Indian   Bradshaw,   Calcutta,  März  1907,    S.  34k<* 
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geschafft  werden.  Obgleich  sie  auf  Staatskosten  mit 
größter  Eile  befördert  wurden,  konnte  der  General- 
Postdirektor  nur  drei  Offiziere  täglich  senden,  und  da  die 
Reise,  wenn  man  Tag  und  Nacht  unterwegs  war,  16  Tage 
dauerte,  so  erreichten  nur  wenige  ihre  Truppenteile,  bevor 
der  Krieg  zu  Ende  war1) ;  und  selbst  dieses  Resultatjhätte 
noch  nicht  einmal  in  einer  anderen  Periode  des  Jahres 
erzielt  werden  können.  Noch  in  den  1850er  Jahren  dauerte 
die  Reise  von  Calcutta  nach  Simla  per  Post  vier  Wochen 
und  ein  Regiment  brauchte  für  diese  Strecke  ebensoviele 
Monate,  während  10  Jahre  später  diese  Reise  nur  noch 
5   bis  6   Tage  in  Anspruch  nahm  2) . 

Die  erste  Anregung  zum  Bau  von  Eisenbahnen  in 
Indien  wurde  in  den  Jahren  1841 — 43  von  Sir  Macdonald 
Stephenson  gegeben,  der  später  bei  der  Bildung  der  East 
Indian  Railway  Company  tätig  war3).  Man  befand  sich 
damals  in  England  in  der  als  „Eisenbahnmanie"  bekannten 
Periode.  Die  rege  Phantasie  der  Projektenmacher  zog 
Eisenbahnen  in  allen  bekannten  Ländern  der  Erde,  und 
man  kann  sich  daher  nicht  wundern,  daß  auch  Indien 
ihre  früheste  Aufmerksamkeit  gefunden  hat  4).  Aber  dieser 
erste  Plan  wurde  vereitelt  durch  die  finanzielle  Panik,  die  in 
England  bald  darauf  folgte,  und  dadurch,  daß  dort  über- 
haupt anfang  der  40er  Jahre  wegen  der  zahlreichen  Un- 
fälle und  vieler  sonstiger  Mißstände  die  Volksstimmung 
für  den  Bau  von  Eisenbahnen  sehr  ungünstig  war;  auch 
im  Parlament  fanden  sehr  erregte  Debatten  statt5).  In 
Indien  selbst  war  aber  die  Aufmerksamkeit  der  Engländer 


1)  Andrew,  a.  a.   0.,    S.  9. 

2)  Report  1867  68,    S.  31. 

3)  Hunter,  Marquess  of  Dalhousie,  S.  191,  und  Cyclopaedia  of  India, 
Band   III,    S.  339. 

4)  Bell,   Railway  Policy  in  India,    S.   1. 

5)  Gustav  Cohn,   Englische  Eisenbahnpolitik,   Leipzig  1874,   Bd.   I, 
S.  95  ^. 
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durch  den  Krieg  vom  Jahre  1843,  der  mit  der  Eroberung 
des  Sind,  d.  h.  des  Gebiets  am  unteren  Indus,  endigte, 
ganz  in  Anspruch  genommen. 

Erst     unter     dem     neuen     Generalgouverneur     Lo-d 
Hardmge  fanden  die  Fürsprecher  für  die  Einführung  der 
Eisenbahnen  ein  willigeres  Ohr.    Mit  Beginn  des  Jahres  1845 
wurde    dem    Direktorium    der    Ostindischen    Kompagnie 
ein    genau    entworfenes    Programm    zur    Gründung    einer 
Gesellschaft  vorgelegt,  die  ein  Kapital  von  1  Million  Pfund 
Sterling  aufnehmen  wollte  zum  Bau  einer  Versuchsbahn, 
die  von  Calcutta  aus  in  der  Richtung  auf  Allahabad  gehen 
sollte  !).    Die  Gesellschaft  forderte  eine  Garantie  von  3  ° 
auf  alles  von  ihr  beim  Bau  der  Bahn  ausgegebene  Kap. 
war  aber  bereit,  wenn  die  Ostindische  Kompagnie  hierauf 
nicht  eingehen  wolle,  sich  mit  einem  jährlichen  Zuschuß 
von  30  000   Pfund    Sterling  zu   begnügen,    der  aber  ganz 
oder   teilweise  wegfallen  sollte,   wenn   die   Nettoeinnahme 
der    Eisenbahn    3  %    des    Stammkapitals    von    1    Million 
Pfund    Sterling   übersteigen   würde2).       Nach    vielen    Er- 
wägungen und  Verhandlungen  übersandte  das  Direktorium 
der  Kompagnie  dem  Generalgouverneur  eine  Denkschrift,3) 
welche  einen  sehr  umfangreichen  Schriftwechsel  zwischen 
den  Verwaltungen  in  England  und  Indien  zur  Folge  hatte, 
aus    der   man    die    völlige   Unklarheit,    welche    damals   in 
bezug  auf  die  in  Indien  einzuschlagende  Eisenbahnpolitik 
herrschte,  ersehen  kann.    In  England  hatte  sich  das  Eisen- 
bahnwesen  rein   aus    privater    Initiative    ungemein   rasch 
entwickelt,    und  die  Regierung   hatte   es   nicht    für  nötig 
gehalten,    sich    eine   genügende    Kontrolle    vorzubehalten 
und   den   Eisenbahngesellschaften  strenge  gesetzliche  und 
technische  Beschränkungen  aufzuerlegen.     In  Indien  war 

1)  Bell,  a.  a.   0.,    S.  2. 

2)  do.,   S.  2. 

3)  Despatch   of  the    Court   of   Directors   to   the    Governor-  General 
7th  May  1845. 


jedoch,  wie  man  bei  näherer  Erwägung  des  Eisen  bahn- 
baues  bald  erkannte,  die  Lage  ungleich  schwieriger1). 
Die  Bevölkerung  hatte  noch  keine  rechte  Vorstellung 
davon,  daß  sie  die  Untertanen  einer  großen  Macht  geworden 
waren,  und  noch  einen  schwachen  Begriff  ihrer  Stärke. 
Das  einzige  Mittel,  von  England  nach  Indien  zu  gelangen, 
boten  die  Segelschiffe,  die  den  weiten  Weg  um  das  Kap 
der  guten  Hoffnung  nehmen  mußten.  Eine  große 
Schwierigkeit,  zu  einer  klaren  Eisenbahnpolitik  zu  ge- 
langen, lag  ferner  darin,  daß  Indien  unter  dreifacher  Re- 
gierung stand,  der  Ostindischen  Kompagnie,  dem  Auf- 
sichtsrat (Board  of  Control)  in  England  und  der  eigent- 
lichen Verwaltung  in  Indien  selbst,  über  welcher  die  beiden 
erstgenannten  Regierungen  standen.  Man  bildete  sich 
ein,  daß  das  Klima  des  Landes  ein  äußerst  ernstes  Hin- 
dernis für  den  Eisenbahnbau  sein  würde  und  fürchtete 
die  verhängnisvollen  Wirkungen  der  periodischen  Regen- 
güsse, der  heftigen  Winde,  welche  besonders  zur  Zeit  des 
Monsunwechsels  häufig  sind,  und  die  senkrecht  hernieder- 
brennende Sonne.  Die  Schäden,  die  durch  Insekten, 
Würmer  und  durch  die  tropische  Vegetation  den  Holz- 
schwellen, bezw.  den  Eisenbahndämmen  zugefügt  werden 
würden,  wurden  hervorgehoben,  ebenso  die  Schwierigkeit, 
tüchtige,  erfahrene  Ingenieure  und  Arbeitskräfte  zum  Bau 
und  Betrieb  der  Bahnen  in  Indien  zu  finden2).  Das  Di- 
rektorium der  Ostindischen  Kompagnie  war  nicht  abge- 
neigt, den  Bau  und  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen 
durch  private  Gesellschaften  vornehmen  zu  lassen;  aber 
nach  den  mit  den  Eisenbahngesellschaften  in  England 
gemachten  Erfahrungen  war  es  sich  von  vornherein  klar, 
daß  es  besondere  Baubedingungen  vorschreiben,  sich  eine 
weitgehende   Kontrolle   und    ein   evtl.  Ankaufsrecht    vor- 


i)    Bell,  a.  a.   0.,    S.  3. 

2)    Despatch  of  the  7th  May  1845. 


—     7     — 

behalten  müßte1).  Alle  Pläne  und  Kostenanschläge, 
sowie  die  Kontraktbestimmungen  der  Gesellschaften 
sollten  der  indischen  Regierung  vorgelegt  werden;  ferner 
sollten  die  Bücher  und  Rechnungsbelege  der  Eisenbahn- 
gesellschaften jederzeit  zur  Prüfung  den  für  diesen  Zweck 
besonders  ernannten  Beamten  offenstehen.  Um  aber  trotz 
dieser  strengen  Bedingungen  genügendes  Kapital  heran- 
zuziehen, wollte  die  Ostindische  Kompagnie  eine  geringe 
Verzinsung  der  tatsächlichen  Anlagekosten  garantieren 
und  das  zum  Bahnbau  nötige  Land  unentgeltlich  her- 
geben. 

Die  Regierung  von  Indien  unter  Lord  Hardinge  war 
mit  der  freien  Gewährung  von  Land  zum  Eisenbahnbau 
einverstanden  2),  und  dieses  Zugeständnis  ist  auch  bis  auf 
den  heutigen  Tag  in  allen  Eisenbahnkonzessionen  gemacht 
worden,  die  Gewährung  einer  Zinsgarantie  fand  aber  ihre 
entschiedene  Mißbilligung,  da  sie  fürchtete,  daß  Unter- 
nehmer durch  die  Zinsgarantie  ermutigt  würden,  sich  in 
Spekulationen  einzulassen,  die  auf  keiner  vernünftigen 
Berechnung  des  voraussichtlichen  Profits  basiert  wären. 
Bezeichnend  für  das  geringe  Verständnis,  welches  die 
Regierung  in  Indien  für  die  ungeheuren,  indirekten  Vor- 
teile hatte,  welche  die  Eisenbahnen  dem  Lande  bringen 
würden,  ist,  daß  sie  in  ihrem  Bericht  an  das  Direktorium 
der  Ostindischen  Kompagnie  ausführte,  daß  es  nicht  der 
Wunsch  und  im  Interesse  der  Regierung  sei ,  irgendein 
Eisenbahnprojekt  zu  fördern,  welches  nicht  eine  gute 
Aussicht  auf  einen  Gewinn  enthalte,  ohne  auf  die  Zubuße 
der  Regierung  für  die  Zahlung  ihrer  Dividenden  ange- 
wiesen zu  sein3).     Auch  der  Board  of  Control4)   erklärte 

i)    Bell,   a.   a.    O..    S.   5. 

2)  Despatch  of  the   Governor-  General  to  the  Court  of  Directors  of 
the   East  India   Company,  of  the  9th  May  1846. 

3)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   8. 

4)  Despatch  of  the  Board  of  Control,  of  the  ic«th  December  1846. 
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sich  ganz  entschieden  gegen  den  Gedanken  einer  Zins- 
garantie, welche  das  Direktorium  der  Kompagnie  jedoch 
für  durchaus  notwendig  hielt,  und  so  trat  wieder  eine 
längere  Periode  des  Stillstands  in  den  Verhandlungen  ein. 

Inzwischen  war  aber  in  Indien  selbst  ein  Umschwung 
der  Ansichten  eingetreten,  und  im  Jahre  1846  zeigte  sich 
endlich  bei  der  Regierung  in  Indien  eine  größere  Geneigt- 
heit zur  Gewährung  einer  Zinsgarantie,  um  endlich  zum 
Ziele  zu  gelangen.  Die  Engländer  waren  nämlich  im  De- 
zember des  Jahres  1845  mit  den  Sikhfürsten  in  Krieg 
geraten1),  der  zwar  schon  im  März  1846  nach  heftigen 
Kämpfen  durch  den  Vertrag  von  Lahore  beendet  wurde, 
aber  bald  von  neuem  ausbrach  und  erst  1849  mit  der  Ein- 
verleibung des  Punjab  2)  in  Britisch- Indien  endigte.  Be- 
sonders im  Anfang  des  Jahres  1846  hatte  sich  nun  gezeigt, 
wie  wichtig  es  für  die  in  Eilmärschen  vorrückenden  eng- 
lischen Truppen  gewesen  wäre,  wenn  sie  Eisenbahnen  zur 
Verfügung  gehabt  hätten;  denn  wegen  der  schlechten 
Wege,  Sümpfe  und  Dickichte  bleibt  in  einem  Lande  wie 
Indien  die  Bagage  immer  auf  den  Märschen  zurück,  und 
die  Truppen  sind  dann  ohne  Zelte  am  Tage  der  furcht- 
baren Hitze  und  der  intensiven  Kälte  bei  Nacht  ausgesetzt3). 
Lord  Hardinge  sah  daher  nun  die  Eisenbahnfrage  vom 
militärischen  Standpunkt  an  und  hob  in  einem  Bericht 
an  das  Parlament  vom  Juli  1846  den  großen  Wert  der 
Eisenbahnen  zur  Steigerung  der  militärischen  Stärke 
hervor,  welche  die  Erleichterungen  für  schnelle  und  leichte 


1)  British   Empire   Series,   Band    I,    S.  205. 

2)  Die  Schreibweise  der  indischen  Namen  ist  äußerst  schwankend. 
Ich  habe  mich  bemüht,  möglichst  die  Schreibweise  der  amtlichen  Berichte 
zu  benutzen,  doch  läßt  sich  auch  dadurch  nicht  sicher  Einheitlichkeit 
erzielen,  da  selbst  in  diesen,  oft  in  ein  und  demselben  Schriftstück,  Orts- 
namen verschieden  geschrieben  werden. 

3)  Andrew,  a.  a.   0.,    S.   19. 


Konzentration  der  englischen  Herrschaft  geben  würden  l). 
Da  auch  die  Handelskammern  von  Manchester  und  Glas- 
gow für  die  Notwendigkeit  eintraten,  den  Eisenbahnbau 
in  Indien  durch  die  Garantie  einer  Minimalverzinsung  zu 
fördern,  wurden  endlich  die  Verhandlungen  wieder  auf- 
genommen und  der  Board  of  Control  stimmte  schließlich 
der  Übernahme  einer  Zinsgarantie  für  einen  Zeitraum 
von  25  Jahren  zu2).  Mit  Rücksicht  auf  die  damalige 
Lage  des  Geldmarktes  in  England  wurde  diese  Garantie 
auf  5  %  festgesetzt,  und  auf  dieser  Basis  wollte  die  East 
Indian  Railway  Company,  die  im  Jahre  1845  gegründet 
worden  war,  1  Million  Pfund  Sterling  aufnehmen  zum 
Bau  einer  Bahn  von  Calcutta  aus  in  der  Richtung  auf 
Delhi3).  Der  Kontrakt  zwischen  dieser  Gesellschaft  und 
der  Ostindischen  Kompagnie  wurde  im  August  1849  ab- 
geschlossen. Man  begann  zunächst  mit  dem  Bau  einer 
121  englische  Meilen  langen  Versuchslinie  von  Howrah, 
am  rechten  Ufer  des  Hooghly-Flusses  gegenüber  von 
Calcutta  gelegen,  nach  Raneegunge  4).  Der  erste  Teil 
dieser  Strecke  bis  zu  der  Station  Hooghly  wurde  am 
15.  August    1854    dem   Verkehr   übergeben  5). 

Zu  gleicher  Zeit  wurde  auch  über  Vorschläge  zum 
Bau  von  Eisenbahnen  in  anderen  Gegenden  Indiens  ver- 
handelt, besonders  mit  der  1845  gegründeten  Great  Indian 
Peninsula  Railway6).  Auch  dieser  Gesellschaft,  die  eine 
Bahn  von  Bombay  aus  anlegen  wollte,  machte  die  Ost- 
indische Kompagnie  zunächst  ein  so  ungünstiges  An- 
gebot,   daß    Robert    Stephenson,    der    Sohn    des    Haupt- 

1)  Railways  in   India:    Granted  to  the  Railway  Companies  by  the 
Hon.  East  India  Company,  2.  Ausg.,  London  1855,  S.  7. 

2)  Bell,  a.  a.  0.,  S.  9,  und  Cyclopaedia  of  India,  Band  III,  S.  339. 

3)  Report  1859,   S.  5. 

4)  Report   1859,    S.  9. 

5)  do.,    S.   io. 

6)  do.,   S.   12. 
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begründers  des  Eisenbahnwesens  George  Stephenson, 
und  andere  Sachverständige,  denen  die  Eisenbahngesell- 
schaft die  ihr  gestellten  Bedingungen  zur  Begutachtung 
unterbreitet  hatte,  den  Kontrakt  als  unannehmbar  be- 
zeichneten x) .  Die  praktische  Wirkung  der  den  Direktoren 
der  Great  Indian  Peninsula  Railway  gestellten  Beding- 
ungen würde  sein,  daß  die  Regierung  die  Strecke  auswählt, 
die  Einzelheiten  beim  Bau  und  die  Betriebsbestimmungen 
genau  festlegt,  den  Zeitpunkt  der  Vollendung  fixiert,  die 
Frachtsätze  nach  Belieben  festsetzt,  sich  das  Recht  vor- 
behält, alle  möglichen  Verzögerungen  zu  verursachen, 
um  schließlich  dann  die  gewährte  Zinsgarantie  zurück- 
zuziehen und  die  Bahnanlagen  zu  konfiszieren.  So  führten 
denn  auch  hier  die  Verhandlungen  anfangs  zu  keinem 
Resultat,  bis  sich  schließlich  Mr.  James  Wilson,  der  Se- 
kretär für  die  Kontrollbehörde  der  ostindischen  Ange- 
legenheiten, der  Sache  annahm  und  am  19.  März  1849 
einen  Entwurf  an  das  Direktorium  der  Ostindischen 
Kompagnie  sandte,  der  für  die  Gewährung  einer  absoluten 
Garantie  von  5  %  ohne  engherzige  Zeitbegrenzung  ein- 
trat2). Nun  kam  im  August  desselben  Jahres  ein  Kon- 
trakt zwischen  der  Great  Indian  Peninsula  Railway  und  der 
Ostindischen  Kompagnie  zustande  für  den  Bau  einer  Probe- 
bahn von  Bori  Bandar,  einem  Hafenstadtteil  von  Bombay, 
über  Thana  auf  der  Insel  Salsette,  gegenüber  dem  Fest- 
lande, nach  Callian.  Der  erste  Spatenstich  auf  dieser 
Strecke  und  damit  an  dem  indischen  Eisenbahnnetz  über- 
haupt wurde  im  Oktober  1850  gemacht3).  Die  dritte  der 
noch  vor  dem  berühmten  Eisenbahn-Entwurf  des  Lord 
Dalhousie  vom  Jahre  1853  begonnenen  Bahnlinien  4)  war 


1)  Bell,   a.   a.    O.,    S.    10. 

2)  Despatch  of  the  Board  of  Control  to  the  Court  of  Directors,  of  the 
I9th  March  1849. 

3)  Report  1859,    S.   12. 

4)  The  Imperial    Gazetteer,   Band   III,    S.   365. 


II 


eine  39  englische  Meilen  lange  Versuchsstrecke,  die  von 
Madras  in  westlicher  Richtung  nach  Arkonam  führte  und 
von  der  am  26.  Juli  1852  gegründeten  Madras  Railway 
Company  auf  Grund  eines  mit  der  indischen  Regierung 
am  22.  Dezember  1852  abgeschlossenen  Kontraktes  gebaut 
wurde  1). 

Damit  war  die  erste  Unterperiode  der  ersten  Haupt- 
periode, in  der  Eisenbahnlinien  dem  Verkehr  noch  nicht 
übergeben  worden  waren,  abgeschlossen,  und  wir  kommen 
nun  zur  zweiten   Unterperiode. 

Inzwischen  war  nämlich  Lord  Dalhousie  zum  General- 
gouverneur von  Indien  ernannt  worden.  Er  trat  im  Januar 
1848  sein  Amt  an  und  nahm  mit  der  ihm  eigenen  Energie 
die  Eisenbahnfrage  auf.  Die  Direktoren  der  Ostindischen 
Kompagnie,  die  bisher  der  Ausführbarkeit  der  ihnen 
eingereichten  Eisenbahnprojekte  so  skeptisch  gegenüber- 
gestanden hatten,  daß  sie  die  ersten  Versuche  in  sehr  be- 
grenztem Umfange  hatten  machen  lassen,  fingen  an,  ein- 
zusehen, daß  ohne  Erleichterung  und  Verbilligung  der 
Verkehrsmittel  kein  schneller  Fortschritt  in  Indien  mög- 
lich sei,  und  drückten  den  Wunsch  aus,  daß  das  Land  ohne 
Verzögerung  die  ungeheuren  Vorteile  eines  regelrechten 
Eisenbahnnetzes  haben  sollte2).  Lord  Dalhousie  hatte 
sich  schon  weitgehende  Erfahrung  in  bezug  auf  Eisen- 
bahnfragen in  seiner  Stellung  als  Präsident  des  Handels- 
amtes angeeignet,  wie  sein  lebhafter  Anteil,  den  er  an  den 
Verhandlungen  des  Hauses  der  Lords  in  bezug  auf  das 
Eisenbahnwesen  in  England  nahm  3),  zeigt,  und  war  daher 
nicht  gewillt,  ohne  Kritik  die  Vorschläge  der  Direktoren 
der  Ostindischen  Kompagnie  anzunehmen.  Am  4.  Juli 
1850  überreichte  er  daher  dem  Direktorium  eine  Schrift4). 


1)  Report   1859,    S.   15. 

2)  The   Imperial    Gazetteer,    Band   III,    S.   366. 

3)  Gustav  Cchn,   Englische  Eisenbahnpolitik,   Band  I,   S.   188  191. 

4)  Andrew,  a.  a.   O.,    S.    XXVIII. 
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in  der  er  zunächst  eingehend  die  Frage  der  zu  wählenden 
Spurweite  erörterte.  Die  britische  Gesetzgebung  habe 
den  bedauerlichen  Fehler  gemacht,  die  Einführung  von 
zwei  Spurweiten  in  dem  Vereinigten  Königreich  von 
Großbritannien  zu  gestatten,  was  sich  sehr  drückend 
fühlbar  gemacht  habe.  Die  Regierung  von  Indien  habe 
es  noch  in  ihrer  Macht,  dieses  große  Übel  abzuwenden, 
und  müsse  vom  ersten  Augenblick  an  auf  das  Entschie- 
denste auf  Einheit  der  Spurweite  dringen.  In  England 
hatte  man,  um  die  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  der  ver- 
schiedenen Spurweite  ergaben,  möglichst  abzuschwächen, 
am  18.  August  1S46  ,,an  Aot  forregulating  the  Gauge  of 
Railways"  erlassen1),  welches  den  Bezirk  für  die  nun 
einmal  bestehende  breite  Spur  (5  englische  Fuß  in  Süd- 
wales, 5'  3"  engl,  in  Irland)  2)  beschränkte  und  im  übrigen 
die  von  einer  königlichen  Kommission  empfohlene  schmale 
Spurweite  (4'  81  2"  engl.  =  1,435  m)  zur  allgemeinen 
Vorschrift  in  England  und  Schottland  machte.  Diese 
Spurweite,  die  sich  von  England  aus  über  einen  großen 
Teil  des  Erdballs  verbreitete  und  die  man  gewöhnlich 
als  europäische  Normal-  oder  Vollspur  bezeichnet,  hatte 
man  anfangs  auch  für  die  erste  Versuchslinie  von  Cal- 
cutta  aus  erwählt3),  und  zwar  sollte  diese  Strecke  zwei- 
gleisig gebaut  werden.  In  dem  oben  erwähnten  Entwurf 
aus  dem  Jahre  1850  schlug  nun  Lord  Dalhousie  vor,  die 
Linie  einfach  statt  doppelt  anzulegen,  dafür  aber  eine 
breitere  Spurweite  als  4'  81  '2"  engl,  zu  wählen.  Er  wies 
darauf  hin,  wie  das  Schicksal  des  ganzen  indischen  Eisen- 
bahnwesens von  dem  Erfolg  dieser  ersten  Linie  abhinge. 
Wenn  sie  versagen  und  keine  genügenden  Erträge  ab- 
werfen würde,  würde  höchstwahrscheinlich   Entmutigung 


1)  Cohn,  a.  a.   0.,    S.  211. 

2)  Meyers   Konversations  Lexikon,   5.   Aufl.,    1897,   Artikel   ,,  Spur- 
weite". 

3)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   10. 
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eintreten.  Ein  Anlehnen  an  die  Erfahrungen,  welche  von 
anderen  Kulturvölkern  unter  ähnlichen  Verhältnissen 
gemacht  worden  waren,  war  damals  der  britischen  Re- 
gierung bei  Einführung  der  Eisenbahnen  in  Indien  noch 
nicht  geboten1),  sie  konnte  daher  nicht  mit  voller  Sicher- 
heit voraussagen,  ob  Eisenbahnen  sich  in  Indien  bezahlt 
machen  würden.  Daher  dürfe  man  nach  der  Ansicht  des 
General- Gouverneurs  zunächst  keine  überflüssigen  Aus- 
gaben für  eine  zweigleisige  Linie  machen;  das  Risiko  des 
Fehlschlagens  wiege  unter  den  gegebenen  Umständen 
schwerer  als  alle  Unfälle,  die  sich  möglicherweise  auf  einer 
eingleisigen  Strecke  ereignen  könnten.  Ferner  warnte 
Lord  Dalhousie  nach  den  in  England  gemachten  Er- 
fahrungen davor,  die  Eisenbahnen  ohne  Beschränkung 
privaten  Unternehmern  zu  überlassen.  Es  handle  sich 
um  nationale  Anlagen,  und  daher  sei  eine  scharfe  Kontrolle 
seitens  der  Regierung  unbedingt  notwendig,  nur  dürfe 
diese  Überwachung  der  Eisenbahnunternehmungen  nicht 
in  eine  willkürliche  Einmischung  ausarten2). 

Dieser  Bericht  fand  die  gebührende  Würdigung 
seitens  der  Ostindischen  Kompagnie,  man  entschloß  sich, 
endgültig  als  einheitliche  normale  Spurweite  für  die  in- 
dischen Eisenbahnen  5'  6"  engl.  =  1,676  m  zu  wählen3), 
die  heute  noch  in  Spanien  und  Portugal  besteht.  Auch 
wurden  Bestimmungen  getroffen,  um  in  allen  wünschens- 
werten Punkten  Einheitlichkeit  zu  bewahren,  so  in  bezug 
auf  den  Abstand  zwischen  den  Gleissträngen,  die  Höhe 
und  Breite  der  Tunnel  und  Einschnitte  über  den  Schienen, 
die  Maße  der  Brücken,  Entfernung  der  Puffer  von  einander, 
Größe  der  Personenwagen  usw.4). 


1)  Hehl,   Eisenbahnen  in  den   Tropen,    S.   III. 

2)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   11  ff. 

3)  Report  1859,    S.  7,  und  Andrew,  a.  a.   0.,  S. 

4)  do.,    S.  7. 
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Lord  Dalhousie  erhielt  nun  alle  auf  die  Eisenbahn- 
fragen in  Indien  bezüglichen  Petitionen  und  Entwürfe 
zugewiesen,  auf  Grund  deren  er  am  20.  April  1853  2)  dem 
Direktorium  den  sorgsam  ausgearbeiteten  berühmten 
Entwurf  für  die  zukünftige  Gestaltung  des  indischen 
Eisenbahnnetzes  vorlegte,  welcher  die  Grundlage  bildet 
für  die  Eisenbahnkarte  Indiens  bis  zum  heutigen  Tage, 
obgleich  sie  in  Einzelheiten  durch  Lord  Mayo's  Reform 
vom   Jahre   1869  modifiziert  worden  ist. 

Die  sozialen,  politischen  und  wirtschaftlichen  Vor- 
teile, schrieb  Lord  Dalhousie  in  dem  genannten  Entwurf, 
welche  Indien  aus  dem  Bau  von  Eisenbahnen  ziehen  wird, 
werden  unberechenbar  sein.  Große  Strecken  haben  Über- 
fluß an  Produkten,  die  sie  aus  Mangel  an  Verkehrsmitteln 
nicht  verwenden  können,  während  andere  Gegenden  Not 
leiden  und  die  Mehrerzeugnisse  der  ersteren  verbrauchen 
könnten,  wenn  man  nur  in  der  Lage  wäre,  diese  dorthin 
zu  schaffen.  England  verlangt  sehnsüchtig  nach  der 
Baumwolle,  welche  Indien  schon  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  produziert  und  genügend  in  Qualität  und  in  reich- 
licher Quantität  erzeugen  würde,  wenn  nur  Verkehrs- 
gelegenheiten aus  den  Baumwolldistrikten  nach  den  ver- 
schiedenen Verschiffungshäfen  vorhanden  wären2).  Es 
hat  sich  gezeigt,  daß  jede  Erleichterung  für  den  Handel 
in  Indien  ein  wachsendes  Verlangen  für  Artikel  euro- 
päischer Produktion  in  den  entferntesten  Märkten  des 
Landes  mit  sich  gebracht  hat.  Er  empfahl,  zwischen  den 
wichtigsten  Städten  zunächst  ein  Netz  von  Stammlinien 
zu   bilden,  welches   das   Innere  jeder   Präsidentschaft  mit 


1)  do.,  S.  9;  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  8.  Jahrgang,  Berlin  1885, 
Artikel  von  P.  F.  Kupka,  Die  Eisenbahnen  Britisch  Indiens  usw.,  S.  571; 
Hunter,  The  Indian  Empire,  S.  432;  Strachey,  a.  a.  0.,  S.  215;  The  Im- 
perial Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  366;  Minute  by  the  Governor- 
General  of  India  (Lord  Dalhousie),  dated  April  20,  1853. 

2)  Hunter,  Marquess  of  Dalhousie,    S.    193  194. 
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ihrem  Haupthafen  und  die  verschiedenen  Präsident- 
schaften untereinander  verbinden  sollte.  Die  vorge- 
schlagenen Stammlinien  waren:  eine  Eisenbahnlinie  von 
Calcutta  nach  Lahore;  eine  Linie  von  Bombay  aus  ent- 
weder nach  einer  Stelle  in  Hindustan  oder  durch  das 
Nerbudda-Tal,  um  an  einer  geeigneten  Stelle  auf  die  Linie 
von  Calcutta  nach  Lahore  zu  treffen;  eine  Linie  zur  Ver- 
bindung von  Bombay  und  Madras,  und  endlich  eine  Bahn 
von  Madras  zur  Malabar- Küste. 

In  bezug  auf  die  wichtige  Frage  der  Betriebsform  der 
indischen  Eisenbahnen  war  sich  Lord  Dalhousie  von  vorn- 
herein klar,  daß  er  auf  die  Initiative  von  Privatunter- 
nehmungen verzichten  müsse.  Die  indischen  Kapitalisten 
selbst  lassen  sich  auf  keine  Kapitalanlagen  ein,  die  nicht 
wenigstens  12  %  Rente  erwarten  lassen,  wie  ein  hoher 
Beamter  im  India  Office,  William  Thomas  Thornton  in 
seinem  Buch  ,,Indian  Public  Works,  London  1875"  aus_ 
führt.  Die  englischen  Kapitalisten  aber  hatten  damals 
zu  traurige  Erfahrungen  an  den  englischen  Eisen  bahn- 
unternehmungen  gemacht,  um  für  ein  so  weit  entferntes 
Land  wie  Indien  Kapitalien  auf  das  bloße  Vertrauen  an 
den  Erfolg  der  Projekte  übrig  zu  haben1).  Kapital  ist  für 
schlecht  begründete  Unternehmungen  nun  einmal  nicht 
zu  haben.  Es  verlangt  klare  und  bestimmte  Ausweise, 
weniger  über  seine  Verwendung  als  über  seinen  jährlichen 
Zinsgewinn  und  seine  endliche  Rückerstattung,  also  Aus- 
weise, die  nur  in  seltenen  Fällen  geliefert  werden  können. 
Wenn  es  nun  schon  in  Europa  nicht  an  Beispielen  fehlte, 
daß  Eisenbahnunternehmungen  große  Verluste  gebracht 
hatten,  wo  doch  alle  Bedingungen  vorhanden  waren,  um 
an  der  Hand  geeigneter,  technischer  Voruntersuchungen 
und  genauer  statistischer   Erhebungen   die   Betriebsergeb- 


1)    Gustav  Cohn,  a.  a.  O.,  S.  4,  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  9.  Jahr- 
gang,  1886. 
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nisse  solcher  Unternehmungen  fast  genau  voraussagen  zu 
können,  wieviel  größer  mußte  diese  Gefahr  nicht  erst  in 
einem  so  unerforschten  Lande  sein,  wie  Indien  vor  über 
einem  halben  Jahrhundert  gewesen  war  und  wo  außer 
den  durch  technische  Vorarbeiten  zu  erreichenden  Kosten- 
elementen und  oberflächlichen  Bodenuntersuchungen  auf 
seine  Fruchtbarkeit  und  die  Anzeichen  mineralogisch 
wichtiger  Erze  sich  sehr  wenig  Bestimmtes  vorher  fest- 
stellen ließ1).  Es  blieb  daher  weiter  kein  Ausweg,  als  daß 
bei  der  Furchtsamkeit  und  Zurückhaltung,  die  sich  das 
englische  Publikum  infolge  des  durch  die  schrankenlose 
Spekulation  erlittenen  Schadens  auferlegte,  entweder  die 
Regierung  von  Indien  durch  direkte  pekuniäre  Unter- 
stützung die  nötige  Sicherheit  für  die  Verzinsung  der 
anzulegenden  Kapitalien  bot  oder  den  Bau  der  Eisen- 
bahnen selbst  in  die  Hand  nahm.  Es  gab  Fürsprecher 
für  jedes  der  beiden   Systeme2). 

Lord  Dalhousies  meisterhafte  Idee  war  es  nun,  die 
günstige  Gelegenheit,  welche  die  Einführung  von  Eisen- 
bahnen in  Indien  bot,  zu  benutzen,  um  das  Land  in  vorher 
nie  gekanntem  Maße  der  privaten  Unternehmung  und 
dem  englischen  Kapital  zu  eröffnen,  in  der  wohlerwogenen 
Absicht,  in  Indien  jenen  tatkräftigen  Geist  privater  Unter- 
nehmungslust zu  wecken,  der  in  England  so  Hervorragen- 
des geleistet  hat,  und  über  dessen  Fehlen  in  Indien  er  sich 
in  seinem  Schreiben  an  den  Aufsichtsrat  der  Ostindischen 
Kompagnie  bitter  beklagte3).  Das  größte  Hemmnis, 
führte  er  aus,  zur  Entwicklung  des  Landes  zu  materiellem 
Wohlergehen  ist  es,  sich  völlig  auf  die  Regierung  zu  ver- 
lassen und  die  Hilflosigkeit,  etwas  aus  eigener  Kraft  zu 
unternehmen.     Daher  sei  es  eine  Pflicht  des   Staates,  die 

i)    Hehl,  a.  a.   O.,    S.  5. 

2)  Raüways  in  India,    S.  8. 

3)  Hunter,  Marquess  of  Dalhousie,  S.  192  ff.,  und  Andrew,  a.  a.  O., 
S.    XIX  ff. 
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Anlage  von  englischem  Kapital  und  die  Einführung  eng- 
lischer Energie  in  Indien  dadurch  zu  fördern,  indem  er 
den  Bau  der  Eisenbahnen  privaten  Gesellschaften  anver- 
traue. Wenn  erst  einmal  ein  großer  Betrag  englischen 
Kapitals  in  indischen  Eisenbahnen  angelegt  sei,  so  werde 
dieser  durch  den  erfolgreichen  Ausgang,  den  er  diesen 
Unternehmungen  in  Indien  prophezeit,  gleichsam  als 
Köder  wirken  und  auch  in  der  Produktion  und  im  Handel 
würden  bereitwilliger  Kapitalien  angelegt  werden.  Ferner 
würden,  wenn  die  Eisenbahnunternehmungen  in  den 
Händen  von  Privatgesellschaften  sich  befänden,  dadurch 
zahlreiche  Europäer  ins  Land  kommen,  die  zu  allen  Zeiten 
der  Regierung  eine  Stütze  sein  und,  da  sie  nicht  dem  Be- 
amtenstande angehörten,  auch  ein  Hemmnis  für  despo- 
tische  Handlungen   der   Regierung   bilden  würden. 

Lord  Dalhousie  schlug  daher  vor,  die  von  ihm  ge- 
planten Eisenbahnen  durch  private  Gesellschaften  bauen 
und  betreiben  zu  lassen,  denen  die  Regierung  das  benötigte 
Land  frei  zur  Verfügung  stellen  und,  da  nach  den  ge- 
machten Erfahrungen  diese  Unterstützung  allein  zur  Auf- 
bringung der  Kapitalien  nicht  genügen  würde,  ihnen  eine 
Minimal  Verzinsung  von  jährlich  5  %  auf  die  für  den  Bahn- 
bau aufgewandten  Summen  garantieren  sollte,  wofür  von 
den  Gesellschaften  als  Gegenleistung  der  indischen  Re- 
gierung ein  gewisses  Aufsichtsrecht  über  die  Eisenbahnen 
einzuräumen  wäre1). 

Das  Direktorium  der  Ostindischen  Kompagnie  nahm 
den  von  dem  Generalgouverneur  entworfenen  Plan  an,  und 
bis  zum  Ende  des  Jahres  1859,  aus  dem  das  erste  Blau- 
buch über  das  indische  Eisenbahnwesen  datiert,  waren 
acht  Gesellschaften  gebildet  worden,  welche  insgesamt 
4  917  engl.  Meilen  Eisenbahnen  nebst  einer  Dampferlinie 
auf  dem  Indus  von  570  engl.  Meilen  mit  einem   Kapital 


1)    Hunter,   The   Indian  Empire,    S.  432. 
E.  Schulz,  Ostind.  Eisenbahnen 
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von  52430000  Pfund  Sterling  herstellen  sollten1).  Es 
ist  zuweilen  behauptet  worden,  daß  man  das  Eisenbahn- 
netz in  Indien  hätte  einfacher  und  billiger  herstellen 
kennen ,  wenn  man  entweder  von  Seiten  der  Kompagnie 
oder  später  von  Seiten  der  englischen  Regierung  die  Bahnen 
gebaut  hätte,  oder  aber,  wenn  man  dies  schon  nicht  wollte, 
eine  weniger  verwickelte  Organisation  gev/ählt  hätte  als 
die  Verwendung  so  zahlreicher  Gesellschaften.  Ich  will 
hier  nicht  die  ganze  oft  erörterte  Frage,  was  für  und  was 
gegen  Staatsbahnen  spreche,  aufrollen  und  möchte  gegen 
den  Vorschlag  indischer  Staatsbahnen  nur  das  eine  an- 
führen, daß  Staatsbahnen,  wie  überhaupt  jedes  wirt- 
schaftliche staatliche  Unternehmen,  ganz  gegen  den  Cha- 
rakter des  englischen  Volkes  sind  und  daß  Dalhousies 
Ausführungen  gegen  Staatsbahnen  dem  englischen  Volke 
ganz  aus  der  Seele  gesprochen  waren.  Schließlich  sind 
doch  so  tief  eingewurzelte  Volksansichten  auch  ein  Faktor, 
mit  dem  man  rechnen  muß.  So  mußte  also  auf  jeden  Fall 
erst  einmal  der  Versuch  mit  Privatbahnen  gemacht  werden. 
Der  zweite  Einwand,  daß  eine  zu  verwickelte  Organisation 
gev/ählt  sei,  mag  bis  zu  einem  gewissen  Grade  richtig  sein. 
Da  aber  aus  den  bereits  geschilderten  Gründen  die  Re- 
gierung selbst  die  Anlage  der  Bahnen  nicht  in  die  Hand 
nehmen  wollte,  so  hat  man  dadurch,  daß  jeder  Gesellschaft 
ein  gesondertes  Projekt  von  begrenztem  Umfange  anver- 
traut wurde,  die  Schaffung  eines  den  Interessen  der  All- 
gemeinheit zuwiderlaufenden  Privatmonopols  verhindert. 
Außerdem  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  acht  Gesell- 
schaften erst  nach  und  nach  innerhalb  von  rund  12  Jahren 
unter  verschiedenen  Umständen  und  unter  drei  ver- 
schiedenen General- Gouverneuren  gebildet  wurden,  wo- 
durch es  erklärlich  ist,   daß   Linien  vielleicht  zwei   Gesell- 


1)    The  Imperial   Gazetteer  of  India,  Band  III,   S.  366,  und    Report 
1859,    S.  26. 
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Schäften    übertragen    sein    mögen,    für    die    eine    genügt 
hätte1). 

Die  auf  S.  20  und  21  abgedruckte  Tabelle  zeigt  in 
gedrängter  Form  die  Namen  der  acht  Gesellschaften,  ihre 
Gründungsjahre,  den  Zweck  und  die  Länge  der  einzelnen 
Linien,    sowie    die  ihnen  gewährten    Geldmittel-). 

Der  Bau  der  Eisenbahnen  in  Indien  wurde  also  be- 
gonnen nach  einem  System,  welches  man  gewöhnlich 
kurz  als  „Garantiesystem"  bezeichnet,  d.  h.  durch  Aktien- 
gesellschaften, denen  die  Ostindische  Kompagnie  und, 
nachdem  durch  Gesetz  vom  2.  August  1858  die  Verwaltung 
Indiens  auf  die  englische  Krone  übertragen  v/orden  war, 
die  Regierung  eine  gewisse  Verzinsung  der  mit  ihrer  Ge- 
nehmigung für  den  Eisenbahnbau  ausgegebenen  Kapitalien 
garantiert  hatte.  Das  direkte  pekuniäre  Interesse,  das 
dadurch  die  Kompagnie  und  dann  die  Regierung  an  dem 
Bau  und  Betrieb  der  einzelnen  Linien  hatte,  machte  eine 
gewisse  Kontrolle  notwendig,  die  in  den  Kontrakten  mit 
den  verschiedenen  Gesellschaften  vorgesehen  war.  Ferner 
wurde  auch  das  für  die  Eisenbahnstrecken  und  die  damit 
zusammenhängenden  Anlagen  benötigte  Land  den  Gesell- 
schaften kostenlos  zur  Verfügung  gestellt3).  Noch  einmal 
freilich  wurde  von  Seiten  der  Präsidentschaft  von  Madras 
der  Versuch  gemacht,  die  Ostindische  Kompagnie  für  den 
Gedanken  der  indischen  Staatsbahnen  zu  gewinnen,  indem 
die  genannte  Präsidentschaft  den  Antrag  stellte,  ihr  zu 
gestatten,  für  ihren  Bezirk  eine  Staatsbahn  zu  bauen. 
Diese  Erlaubnis  wurde  aber  durch  den  Board  of  Control 
versagt,  indem  er  im  Jahre  1852  ganz  im  Sinne  Dalhousies 
antwortete,  daß  es  von  großer  Wichtigkeit  sei,  britisches 


1)  Report  1859,    S.  27. 

2)  do.,   S.  24  ff. 

3)  Report  1859,    S.  5. 
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Kapital,  britische  Tatkraft  und  Unternehmungslust  zu 
derartigen  Unternehmungen  in  Indien  heranzuziehen1). 
Somit  wurde  die  mit  Zinsgarantie  ausgestattete  Gesell- 
schaft bis  zum  Jahre  1869  das  anerkannte  System  für 
Eisenbahnbau-   und   Betrieb   in   Indien. 

Die  Hauptbedingungen  der  mit  den  Eisenbahngesell- 
schaften eingegangenen  Verträge  ersieht  man  aus  den  nach- 
stehend aufgeführten  Bestimmungen  des  von  der  Ost- 
indischen  Kompagnie  mit  der  East  Indian  Railway  Com- 
pany abgeschlossenen  Kontraktes,  der  die  Grundlage  für 
alle  später  mit  indischen  Eisenbahngesellschaften  abge- 
schlossenen  Kontrakte  bildete2) : 

1.  Die  Zinsgarantie  (in  dieser  Periode  in  Höhe  von 
jährlich  5  %)  gilt  für  einen  Zeitraum  von  99  Jahren3) 
und  bezieht  sich  auf  alle  Kapitalien,  die  beim  Schatz- 
amt von  der  Eisenbahngesellschaft  eingezahlt  und  mit 
Genehmigung  der  Regierung  ausgegeben  worden  sind. 
Wenn  die  gesamten  Abrechnungen  abgeschlossen  sind, 
die  von  den  derartig  sanktionierten  Ausgaben  herrühren, 
so  wird  der  Teil  des  subskribierten  Kapitals,  welcher 
eventuell  für  die  betreffende  Unternehmung  nicht  be- 
nötigt wurde,  von  der  Regierung  an  die  Gesellschaft 
wieder  herausgegeben. 

2.  Betragen  die  Einnahmen  der  Gesellschaft  aus 
dem  Betriebe  der  Eisenbahnlinie  weniger  als  der  garan- 
tierte Zinssatz  von  5  %,  so  wird  ein  Zuschuß  aus  den 
Einkünften  Indiens  geleistet,  bis  die  zur  Zahlung  der 
garantierten  Dividende  nötige  Summe  erreicht  ist.  Er- 
zielt die  Gesellschaft  jedoch  eine  höhere  Einnahme  als 
eine   fünfprozentige    Kapitalverzinsung,   so   erhöht  sich 


1)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   14,   15. 

2)  Report  1859,  S.  5 — 7,  und  Railways  in  India,  S.  9    ff. 

3)  Anfangs  hatte  der  Board  of  Control  der  East  Indian  Railway  Com- 
pany für  den  Bau  der  Versuchsstrecke  nur  eine  Zinsgarantie  auf  25  Jahre 
zugestanden,  wie  auf  Seite  9  mitgeteilt. 
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die  Dividende  der  Aktionäre  um  den  halben  Mehrertrag, 
während  die  andere  Hälfte  des  Überschusses  zur  Rück- 
erstattung derjenigen  Summen  verwendet  wird,  welche 
früher  die  Regierung  auf  Rechnung  des  garantierten 
Zinses  zuzahlen  mußte.  Sollten  andrerseits  die  Ein- 
nahmen der  Eisenbahn  nicht  einmal  zur  Deckung  ihrer 
Betriebs-  und  Unterhaltungskosten  ausreichen,  so  wird 
der  Fehlbetrag  von  der  garantierten  Verzinsung  ab- 
gerechnet und  reduziert  sich  die  garantierte  Dividende 
der  Aktionäre  entsprechend  diesem  Fehlbetrage.  Von 
dem  Zeitpunkt,  an  welchem  sämtliche  von  der  Regierung 
zur  Dividende  der  Aktionäre  geleisteten  Zuschüsse  nebst 
einfachen  Zinsen  zurückgezahlt  sind,  fließen  sämtliche 
Erträge  der  Bahnen,  solange  dieser  Zustand  andauert, 
der  Eisenbahngesellschaft  zu. 

3.  Die  Gesellschaft  hat  das  Recht,  sobald  die  Bahn- 
linie drei  Monate  lang  eröffnet  gewesen  ist,  mit  sechs- 
monatlicher Kündigungsfrist  vom  Vertrage  zurückzu- 
treten, worauf  die  Ostindische  Kompagnie  resp.  die  in- 
dische Regierung  die  gesamte  mit  ihrer  Zustimmung 
auf  das  Unternehmen  aufgewandte  Summe  an  die  Ge- 
sellschaft zurückzahlen  muß. 

4.  Die  Ostindische  Kompagnie  und  ihre  Rechtsnach- 
folgerin ist  berechtigt,  die  Bahnanlage  innerhalb  sechs 
Monaten  nach  Ablauf  von  25  resp.  50  Jahren,  vom  Datum 
der  Kontrakte  an  gerechnet,  anzukaufen,  und  zwar  gilt 
als  Kaufpreis  der  durchschnittliche  Londoner  Markt- 
wert der  betreffenden  Eisenbahnaktien  während  der  drei 
vorhergehenden   Jahre. 

5.  Die  Regierung  ist  berechtigt,  von  der  Bahnlinie 
Besitz  zu  ergreifen,  indem  sie  innerhalb  sechs  Monaten 
die  auf  die  Unternehmung  tatsächlich  ausgegebenen 
Kapitalien  zurückzahlt,  wenn  die  Gesellschaft  nicht  im- 
stande ist,  die  Eisenbahn  zu  vollenden,  ihren  Verpflich- 
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tungen  nicht  nachkommt  oder  keine  zufriedenstellenden 
Resultate  erzielt1). 

6.   Nach  99  Jahren  fallen  die  der  Eisenbahngesell- 
schaft zu  den  Bahnbauten  überlassenen  Ländereien  der 
Regierung  anheim.    Sollte  die  Eisenbahngesellschaft  von 
ihrem  Rechte,   vom  Kontrakte  zurückzutreten,    bis    zu 
diesem  Termine  noch  nicht  Gebrauch  gemacht  haben   so 
gehen  auch  sämtliche  Bahnanlagen  kostenlos  in  den  Be- 
sitz   der    Regierung    über,    welche    aber  ihrerseits  ver- 
pflichtet ist,   den   vorhandenen  Bestand  an  Maschinen 
Wagen  usw.  zu  dem  ermittelten  Taxwert  der  Gesellschaft 
abzukaufen. 

7-   In  jedem   Falle,  in  welchem   die  Regierung  ge- 
mäß den  obigen  Bestimmungen  in  die  Lage  kommt    der 
Gesellschaft   das   aufgewandte   Kapital   zurückzuzahlen 
oder  die  Bahn,   Anlagen  und  das   Betriebsmaterial  an- 
zukaufen, kann  sie  an  Stelle  der  sofortigen  Auszahlung 
des  gesamten  Betrages  Annuitäten  zahlen,  die  von  dem 
Zeitpunkt  an  gezählt  werden,  an  welchem  die  Regierung 
die  volle  Summe  zu  zahlen  haben  würde;  für  jeden  Be- 
trag, der  zu  einem  späteren  Termin  zurückgezahlt  wird 
muß   aber   die   Regierung  für   den   Rest   der  99    Jahre' 
Zinsen  mitbezahlen  in  Höhe  des  durchschnittlichen  Zins- 
satzes   der    beiden   vorhergehenden    Jahre   für   indische 
Staatspapiere  auf  dem  Londoner  Markte. 

Um  ihre  großen  Interessen,  welche  die  Regierung 
wegen  der  durch  die  Zinsgarantie  und  freie  Gewährung 
der  notigen   Ländereien   den   Eisenbahngesellschaften  zu- 

«rjl    »ÜÜ  2Ufdedenstdlend  SM  das  Resultat  nach  den  im  Admini- 
ITI  P°rt  °"  RaUWa7S  in  Indi3'     f0r  "°6'  APP-dix  38,  wiede  - 

ITZ'XT  enen  BeWebsabk~  ■«'  -^en    Linien,   wenn 

wL    und        vT  aUfemandCTf°'^nden  Halbjahren  mit  Verlust  betrieben 
wd    und  nach  e.mgen  anderen  Kontrakten,  wenn  überhaupt  die  Linie 

"1  ::us;e  etEr,ebenhwird- d- h-  *■  **^™*  un^u*«»™ 

DKM  aus  den  Einnahmen  gedeckt  werden  können. 
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gewendeten  Unterstützung  an  den  Unternehmungen  hat, 
zu  wahren  und  um  den  verhängnisvollen  Wirkungen,  die 
das  Mißlingen  der  Gesellschaften,  ihre  Unternehmungen 
durchzuführen,  haben  würde,  möglichst  vorzubeugen,  hat 
sich  die  indische  Regierung,  wie  schon  erwähnt,  das  Recht 
vorbehalten  müssen,  die  Ausgaben  und  alle  sonstigen  Maß- 
nahmen der  Gesellschaften,  mit  Ausnahme  des  Verkehrs 
mit  ihren  Rechtsanwälten,  zu  überwachen.  Außerdem  steht 
ihr  die  Entscheidung  über  die  Auswahl  der  Strecken  zu1). 

Die  Aufsicht  wurde  seitens  der  Regierung  sowohl  in 
England  als  auch  in  Indien  ausgeübt.  In  England  wurde 
ein  staatlicher  Direktor  (Official  Director)  ernannt,  der 
den  Ausschüssen  aller  indischen  Eisenbahngesellschaften 
in  London  angehörte  und  der  gemäß  den  Kontraktbe- 
stimmungen gegen  alle  Beschlüsse  der  Eisenbahndirektcren 
ein  Vetorecht  hatte2) ,  welches  aber  von  Mr.  Juland  Danvers, 
Government  Director  of  Guaranteed  Indian  Railway  Com- 
panies  and  Secretary  to  the  Public  Works  Department  in 
the  India  Office,  mit  ausgesuchter  Höflichkeit  und  Klugheit 
gehandhabt  wurde  3),  so  daß  dieses  Recht  nach  der  Angabe 
des  amtlichen  Eisenbahnberichts  vom  Jahre  1859  bis  dahin 
noch  niemals  hatte  in  Kraft  treten  brauchen,  ein  Umstand, 
der  sowohl  der  Urteilsfähigkeit  und  Besonnenheit  des 
staatlichen  Direktors  als  auch  der  Achtung,  die  seinen 
Wünschen  und  Anregungen  von  Seiten  der  Eisenbahn- 
gesellschaften entgegengebracht  wurde,  zuzuschreiben  war. 
Alle  Angelegenheiten  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit 
unterlagen  jedoch  der  Entscheidung  des  Staatssekretärs 
für  Indien,  mit  dem  auch  die  finanziellen  Vereinbarungen 
der  Gesellschaften  getroffen  wurden4). 


1)  Report  1859,   S.  6. 

2)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.   377. 

3)  Andrew,  a.  a.   O.,   S.   XXIII. 

4)  Report  1859,   S.  6. 
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In  Indien  wurde  die  Überwachung  der  Eisenbahn- 
gesellschaften ausgeübt  durch  von  der  Regierung  für  diesen 
Zweck  besonders  ernannte  Beamte,  und  zwar  hatte  man 
zur  Verhinderung  von  unnötigen  Verzögerungen  und  Strei- 
tigkeiten folgende  Regeln  aufgestellt1) : 

i.  Alle  Fragen  von  grundlegender  Bedeutung  sollten 
der  indischen  Regierung  zur  Entscheidung  übertragen 
werden. 

2.  Als  Fragen  von  grundlegender  Bedeutung  sind 
anzusehen  die  allgemeine  Richtung  aller  Eisenbahn- 
linien, die  Lage  der  Stationen  und  die  allgemeine  Ein- 
richtung der  wichtigeren  Stationen  und  Bahnanlagen. 
Nachdem  aber  die  Regierung  zu  irgendeinem  Projekt 
im  allgemeinen  ihre  Zustimmung  gegeben  hat,  können 
alle  Detailfragen  innerhalb  der  Grenzen  der  ursprüng- 
lich von  der  Regierung  erteilten  Genehmigung  durch  den 
jeder  Eisenbahngesellschaft  zugeteilten  beratenden  In- 
genieur (the  Consulting  Engineer)   entschieden  werden. 

3.  Alle  normalen,  laufenden  Angelegenheiten  oder 
Zahlungen  und  solche  Maßnahmen,  die  sich  ohne  weiteres 
ergeben  oder  durch  besondere  Übereinkunft  ordnungs- 
mäßig sanktioniert  worden  sind,  ferner  auch  außer- 
ordentliche Ausgaben,  die  aber  unbedingt  notwendig 
sind,  können  durch  den  beratenden  Ingenieur  entschieden 
werden,  ohne  daß  die  betreffenden  Fragen  der  Regierung 
unterbreitet  werden  müssen. 

4.  Alle  Entwürfe,  Kostenanschläge  und  Abmach- 
ungen zur  Ausführung  solcher  Zwecke,  welche  schon  im 
allgemeinen  von  der  Regierung  sanktioniert  worden 
sind,  können  ebenfalls  von  dem  beratenden  Ingenieur 
endgültig  genehmigt  werden. 

5.  Der  beratende  Ingenieur  kann,  ohne  die  An- 
gelegenheit der  Regierung  zu  unterbreiten,  die  für  Ent- 


1)   Andrew,  a.  a.    0.,  und   Report  a.   a.   0. 
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würfe,  Verträge  und  beabsichtigte  Maßnahmen  vor- 
gesehenen Summen  modifizieren,  wenn  er  es  für  not- 
wendig hält.  Sollte  der  Eisenbahnunternehmer  aber  in 
einem  derartigen  Falle  mit  dem  Beschluß  des  beratenden 
Ingenieurs  nicht  einverstanden  sein,  so  kann  er  stets 
verlangen,  daß  die  strittige  Angelegenheit  zur  endgültigen 
Entscheidung   der   Regierung   vorgelegt  wird. 

6.  Hat  der  beratende  Ingenieur  irgendeinen  Zweifel, 
welche  Anordung  er  in  irgendeiner  Frage  treffen  soll, 
so  ist  die  Entscheidung  der  Regierung  einzuholen. 

7.  Wenn  der  beratende  Ingenieur  in  seinen  An- 
sichten mit  denen  des  Eisenbahnunternehmers  überein- 
stimmt und  seine  Genehmigung  erteilt  hat,  so  soll  diese 
Entscheidung,  soweit  die  Regierung  in  Frage  kommt, 
für  endgültig  gefällt  gelten;  ausgenommen  sind  jedoch 
die  unter  1.  und  2.  aufgeführten  Fragen,  bei  denen 
sich  die  indische  Regierung  die  Entscheidung  selbst  vor- 
behalten hat. 

8.  Damit  die  indische  Regierung  nicht  jede  Über- 
sicht über  die  Tätigkeit  des  beratenden  Ingenieurs  ver- 
liert, muß  dieser  wöchentlich  ein  Verzeichnis  seiner  Maß- 
nahmen überreichen,  in  welchem  in  gedrängter  Form 
sämtliche  Anordnungen,  welche  er  auf  Grund  der  ihm 
gev/ährten  Machtvollkommenheit  getroffen  hat,  dar- 
gelegt sein  sollen. 

Tatsächlich  kann  infolge  dieser  Kontrollbestimmungen 
der  ,, Agent",  welcher  von  den  Direktoren  jeder  der  garan- 
tierten Eisenbahnen  in  London  zur  Verwaltung  ihrer 
Linien  in  Indien  ernannt  wird,  aus  eigner  Machtvoll- 
kommenheit fast  nichts  anordnen,  nicht  einmal  einen  Fahr- 
plan ändern.  Die  Regierung  übt  durch  ihren  beratenden 
Ingenieur  die  weitgehendste  Aufsicht  über  alle  Maßnahmen 
der  Gesellschaften  aus,  sie  genehmigt  die  Ausgaben,  prüft 
die  Rechnungsabschlüsse,  und  der  Gesellschaft  steht  außer 
der  Ernennung  und  Versetzung  ihrer  Beamten  kaum  noch 
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ein  selbständiges  Recht  zu.  Kann  eine  Übereinstimmung 
in  den  Ansichten  des  Agenten  und  des  Regierungsingenieurs 
nicht  erzielt  werden  oder  liegt  die  Entscheidung  der  frag- 
lichen Angelegenheit  außerhalb  ihrer  Machtvollkommen- 
heit, so  haben  beide  Beamten  die  Entscheidung  ihrer  vor- 
gesetzten Behörde,  d.  i.  für  den  einen  die  Eisenbahn- 
direktion in  London,  für  den  andern  die  indische  Regierung 
oder  gar  der   Staatssekretär  für  Indien,  einzuholen1). 

Soviel  zur  Charakterisierung  des  Garantiesystems  an 
sich.  Es  tritt  uns  nun  die  Frage  entgegen,  wie  es  sich  im 
Laufe  der  Jahre  bewährt  habe.  Wir  sahen  schon  oben, 
daß  die  leitenden  Persönlichkeiten  von  Seiten  des  Staates 
und  von  Seiten  der  Gesellschaften  in  England  selbst  auf 
das  Einträchtigste  zusammenarbeiteten.  Nicht  die  gleiche 
Beobachtung  konnte  man  aber  leider  besonders  im  Anfang 
in   Indien  machen. 

Lord  Dalhousie  war  sich  freilich  von  vornherein  dar- 
über klar  gewesen,  daß  zuweilen  Schwierigkeiten  und 
Reibereien  bei  der  Ausübung  der  Kontrolle  durch  die  Re- 
gierung entstehen  würden,  aber  dies  schien  ihm  kein  hin- 
reichender Grund  zur  Verurteilung  des  Garantiesystems  zu 
sein2).  Die  Schwierigkeiten  stellten  sich  jedoch  besonders 
im  Anfange  in  einem  weit  größeren  Umfange  ein,  als 
Dalhousie  sie  vorausgesehen  haben  mochte.  Die  Haupt- 
ursache für  die  besonders  in  der  ersten  Zeit  entstandenen 
Mißhelligkeiten  lag  darin,  daß  die  Überwachung  Offizieren 
des  Ingenieurkorps  übertragen  wurde,  welche  in  bezug  auf 
den  Eisenbahnbau  in  damaliger  Zeit  naturgemäß  sehr  un- 
genügende Kenntnisse  besaßen  und  vor  allem  noch  keine 
praktische  Erfahrung  auf  diesem  Gebiete  in  Indien  selbst  sich 
hatten  aneignen  können.   Sodann  mögen  sie  wohl  auch  nicht 

i)    Kupka,  a.  a.  0.,  S.  575  ff.,  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  8.  Jahr- 
gang,  1885. 

2)   Bell,   a.    a.    O.,    S.  13. 
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immer  den  nötigen  Takt  bewiesen  haben,  welchen  ein  der- 
artiger Aufsichtsposten  erfordert1).  Die  Ingenieure  der 
Eisenbahngesellschaften  arbeiteten  die  Projekte  aus,  wäh- 
rend die  Regierungsingenieure,  welche  geringe  Erfahrung 
und  Kenntnisse  besaßen  und  doch  eine  sehr  große  Verant- 
wortung zu  übernehmen  hatten,  sie  beurteilen  sollten. 
Letztere  sahen  sich  infolge  ihrer  Unkenntnisse  gezwungen, 
in  allen  möglichen  Punkten  Rückfragen  zu  stellen  und  um 
Informationen  und  Erklärungen  zu  bitten.  Die  Kontrolle 
wurde  mit  kleinlichster  Genauigkeit  wahrgenommen,  und 
der  Zivilingenieure,  die  von  den  Regierungsbeamten  nur 
behindert  wurden,  aber  von  ihnen  keine  fachmännische 
Unterstützung  erhielten,  bemächtigte  sich  eine  steigende 
Erbitterung  und  Unzufriedenheit,  und  ihre  Klagen  über  die 
Verzögerung  der  Bahnbauten  nahmen  kein  Ende2).  Klage 
geführt  wurde  auch  darüber,  daß  die  beratenden  Ingenieure 
einen  großen  Teil  der  Sommermonate  in  den  Bergen  in 
den  Sommerresidenzen  der  lokalen  Regierungen  verbrach- 
ten, fern  von  den  Zentralstellen  der  Eisenbahnen.  Dadurch 
wurden  mündliche  Besprechungen  mit  den  Eisenbahn- 
beamten verhindert  und  Verzögerungen  verursacht,  welche 
bisweilen  ernste  Folgen  in  der  Führung  der  Geschäfte  hatten 
und  oft  Mißverständnisse  und  Reibereien  herbeiführten. 
Ferner  v/äre  der  häufige  Wechsel  der  Beamten  in  den 
Büros  des  beratenden  Ingenieurs  zu  nennen,  wodurch 
es  ihnen  unmöglich  gemacht  wurde,  sich  gründliche  Kennt- 
nisse der  Eisenbahnen  und  ihrer  Betriebsverhältnisse  an- 
zueignen. Manche  von  diesen  Klagen  finden  sich  noch  in 
dem  Spezialbericht  von  Robertson,  da  sie  weniger  auf 
falsche  Grundsätze  zurückführen,  sondern  den  klima- 
tischen Verhältnissen  Indiens  zuzuschreiben  sind,  die  das 
Aufsuchen  gesunderer  Stationen  in  der  heißen  Jahreszeit 


i)    The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III.    S.  377. 
2)   do.,   Band  III,    S.  367. 
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und  häufigen  Wechsel  der  Beamten  infoige  von  Krankheit 
und  Beurlaubungen  notwendig  machen,  konnten  sie  eben 
nie  ganz  abgestellt  werden1).  Die  Angelegenheit  mußte 
schließlich  einer  besonderen  Kommission  des  englischen 
Unterhauses2)  (1857  58)  übertragen  werden,  welche  den 
Beschluß  faßte,  daß  man  die  Anordnungen  möglichst  ver- 
einfachen und  sich  mehr  nach  dem  Geist  der  Kontrakte 
richten  müsse,  anstatt  engherzig  an  dem  Buchstaben  zu 
kleben.  Seitdem  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  besser, 
auf  beiden  Seiten  zeigte  man  jetzt  mehr  Neigung,  sich  zu 
einigen,  und  die  Beziehungen  der  Zivil-  und  Regierungs- 
ingenieure waren  von  nun  an  gute3).  Zu  bemerken  wäre 
noch,  daß  die  Regierung  ihre  Kontrollgewalt  nicht  selten 
auch  in  dem  Sinne  ausgeübt  hat,  daß  sie  entgegen  den 
Wünschen  der  Gesellschaften,  die  den  Bahnbau  billiger  zu 
bewerkstelligen  wünschten,  ausdrücklich  eine  Erhöhung 
der  Baukosten  anordnete4). 

Abgesehen  von  diesen  anfänglichen  Differenzen  zwi- 
schen den  aufsichtsführenden  und  den  ausführenden  In- 
genieuren, erwiesen  sich  die  oben  dargelegten  Kontrakt- 
bedingungen als  auf  gesunden  Grundsätzen  basiert,  und 
obgleich  sich  noch  manche  Mißhelligkeiten  und  Schwierig- 
keiten ergaben,  mit  denen  man  bei  der  in  der  indischen 
Eisenbahnfrage  noch  herrschenden  geringen  Erfahrung  nicht 
gerechnet  hatte,  schritt  der  Bau  des  Eisenbahnnetzes  stetig 
fort.  Die  Schwierigkeiten  waren  anfangs  ungeheuer.  Das 
Bahnoberbaumaterial,  das  gesamte  rollende  Material  und 
vieles  andere  mußteerst  von  England  nach  dem  Arbeitsfeide 
geschafft  werden5).   Um  sich  ein  Bild  von  den  hieraus  den 


1)  Special  Report  1903,    S.   8  9. 

2)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.   377. 

3)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   14. 

4)  Andrew,  a.  a.   0. 

5)  Report  1859,    S.   28. 
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Eisenbahngesellschaften  entstandenen  Schwierigkeiten  und 
Kosten  zu  machen,  braucht  man  nur  die  Menge  der  be- 
nötigten Materialien  zu  berechnen,  die  von  England  für  den 
Bau  des  im  Entstehen  begriffenen  Eisenbahnnetzes  nach 
Indien  gesandt  worden  sind.  Nach  den  amtlichen  Schät- 
zungen wurden  durchschnittlich  für  jede  englische  Meile 
Bahnstrecke,  die  in  indischer  Normalspur  von  5  Fuß  6  Zoll 
engl,  gebaut  ist,  120  Tonnen  Schienenmaterial  benötigt. 
Nun  mußten  aber  die  Bahnlinien  teilweise  zweigleisig  an- 
gelegtwerden, z.  B.  bei  Ausweichstellen  und  Rangiergleisen, 
auch  benötigte  man  für  Brücken,  Gebäude,  Be':: 
mittel  usw.  noch  derartig  viel  Eisenwaren,  daß  dadurch 
das  auf  jede  englische  Meile  Eisenbahnstrecke  veranlagte 
Eisenmaterial  mindestens  verdoppelt  wurde,  so  daß  also 
an  Eisenmaterialien  aller  Art  auf  100  engl.  Meilen  rund 
25  000  engl.  Tennen  kamen.  Den  damals  in  Indien  be- 
stehenden acht  Eisenbahngeselischaften  war  der  Bau  eines 
Bahnnetzes  von  4917  engl.  Meilen  übertragen  worden1), 
für  die  also  nach  obiger  Berechnung  1  229  250  engl.  Tonnen 
Material  von  England  aus  verschifft  werden  mußten.  Von 
diesem  Material  waren  bis  zum  Ende  des  Jahres  1859  2) 
794  904  engl. Tonnen  nach  Indien  geschafft  worden,  nämlich: 


bis  zum  Jahre  1854 
im  Jahre  1855 
m  1856 
„  1857 
„  1858 
,1  1859 
Gesamtmenge 


77  200  ionnen 
in  642 
126  835 
123  103 
147  844 
208  280 


794  904  engl.  Tonnen. 


Demnach   wurden   bei    der  Annahme,    daß   250   engl. 
Tonnen  für  jede  Gleismeile  benötigt  werden,    Materialien: 


1)  Report  1859,    S.   27. 

2)  do.,   S.  28. 
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im  Jahre  1855  für  446  engl.  Meilen  Bahnlinie 

„      1856     ,,     507  ,,            ,, 

„     1857    »j     492  ,,           „ 

„     1858     „     591  „ 

„          1859         „        833  „ 

nach   Indien  gesandt1). 

Da  Indien  in  jener  Zeit  eine  passive  Handelsbilanz 
hatte,  d.  h.  mehr  importierte  als  exportierte,  so  hatten 
die  englischen  Schiffe  in  den  indischen  Häfen  oft  Schwierig- 
keiten, für  die  Heimreise  ausreichende  Frachten  zu  be- 
kommen. Dies  bewirkte  notwendigerweise  eine  Steigerung 
der  Frachtsätze  nach  Indien,  wodurch  die  Baukosten  für 
die  Eisenbahnlinien  erhöht  wurden2). 

War  aber  die  Schwierigkeit  des  Transportes  der  Eisen- 
bahnmaterialien nach  Indien  glücklich  überwunden,  so 
waren  noch  größere  Hindernisse  im  Lande  selbst  zu  be- 
wältigen. Es  gab  dort  keine  zum  Bau  von  Eisenbahnen 
befähigten  Ingenieure;  diese  mußten  vielmehr  erst  zu  hohen 
Gehältern  aus  England  herangezogen  werden.  Diese 
Ingenieure  kannten  natürlich  nicht  das  Land,  seine  Be- 
dingungen und  seine  Sprache.  Erst  allmählich  konnten  sie 
sich  praktische  Erfahrung  aneignen  und  durch  Versuchen 
und  Herumprobieren  lernen,  was  zu  verwerfen  und  was 
anzunehmen  war  3).  Für  die  rein  körperlichen  Arbeiten, 
die  keine  Vorbildung  verlangten,  standen  ihnen  allerdings 
reichliche  und  billige  Arbeitskräfte  bei  der  nach  Hunderten 
von  Millionen  zählenden,  anspruchslosen  indischen  Be- 
völkerung zur  Verfügung.  Daher  sind  gerade  verlaufende 
Bahnstrecken,  selbst  in  schwierigem  Terrain,  charakte- 
ristisch für  die  Eisenbahnen  Indiens;  denn  die  Beschaffung 
von  Baumaterialien  ist  oft  sehr  mühsam,  immer  aber  äußerst 


1)  Report  1859,    S.  28. 

2)  do.,    S.   29. 

3)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.  367. 
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kostspielig,  während  menschliche  Arbeitskräfte  ausnehmend 
wohlfeil  sind.  Im  Gegensatz  zu  den  meisten  Ländern, 
wo  die  menschliche  Arbeit  auf  das  tunlichst  geringste  Maß 
eingeschränkt  wird,  findet  sie  hier  ihrer  Billigkeit  wegen 
die  ausgedehnteste  Verwendung.  Es  ist  eben  jederzeit 
ökonomischer,  hohe  Dämme  oder  tiefe  Einschnitte  her- 
zustellen, als  Terrainschwierigkeiten  durch  Verlegung  der 
Trace  zu  umgehen1).  Dagegen  herrschte  an  erfahrenen 
gelernten  Handwerkern,  die  an  Eisenbahnarbeiten  ge- 
wöhnt waren,  völliger  Mangel.  Den  einheimischen  Arbeitern 
v/ar  der  Gebrauch  der  gewöhnlichsten  Gerätschaften,  wie 
Spitzhacke  und  Schubkarren,  unbekannt.  Wenn  Damm- 
schüttungen und  andere  Erdarbeiten  vorgenommen  wurden, 
so  transportierte  man  die  Erde  in  kleinen  Körben  meist 
auf  den  Häuptern  von  Frauen  und  Kindern.  Die  traurige 
Verfassung  der  Wege  habe  ich  schon  auf  Seite  i  geschildert. 
Die  Flüsse  waren  in  der  trockenen  Jahreszeit  angefüllt 
mit  Sandbänken  und  Untiefen,  während  sie  in  der  Regen- 
zeit zu  reißenden  Strömen  anschwollen  2).  Man  hatte  keine 
Fahrzeuge,  welche  für  den  Transport  von  Eisenbahn- 
material geeignet  waren,  und  die  East  Indian  Railway 
Company  soll  mehr  als  15  000  Tonnen  Material  bei  dem 
Bemühen,  es  in  Booten  der  Eingeborenen  zu  befördern, 
eingebüßt  haben3).  Schließlich  entschloß  sich  die  Gesell- 
schaft, eine  Flotte  von  Schleppdampfern  mit  Leichter- 
fahrzeugen einzurichten,  um  ihre  Materialien  den  Ganges 
hinauf  befördern  zu  lassen.  Die  von  Bombay  ausgehende 
Great  Indian  Peninsula  Railway  hatte  dagegen  große 
Schwierigkeiten  zu  überwinden  beim  Transport  ihrer 
Materialien  über  die  Ghats  nach  dem  Deccan.  Die  Sind 
Railway  Company  mußte  die  für  die  Punjab  Railway  be- 


1)  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  8.   Jahrgans:,  1885,  S.  571. 

2)  Andrew,  a.  a.    O.,    S.    XXIX  ff. 

3)  Andrew,  a.  a.   O.,    S.    XXX. 

E.  Schulz,   Cstind.  Eisenbahnen  3 
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nötigten   Materialien   670 — 900    engl.    Meilen    vom    Hafen 
Kurrachee  aus  ins  Innere  schaffen  x) . 

Nun  hätte  man  freilich  alle  diese  großen  Transport- 
schwierigkeiten vermeiden  können,  wenn  man  die  Bahnen 
nach  dem  sogen.  Teleskop-Prinzip  gelegt  hätte,  das  darin 
besteht,  daß  man  von  einem  Endpunkte  der  Bahnlinie  den 
Bau  der  Strecke  beginnt,  und  sobald  ein  Teil  fertiggestellt 
ist,  die  Baumaterialien  auf  der  Eisenbahn  selbst  bis  zum 
Ende  des  fertigen  Teiles  transportiert  und  hier  an  die  schon 
vorhandene  Strecke  anbaut.  Auf  diese  Weise  schreitet  der 
Bau  der  Strecke  nach  und  nach  von  einem  Punkte  aus  fort. 
Mit  Recht  aber  nahm  man  von  diesem  Prinzip  trotz  seiner 
großen  Bequemlichkeit  und  trotz  der  ungeheuren  Schwierig- 
keiteri,  die  die  Heranschaffung  der  Materialien  in  anderer 
Weise  bot,  doch  Abstand,  weil  bei  der  ungeheuren  Länge 
der  Linien,  die  zunächst  von  einigen  wenigen  Küsten- 
punkten aus  ins  Innere  des  Landes  führen  sollten,  der 
Bahnbau  viel  zu  langsam  vorgeschritten  wäre.  Das  System 
war  für  westeuropäische,  aber  nicht  für  indische  Verhält- 
nisse brauchbar.  Hier  mußte  man  den  Bau  einer  Linie  an 
verschiedenen  Punkten  gleichzeitig  in  Angriff  nehmen. 
Hätte  man  die  zwar  bequeme,  aber  sehr  langwierige  Bau- 
weise des  Teleskopsystems  bei  den  indischen  Eisenbahnen 
angewandt,  so  wäre  z.  B.  auf  der  East  Indian  Railway 
die  Linie  zwischen  Allahabad  und  Cawnpore  zur  Zeit  des 
großen  Aufstandes  vom  Jahre  1857  nicht  für  den  Transport 
von  Truppen  und  Kriegsmaterial  zur  Verfügung  der  Re- 
gierung gewesen  2).  Gerade  dieser  Abschnitt  der  genannten 
Bahnlinie  war  aber  für  die  Truppen  während  der  mili- 
tärischen Operationen  in  Oudh  von  unschätzbarem  Wert, 
denn  oberhalb  der  am  Zusammenfluß  des  Jumna  und 
Ganges  gelegenen  Stadt  Allahabad  ist  der  letztere  wegen 

1)  Report   1859,    S.   29. 

2)  Dem  öffentichen  Verkehr  wurde  diese  Strecke  erst  am  3.  März  1859 
übergeben,   Report    1904,    S.   133. 


—    35 


seiner  Klippen  und  Untiefen  nicht  mehr  für  Dampfer  be- 
fahrbar *)  und,  abgesehen  von  einigen  Monaten  im  Jahre, 
selbst  die  Fahrt  für  die  kleinen,  landesüblichen  Fahrzeuge 
sehr  unsicher,  so  daß  es  über  Allahabad  hinaus  ohne  Be- 
nutzung einer  Eisenbahn  unmöglich  gewesen  wäre,  Kriegs- 
bedarf im  Durchschnitt  schneller  als  12  engl.  Meilen  pro  Tag 
zu  Lande  oder  auf  dem  Wasserwege  zu  transportieren  2). 

Außer  der  Herbeischaffung  der  Materialien  trugen 
drei  physische  Schwierigkeiten,  die  gerade  Indien  eigen- 
tümlich sind,  sehr  zur  Verteuerung  der  Bahnanlagen  bei, 
nämlich  die  periodischen  Überschwemmungen  der  Flüsse, 
der  außerordentlich  gewundene  Lauf  der  Flußtäler,  denen 
man  sich  bei  der  eigentümlichen  Natur  des  Landes  trotz- 
dem anschließen  mußte,  und  die  Verheerungen  der  weißen 
Ameise3).  Die  Überschwemmungsgefahr  machte  den  Bau 
sehr  hoher  und  sehr  fester  und  darum  auch  sehr  teurer 
Bahnkörper  notwendig.  Trotzdem  aber  hat  man  die  Über- 
schwemmungsgefahr bis  heute  nicht  beseitigen  können,  und 
in  allen  amtlichen  Jahresberichten  über  das  indische  Eisen- 
bahnwesen finden  sich  unter  der  Bezeichnung  „Damages 
by  floods  and  rainfall"  besondere  Abschnitte,  in  welchen 
die  durch  die  Wassermassen  fast  allen  Eisenbahnlinien 
alljährlich  zugefügten  Schäden  aufgeführt  werden.  Diese 
Verheerungen  sind  oft  so  groß,  daß  der  Verkehr  auf  Wochen 
und  Monate  unterbrochen  werden  muß. 

Zu  zweit  wurde,  wie  wir  sahen,  der  Eisenbahnbau  sehr 
verteuert  durch  den  außerordentlich  gewundenen  Lauf  der 
Flußtäler.  Dadurch  war  man  gezwungen,  ungemein  viel 
Brücken  zu  bauen.  Jeder  einzelne  Brückenbau  stellte  sich 
aber  der  Überschwemmungsgefahr  wegen  ganz  außerordent- 
lich teuer.    Die  Fundamente  mußten  sehr  stark  und  wider- 

1)  Andrew,  a.  a.   O.,    S.   54. 

2)  do.,    S.  236. 

3)  do.,    S.   130. 
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standsfähig  sein,  die  Brücken  mußten  sehr  hoch  über  die 
Flußbetten  geführt  werden,  und  endlich  mußten  sie  sehr 
breit  sein  1).  So  gibt  der  amtliche  Bericht  für  das  Jahr  1903 
in  einer  umfangreichen  Tabelle  an  2),  daß  bis  zum  31.  De- 
zember 1903  insgesamt  87  Eisenbahnbrücken  in  Indien  von 
1000  engl.  Fuß  Länge  und  darüber  und  nicht  weniger  als 
600  000  Rupien  Baukosten  errichtet  worden  sind.  Die 
längste  dieser  Brücken  ist  diejenige,  welche  die  East  Indian 
Railway  mit  93  Brückenbogen  über  den  Sone-Fluß  3)  bei 
Delhi  führt.  Die  Brücke  ist  10052  engl.  Fuß  lang  und 
hat  alles  in  allem  annähernd  31  4  Millionen  Rupien  Bau- 
kosten verursacht4). 

Nicht  so  überwindlich  und,  wie  Sir  W.  P.  Andrew5) 
wohl  ganz  richtig  meint,  vielfach  übertrieben  waren  die 
Schwierigkeiten,  die  den  Bahnanlagen  von  den  weißen 
Ameisen  bereitet  werden,  da  einerseits  die  zitternden  Be- 
wegungen und  Stöße  der  Schwellen,  welche  durch  die 
schweren  Eisenbahnzüge  verursacht  werden,  die  von  den 
Tierchen  in  der  Erde  gegrabenen  Gänge  zerstören  und  man 
andererseits  die  Eisenbahnschwellen  durch  Imprägnieren, 
welches  ihnen  größere  Härte  verleiht,  für  die  Ameise  un- 
angreifbar machen  oder  eiserne  Schwellen  verwenden 
kann.  Das  Imprägnieren  des  Holzes,  mit  dem  man  es  an- 
fangs versuchte,  hat  sich  jedoch  auf  die  Dauer  nicht  be- 
währt. Deshalb  hat  man,  trotzdem  Holz  in  vorzüglicher 
Qualität  sich  im  ganzen  Lande  findet  und  zu  niedrigen 
Preisen,  in  einzelnen  Gegenden  beinahe  für  die  Kosten  des 

1)  Kupka,  a.  a.  O.,  S.  570,  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  8.  Jahrgang, 
1885. 

2)  Report  1903,  S.  156—163.    In  den  neueren  Berichten  fehlt  seitdem 
diese  Tabelle. 

3)  Ein   rechter    Nebenfluß   des    Ganges,    oberhalb    Patna   in   diesen 
mündend. 

4)  Report  1903,    S.   158. 

5)  Andrew,  a.   a.    0.,    S.    136—137. 
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Schneidens  erhältlich  ist  und  trotzdem  die  Eisenschwellen, 
da  sie  erst  aus  England  herangeschafft  v/erden  müssen, 
sich  sehr  teuer  stellen,  mehr  und  mehr  begonnen,  die  Holz- 
schwellen durch  eiserne  zu  ersetzen,  und  legt  neue  Gleise 
fast  nur  noch  auf  letzteren. 

Verteuert  wurde  der  Bau  der  Bahnanlagen  in  Indien 
aber  nicht  nur  durch  diese  natürlichen  Hindernisse,  sondern 
auch  dadurch,  daß  die  Bauart  von  vornherein  weit  über 
die  für  die  Bedürfnisse  des  Landes  notwendige  hinausging. 
Bequemlichkeiten  waren  vorgesehen,  welche  an  sich  wohl 
wünschenswert,  aber  zu  einem  sicheren  und  erfolgreichen 
Betrieb  der  Eisenbahnen  durchaus  nicht  nötig  waren.  Ferner 
waren  die  ersten  Versuchslinien  mit  einem  doppelten  Gleis 
gebaut  worden,  für  welches  die  Notwendigkeit  erst  eine 
Generation  später  eintrat  *) ,  und  erst  beim  weiteren  Ausbau 
des  indischen  Eisenbahnnetzes,  besonders  unter  dem  Einfluß 
des  von  Lord  Dalhousie  verfaßten  Entwurfs  aus  dem  Jahre 
1850,  war  dieser  Fehler  vermieden  worden  2).  Um  aber  eine 
Verdoppelung  des  Gleisstranges  mit  möglichst  geringen 
Kosten  vornehmen  zu  können,  wenn  sich  das  Bedürfnis 
dazu  ergeben  sollte,  hat  man  die  Brücken,  Tunnel,  Ein- 
schnitte auch  auf  den  eingleisigen  Strecken  von  vornherein 
für  einen  doppelten  Gleisstrang  passend  eingerichtet.  Ein 
weiteres  Anwachsen  in  den  Baukosten  wurde  verursacht 
durch  Änderungen  in  den  festgelegten  Routen,  nachdem 
die  Arbeiten  bereits  begonnen  hatten  3).  Infolge  der  oben 
angeführten  Schwierigkeiten  und  der  begangenen  Fehler 
stellten  sich  die  Anlagekosten  für  die  indischen  Eisenbahnen 
so  hoch,  daß  die  Einnahmen,  welche  wohl  genügend  ge- 
wesen sein  mögen,  die  Zinsen  für  einen  normalen  Kapital- 
aufwand aufzubringen,  nicht  ausreichten,  die  der  Regierung 


1)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,   S.  367  368. 

2)  s.    S.    11  ff. 

3)  Report  1859,    S.  7. 
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aus  der  geleisteten  Zinsgarantie  erwachsenen  Verpflich- 
tungen zu   decken  *) . 

Das  Defizit,  das  die  indische  Regierung  aus  ihren  Ein- 
künften begleichen  mußte,  wurde  noch  vermehrt  durch 
die  kontraktlich  festgelegte  Art  der  Teilung  der  Gewinne. 
In  den  Verträgen  war  nämlich  bestimmt,  daß  die  über  den 
garantierten  Zinssatz  erzielten  Einnahmen  halbjähr- 
lich zwischen  der  Regierung  und  den  Eisenbahngesell- 
schaften geteilt  werden  sollten  2).  Als  der  Verkehr  sich  nun 
soweit  entwickelt  hatte,  daß  die  Erträge  des  ganzen  Jahres 
zur  Deckung  der  Zinsen  genügt  hätten,  kam  die  Regierung 
dennoch  in  die  Lage,  einen  Zuschuß  zu  zahlen,  indem  wohl 
die  Gewinne  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres,  in  welcher  der 
Verkehr  in  Indien  stets  bedeutend  lebhafter  ist,  reichlich 
die  garantierten  Zinsen  deckten,  aber  nicht  die  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres,  so  daß  demnach  ein  Defizit  entstand  3). 
Außerdem  veranlaßte  die  halbjährliche  Teilung  der  Ge- 
winne die  Eisenbahngesellschaften,  ihre  Ausgaben  soviel 
als  möglich  auf  das  schlechte  Halbjahr  zu  beschränken; 
denn  durch  niedrige  Betriebsausgaben  in  dem  guten  Halb- 
jahr wurden  ihre  Dividenden  vergrößert,  während  die  ver- 
mehrten Ausgaben  im  schlechten  Halbjahr  keine  Wirkung 
auf  die  Erträge  der  Gesellschaften  ausübten,  da  ihnen  ja 
ein  fester  Minimalgewinn  von  der  Regierung  garantiert 
worden  war  4). 

Trotz  aller  dieser  pekuniären  Schwierigkeiten  schritt 
doch  in  der  Zeit  von  1853  — 1856  der  Eisenbahnbau 
rüst  g  weiter  fort,  und  jedes  Jahr  konnten  dem  Verkehr 
größere  Strecken  übergeben  werden  als  im  vorangehenden, 
wie  die  folgende  Tabelle  zeigt.     Es  wurden  gebaut5): 


1)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.   368. 

2)  Report  1859,  Appendix  „Form  of  Deed  of  Contract",   S.  48. 

3)  The  Imperial   Gazetteer  of   India,  a.  a.    0. 

4)  Special  Report  1903,    S.   6. 

5)  Report  1904,   S.   19. 
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i853:  20  engl-  Meilen 

1854:  51       M 

1855:  98       M 

1856:  103       M 

Wenn  sich  auch  die   Hoffnung  Lord  Dalhousies,   daß 
die  Regierung  niemals,  nachdem  eine  Linie  erst  einmal  in 
Betrieb  genommen  sei,  einen  Zuschuß  werde  zahlen  müssen 
und  die  Bahnen  selbst  die  Verzinsung  der  in  ihnen  angelegten 
Kapitalienzu  dem  garantiertenZinssatze  auf  bringen  würden, 
nicht  ganz  erfüllt  hat,  so  sind  die  indirekten  Vorteile,  welche 
dem   Lande  aus   der   Schaffung  der   Eisenbahnverbindung 
schon   während   seiner   Amtszeit   erwuchsen,    so   groß   ge- 
wesen, daß  die  eingeschlagene  Eisenbahnpolitik  als  richtig 
und  den  Bedürfnissen  des  Landes  entsprechend  angesehen 
werden  muß1).     Während   der  acht   Jahre,   in   denen   der 
Lord  den  Posten  eines  Generalgouverneurs  bekleidete,  von 
^48 — 1856,  wuchs  der  Export  roher  Baumwolle  um  mehr 
als  das  Doppelte,  nämlich  von  rund   l1/2  Millionen  Pfund 
Sterling  auf  beinahe  31  3  Millionen  Pfund  Sterling.     Einen 
noch  bedeutenderen  Zuwachs  erreichte  der  Export  von  Ge- 
treide, welcher  sich  von  890  000  Pfund  Sterling  im  Jahre 
1848  auf  2  900  000  Pfund  Sterling  im  Jahre  1856  vermehrte, 
also  um  mehr  als  das  Dreifache.    Der  Gesamtexport  Indiens 
stieg  innerhalb  der  acht  Jahre  von  131  3  Millionen  Pfund 
Sterling  auf  über  23  Millionen.      - 

Das  gewaltige  Anwachsen  der  produktiven  Tätigkeit 
Indiens,  welches  durch  diese  Zahlen  veranschaulicht  wird, 
befähigte  die  indische  Bevölkerung  andererseits,  Waren 
aus  England  in  unvorhergesehenem  Maße  zu  beziehen. 
Der  Import  baumwollener  Fabrikate  nach  Indien  stieg  von 
rund  3  Millionen  Pfund  Sterling  im  Jahre  1848  auf  61  a 
Millionen  im  Jahre  1856.    Der  Gesamtimport  an  Waren  und 


1)    Railways  in   India,    S.    19. 
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Silber  stieg  in  diesem  achtjährigen  Zeitraum  von  io1   2  auf 
251  4  Millionen   Pfund    Sterling1). 

Damit  wäre  auch  die  zweite  Unterperiode  der  ersten 
Hauptperiode  abgeschlossen,  und  wir  kommen  nunmehr  zu 
der   dritten  und  letzten  Unterperiode. 

Es  schien,  als  würde  der  Ausbau  des  indischen  Eisen- 
bahnnetzes auf  dem  einmal  beschrittenen  Wege  sich  nun 
ruhig  weiterentwickeln,  da  brach  im  Jahre  1857  unerwartet 
mit  elementarer  Kraft  der  große  Aufstand  aus,  brachte 
alles  in  Verwirrung  und  fügte  den  Eisenbahngesellschaften 
pekuniäre  Verluste  in  Höhe  von  mehreren  Millionen  Pfund 
Sterling  zu2).  Es  ist  berechnet  worden,  daß  allein  die 
East  Indian  Railway,  welche  besonders  schwer  unter  den 
Unruhen  zu  leiden  hatte,  durch  die  teilweise  Zerstörung 
der  Bahnanlagen,  durch  die  Verzögerung  im  Bau  und  die 
Steigerung  der  Preise  für  Arbeitskräfte  und  Materialien, 
welche  nach  Unterdrückung  des  Aufstandes  eintrat,  einen 
Schaden  von  zirka  3  Millionen  Pfund  Sterling  erlitt3). 
Einen  in  die  Augen  springenden  Vorteil  hat  aber  das 
Garantiesystem  unter  diesen  schwierigen  Verhältnissen  ge- 
zeigt, nämlich  den,  daß  den  Gesellschaften,  unabhängig 
von  den  Zuständen  des  Landes,  stets  die  nötigen  Geldmittel 
zur  Verfügung  standen.  Wären  die  indischen  Eisenbahnen 
damals  reine  Staatsanlagen  gewesen,  ausgeführt  mit  Staats- 
geldern, so  v/ürden  sicherlich  die  für  diese  Zwecke  bestimm- 
ten Kapitalien  für  dringendere  Bedürfnisse  der  indischen 
Regierung  verwandt  v/orden  sein.  Mit  Berücksichtigung 
der  politischen  Erschütterungen  und  der  finanziellen 
Schwierigkeiten,  welche  Indien  in  der  zweiten  Hälfte  der 
fünfziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  durchzumachen 
hatte,  kann  man  v/ohl  fragen,  ob  irgendein  anderes  System 


1)  Hunter,  Marquess  of  Dalhousie,    S.   195  ff. 

2)  Bell,  a.  a.    O.,    S.   15  ff. 

3)  Report  1859,    S.   11. 
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als  das  der  mit  Zinsgarantie  ausgestatteten  privaten  Ge- 
sellschaften die  Absichten  der  Regierung  erfüllt  hätte. 
Anstatt  eines  ständigen  Fortschrittes,  welcher  nur  zuweilen 
gehemmt  wurde,  wenn  an  einzelnen  Orten  die  Kämpfe  mit 
den  Aufständischen  überhand  nahmen,  wären  auch  die  Ar- 
beiten an  den  Eisenbahnen  unterbrochen  worden,  genau 
wie  es  mit  allen  übrigen  Unternehmungen  geschah,  welche 
durch  die  Regierung  in  Angriff  genommen  waren,  da  diese 
alle  verfügbaren  Mittel  zur  Unterdrückung  des  Aufstandes 
verwandte  x). 

Trotz  der  schweren  Schäden,  welche  der  Aufstand  den 
Eisenbahnen  zufügte,  hat  er  doch  auch  in  dieser  Beziehung 
dem  Lande  genützt,  indem  er  den  stärksten  möglichen 
Beweis  für  die  Notwendigkeit  brachte,  energisch  für  die 
Verbesserung  der  Verkehrsmittel  und  Verbindungsmög- 
lichkeiten zu  sorgen.  Die  damals  gesammelten  Erfahrungen 
waren  von  unberechenbarem  Wert2).  Hätten  per  Bahn 
den  belagerten  Garnisonen  Verstärkungen  gesandt  werden 
können,  anstatt  daß  die  Truppen  lange,  mühselige  Märsche 
zurücklegen  mußten,  v/ären  sicherlich  viele  Metzeleien  ver- 
hindert worden,  und  Tausende  kostbarer  Leben  hätten  ge- 
rettet v/erden  können3).  Als  die  Ruhe  im  Lande  wieder- 
hergestellt und  die  Verwaltung  Indiens  durch  Gesetz  vom 
2.  August  1858  auf  die  englische  Krone  übertragen  worden 
war,  wurde  daher  der  Bau  der  Eisenbahnen  mit  wachsender 
Eile  betrieben,  wie  aus  folgender  Tabelle4)  ersichtlich  ist. 
Es  wurden  gebaut: 


1857: 

15 

engl. 

Meilen 

1858: 

140 

.. 
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1859, 

1859: 

S.  27. 
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a.    0.,    S 

215. 

3) 
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Report 
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i86o:    213    engl.  Meilen 
1861:    749       „ 
1862:    746      „ 

Nachdem  also  in  dem  Schreckensjahr  1857  der  Eisen- 
bahnbau fast  ganz  geruht  hatte,  hatte  man  ihn  im  Jahre 
1858  in  verstärktem  Maße  wieder  aufgenommen  und  ihn 
ganz  besonders  forciert  in  den  Jahren  1861  und  1862. 
Im  Jahre  1863  aber  erfolgte  ein  sehr  starker  Rückschlag. 
Die  Gesamtmeilenzahl  vermehrte  sich  nur  um  174  engl. 
Meilen.  Auf  die  Gründe  dieses  Rückschlages  müssen  wir 
etwas  näher  eingehen. 

Der  große  Aufstand  selbst  hatte  schon  gewaltige 
Summen  verschlungen,  und  die  Gährung,  die  unter  den 
Mohammedanern  noch  einige  Zeit  fortdauerte,  wie  die  1863 
in  Patna  entdeckte  und  glücklicherweise  im  Keime  erstickte 
Verschwörung  zeigte,  beeinflußte  sehr  ungünstig  die  Ver- 
hältnisse des  Landes,  was  sich  natürlich  in  der  Lage  der 
Finanzen  empfindlich  fühlbar  machte.  Dazu  kam,  daß  noch 
im  gleichen  Jahre,  in  welchem  der  Patna-Anschlag  sich 
ereignete,  ein  Krieg  gegen  Bhutan  geführt  werden  mußte. 
Die  Zahl  der  britischen  Truppen  in  Indien  war  stark  ver- 
mehrt worden  und  die  Notwendigkeit,  Baracken  und  Laza- 
rette für  sie  zu  bauen,  äußerst  dringend  x).  Die  Regierung 
suchte  darum  auf  anderen  Verwaltungsgebieten  die  Aus- 
gaben so  weit  wie  möglich  einzuschränken.  Es  wurden  daher 
schon  im  Betriebsjahre  1860/61  keine  neuen  Bahnlinien 
konzessioniert.  Ferner  wurde  ein  bereits  in  Angriff  ge- 
nommenes Projekt,  wenn  auch  nicht  ganz  aufgegeben,  so 
doch  für  einige  Zeit  verschoben  und  die  Arbeiten  dieser 
Gesellschaft  gänzlich  eingestellt2).  Es  handelte  sich  hier 
um  die  Oudh  Railway  Company,  die  bereits  im  Jahre  1857  in 
der  Provinz  Oudh  Vermessungen  mit  Zustimmung  der  Re- 


1)    Strachey,  a.  a.   O.,    S.   223. 
(2   Report   186061,    S.  6. 
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gierung  für  verschiedene  Eisenbahnrouten  begonnen  hatte, 
aber  infolge  des  Aufstandes  ihre  Arbeiten  einstellen  mußte1) . 
Sie  hatte  dann  im  Jahre  1859  ihre  Tätigkeit  wieder  auf- 
genommen, erhielt  aber  schon  ein  Jahr  später  von  der  Re- 
gierung den  für  die  Vermessungen  ausgegebenen  Betrag, 
nämlich  12  166  Pfund  Sterling  o  s.  5  d.  nebst  Zinsen 
zurückerstattet.  Hierfür  wurden  die  Entwürfe  und  Zeich- 
nungen der  indischen  Regierung  ausgehändigt,  welche  diese 
verwenden  wollte,  wenn  eine  zur  Einführung  von  Eisen- 
bahnen in  der  Provinz  Oudh  günstigere  Zeit  als  die  da- 
malige kommen  würde.  Dieser  Entschluß  der  indischen 
Regierung  war  eine  Folge  der  Entscheidung  des  Staats- 
sekretärs für  Indien,  Sir  Charles  Wood,  keine  weiteren 
Zinsgarantien  für  neue  Eisenbahnunternehmungen  zu  über- 
nehmen. Die  Regierung  in  Indien  sollte  vielmehr  ihre  Unter- 
stützung auf  diejenigen  Gesellschaften  beschränken,  mit 
denen  bereits  feste  Kontrakte  abgeschlossen  worden  seien, 
damit  die  schon  im  Bau  begriffenen  Anlagen  tatkräftig 
durchgeführt  werden  könnten.  Auch  sollten  wegen  der 
Schwierigkeit,  welche  einige  der  schon  bestehenden  Eisen- 
bahngesellschaften bei  der  Aufbringung  der  nötigen  Kapi- 
talien hatten,  vorläufig  die  Arbeiten  an  gewissen,  bereits 
sanktionierten  Strecken  hinausgeschoben  werden,  welche 
Teile  des  umfassenden  Netzes  von  Stammlinien  bildeten, 
deren  Bau  aber  noch  nicht  begonnen  worden  war  -). 
Dieses  waren  die   Linien  von: 

1.  Allahabad  nach  Jubbulpore,  227  englische  Meilen, 
zum  Bahnnetz  der  East  Indian  Railway  Company  gehörig; 

2.  Delhi  nach  Lahore,  240  englische  Meilen,  zum  Bahn- 
netz  der  Punjab   Railway   Company  gehörig,   und 

3.  Sholapore  nach  Bellary,  183  englische  Meilen,  teils 
zur  Great  Indian  Peninsula  und  teils  zur  Madras  Railway 
Company  gehörig. 

1)  Report  1859,  S.  23. 

2)  Report  1860  61,  S.  6. 
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Die  Baukosten  dieser  drei  Strecken  waren  veranschlagt 
auf  2  250  00c  Pfund  Sterling  bis  2  750  000  bezw.  rund 
2  500  000  Pfund  Sterling  und  2  000  000  sowie  2  250  000 
Pfund  Sterling,  so  daß  man  rund  7  Millionen  Pfund  Ster- 
ling weniger  benötigen  würde1).  Um  die  unmittelbaren 
Kapitalforderungen  noch  weiter  zu  reduzieren,  wurden  auch 
die  Arbeiten  zur  Erweiterung  der  Great  Southern  of  India 
und  Eastern  Bengal  Railways  vorläufig  unterbrochen2). 

Aber  trotz  dieser  Einschränkung  in  den  Ausgaben 
dauerte  die  Schwierigkeit  der  Beschaffung  der  Kapitalien 
fort.  Ungeachtet  aller  Bemühungen  gelang  es  nicht,  Geld 
für  indische  Eisenbahnunternehmungen  in  London  zu  er- 
halten ohne  eine  staatliche  Zinsgarantie  von  5  °0  3) .  Früher 
hatten  wenigstens  die  Gesellschaften  auf  Grund  dieser 
Garantie  reichlich  Kapitalien  bekommen,  und  diese  ständige 
Versorgung  mit  Geld  würde  auch  wohl  fortgedauert  haben, 
wenn  nicht  die  politischen  Erschütterungen  stattgefunden 
hätten.  Die  außerordentlichen  Ausgaben,  die  durch  die 
Unruhen  im  Lande  verursacht  worden  waren,  zwangen  aber 
die  Regierung,  selbst  große  Anleihen  aufzunehmen,  welche 
natürlich  auf  die  Finanzoperationen  der  Eisenbahngesell- 
schaften  störend  einwirkten. 

Nachdem  so  im  Jahre  1863  der  weitere  Bahnbau 
etwas  ins  Stocken  geraten  war,  kam  man  doch  bald  zu  der 
Überzeugung,  daß  die  Bahnen  mit  der  Fortführung  der 
einmal  in  Angriff  genommenen  Linien  unmöglich  warten 
könnten,  bis  auf  dem  Geldmarkte  wieder  günstigere  Ver- 
hältnisse eingetreten  wären,  daß  ein  solches  Warten  für 
die  Gesellschaften  mit  ernsten  Verlusten  verbunden  sein 
müßte,  daß  man  darum  trotz  der  ungünstigen  Geldmarkt- 
verhältnisse darauf  sinnen  müsse,  die  Arbeiten  nach  Mög- 

1)  Report  1860  61,    S.  9. 

2)  do.,    S.   6. 

3)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  368. 
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lichkeit  fortsetzen  zu  können.  Da  es  nun  den  Gesell- 
schaften nicht  möglich  war,  selbst  auf  dem  Geldmarkte 
sich  das  für  den  Weiterbau  nötige  Kapital  zu  beschaffen, 
sprang  die  Regierung  ein,  indem  sie  das  Geld  durch 
Anleihen  beschaffte  und  den  Gesellschaften  vorschoß. 
Die  Last,  die  dem  Staat  aus  dieser  Maßnahme  erwuchs, 
und  das  Risiko  der  Regierung  wurde  dadurch  nicht  be- 
sonders vermehrt,  da  ja  die  ursprünglichen  Kontrakt- 
bedingungen davon  unberührt  blieben  1).  Die  Gesell- 
schaften mußten  die  ihnen  geleisteten  Vorschüsse  zu  5 
verzinsen  und  die  Regierung  hatte  einen  direkten  Anteil 
am  Unternehmen  entsprechend  dem  Betrage  der  geleisteten 
Zuschüsse  2) .  Aufschieben  konnte  man  ferner  aus  Rücksicht 
auf  die  Finanzlage  nur  vorübergehend  solche  Eisenbahn- 
projekte, die  über  die  Vermessungen  noch  nicht  hinaus- 
gekommen waren.  Hätte  man  auch  auf  anderen  Linien  die 
Arbeiten  einstellen  wollen,  so  würden  in  gleicher  Weise  die 
Interessen  der  Regierung,  der  Eisenbahngesellschaften  und 
des  Publikums  geschädigt  worden  sein.  Denn  es  würden 
nicht  nur  die  schon  gemachten  großen  Geldausgaben  ohne 
Ertrag  geblieben  sein,  sondern  man  hätte  auch  einen 
positiven  Verlust  durch  den  Schaden,  und  eventuell  sogar 
die  Vernichtung  der  unvollendeten  Anlagen  erlitten,  wenn 
sie  der  Gnade  der  Elemente  in  einem  tropischen  Klima 
überlassen  worden  wären. 

Man  nahm  also  in  den  Jahren  1864  und  1865  den 
Eisenbahnbau  in  verstärktem  Maße  wieder  auf.  1864 
konnten  451  und  1865  405  engl.  Meilen  dem  Verkehr  über- 
geben werden3).  Je  geneigter  aber  die  Regierung  war, 
schon  angefangene  Linien  nicht  nur  durch  Zinsgarantie, 
sondern   auch    durch    Kreditvermittlung  zu   unterstützen, 


1)  Report  1860  61,  S.  28. 

2)  Report  1860  61,  S.  12. 

3)  do.  1904,  S.  19. 
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desto  weniger  zeigte  sie  sich  bereit,  neuen  Eisenbahnpro- 
jekten näherzutreten.  Als  dennoch  die  Eisenbahngesell- 
schaften mit  solchen  an  sie  herantraten,  forderte  sie  sie  vor 
allen  Dingen  auf,  ihr  Pläne  vorzulegen,  bei  denen  auf  die 
bisher  übliche  Zinsgarantie  verzichtet  würde.  Solche  Pläne 
wurden  der  Regierung  in  der  Tat  von  mehreren  Gesell- 
schaften unterbreitet,  nämlich  von  der  Indian  Branch 
Railway  Company,  von  der  Great  Indian  Peninsula  Railway 
Company  u.  a.  rn. 

Auf  die  Projekte  und  ihr  weiteres  Schicksal  wollen 
wir  nun  näher  eingehen.  Die  Indian  Branch  Railway 
Company  *)  wollte  den  Bau  von  Eisenbahnen  in  Oudh 
und  Rohilkhand  wieder  aufnehmen,  und  zwar  auf  der 
Grundlage  eines  jährlichen  staatlichen  Zuschusses  von 
iooo  Rupien  für  jede  eröffnete  Meile  Bahnstrecke  auf  einen 
Zeitraum  von  20  Jahren;  außerdem  sollte  die  Regierung 
einen  weiteren  Zuschuß  zum  Bau  jeder  größeren  Brücke 
gewähren  und  das  für  die  Bahnanlagen  benötigte  Land 
der  Gesellschaft  auf  99  Jahre  frei  überlassen,  dafür  sollte 
die  Post  frei  befördert  und  für  Offiziere,  Soldaten  und  den 
Transport  von  militärischen  Ausrüstungsgegenständen  be- 
sondere, reduzierte  Fahrpreise  und  Frachtsätze  vereinbart 
werden.  Auf  dieser  Basis  wurden  die  Arbeiten  im  Jahre 
1863  64  begonnen,  noch  ehe  ein  förmlicher  Kontrakt 
zwischen  der  Eisenbahngesellschaft  und  dem  Staats- 
sekretär für  Indien  abgeschlossen  worden  war  2).  Aber  die 
Hoffnungen  der  Gesellschaft,  aus  eigner  Kraft  die  nötigen 
Geldmittel  zu  beschaffen,  schlugen  fehl,  und  schon  gegen 
Ende  des  Jahres  1864  trat  sie  an  die  Regierung  heran  mit 
Vorstellungen,  daß,  wenn  nicht  günstigere  Bedingungen  ge- 
währt würden    als  die  in  den  ursprünglichen  Verhandlungen 


1)  Bell,  a.  a.   O.,    S.    16. 

2)  Die   offizielle    Genehmigung   zum    Bau  wurde   erst   1864   erteilt, 
Report  1906,    S.   166. 
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geplanten,  es  ihr  wegen  Gel  dmangels  nich  t  möglich  sein  würde, 
die  begonnenen  Arbeiten  zu  vollenden.  Sie  forderte  daher  die 
Übernahme  einer  Zinsgarantie  von  5  %  auf  einen  gewissen 
Teil  des  Kapitals  l).  Da  aber  jeder  Zweig  der  Verwaltung 
Geld  verlangte  für  notwendige  Verbesserungen,  und  die 
Situation  noch  erschwert  wurde  durch  die  im  Jahre  1865 
ausbrechende  furchtbare  Orissa- Hungersnot  2),  lehnte  der 
Staatssekretär  Sir  Charles  Wood  in  seiner  Antwort  vom 
Dezember  1865  es  mit  Rücksicht  auf  die  Finanzlage  ab, 
mehr  zu  tun,  als  der  Gesellschaft  eine  kleine  Summe  vor- 
zuschießen, die  nötig  war,  um  die  Arbeiten  auf  der  Strecke 
Cawnpore-Lucknow  zu  vollenden,  auf  welche  die  Haupt- 
hoffnungen der  Gesellschaft  gesetzt  waren3).  Sollte  die 
Indian  Branch  Railway  Company  dieses  Anerbieten  nicht 
annehmen,  so  war  er  auch  bereit,  die  Anlagen  in  ihrem 
derzeitigen  Zustande  zu  dem  Marktwert  der  Aktien  zu  über- 
nehmen. Die  Direktoren derGesellschaftantwortetenhierauf, 
sie  wollten,  ehe  sie  das  Darlehen  der  Regierung  annähmen, 
selbst  versuchen,  durch  die  Ausgabe  von  Obligationen  das 
benötigte  Kapital  aufzubringen,  baten  aber  gegebenen- 
falls um  die  Erneuerung  des  Anerbietens  eines  Darlehens 
seitens  der  Regierung,  welche  Bitte  auch  im  März  1866 
gewährt  wurde.  Bis  zu  diesem  Zeitraum  war  es  der  Ge- 
sellschaft nur  gelungen,  von  einem  veranschlagten  Bau- 
kapital von  2  Millionen  Pfund  Sterling  200000  Pfund  Ster- 
ling aufzunehmen,  und  ehe  zwei  Monate  vergangen  waren, 
befand  sich  die  Gesellschaft  infolge  des  Zusammenbruchs 
einer  Bank  wieder  in  Schwierigkeiten.  Sie  bat  um  weitere 
Hilfe,  welche  jedoch  vom  Staatssekretär  rundweg  abgelehnt 
wurde  4) . 


1)  Bell,  a.  a.    O.,    S.   16. 

2)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  369. 

3)  Report  1865  66,    S.  6. 

4)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   17. 
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Inzwischen  waren  auch  mit  der  Great  Indian  Peninsula 
Railway  Company  Verhandlungen  geführt  worden  zur  Aus- 
dehnung ihres  Eisenbahnnetzes  auf  Grund  ähnlicher  Be- 
dingungen, wie  sie  der  Indian  Branch  Railway  Company 
gewährt  worden  waren,  also  indem  der  Gesellschaft  zur 
Unterstützung  von  seiten  der  Regierung  für  jede  eröffnete 
Meile  einer  Strecke  eine  bestimmte,  feste  Summe  pro  Jahr 
gezahlt  werden  sollte.  Diese  Verhandlungen  wurden  in 
diesem  Falle  dadurch  verwickelt,  daß  eine  der  geplanten 
Linien  durch  einen  Eingeborenenstaat  führen  sollte, 
von  dem  man  eine  genügende  finanzielle  Unterstützung  zu 
erlangen  hoffte.  Vorschläge  derselben  Art  wurden  auch 
von  der  Bombay,  Baroda  and  Central  India  Railway  Com- 
pany zur  Vergrößerung  ihres  Eisenbahnnetzes  gemacht.  Aber 
auch  in  diesen  Fällen  zeigten  sich  dieselben  Schwierigkeiten, 
mit  denen  auch  die  Indian  Branch  Railway  Company  zu 
kämpfen  hatte  1).  Geld  für  irgendeine  Eisenbahn  in  Indien 
war  tatsächlich,  ohne  daß  die  Regierung  eine  Zinsgarantie 
übernahm,  auf  dem  Londoner  Geldmarkt  nicht  zu  erhalten. 
Auf  diesen  war  man  aber  so  gut  wie  ganz  angewiesen,  denn 
von  den  32  109  Personen,  welche  am  31.  Dezember  1865 
indische  Eisenbahnaktien  besaßen,  waren  31  347  in  Eng- 
land und  nur  762  in  Indien,  d.  h.  nur  ungefähr  2  ",,,  ein- 
getragen 2).  Der  Staatssekretär  mußte  daher  notgedrungen 
nachgeben  und  übersandte  der  Regierung  von  Indien  den 
Entwurf  eines  neuen  Kontraktes  mit  der  Indian  Branch 
Railway  Company  zur  Rückäußerung3).  Gleichzeitig 
räumte  er  ein,  daß  der  Gedanke,  Kapital  für  indische  Eisen- 
bahnen ohne  Zinsgarantie  zu  erhalten,  zurzeit  praktisch 
undurchführbar  und  von  ihm  aufgegeben  sei.  Die  von  ihm 
vorgeschlagene  Garantie  war  5  °  ,    Zinsen  jährlich  auf  ein 


1)  Bell,  a.  a.    O.,    S.   17. 

2)  Report   1865  66,    S.   6. 

3)  Despatch    No.   18,   Railway,  of  23a  March   1867. 
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Kapital  von  4  Millionen  Pfund  Sterling;  die  Gewinne, 
die  über  diesen  Zinsbetrag  hinaus  erzielt  werden,  sollten 
zu  gleichen  Teilen  zwischen  Staat  und  Gesellschaft  verteilt 
werden,  wie  es  ja  auch  in  den  alten  Kontrakten  vereinbart 
worden  war.  Ende  des  Jahres  1867  übermittelte  die  Re- 
gierung von  Indien  ihre  Antwort,  wobei  sie  diese  Be- 
dingungen für  zu  günstig  erklärte  l) .  Dieses  wichtige  Schrei- 
ben war  begleitet  von  einem  langen  Bericht  des  Captain 
(später  General)  Sir  E.  C.  S.  Williams,  in  welchem  zum 
erstenmal  der  Gedanke  eines  völligen  Bruchs  mit  dem  alten 
Garantiesystem  und  die  Umrisse  für  eine  neue  Eisenbahn- 
politik,  nämlich  den  Bau  von  Esenbahnen  durch  den 
Staat  selbst,  entwickelt  wurden.  Gleichzeitig  wurde  auch 
ein  Schreiben  des  Vizekönigs  Sir  John  Lawrence  über- 
sandt,  in  welchem  er  folgende  Grundsätze  für  eine  künftige 
Eisenbahnpolitik  entwickelte  2) : 

1.  Keiner  Eisenbahngesellschaft  sollte  eine  allzu 
große  Ausdehnung  ihres  Tätigkeitsfeldes  gestattet  werden, 
da  sie  der  Regierung  unbequem  oder  sogar  gefährlich 
werden  könne. 

2.  Es  sollte  eine  feste  Grenze  für  die  Ausgaben,  die 
auf  eine  Zinsgarantie  basiert  werden,  bestimmt  werden; 
ferner  sollte  die  Regierung  die  durchschnittlichen  Bau- 
kosten pro  Meile  fixieren  und  auf  keinen  Fall  eine  Zins- 
garantie über  diese  Summe  hinaus  übernehmen. 

3.  Die  Gesellschaften  und  ihre  Angestellten  sollten 
als  Agenten  der  Regierung  zum  Bau  von  Eisenbahnen 
betrachtet  werden;  die  Regierung  sollte  demgemäß  auch 
ermächtigt  sein,  alle  Eisenbahnbeamten  nach  Belieben 
zu  entlassen  oder  vom  Amte  zu  suspendieren. 


1)  Despatch  No.  125,  of  3a  December  1867,  und  Special  Report  1903, 

s.  37/38. 

2)  Bell,  a.   a.    0.,    S    17  ff.   und  72  ff. 

E.  Schulz,  Ostind.  Eisenbahnen  4 
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4-  Land  sollte  den  Gesellschaften  nur  auf  99  Jahre 
gewährt  werden,  anstatt  auf  999  Jahre,  wie  es  in  dem 
neuen  Kontrakt  für  die  Oudh  Railway  Company  (früher 
Indian  Branch  Raüway  Company)  vorgeschlagen  war; 
das  Recht  der  Übernahme  der  Unternehmungen  nach 
Ablauf  der  25  resp.  50jährigen  Periode  sollte  der  Re- 
gierung in  vollem  Umfange  gesichert  sein,  damit  aus 
politischen  Gründen  die  Regierung  allmählich  in  den 
Besitz  aller  Eisenbahnen  gelange  1). 

Der  Staatssekretär  für  Indien,  Sir  Stafford  Northcote 
legte  auf  diese  Ausführungen  hin  im  Laufe  des  Jahres  1868 
in  mehreren  Schriftstücken  seine  Ansichten  dar.  In  seinen 
Depeschen  vom  16.  und  24.  Januar  1868  führte  er  aus, 
daß  er  es  für  wünschenswert  hielte,  in  Zukunft  so  scharf 
als  möglich  zwischen  kommerziellen  und  politischen  Bahn- 
linien zu  unterscheiden.  Zu  den  ersten  sollten  die  gerechnet 
werden,  welche  Distrikte  mit  großen,  natürlichen  Hilfs- 
quellen erschließen.  Diese  Eisenbahnen  sollten  wie  in 
früherer  Zeit  von  Gesellschaften  auf  Grund  des  Garantie- 
systems gebaut  v/erden.  In  Bezug  auf  die  politischen 
Linien  neigte  er  zu  der  Meinung  hin,  daß  hier  direkter 
Staatsbetrieb  vorzuziehen  sei,  da  das  Garantiesystem  nicht 
unbegrenzte  Anwendung  zulasse.  Die  Regierung  müsse 
auch  deshalb  den  Bau  einer  Bahn,  bei  der  man  von  vorn- 
herein auf  Unrentabilität  rechnen  könne,  selbst  in  die  Hand 
nehmen,  damit  nicht  der  Markt  für  Eisenbahnwerte  durch 
die  Einführung  eines  Papiers,  welches  sich  voraussichtlich 
zu  keinem  Agio  erheben  würde,  ungünstig  beeinflußt 
werde.  Ferner  solle  man  für  die  Summen,  die  alljährlich 
auf  Erweiterung  des  Eisenbahnnetzes  ausgegeben  werden, 
eine  Grenze  festsetzen  und  so  ein  System  einrichten,  mit 
dessen  Hilfe  man  in  dem  Umfange  neue  Bahnbauten  in 
Angriff  nehmen  könne,   in  welchem   die  alten   Bahnlinien 


1)    Be1!,  a.  a.    O.,    S.    18  I< 


—    5i     — 

dadurch,  daß  sie  sich  nach  und  nach  selbst  unterhalten, 
keine  Ansprüche  mehr  an  die  indischen  Finanzen  stellen  l). 
Im  August  desselben  Jahres  erklärte  der  Staatssekretär2) 
weiter,  daß  die  Regierung  von  Indien  nach  seiner  Meinung 
ohne  Zweifel  Geld  für  Eisenbahnunternehmungen  durch 
Anleihen  aufbringen  und  alle  notwendigen  Einrichtungen 
treffen  könnte,  ohne  Vermittlung  von   Gesellschaften. 

Doch  Lord  Lawrence  war  mit  der  Einführung  von 
Staatsbahnen  in  der  vom  Staatssekretär  empfohlenen  Weise 
nicht  einverstanden,  und  in  seinem  Schreiben  vom  24.  No- 
vember 1868  3)  schloß  sich  der  Staatssekretär  den  Ansichten 
des  Vizekönigs  an,  indem  er  die  Frage  des  Baues  von  Eisen- 
bahnen direkt  durch  den  Staat  fallen  Heß.  Er  gab  jetzt  zu, 
daß  bei  Gewährung  einer  Garantie  der  Geldmarkt  Ver- 
trauen gewinnt.  Die  Bedingungen,  welche  man  den  Eisen- 
bahngesellschaften einräumte,  müßten  derart  sein,  daß  die 
Unternehmer  angelockt  würden,  Verträge  einzugehen,  und 
nicht  zurückgeschreckt  würden.  Da  der  Gedanke  der 
Staatsbahnen  in  diesem  Stadium  somit  fallen  gelassen 
wurde,  will  ich  auch  nicht  näher  auf  die  uns  etwas  seltsam 
anmutende  Erklärung  des  Staatssekretärs  für  Indien  ein- 
gehen, der  Staat  solle  die  unrentablen  Linien  se'bst  über- 
nehmen und  die  rentablen  privaten  Gesellschaften  über- 
lassen. Bei  uns  in  Preußen  war  es  bekanntlich  seinerzeit 
gerade  ein  Hauptgrund  für  die  allgemeine  Verstaatlichung 
der  sogenannten  durchgehenden  Eisenbahnen,  es  könnte 
dem  Staate  nicht  zugemutet  werden,  die  unrentablen 
Linien  zu  bauen  und  die  anderen  rentablen  privaten  Ge- 
sellschaften zu  überlassen. 

Aber  noch  kurz  bevor  Lord  Lawrence  sein  Amt  nieder- 
legte, untei  breitete  er  nun  seinerseits  am  9.   Januar  1869 


1)  Bell,  a.  a.   0.,    S.  92  ff. 

2)  Despatch   No.   122,   Railway,  of  I5th  August  1868. 

3)  Despatch   No.  90,  of  24th   November  1868,    und   Special  Report 
1903»    s-   38- 
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dem  Staatssekretär  eine  ausführliche  Denkschrift  *)  über 
die  Weiterführung  des  Eisenbahnbaues  in  Indien,  in  welcher 
er  für  Aufgabe  des  Garantiesystems  eintrat  und  den  Bau 
durch  den  Staat  selbst  für  alle  zukünftigen  Eisenbahnen 
empfahl.  Die  Regierung  in  Indien  hatte  sich  wohl  durch 
das  Bestreben,  die  fortgesetzten  Differenzen  zwischen  ihr 
und  der  heimatlichen  Regierung  in  London  über  so  wichtige 
Fragen  der  Eisenbahnpolitik  in  Indien  endlich  zu  beseitigen, 
zur  Aufgabe  ihres    Standpunktes   bewogen  gefühlt. 

Anfang  des  Jahres  1869  wurde  der  Duke  of  Argyll 
Staatssekretär  für  Indien2)  und  im  März  1869  sandte  der  Vize- 
könig von  Indien  nochmals  zwei  Schreiben  nach  London3), 
in  denen  er  offen  und  nachdrücklich  für  das  Staatsbahn- 
system eintrat  und  auf  die  schweren  Lasten  hinwies,  welche 
dem  Staate  aus  dem  Garantiesystem  erwüchsen,  zumal  die 
Gesellschaften  infolge  des  festen,  garantierten  Zinses  keine 
Veranlassung  zur  Sparsamkeit  hätten.  Die  schließliche 
Wirkung  dieser  Ausführungen  war  eine  vollständige  Um- 
wälzung der  bisherigen  Eisenbahnpolitik  in  Indien  und  der 
Übergang  zum  Staatsbahnsystem.  Bisher  war  der  Bau 
von  Eisenbahnen  durch  Gesellschaften,  denen  der  Staat 
eine  Zinsgarantie  oder  einen  bestimmten  Zuschuß  gewährte, 
sowohl  vom  Staatssekretär  von  Indien  als  von  der 
indischen  Regierung  selbst,  wenn  nicht  als  der  billigste,  so 
doch  als  der  einzig  mögliche  Weg  angesehen  worden.  In 
den  beiden  Schreiben  wog  Lord  Lawrence  die  Vorteile  des 
bisherigen  Garantiesystems  und  des  direkten  Staatsbahn- 
betriebes scharf  gegeneinander  ab  und  kam  schließlich  zu 
dem  Ergebnis,  daß  in  Zukunft  die  Eisenbahnen,  soweit  es 
mit  den  bestehenden  Abmachungen  vereinbar  sei,  von  der 
Regierung   selbst  ausgeführt   werden   sollten.      Ferner   er- 


1)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   20  ff.  und  76. 

2)  do.,    S.  93  ff. 

3)  Despatch   No.  24,   Railway,  of  I5th  March  1869,  und  Despatch 
No.  28,  Railway,  of  22d  March  1869. 


klärte  er  die  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  dem  weitgehenden 
Kontrollrecht,  das  der  Staatssekretär  von  London  aus  aus- 
zuüben befugt  sei,  häufig  ergeben  hätten,  und  meinte,  daß 
diese  Aufsicht,  soweit  es  sich  um  Angelegenheiten  handelt, 
die  in  Indien  selbst  ganz  zur  Durchführung  gelangen  und 
zu  Lasten  der  indischen  Staatseinkünfte  gehen,  sich  nur 
auf  die  wesentlichen  Momente  erstrecken  und  tatsächlich 
auch  nur  eine  Kontrolle  sein  solle,  während  die  Initiative 
und  die  praktische  Durchführung  der  Maßnahmen  soweit 
als  möglich  in  den  Händen  der  indischen  Regierung  liegen 
müsse,  die  sich  wegen  ihrer  genaueren  Kenntnis  der  Verhält- 
nisse und  dem  engeren  Zusammenhang  mit  dem  Lande  besser 
den  lokalen  Bedürfnissen  anpassen  könnten.  Nur  durch 
uneingeschränkte  Befolgung  dieser  Gesichtspunkte  könnten 
sich  die  Eisenbahnen  in  befriedigender  Weise  entwickeln. 
Billigkeit  der  Bahnen  sei  weiter  eine  wesentliche  Bedingung 
für  ein  armes  Land;  wenn  sich  die  bisherigen  Bahnlinien 
mit  ihrer  breiten  Spur  auch  noch  nicht  rentiert  hätten, 
so  könnte  man  bei  schmalspurigen  Bahnen  sehr  wohl  auf 
einen  finanziellen  Erfolg  rechnen1). 

In  seiner  Antwort2)  an  die  indische  Regierung  vom 
15.  Juli  1868  schloß  sich  der  Staatssekretär,  Duke  of  Argyll, 
ihren  Ansichten  an.  Was  auch  immer  die  Gründe  gewesen 
sein  mögen,  die  zur  Bevorzugung  des  Garantiesystems  in 
Indien  geführt  hätten,  es  sei  jetzt  die  Zeit  gekommen,  daß 
die  Regierung  selbst  den  Bahnbau  auf  Grund  ihres  billigen 
Kredits  in  die  Hand  nehme  und  den  vollen  Nutzen  daraus 
ziehe.  Die  von  der  indischen  Regierung  befürwortete 
Politik  sei  vollkommen  geeignet,  Indien  allmählich  mit 
einem  wirklich  vollkommenen,  nationalen  System  von  Eisen- 
bahnverbindungen zu  versehen.  Somit  war  also  endgültig 
mit  der  bisherigen  Eisenbahnpolitik  gebrochen  worden  und 
die   Einführung  des   Staatsbahnbetriebes  gesichert. 


1)  Bell,  a.  a.    0.,    S.  22  ff. 

2)  Despatch   No.  42,   of  I5th    July  1869. 
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Während  der  Verhandlungen  war  an  den  schon  in 
Angriff  genommenen  Linien  der  Eisenbahnbau  weiter- 
geführt worden.     Es  wurden  gebaut1) : 

1866:     200  engl.  Meilen 

1867:    366      „ 

1868:      79      ,, 

1869:    247      ,,  „ 

Ehe  ich  zur  Schilderung  der  neuen  Periode  in  der 
indischen  Eisenbahnpolitik  übergehe,  möchte  ich  noch  kurz 
die  wirtschaftlichen  Ergebnisse  des  so  in  Verruf  geratenen 
Garantiesystems  an  Hand  einiger  Zahlenangaben  darlegen. 
Da  die  Eisenbahnlinien  versagten,  den  den  Aktionären  garan- 
tierten Zinssatz  aufzubringen,  stieg  mit  der  wachsenden 
Ausbreitung  des  Eisenbahnnetzes  das  von  der  Regierung 
zu  begleichende  Defizit  auf  Rechnung  der  Eisenbahnen 
immer  mehr,  bis  es  im  Jahre  1868  69  die  ansehnliche 
Summe  von  1661  2  Lakhs  2)  erreichte3).  Während  das 
Eisenbahnnetz  als  solches  also  mit  Verlust  arbeitete,  be- 
wies der  gewaltige  Aufschwung  des  Handels,  der  natürlich 
auch  eine  große  Steigerung  der  Staatseinkünfte  Indiens 
verursachte,  den  Wert  der  neuen  Verkehrsmittel.  Im  Jahre 
1851  52,  also  ein  Jahr  bevor  die  erste  Eisenbahnstrecke  in 
Indien,  die  Linie  Bombay- Tannah  der  Great  Indian  Penin- 
sula  Railway  Company,  eröffnet  wurde4),  betrug  der  Ge- 
samtwert des  Export-  und  Importhandels  32  Crores  x),  und 
zwar  hatte  er  vor  der  Einführung  der  Eisenbahnen  von  Jahr 
zu  Jahr  nur  unbedeutende  Schwankungen  aufgewiesen. 
Vom  Jahre  1853  an  wächst  der  Handel  jedoch  stetig,  bis 
er  im   Jahre   1868  69,  als  die   Länge  der  indischen   Eisen- 


1)  Report  1904,    S.   19. 

2)  1    Lakh  =100  000  Rupien. 

3)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band  III,    S.  368. 

4)  Report    1859,    S.   13. 

5)  1    Crore  =  100   Lakhs  =10  Millionen   Rupien. 
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bahnen  4255  engl.  Meilen  (am  31.  Dezember  1869)  betrug  2), 
auf  89  Crores  gestiegen  war,  also  um  mehr  als  das  Doppelte 
von  dem  Werte,  den  er  ausmachte,  ehe  die  Eisenbahnen 
einen  leichten  und  billigen  Transport  ermöglichten  2).  Der 
finanzielle  Verlust,  den  die  Regierung  aus  der  übernommenen 
Zinsgarantie  erlitt,  wurde  also  mehr  als  ausgeglichen  durch 
den  großen  Aufschwung  des  Handels,  und  wenn  die  Finanz- 
lage des  Landes  damals  nicht  durch  allerlei  unglückliche 
Ereignisse,  vor  allem  durch  den  großen  Aufstand  mit  seinen 
Nachwirkungen  und  den  furchtbaren  Hungersnöten,  so 
schwer  erschüttert  worden  wäre,  würde  man  wahrscheinlich 
kein  so  unverhältnismäßig  großes  Gewicht  dem  Defizit  in 
den  Eisenbahnerträgen  beigemessen  haben.  Man  darf  nicht 
vergessen,  daß  es  trotz  der  ganz  außergewöhnlichen  Ver- 
hältnisse des  Landes  mit  Hilfe  des  Garantiesystems  ge- 
lungen ist,  das  von  Lord  Dalhousie  niedergelegte  Eisenbahn- 
programm in  noch  nicht  zwei  Jahrzehnten  durchzuführen. 
Durch  die  Eröffnung  der  Strecke  von  Sohagpore  nach 
Jubbulpore  auf  der  Great  Indian  Peninsula  Railway  An- 
fang März  1870  war  eine  ununterbrochene  Verbindung 
zwischen  Bombay  und  Calcutta  hergestellt.  Im  selben 
Jahre  wurde  ferner  durch  Eröffnung  des  letzten  Stückes 
der  Delhi  and  Punjab  Railway  die  ganze  Länge  der  Eisen- 
bahn von  Calcutta  nach  Lahore  vollendet.  Und  da  auch 
Ende  des  Jahres  1870  die  Linien  von  Bombay  in  südöstlicher 
und  von  Madras  in  nordwestlicher  Richtung  in  Raichore 
zusammentrafen,  waren  somit  die  drei  Präsidentschafts- 
städte und  die  damalige  Nordwestgrenze  durch  ein  Eisen- 
bahnnetz verbunden.  Beginnend  in  Negapatam,  dem  süd- 
lichsten Endpunkt  des  damaligen  Madras- Netzes,  geht  die 
Eisenbahn  über  Bombay,  Jubbulpore,  Allahabad  und  Lahore 
nach    Mooltan,    unweit    des    Indus,    eine    ununterbrochene 


1)  Report  1906,    S.   21. 

2)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,  a.  a.    0. 
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Länge  von  rund  2800  engl.  Meilen  Bahnlinie  x) .  Die  garan- 
tierten Gesellschaften  sind  also  die  Bahnbrecher  des  Eisen- 
bahnbaues gewesen,  und  auf  dem  von  ihnen  vollendeten 
Netz  von  Stammlinien  konnte  nun  der  Staat  weiterbauen. 
Hätte  Lord  Dalhousie  sich  dagegen  von  vornherein  dazu 
entschieden,  die  Eisenbahnen  in  Indien  vom  Staate  bauen 
zu  lassen,  so  hätten  die  Eisenbahnen  nicht  bloß  viel  Geld 
gekostet,  wie  1869  geklagt  wurde,  sondern  das  Eisenbahn- 
netz hätte,  da  die  Gelder  der  Regierung  beim  Aufstand,  in 
den  Hungersnot-  und  Kriegszeiten,  von  denen  die  privaten 
Unternehmer  lange  nicht  so  berührt  wurden  wie  der  Staat, 
für  andre  Zwecke  verwendet  worden  wären,  niemals  in 
diesem  Zeitraum  eine  Ausdehnung  von  über  4000  engl. 
Meilen  erreicht 2).  Zum  Schluß  sei  hier  noch  eine  Übersicht 
über  den  Eisenbahnbau  in  Indien  vom  Anfange  an  bis  zum 
Jahre   1871   gegeben. 

Tabelle   II. 

Vermehrung        Gesamtmeilen-  Gesamtmeilen- 
Kalender-           der                 zahl,     eröffnet  zahl,    eröffnet 

jähr      Meilenzahl  für     den    Ver-  während     der      Vizekönige 

pro    Jahr  kehr  am  Ende  Regierungszeit 

des   Jahres 


1853  20 

1854  51 

1855  98  169 


Marquis  of 
1854      51         71        169 

Dalhousie 


1856  103  272 

1857  15  287 

1858  140  427 

1859  198  625 

1860  213  838 

1861  749  1587 


14 18        Earl  Canning 


1)  Report  1870  71,    S.  3. 

2)  Andrew,  a.  a.   0.,    S.    XXII. 
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Kalender- 
jahr 

Vermehrung 

der 
Meilenzahl 

Gesamtmeilen- 
zahl ,     eröffnet 
für     den     Ver- 

Gesamtmeilen- 

zahl,     eröffnet 

während   der 

Vizekönige 

pro    Jahr 

kehr  am   Ende 
des    Jahres 

Regierungszeit 

l862 

746 

2333 

Earl  of 

1863 

174 

2507 

920 

Elgm 

1864 

451 

2958 

1865 
1866 
1867 

405 
200 
366 

3363 
3563 
3929 

1501 

Lord 
Lawrence 

1868 

79 

4008 

1869 
1870 
1871 

247 
5i6 
303 

4255 
4771 
5074 

I0Ö6 

Earl  of 
Mayo 

II.   Kapitel. 

Die  Periode  des  Staatsbahn- 
systems 1870  — 1880 

Nachdem  man  sich  Ende  des  Jahres  1869  entschieden 
hatte,  den  weiteren  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  in  Indien 
direkt  durch  den  Staat  vorzunehmen,  soweit  es  mit  den 
damals  bestehenden  Kontrakten,  welche  mit  den  Eisenbahn- 
gesellschaften abgeschlossen  waren,  vereinbar  wäre,  ent- 
faltete die  indische  Regierung  für  die  nächsten  zehn  Jahre 
auch  nur  nach  dieser  Richtung  hin  ihre  Tätigkeit  in  bezug 
auf  das  Eisenbahnwesen  und  neue  private  Eisenbahnunter- 
nehmungen, ganz  gleich,  ob  diese  staatliche  Hilfe  bean- 
spruchten oder  ganz  auf  eigenes  Risiko  den  Bau  und  Be- 
trieb von  Bahnlinien  übernehmen  wollten,  erhielten  in  dieser 
Periode  keine   Konzession  x). 

Da  die  garantierten  EisenDahnen,  welche  mit  der 
indischen  Normalspur  von  5'  6U  engl,  gebaut  worden  waren, 
im  Durchschnitt  rund  17  000  Pfund  Sterling  pro  englische 
Meile  gekostet  hatten,  war  sich  die  indische  Regierung 
klar,  daß  bei  derartig  hohen  Baukosten  der  Fortschritt  des 
Eisenbahnnetzes  nicht  sehr  rasch  vor  sich  gehen  würde  2). 
Zukünftig  sollten  die  Eisenbahnen  nicht  mehr  als  12  000 
Pfund  Sterling  pro  engl.  Meile  kosten,  und  um  dies  zu 
erreichen,  befürwortete  die  indische   Regierung  für  die  zu 


1)  Bell,  a.   a.   O.,    S.   28. 

2)  The  Imperial    Gazetteer  of   India,   Band   III,    S.  369. 


—     59     — 

bauenden  Staatsbahnen  die  Wahl  einer  kleineren  Spur- 
weite1). Sie  gestand  zu,  daß  in  einem  Lande,  dessen  Eisen- 
bahnnetz sich  der  Vollendung  näherte,  ein  Wechsel  der 
bestehenden  Spurweite  schwere  Nachteile  mit  sich  bringen 
würde2).  Das  indische  Eisenbahnnetz  stecke  jedoch 
noch  in  den  Kinderschuhen  und  wäre  hier  daher  eine  der- 
artige Änderung  nicht  von  so  schwerwiegender  Bedeutung. 
Was  Indien  jetzt  in  erster  Linie  brauche,  wäre  ein  aus- 
gedehntes Netz  von  Kleinbahnen,  auf  denen  der  Verkehr 
mit  geringerer  Geschwindigkeit  stattfände  und  welche  den 
wirtschaftlichen  Erfordernissen  und  der  finanziellen  Lage 
des  Landes  am  besten  entsprächen3). 

Diese  Ausführungen  Lord  Mayo's  ,der  Lord  Lawrence 
als  Generalgouverneur  in  Indien  folgte,  beantwortete  der 
Staatssekretär  im  Oktober  1870  4).  Er  stimmte  der  An- 
nahme einer  schmaleren   Spurweite  als  der  bisher  auf  den 

ptlinien  verwandten  zu,  und  nach  genauen  Erwägungen, 
welche  ich  in  einem  besonderen  Abschnitt  behandeln  werde5) , 
entschloß  man  sich  schließlich,  die  Meterspur  (3*  33  8<l 
engl.)  anzunehmen,  mit  welcher  seitdem  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1906  12  149  engl.  Meilen  Eisenbahnen  gebaut 
wurden6). 

Nachdem  die  Frage  der  Spurweite  für  die  neu  zu 
bauenden  Linien  entschieden  war,  ging  die  Regierung  von 
Indien  energisch  ans  Werk"),  organisierte  eine  neue  Eisen- 
bahnabteilung im  indischen  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten,  in  welche  möglichst  tüchtige  Ingenieure,  die  sich 
schon  in  England  Erfahrungen  auf  dem  Eisenbahngebiet 
angeeignet  hatten,  und  solche,  welche  sie  aus  der  Beamten- 

1)  Andrew,  a.  a.    0.,    S.    XLI. 

2)  Despatch   No.  51,   of  I7th  May  1870. 

3)  British   Empire   Series,   Band   I,    S.   166. 

4)  Despatch   No.  72  of   Secretary  of  State,  of  26th  October  1870. 

5)  Kapitel   IV. 

6)  Report  1906,    S.   1. 

7)  do.    1870  71,    S.   4. 


—     6o     — 

schaft  der  garantierten  Gesellschaften  erlangen  konnte, 
berufen  wurden,  ferner  eine  Anzahl  tüchtiger  britischer 
Ingenieur- Offiziere  *).  Das  Geld  für  dieses  neue  System 
des  direkten  Baus  durch  den  Staat  wurde  durch  den  Staats- 
sekretär für  Indien  in  London  aufgenommen  auf  Kredit  der 
indischen   Staatseinkünfte. 

Im  Jahre  1875  wurde  ein  fester  Eisenbahnbauplan 
ausgearbeitet,  welcher  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  einen 
jährlich  gleichmäßigen  Betrag  von  40  000  000  Rupien  vor- 
sah 2).  Für  diesen  Betrag  hoffte  man  nach  dem  damaligen 
Stande  der  Rupien  —  121  2  ca.  auf  das  Pfund  Sterling  — 
und  nach  dem  damaligen  Preise  der  Rohmaterialien,  sowie 
nach  der  damaligen  Höhe  der  Löhne  und  Gehälter  jährlich 
250  englische  Meilen  Bahnen  bauen  zu  können.  Bevor  wir 
nun  aber  weiter  auf  d'e  Ausführung  dieses  Planes  ein- 
gehen wollen  wir  hier  eine  andre  Frage  einschieben,  und 
dies  ist  die  Stellung  der  maßgebenden  Kreise  zu  den  schon 
vorhandenen   Privatbahnen. 

Man  sollte  annehmen,  daß  der  Staatssekretär  und  die 
Regierung  in  Indien  jetzt,  nachdem  sie  sich  zur  Bevorzugung 
des  Staatsbahnsystems  entschlossen  hatten,  jede  Gelegen- 
heit benutzt  hätten,  soweit  es  mit  den  kontraktlichen 
Bestimmungen  vereinbar  war,  sich  in  den  Besitz  der  be- 
stehenden Privatbahnen  zu  setzen.  Aber  merkwürdiger- 
weise geschah  dem  nicht  so. 

Wie  ich  schon  im  ersten  Kapitel3)  erwähnt  habe,  war 
die  indische  Regierung  berechtigt,  die  Eisenbahnen  nach 
Ablauf  einer  Periode  von  25  Jahren  anzukaufen,  indem  sie 
sechs  Monate  vorher  den  Kontrakt  kündigte.  Von  diesem 
Kündigungsrecht  hätte  die  Regierung  im  Jahre  1874  gegen- 
über der  Great  Indian  Peninsuia  Railway  Company  Gebrauch 
machen   können,   mit   welcher   die    Rechtsvorgängerin   der 

1}    Bei!,  a.  a.   O.,    S.  24. 

2)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,   S.  369  und  370. 

3)  S.   23. 
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indischen  Regierung,  die  Ostindische  Kompagnie,  im  August 
1849  den  Kontrakt  zum  Bau  einer  Bahnlinie  von  Bombay 
aus  abgeschlossen  hatte  *) .  Das  Bahnnetz  dieser  Linie  war 
im  wesentlichen  mit  der  Eröffnung  der  drei  Zweiglinien  nach 
Raichore,  Jubbulpore  und  Nagpur  in  den  Jahren  1871, 
1870  und  1867  vollendet  2)  und  bildete,  abgesehen  von  den 
Teilen  Indiens,  welche  durch  das  Netz  der  Bombay,  Baroda 
and  Central  India-Railway  erschlossen  worden  sind,  die 
Route,  auf  welcher  die  Postsachen,  Truppen  und  Reisenden 
aus  Indien  über  Bombay  nach  Europa  und  in  umgekehrter 
Richtung  befördert  wurden 3) .  Ferner  bewältigte  dieses 
Eisenbahnnetz  einen  enormen  Getreidetransport  und 
förderte  auch,  da  es  durch  den  großen  Baumv/ollgürtel 
Indiens  in  Behar,  Khandesh  und  dem  Deccan  führte, 
mehr  Baumwolle  als  irgendeine  andere  Eisenbahn  in  Indien. 
Diese  große  politische  und  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Great  Indian  Peninsula  Railway  hätte  daher  den  Staat 
veranlassen  müssen,  sowie  sich  ihm  die  Gelegenheit  dazu 
bot,  das  Bahnnetz  in  seine  Hand  zu  bekommen.  Dazu  kam 
nun  noch,  daß  der  Staat  infolge  der  von  ihm  gewährten  Zins- 
garantie an  die  Eisenbahngesellschaften  große  Unterstüt- 
zungen zahlen  mußte.  Infolge  von  Terrainschwierigkeiten 
hatten  sich  nämlich  die  Baukosten  der  Bahnlinie  derart 
hoch  gestellt,  daß  sich  selbst  bei  sehr  regem  Verkehr  die  Ver- 
zinsung und  die  Amortisation  nicht  herauswirtschaften 
ließ.  Die  indische  Regierung  hätte  also  auch  ein  finanzielles 
Interesse  gehabt,  die  Bahn  in  ihren  Besitz  zu  bekommen, 
um  sich  von  der  drückenden  Garantieverpflichtung  zu 
befreien  4). 

Ohne  alle  diese  Gründe,  welche  so  eindringlich  für  eine 
Verstaatlichung  der  genannten  Bahnlinien  sprachen,  zu  be- 


2)  Report  1859,    S.   12. 

2)  Report  186970,    S.   32,  und   1870  71,    S.   34. 

3)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  396  397. 

4)  Report   1906,    S.   141. 
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rücksichtigen,  trat  der  damalige  Staatssekretär  für  Indien, 
der  Herzog  von  Argyll,  aus  reinem  liberalen  Doktrinarismus 
nicht  nur  mit  der  oben  genannten  Gesellschaft,  sondern 
auch  mit  den  Madras  und  Bombay,  Baroda  and  Central 
India  Railway  Companies,  obgleich  mit  diesen  die  Verträge 
erst  im  Jahre  1880  abliefen  x) ,  in  Unterhandlungen  über  die 
Erneuerung  dieser  Verträge  auf  weitere  25  Jahre.  Da  der 
indische  Vizekönig  der  konservativen  Partei  angehörte,  der 
Herzog  von  Argyll  also  wissen  konnte,  daß  dieser  seinem 
Vorhaben  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legen  würde,  durch 
welche  die  Angelegenheit  so  aufgehalten  würde,  daß  dar- 
über das  liberale  Ministerium  wieder  gestürzt  wurde,  unter- 
ließ er  es,  den  Vizekönig  von  seinem  Vorhaben  überhaupt 
zu  benachrichtigen2).  Dennoch  wurde  der  indische  Vize- 
könig durch  seine  Parteifreunde  sowohl  von  dem  Vorhaben 
des  Herzogs  von  Argyll  wie  auch  von  den  Einzelheiten  der 
von  ihm  den  betreffenden  Gesellschaften  gemachten  Vor- 
schläge benachrichtigt  und  legte  sofort  dagegen  einen  schar- 
fen Protest  ein.  Da  wir  nun  diesen  Protest  in  seinen  Einzel- 
heiten nicht  verstehen  können,  ohne  die  von  dem  Herzog 
von  Argyll  den  Gesellschaften  gemachten  Vorschläge  zu 
kennen,  wollen  wir  zuerst  auf  diese  eingehen. 

Die  gestellten  Bedingungen  waren  im  wesentlichen,  daß 
die  Gesellschaften  der  Regierung  ein  größeres  Recht  der 
Überwachung  des  Baues  und  eine  schärfere  Kontrolle  des 
Betriebes  einräumten,  daß  in  Zukunft  alle  Nettoeinnahmen 
über  5  %  des  Kapitalzinses  zu  gleichen  Teilen  zwischen 
der  Regierung  und  den  Gesellschaften  geteilt  werden  sollten, 
wohingegen  die  indische  Regierung  auf  die  Rückzahlung 
der  inzwischen  zu  einer  enormen  Summe  angewachsenen 
Zinsgarantiezahlungen  verzichtete,  die  nach  den  früheren 
Bestimmungen  bekanntlich  erfolgen  sollte,  sobald  die  Rein- 
erträge  die   garantierte   Verzinsung  überschreiten  würden. 

1)  do.   1859,    S.   15  und   S.   20. 

2)  do.    1869  70,    S.   5. 
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Die  von  dem  indischen  Staatssekretär  gestellten  Bedingungen 
bedeuteten  also  ein  großes  Geschenk  an  die  Eisenbahnver- 
waltungen, die  ohnedem  wohl  schwerlich  jemals  einen 
Penny  Gewinn  über  die  garantierte  Verzinsung  hätten  er- 
warten dürfen,  da  alle  Überschüsse  während  der  neuen 
Kontraktzeit  nicht  ausgereicht  hätten,  die  vorgeschossenen 
Zinsen  zurückzuerstatten. 

In  seinem  Protest  hob  der  Vizekönig  alle  die  Gründe 
hervor,  die  für  eine  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen 
sprachen  und  wandte  sich  dann  besonders  scharf  gegen  die 
Bestimmungen  über  die  Teilung  der  Reingewinne,  die  er 
mit  Recht  ein  durch  nichts  gerechtfertigtes  Geschenk  der 
Regierung  an  die  Aktionäre  nannte  1).  Die  indische  Re- 
gierung, hieß  es  dann  weiter,  sei  sehr  wohl  in  der  Lage,  die 
Bahnen  zu  verstaatlichen.  Der  Kredit  des  indischen  Reiches 
sei  niemals  besser  gewesen  als  gerade  zu  dieser  Zeit,  und 
die  Zeit  für  den  Aufkauf  der  Bahnen  gerade  jetzt  sehr 
günstig.  Die  Unternehmungen  der  Gesellschaften  näherten 
sich  ihrer  Vollendung,  so  daß  ihre  Forderungen  an  den 
Geldmarkt  beinahe  aufgehört  hätten,  und  ihre  Aktien 
würden  mit  einem  beträchtlichen  Agio  an  der  Londoner 
Börse  notiert.  Zum  Schluß  sprach  die  Regierung  von  Indien 
ihr  lebhaftes  Bedauern  aus,  daß  ihr  nicht  vorher  Gelegen- 
heit gegeben  worden  sei,  der  Heimatregierung  ihre  Ansichten 
in  einer  so  wichtigen  Frage  darzulegen. 

Dieser  Protest  kam  leider  zu  spät,  um  noch  irgendeine 
Wirkung  auf  die  endgültige  Entscheidung  des  Staats- 
sekretärs, der  ja  freilich  auch  gar  nicht  eines  besseren 
belehrt  sein  wollte,  auszuüben,  und  unter  den  bereits  an- 
geführten Bedingungen  wurden  im  Verlauf  des  Jahres 
1871  neue  Kontrakte  mit  den  drei  Gesellschaften  abge- 
schlossen. Wie  falsch  die  Verlängerung  der  Konzession  an 
die  drei   Gesellschaften  war,  zeigen  die  finanziellen  Ergeb- 


1)    Despatch   No.   80,  of  I2th  August  1870. 
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nisse  der   Linien,    die  ich  in  der   folgenden  Tabelle  wieder- 
gegeben habe. 

Great   Indian   Peninsula   Railway1). 

Anteil  der      Gewinn  (—)  oder 
Kalender         Verkehrs  Garantierter      Gesellschaft       Verlust  ( — )  für 

jähr  reinertrag  Zins  am  Reinertrag         den   Staat 

Rupien  Rupien  Rupien 

12  493  200  553  836  —  1  941  485 

15  117  467  2697344  -f-   116  586 

15  523  271  3  104  971  —   394  7io 

21  697  060  1  620  361  —  8  600  520 

17  965  944  1  777  032  —  4  085  456 


Verkehrs 

reinertrag 

Rupien 

II   105  551 

17  93i  397 
19  022  952 

14  716  901 

15  657  520 


1880 
1885 
1890 
1895 
1899 
1.  Hälfte 
1900 2)  9537130 


8  965  500  1  448  20s 


87ö  573 


Bombay,   Barodaand  Central   India  Railway3). 


1880 
1885 
1890 

1895 
19004) 

1880 
1885 
1890 

1895 
1900 


4  369  254    583  846  — 
5235189  1457  54i  — 

5  466  227  1  422  120  — 
7703  258  3  137  619  — 

6  835  449     1  568  577     — 
Madras   Railway   Company5). 

5  7i6  332 

6  730  206     — 
6  885  958     — 

9  617  435    53  195 
8  124  701 


4  734  654 
7401  987 

7  423  195 
10  937  063 

8  228  632 


1  957  137 

3  279  168 

4  521  480 

5  810  310 
5  370  820 


802  293 
709  257 

534  848 
96  186 

175  394 


—  3  759  195 

—  3  457  038 

—  2  364  478 

—  3  860  320 

—  2  753  881 


1)  Report  1901,  Appendix  7,    S.   33. 

2)  Am  1.  Juli  1900  wurde  die  Great  Indian  Peninsula  Railway  vom 
Staate  angekauft.  Report  1900,  S.  17. 

3)  Report   1901,  Appendix  7,    S.   52. 

4)  Bemerkt  sei  hier,  daß  die  Jahre  zwischen  1880  und  1900  nicht  etwa 
stets  mit  Gewinnen  für  den  Staat  abschlössen;  vielmehr  brachten  die  Jahre 
1882,  1888.  1889,  1892,  1894,  I896,  1897,  ferner  auch  das  Jahr  1901  Ver- 
luste für  den   Staat. 

5)  Report   1901,  Appendix  7,    S.   52  53. 
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Ohne  die  neuen  Vereinbarungen  des  Herzogs  von 
Argyü  hätte  die  Regierung  doch  wenigstens  die  doppelten 
Rückzahlungen  von  Zinsgarantien  in  den  Gewinnjahren 
erzielt,  und  ihre  großen  Verluste  hätten  sich  mindestens 
etwas  gemindert.  Auffällig  sind  die  fortwährenden  starken 
Zinszuschüsse,  die  die  Madras- Bahn  erforderte.  Die  schlech- 
ten finanziellen  Resultate  der  Madras  Railway  Company 
sind  vor  allem  den  ungünstigen  Hafenverhältnissen  in 
Madras  zuzuschreiben,  wo  von  Natur  aus  nur  eine  offene 
Reede  vorhanden  ist  x) .  Auch  mit  dem  Bau  von  Molen  ist 
nicht  viel  gebessert  worden,  zumal  die  Unterhaltungskosten 
an  der  den  Stürmen  stark  ausgesetzten  Küste  sehr  teuer 
und  daher  die  Hafengebühren  sehr  hoch  sind  2) .  Ein  großer 
Teil  des  Handels  hat  sich  infolgedessen  nach  Bombay  ge- 
zogen. 

Wir  kehren  nun  zu  der  Frage  zurück,  die  wir  oben 
zurückgestellt  hatten,  wie  weit  der  oben  dargelegte  Plan 
für  den  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  vom  Jahre  1875  zur 
Ausführung  gelangt  sei.  Wir  können  kurz  sagen,  in  der 
ursprünglich  beabsichtigten  Weise  überhaupt  nicht;  seine 
Durchführung  wurde  nämlich  durch  drei  Momente  wesent- 
lich modifiziert.  Das  erste  Moment  waren  die  gerade  in 
diesem  Zeitabschnitt  in  erschreckendem  Umfange  auf- 
tretenden Hungersnöte  in  Indien,  das  zweite  Moment  war 
die  Erfahrung,  daß  man  die  Bahnen  mit  Meterspur  und  teil- 
weise sogar  mit  engerer  Spur  wesentlich  billiger  bauen  könne, 
als  man  ursprünglich  berechnet  hatte,  das  dritte  Moment 
war  der  Krieg  mit  Afghanistan.  Beginnen  wir  mit  dem 
ersten  Moment.  Während  des  Zeitraumes  von  1874  bis 
1879  wurde  Indien  von  einer  Reihe  äußerst  ernster  und 
weitverbreiteter  Hungersnöte  heimgesucht,  die  trotz  aller 
Gegenmaßregeln  einen  ungeheuren  Verlust  an  Menschen- 


1)  The   Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.   397. 

2)  do.,    S.   272. 

E.  Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen 
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leben  und  Vieh  verursachten,  ganz  abgesehen  von  dem  Aus- 
fall, welchen  der  Staat  in  seinen  Einnahmen  durch  die 
Nachlässe,  die  er  auf  die  Grundsteuern  notgedrungen  ge- 
währen mußte,  erlitt  x) .  Hungersnöte  haben  zu  allen  Zeiten 
in  Indien  geherrscht.  Ganz  irrig  ist  die  weitverbreitete  An- 
schauung, die  englische  Aussaugung  des  Landes  sei  Ver- 
anlassung dieser  traurigen  wirtschaftlichen  Erscheinung. 
Im  Gegenteil  haben  die  Hungersnöte  vor  der  englischen 
Zeit  stets  viel  schrecklicher  und  langwieriger  gehaust  als 
seit  der  Zeit,  wo  die  Engländer  Herren  des  Landes  sind, 
und  durch  die  Engländer  ist  schon  unendlich  viel  zu  ihrer 
Vorbeugung,  zu  ihrer  Milderung  und  zu  ihrer  örtlichen  und 
zeitlichen  Einschränkung  geschehen.  Schon  aus  dem  An- 
fang des  17.  Jahrhunderts  2)  haben  wir  Schilderungen  von 
Holländern  über  sehr  häufige  Hungersnöte,  die  uns  die 
schreckliche  Bedeutung  des  Wortes  „Hungersnot"  in  Indien 
unter  der  Herrschaft  der  einheimischen  Fürsten  vor  Augen 
führen.  Bei  einer  Hungersnot  im  Jahre  1630  ging  die  Ein- 
wohnerschaft ganzer  Städte  und  Landstriche  zu  gründe  und 
die  Landstraßen  waren  mit  Leichen  bedeckt  von  solchen, 
die  abzuwandern  versuchten  und  unterwegs  aus  Mangel  an 
Nahrungsmitteln  entkräftet  starben.  Die  erste  große  Hungers- 
not, von  der  wir  glaubwürdige  Nachrichten  haben,  ereignete 
sich  1769  70  3).  Sie  war  so  schrecklich,  daß  ein  Drittel  der 
Bevölkerung  Bengalens  zu  gründe  gegangen  sein  soll. 
Auch  unter  der  Herrschaft  der  Ostindischen  Kompagnie  und 
in  den  ersten  Jahren  der  britischen   Regierung  wurde  der 


1)  Bell,  a.  a.   0.,   S.  29. 

2)  Hunter,  History  of  British  India,  London  1900,  Band  II,  S.  59.  — ■ 
Leider  wurde  die  Vollendung  dieses  großzügig  angelegten  Werkes  durch 
den  Tod  des  Verfassers,  eines  der  besten  Kenner  Indiens,  im  Frühjahr 
1900  unterbrochen,  und  die  beiden  erschienenen  umfangreichen  Bände 
schildern  nur  die  Geschichte  Indiens  von  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
bis  zum    Jahre  1708. 

3)  Strachey,  a.  a.  O.,  S.  225,  und  Hunter,  The  Indian  Empire,  a.  a. 
O.    S.  429. 
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Bekämpfung  der  Hungersnöte  nur  geringe  Aufmerksamkeit 
geschenkt,  da  die  verschiedenen  Kriege,  Unruhen  und  finan- 
ziellen Schwierigkeiten,  welche  die  Bildung  des  indischen 
Kaiserreichs  begleiteten,  ein  planmäßiges,  energisch  durch- 
geführtes Vorgehen  verhinderten.  Der  erste  ernsthafte  Ver- 
such, sich  mit  dieser  Frage  zu  befassen,  v/urde  in  den  North- 
Western  Provinces  gelegentlich  der  schweren  Hungersnot 
in  den  Jahren  1860/61  gemacht.  Aber  als  die  große  Hungers- 
not von  1865/66  kam,  die  gewöhnlich  unter  der  Bezeichnung 
Orissa- Hungersnot  bekannt  ist,  waren  doch  die  Grund- 
sätze für  eine  planmäßige  Bekämpfung  noch  zu  wenig  aus- 
gebildet, und  obgleich  die  indische  Regierung  die  größten 
Anstrengungen  machte,  erzielte  sie  doch  keinen  wesentlichen 
Erfolg.  Einerseits  nämlich  fehlte  es  an  geeigneten,  mit  der 
Aufgabe  vertrauten  Männern,  um  das  Getreide  an  den 
Orten,  wo  eine  relative  Überproduktion  vorhanden  war, 
aufzukaufen,  und  andererseits  mangelte  es,  nachdem  endlich 
für  die  Getreidebeschaffung  und  Getreideverteilung  funk- 
tionsfähige Organe  geschaffen  waren,  an  allen  Transport- 
mitteln, um  auf  dem  Land-  oder  auf  dem  Seewege  die  großen 
Getreidemengen  heranzuschaffen,  welche  zur  wirkungsvollen 
Bekämpfung  der  Hungersnot  erforderlich  gewesen  wären  L). 
Wenn  aber  auch  die  englische  Regierung  bei  ihrem  ersten 
Versuche,  zur  Linderung  und  Einschränkung  der  Hungers- 
not beizutragen,  noch  einen  sehr  geringen  momentanen  Er- 
folg errungen  hatte,  so  war  doch  auch  dieser  erste  Versuch 
nicht  ganz  ergebnislos.  Aus  dem  Mißerfolg  hatte  man  für 
spätere  Fälle  doch  auch  sehr  viel  gelernt.  Der  Grundtypus 
des  Vorgehens  im  Kampfe  gegen  die  Hungersnot  war  ge- 
funden worden  und  bewährte  sich  bei  späteren  Gelegenheiten. 
Schon  der  nächsten  großen  Hungersnot,  die  zeh 
später  in  dem  Orissa  benachbarten  Gebiete  Behar 
konnte  man  mit  einem  viel  besseren  Erfolge  b( 

1)  Strachey,  a.  a.   0.,    S.   225  ff. 

2)  do.,    S.  225  ff. 
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Auch  hier  freilich  lernte  man  noch  wieder  sehr  viel.  Doch 
das  Lehrgeld  war  nicht  umsonst  gezahlt.  Das  zeigte  sich 
bei  der  schon  im  folgenden  Jahre  ausbrechenden  großen 
Hungersnot  von  1876  1878  wohl  der  verbreitetsten,  die 
Indien,  soweit  genauere  Angaben  überhaupt  bestehen,  je- 
mals durchgemacht  hat. 

Bevor  wir  jedoch  auf  diese  große  Hungersnot  ein- 
gehen, die,  wie  oben  erwähnt  wurde,  die  indische  Regie- 
rung bestimmte,  ihren  erst  1875  ausgearbeiteten  Plan  des 
Ausbaues  des  Eisenbahnnetzes  einer  Umänderung  zu  unter- 
ziehen, müssen  wir  zu  ihrem  besseren  Verständnis  der  Frage 
nähertreten,  worin  die  Ursachen  dieser  häufigen  Wiederkehr 
solcher  Hungersnöte  zu  suchen  seien;  sie  lassen  sich  in  drei 
Gruppen  zusammenfassen:  klimatische  Gründe,  wirtschaft- 
liche Gründe  und  mangelhafte  Verkehrs  Verhältnisse.  Be- 
ginnen wir  mit  den  ersteren.  Der  Ausfall  der  Ernten  hängt 
von  der  Dauer  der  Regenperiode  ab  x) .  Ist  diese  kurz  oder 
fällt  sie  gar  einmal  ganz  aus,  was  auch  nicht  völlig  aus- 
geschlossen ist.  so  muß  die  Ernte  mehr  oder  minder  miß- 
raten oder  gar  ganz  ausbleiben.  Dann  tritt  in  den  davon  be- 
troffenen Gegenden,  besonders  da  unter  den  geordneten 
Verhältnissen  der  Gegenwart  die  Bevölkerung  eine  ver- 
hältnismäßig starke  Vermehrung  zeigt,  sehr  bald  ein  Mangel 
an  Nahrungsmitteln  für  Vieh  und  Menschen  ein2).  Der 
Eintritt  und  die  Dauer  der  Regenperiode  ist  nun  wieder 
bedingt  von  dem  Wehen  des  regenreichen  Südwestmonsum. 
Dieser  entsteht  dadurch,  daß  im  Sommer  daß  Festland  stark 
erhitzt  wird,  so  daß  sich  hier  ein  barometrisches  Minimum 
von  10 — 15  mm  gegen  das  kältere  Meer  bildet.  Ist  nun  aus 
einem  hier  nicht  weiter  zu  erörternden  Grunde  dieses  Mini- 
mum in  einem  Jahre  zu  gering,  so  führt  dies  zu  einer  Ver- 
minderung oder  gar  zu  einem  Ausbleiben  der  Monsum- 
periode,  mit  ihr  vermindert  sich  aber  auch  oder  bleibt  gar 

1)  Strachey,  a.  a.   O.,    S.  310. 

2)  The  Imperial   Gazetteer  of   India,   Band   III,    S.  477. 
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ganz  weg  die  Regenperiode.  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich 
die  Zeit  des  Südwestmonsums.  Er  setzt  in  normalen  Jahren 
ungefähr  Ende  Juni  ein  und  weht  in  günstigen  Fällen  noch 
bis  in  den  Anfang  Oktober  hinein.  Je  tiefer  die  einzelnen 
Gebiete  ins  Land  hinein  liegen  oder  je  höher  sie  sind,  desto 
größer  ist  die  Gefahr,  daß  sie  einmal  in  einem  Jahre  von 
dem  Monsum  nicht  mehr  erreicht  werden.  In  sehr  heißen 
Jahren  besteht  aber  umgekehrt  für  tiefer  liegende  und  an 
das  Meer  grenzende  Teile  auch  die  Gefahr,  daß  die  Monsume 
über  sie  wegwehen  und  daß  die  Regen  erst  tiefer  ins  Land 
hinein  sich  hinabsenken.  In  solchen  Jahren  verdorrt  in 
den  vom  Ausbleiben  des  Regens  betroffenen  Gegenden 
überhaupt  alle  Vegetation,  weil  dann  zum  Ausfall  des 
Regens  auch  noch  eine  Gluthitze  kommt.  Soviel  über  die 
klimatischen  Gründe  des  Mißratens  der  Ernte.  Wir  kommen 
nun  zu  den  Gründen,  welche  bei  jedem  Mißraten  der  Ernte 
in  Ostindien  so  sehr  leicht  und  so  sehr  schnell  gleich  eine 
Hungersnot  hervorrufen.  Hier  wollen  wir  zunächst  die 
wirtschaftlichen  besprechen. 

Indien  ist  immer  ein  hauptsächlich  Ackerbau  treibendes 
Land  gewesen,  und  zwar  unter  Bedingungen,  die  ganz  be- 
sonders Hungersnöte  begünstigen1).  Der  Boden  ist  in  kleine 
Wirtschaften  parzelliert;  die  kleinen  Bauern  haben  fast  nie 
Kapital  zur  Verfügung  und  sind  auf  unorganisierten  lokalen 
Kredit  angewiesen,  welcher  gerade  dann  versagt,  wenn  die 
Ernten  fehlschlagen.  Die  Regierung  hat  hier  zwar  Abhilfe 
zu  schaffen  versucht,  indem  sie  den  Bauern  Vorschüsse 
zum  Zinssatze  von  5  bis  61  4  %  gibt,  während  die  Geld  Ver- 
leiher in  den  Dörfern  gewöhnlich  12  bis  24  Zinsen  for- 
derten 2) .  Da  aber  die  Regierung  Geld  nur  für  ganz  be- 
stimmte landwirtschaftliche  Zwecke,  wie  Meliorationen  oder 
Ankauf  von  Saat  und  Vieh,  gibt,  und  außerdem  größere 
Formalitäten  mit  der  Hergabe  des  Geldes  verbunden  sind, 

1)  The   Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.  475. 

2)  do.,    S.  91. 
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als  bei  den  privaten  Geldgebern,  auch  mit  größerer  Strenge 
auf  die  Einhaltung  der  Rückzahlungsbedingungen  gedrungen 
wird,  haben  die  vom  Staate  gegebenen  Darlehen  noch  keinen 
ernsten  Einfluß  auf  die  ländlichen  Kreditverhältnisse  Indiens 
ausüben  können.  Durch  ein  Gesetz  von  1904  ist  darum 
die  Bildung  von  Darlehnskassenvereinen  nach  Raiffeisen- 
schem  Vorbilde  angeregt  worden,  die  man  nach  den  in 
Deutschland  gemachten  Erfahrungen  für  die  geeignetsten 
Institutionen  hielt,  den  Kleinbauern  den  von  ihnen  be- 
nötigten Personalkredit  zu  gewähren.  Dieses  System  be- 
findet sich  in  Indien  aber  noch  völlig  in  dem  Anfangs- 
stadium, so  daß  sich  noch  nicht  sagen  läßt,  ob  man  damit 
auch  unter  indischen  Verhältnissen   Erfolg  haben  wird. 

Neben  den  Bauern  gibt  es  aber  in  Indien  viele 
Millionen  von  Landarbeitern,  deren  große  Mehrzahl  nur 
gelegentlich  Beschäftigung  hat  und,  wenn  die  Ernten  miß- 
raten,  aus  der  Arbeit  geworfen  wird  und  mittellos  dasteht  1). 
Gerade  diese  völlig  mittellose  Arbeiterbevölkerung  hat  sich 
aber  gemäß  dem  allgemeinen  Erfahrungssatz,  daß  die, 
welche  am  wenigsten  Hoffnung  in  der  Welt  haben,  gewöhn- 
lich den  größten  Kindersegen  aufweisen,  in  den  letzten 
Jahrzehnten  der  Ruhe  und  Ordnung  am  stärksten  ver- 
mehrt 2) .  Die  modernen  Abhilfsmittel,  Auswanderung  oder 
Beschäftigung  in  der  Industrie,  haben  aber  in  Indien  keinen 
nennenswerten  Erfolg  gehabt.  Die  Indier  entschließen  sich 
mit  Rücksicht  auf  ihre  Kaste  und  Sprache  nur  schwer  zur 
Auswanderung,  die  industrielle  Entwicklung  des  Landes  ist 
andrerseits  noch  gering,  so  daß  die  Industrie  nur  einen 
kleinen  Teil  der  überschüssigen  Landbevölkerung  aufnehmen 
kann.  Außerdem  hindert  den  Inder  auch  die  Tradition  an 
einer  derartigen  Beschäftigung.  So  sind  Millionen  und  aber 
Millionen  von  Menschen  in  Indien  gewöhnlich  gerade  in  den 

1)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.   475. 

2)  do.,    S.  477,  und  British  Empire   Series,   Band  I,   S.  320. 
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Zeiten  der  Mißernten  vollständiger  Erwerbslosigkeit  und 
damit  vollständiger  Verarmung  ausgesetzt,  da  ihr  Verdienst 
in  den  Arbeitszeiten  zu  gering  ist,  als  daß  er  ihnen  irgend- 
welche Notstandsrücklagen  gestatten  sollte.  Mit  der  Teuerung 
in  den  Lebensmitteln  verbindet  sich  also  bei  diesen  Leuten 
zugleich  die  völlige  Unmöglichkeit,  auch  nur  die  Kosten 
ihres  Lebensunterhalts  in  normalen  Jahren,  wie  viel  weniger 
denn  in  diesen  anormalen  Verhältnissen,  aufzubringen. 
Damit  haben  wir  die  wirtschaftlichen  Gründe  dargelegt, 
warum  in  Ostindien  Teuerungsjahre  so  leicht  und  so  schnell 
zu  Hungersjahren  werden  und  kommen  endlich  noch,  was 
uns  wieder  auf  unser  eigentliches  Thema  zurückführt,  zu 
den  mangelhaften  Verkehrsverhältnissen. 

Wie  unvollkommen  diese  noch  waren,  werden  wir  am 
besten  ersehen,  wenn  wir  auf  den  Verlauf  der  Hungersnot 
von  1876  1878  näher  eingehen.  Schon  das  Jahr  1875  hatte 
für  den  ganzen  Deccan  eine  wenig  befriedigende  Ernte  ge- 
bracht, wenn  auch  nur  in  dem  außerordentlich  dicht  be- 
völkerten Behargebiete,  das  auf  der  Grenze  von  dem  Deccan 
zu  Bengalen  liegt,  eine  Hungersnot  ausgebrochen  war.  Im 
Jahre  1876  war  im  ganzen  Deccan  die  Ernte  eine  durchaus 
ungenügende1),  daher  brach  im  November  1876  die  Hungers- 
not in  Südindien  aus  und  suchte  das  südlich  Deccan  bis 
Kap  Comonn,  also  die  Präsidentschaften  Bombay  und 
Madras  und  die  Eingeborenen-  Fürstentümer  Mysore  und 
Hyderabad,  heim.  Im  folgenden  Jahre  hatte  zwar  der  Deccan 
genügenden  Regen,  nun  abersetzte  infolge  übergroßer  Hitze 
der  Regen  im  ganzen  Indusgebiet  aus,  weil  der  sehr  hoch- 
gehende Monsum  die  Wolken  über  dies  Gebiet  einfach  hin- 
wegführte. Aus  dem  Indusgebiet  hatte  aber  die  Regierung 
gerade  erst  im  vorangehenden  Jahre  große  Vorräte  nach 
dem  Süden  gebracht,  so  hatte  auch  hier  die  Mißernte  eine 
Hungersnot  im  Gefolge,  die  um  so  schlimmer  war,  als  der 

1)    Hunter,   The  Indian  Empire,   S.  326  und   S.  429  ff.  —  Balfour, 
Lord  Lytton's  Indian  Administration,  S.  189  it. 
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Süden  noch  nichts  wieder  abzugeben   vermochte,   weil   er 
ohne  Reserven  in  das  neue  Getreidejahr  gegangen  war.   Als 
einzige  Reserve  blieben  Bengalen,  Assam  und  Burma,  die 
in   beiden    Jahren    von   der   Mißernte   verschont  geblieben 
waren.      Gerade    diese    beiden  kurz  aufeinanderfolgenden 
Mißernten  in  verschiedenen  großen   Gebieten  Indiens  und 
aus  zwei  ganz  entgegengesetzten  Gründen  lehren  uns,  mit 
welchen   ungeheuren    Schwierigkeiten    in    Indien    die    Re- 
gierung bei  der  Bekämpfung  der  Hungersnöte  zu  ringen  hat. 
Nur    Normaljahre   bringen   für   Indien    eine   gleichmäßige 
Ernte.    In  zu  kühlen  Jahren  bleibt  der  Deccan  ohne  Regen, 
in  zu  heißen  Jahren  daslndusgebiet.  Nur  in  den  drei  genannten 
Gebieten,  in  Assam,  Bengalen  —  hier  jedoch  mit  Ausnahme 
der  an  das  Deccan  grenzenden  Teile  —  und  Burma  weiß 
man  nie   etwas   von   Mißernten.      Die   Überschüsse   dieser 
Gegenden  reichen  aber  dann  nicht  aus,  wenn,  wie  in  den 
Jahren   1876  und   1877,   erst   das   eine  große   Hauptgebiet 
Indiens  und  dann  das  andre  von  einer  Mißernte  getroffen 
werden.    Wie  sehr  darum  auch  die  englische  Regierung  be- 
müht   gewesen   war,    durch    Heranschaffen    von    Getreide 
der  Not  zu  steuern,  so  konnte  sie  trotzdem  nicht  verhindern, 
daß  über  4  Millionen  Menschen  Hungers  starben.   Wirkliche 
Abhilfe  brachte  erst  das  Eintreten  eines  gleichmäßigen,  nor- 
malen Regenfalles  im  Juni  1878  T) .   Soviel  über  die  Ursachen 
dieser  großen  Hungersnot  von  1876  77.    Gehen  wir  nunmehr 
dazu  über,  zu  zeigen,  was  zur  Linderung  und  Einschränkung 
der  Not  geschah.    Die  private  Hilfe  reichte  zur  Bekämpfung 
einer  so  großen  Not  nicht  aus.    Vor  allem  waren  die  Kauf- 
leute mit  dem  Transport  von  Getreide  nach  Distrikten,  die 
von  Hungersnot  heimgesucht  wurden,  sehr  vorsichtig;  denn 
sie  mußten  immer  damit  rechnen,   daß   Regenfall  eintrat, 
wodurch    sofort   die    Getreidepreise    herabgedrückt   werden 

1)  Eine  ausführliche  Schilderung  dieser  Hungersnot  gibt  William 
Digby  in  seinem  zweibändigen  Werke  „The  Famine  Campaign  in 
Southern  India  1876 — 1878",  London  1878. 
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und  die  Kaufleute  mit  großen  Vorräten  auf  Lager  in  eine 
prekäre  Lage  geraten  konnten1).  Die  Regierung  nahm 
daher  selbst  die  Beschaffung  von  Nahrungsmitteln  in  die 
Hand.  Ehe  die  nördlichen  Provinzen  heimgesucht  wurden, 
schaffte  man  aus  den  Zentral-Provinzen  mehr  als  300  000 
Tonnen  und  aus  dem  Punjab  rund  400  000  Tonnen  Getreide 
per  Bahn  südwärts  2).  Durch  die  Madras- Eisenbahnen  allein 
sind  ins  Innere  etwa  800  000  Tonnen  Korn  in  die  verschie- 
denen Distrikte  geschafft  worden  3) .  Auf  Veranlassung  des 
Vizekönigs  Lord  Lytton  ,der  im  August  1877  die  Präsident- 
schaft Madras  besuchte,  wurden  auf  der  Great  Indian  Penin- 
sula  Railway  Einrichtungen  getroffen,  um  auf  dieser  Linie 
täglich  1  200  Tonnen  Getreide  ins  Innere  der  Präsident- 
schaft schaffen  zu  können4).  Wie  wenig  aber  die  Eisen- 
bahnen damals  den  Anforderungen,  die  man  an  sie  zur  Be- 
kämpfung einer  so  ausgedehnten  Hungersnot  stellen  mußte 
noch  gewachsen  waren,  zeigt  die  Tatsache,  ,  daß  erst  während 
der  Hungersnot  telegraphisch  50  neue  Lokomotiven  und 
300  Waggons  aus  England  zur  schleunigsten  Lieferung  be- 
stellt werden  mußten.  In  Salem  ,am  südwestlichen  Zweige 
der  Madras  Railway  gelegen5),  herrschte  im  Sommer  1877 
großer  Mangel  an  Nahrungsmitteln,  während  in  Beypore, 
einem  Hafen  an  der  Westküste,  der  mit  Salem  durch  die  ge- 
nannte Bahnlinie  —  eine  Strecke  von  200  engl.  Meilen  — 
verbunden  ist,  mehrere  tausend  Säcke  Reis  lagerten,  die  es 
erst  nach  längerer  Zeit  gelang  per  Bahn  in  das  Innere  zu 
schaffen,  trotzdem  man  während  der  Hungersnot  da,  wo 
das  Bahnmaterial  zur  Bewältigung  des  Verkehrs  nicht  aus- 
reichte, Personenzüge  ausfallen  ließ  und  den  Korntrans- 
porten den  Vorzug  gab  vor  allen  übrigen  Gütern  6) . 

1)  Digby,  a.  a.   O.,   Band  I,    S.   157. 

2)  Hunter,   The  Indian  Empire,    S.  466. 

3)  Digby,  a.  a.   O.,   Band  II,   S.  264. 

4)  do.,   Band  I,   S.  205,  und  Balfour,  a.  a.   0.,    S.   194. 

5)  Digby,  a.  a.   O.,   Band  I,    S.   184. 

6)  do.,   Band  II,    S.  264. 


—     74     — 

Wie  aufopferungsvoll  sich  damals  die  englische  Re- 
gierung bewies,  zeigt  wohl  der  Umstand,  daß  sie  teils  durch 
eigenen  pekuniären  Aufwand,  teils  durch  Erlaß  der  Steuern 
in  den  Jahren  1876  und  1877  in  der  Staatskasse  einen 
Ausfall  von  11  Millionen  Pfund  Sterling,  also  fast  einer 
viertel  Milliarde  Mark  hatte  1).  Wenn  trotzdem,  wie  schon 
oben  erwähnt  wurde,  mehr  als  vier  Millionen  Menschen  in 
diesen  beiden  Jahren  Hungers  starben,  so  kann  man  sich 
eine  ungefähre  Vorstellung  davon  machen,  welchen  Um- 
fang die  Hungersnöte  unter  den  früheren  Verhältnissen  bei 
der  völligen  Sorglosigkeit  der  alten  indischen  Regierungen 
und  bei  dem  völligen  Mangel  von  Eisenbahnen  infolge  zweier 
kurz  hintereinander  auftretender  Mißernten  in  zwei  großen 
Gebieten  Indiens  angenommen  hätten.  Man  kann  daraus 
aber  auch  ermessen,  wie  vollkommen  unberechtigt  es  ist,  die 
sogenannte  Aussaugungspolitik  Englands  für  die  Hungers- 
nöte in  Indien  verantwortlich  machen  zu  wollen.  Mit  Recht 
konnte  Sir  Andrew  Clarke,  ein  Mitglied  des  gesetzgebenden 
Rates  in  Calcutta,  im  Dezember  1877  sagen  2) :  ,,Die  Eisen- 
bahnen haben  sich  als  Retter  Südindiens  erwiesen/'  Neben 
der  tatsächlichen  Transportleistung  an  Getreide  ist  auch  die 
Wirkung  der  Eisenbahnen  auf  die  Lebensmittelpreise  in 
Hungersnotzeiten  ein  beachtenswertes  Element 3) ;  denn 
wenn  man  weiß,  daß  in  wenigen  Tagen  große  Mengen  her- 
beigeschafft werden  können,  so  hält  dies  übertrieben  hohe 
Preise  nieder. 

Wie  schon  an  mehreren  Stellen  angedeutet  wurde,  sollte 
aber  gerade  diese  große  Hungersnot  von  großem  Einfluß 
auf  die  englische  Eisenbahnpolitik  in  Indien  sein.  Wenn 
die  indische  Regierung  nämlich  auch  einsah,  daß  es  ihr 
unmöglich  sein  würde,  Indien  ganz  von  Hungersnöten  zu 


1)  Bell,  a.  a.  0.,  S.  29,  und  Hunter,  The  Indian  Empire,  S.  326  und 
S.   466. 

2)  Digby,  a.  a.   0.,   Band   II,    S.  264. 

3)  do.,   Band   II,    S.  272. 
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befreien,  da  der  größere  Teil  Indiens,  wie  wir  sahen,  der 
Gefahr  der  Dürre  ausgesetzt  ist  und  von  Zeit  zu  Zeit  das 
Land  immer  wieder  unter  ihren  unvermeidlichen  Folgen  zu 
leiden  haben  wird,  so  hielt  sie  doch  deren  Milderung  für 
ein  Ziel,  dem  sie  eine  eingehende  Beachtung  widmen  mußte1) . 
Ihr  Streben  ging  seitdem  dahin,  die  schlimmsten  Schrecken 
und  vor  allem  die  furchtbare  Sterblichkeit,  welche  die 
Hungersnöte  früherer  Zeiten  begleitete,  abzuwenden.  Zur 
Untersuchung  dieser  Frage  wurde  nun  unter  dem  Vorsitz 
von  Sir  Richard  Strachey  eine  Kommission  eingesetzt,  die 
nach  zweijähriger  eingehender  Arbeit  zu  dem  Resultate 
gelangte,  daß  sie  der  Regierung  zwei  Wege  vorschlug,  teils 
um  der  Hungersnot  vorzubeugen,  teils  um  die  Folgen  einer 
solchen  zu  mildern.  Als  Vorbeugungsmittel  schlug  die  Kom- 
mission Steigerung  der  Produktivität  des  Landes  durch  Ver- 
besserung der  Bewässerungsanlagen  vor,  als  Milderungs- 
mittel aber  den  weiteren  Ausbau  von  Eisenbahnen2).  Das 
Hauptziel  einer  verständigen  Politik  zur  Bekämpfung  der 
Hungersnöte  müßte  dahin  gehen,  die  in  Indien  vorhandenen 
Nahrungsmittel  in  Zirkulation  zu  bringen  und  die  relative 
Überproduktion  einer  Gegend  rasch  nach  den  von  Hungers- 
not bedrohten  Distrikten  schaffen  zu  können  3) ,  denn  das 
Land  sei  so  groß,  daß  niemals  alle  Teile  gleichzeitig  von 
Dürre  heimgesucht  werden,  und  es  als  Ganzes  betrachtet 
noch  in  keinem  Jahre  unfähig  gewesen  sei,  genügend 
Nahrung  für  seine  Bevölkerung  hervorzubringen4).  Das 
wahre  Problem  der  Bekämpfung  der  Hungersnot  sei  daher 
vornehmlich  ein  Verteilungssystem.  Um  dies  zu  lösen,  be- 
dürfe es  eines  weitverzweigten  Eisenbahnnetzes,  damit  die 
i)  Strachey,  a.  a.  O.,  S.  211  und  S.  227  ff.  —  Balfour,  a.  a.  O., 
S.  194.  —  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  489. 

2)  Bell,  a.  a.  O.,  S.  29.  —  Strachey,  a.  a.  O.,  S.  228.  —  The  Imperial 
Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  499.  —  British  Empire  Series,  Band  I, 

s.  350. 

3)  Strachey,  a.  a.   0.,    S.   228. 

4)  Hunter,   The  Indian  Empire,    S.  465. 
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großen  Reserven  des  Landes  in  ausgedehntester  Weise  an 
Stelle  der  kleinen  Vorräte  der  einzelnen  gesetzt  werden 
können1).  Die  Fortschritte,  die  der  Eisenbahnbau  Indiens 
bisher  gemacht  habe,  seien  ganz  ungenügend.  Die  Kom- 
mission berechnete,  daß  es  zur  Abwehr  künftiger  Hungers- 
nöte erforderlich  sei,  ganz  Indien  mit  einem  Netz  von 
20  ooo  engl.  Meilen  Eisenbahnen  zu  versehen,  indem  sie 
annahm,  daß  eine  Eisenbahnlinie  einen  Streifen  Land  von 
nicht  mehr  als  25  engl.  Meilen  Breite  auf  beiden  Seiten  der 
Strecke  versorgen  könne  2).  Von  diesen  20  000  engl.  Meilen 
waren  zu  Beginn  des  Jahres  1880  8487  engl.  Meilen  Eisen- 
bahnen eröffnet  3)  und  838  engl.  Meilen  wurden  im  Verlauf 
des  Jahres  1880  hinzugefügt,  so  daß  also  annähernd  die 
Hälfte  des  Bahnnetzes  vorhanden,  die  andre  Hälfte  noch  zu 
bauen  war.  Die  Kommission  veranschlagte  im  Gegensatz 
zu  der  Kommission  von  1875  nun  die  Herstellungskosten 
nur  auf  etwa  6000  Pfund  Sterling  pro  engl.  Meile  4).  Dem- 
nach ergab  sich  also  für  die  noch  zu  bauenden  10  000  eng- 
lischen Meilen  ein  Betrag  von  60  000  000  Pfund  Sterling. 
Die  Kommission  schlug  nun  vor,  diesen  Ausbau  des  Eisen- 
bahnnetzes auf  25  Jahre  zu  verteilen,  so  daß  also  in  jedem 
Jahre  2,4  Millionen  Pfund  Sterling  notwendig  gewesen 
wären  oder  nach  dem  damaligen  Stande  der  Rupie  von 
12  1  o  Rupien  auf  ein  Pfund  Sterling  30  000000  Rupien.  Daß 
die  Kommission  zu  einem  so  geringen  Kostenanschlag  kam, 
war  das  Ergebnis  ihrer  Überzeugung,  daß  für  den  Ausbau 
der  Eisenbahnen  nicht  nur  schmalspurige,  sondern  auch  ein- 
gleisige Bahnen  mit  Ausfuhrweichen  genügten.  Nach  den 
amtlichen  Eisenbahnberichten  betrugen  nämlich  die  durch- 
schnittlichen   Baukosten   der   indischen    Eisenbahnen   ein- 


1)  Report  of  the  Famine  Commission  of  1901,  §  223. 

2)  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  1886,  Abhandlung  von  Gust.  Cohn, 
S.  3. 

3)  Report  1880  81,    S.   3. 

4)  Kupka,  a.  a.  0.,   S.  579,  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  1885. 


—     77     — 

schließlich    aller      zugehörigen     Anlagen ,      mehrgleisigen 

Strecken,   Weichen  usw.  im  Jahre: 

1870:       16  445   Pfund   Sterling  pro  engl.  Meile 
1880:       13844       „  „  „         „       „     i) 

1885:     130288   Rupien  2) 

In  den  neueren  Berichten  sind  die  Baukosten  nach  den 

verschiedenen   Spurweiten   gesondert   angegeben   und   sind 

danach  pro  englische  Meile  erforderlich  gewesen: 


Indische 

Meterspur 

Kleinere 

Normalspur 

Rupien 

Spurweiten 

Rupien 

Rupien 

1894,-95 

IÖO  020 

70?25 

32  253  3) 

1899  1900 

155  819 

72  718 

32  368  4) 

Die  durchschnittlichen  Baukosten  der  eingleisigen 
Strecken  einschließlich  Ausweichanlagen,  aber  ohne  die 
Kosten  für  sonstige   Einrichtungen,   beliefen  sich  auf: 


Indische 

Meterspur 

Kleinere 

Normalspur 

Rupien 

Spurweiten 

Rupien 

Rupien 

1894.9s 

123  619 

62  699 

30  616 

1899  I900 

120  208 

64243 

30  613 

Es  fragte  sich  nun  aber  noch,  wie  die  Kosten  zu  diesem 
Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  aufgebracht  werden  sollten. 
Man  könnte  nun  darauf  hinweisen,  daß  doch  der  vor 
5  Jahren  aufgestellte  Plan  einen  jährlichen  Aufwand  von 
40  000  000  Rupien  vorgesehen  habe,  so  daß  also  jetzt  die 
Aufbringung  von  nur  30  000  000  doch  eigentlich  keine 
Schwierigkeiten  hätte  bereiten  können.  Demgegenüber 
muß  nun  aber  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Finanz- 
verhältnisse Indiens  jetzt  wesentlich  ungünstigere  als  vor 


1)  Report  1880,81,  S.  23. 

2)  do.  1884  85,  S.  63. 

3)  Report  1894  '95,  S.  19. 

4)  do.  1899  1900,  S.  10. 
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fünf  Jahren  waren.  Schon  an  anderer  Stelle  wurde  darauf 
hingewiesen,  daß  die  Hungersnot  von  1876  77  der  in- 
dischen Staatskasse  einen  Ausfall  von  11  Millionen  Pfund 
Sterling  verursacht  habe,  auch  die  vorangehende  Behar- 
Hungersnot  hat  in  den  Staatsschatz  ein  Loch  von  mehr 
als  einer  Million  Pfund  Sterling  gerissen,  so  daß  die  drei 
aufeinanderfolgenden  Hungersnotjahre  einschließlich  der 
Steuernachlässe  für  die  Staatskasse  einen  Ausfall  von 
rund  160000000  Rupien  bedeuteten1).  Trotz  der  großen 
Finanzreform,  die  1877  7§  von  Sir  John  Strachey  be- 
gonnen war,  hatten  darum  die  Etatsjahre  1877 — 1880  alle 
ein  Defizit  aufzuweisen,  zu  deren  Deckung  die  Regierung 
alle  vorhandenen  Reserven  hatte  erschöpfen  müssen.  Was 
wunders,  daß  die  Regierung  sorgfältig  prüfte  und  erwog, 
ob  sie  die  in  Rede  stehenden  30  000  000  Rupien  jährlich 
auch  werde  aufbringen  können.  Es  wurde  daher  die  Frage 
der  Beschaffung  von  Kapitalien  für  den  Bau  von  Eisen- 
bahnen in  Indien  im  Jahre  1879  einer  besonderen  Kommis- 
sion des  Unterhauses  übertragen2).  Diese  riet,  daß  mit 
Rücksicht  auf  die  ungünstige  Finanzlage  und  vor  allem 
wegen  des  andauernden  Sinkens  des  Silberwertes  die  Auf- 
nahme von  Anleihen  möglichst  beschränkt  werden  sollte. 
Der  Gesamtbetrag,  der  in  jedem  Jahre  für  den  Bau  von 
Eisenbahnen  und  Bewässerungsanlagen  geliehen  werden 
sollte,  wurde  auf  25  000  000  Rupien  angesetzt,  da  man 
hoffte,  daß  dieser  Betrag  in  Indien  selbst  erhoben  werden 
konnte,  ohne  den  dortigen  Geldmarkt  zu  sehr  zu  belasten, 
und  dadurch  die  Goldschuld  nicht  erhöht  wurde.  Von  dieser 
Summe  sollten  20  000  000  Rupien  allein  auf  die  Anlage  von 
Eisenbahnen  verwandt  werden.  Außer  diesem  Betrage 
stand  der  Regierung  noch  eine  unbestimmte  Summe  für 
Bahnbauten  zur  Verfügung  aus  dem  ,.Famine  Insurance 
Grant",   der  um   diese  Zeit  im  Zusammenhang  mit   Lord 

1)  The   Imperial    Gazetteer  of   India,   Band   IV,    S.    165  ff. 

2)  Bell,  a.  a.    0.,    S.   30. 
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Lyttons  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Hungersnöte 
geschaffen  worden  war  und  von  dem  ein  Teil,  wenn  er 
nicht  direkt  zur  Bekämpfung  von  Hungersnöten  gebraucht 
wurde,  auf  solche  Eisenbahnbauten  Verwendung  finden 
sollte,  welche  die  Bekämpfung  späterer  Hungersnöte 
erleichtern  würden1).  Das  Ziel  des  Vizekönigs  ging  näm- 
lich dahin,  einen  jährlichen  Überschuß  der  ordentlichen 
Einnahmen  in  Höhe  von  15  000  000  Rupien  über  die 
ordentlichen  Ausgaben  zu  erzielen,  um  diesen  Betrag  zur 
Bekämpfung  der  Hungersnöte  benutzen  zu  können2).  Die 
Summe  von  15  000  000  Rupien  hielt  man  nach  den  Er- 
fahrungen früherer  Jahre  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
im  Durchschnitt  für  genügend.  Anfangs  hatte  man  nun 
beabsichtigt,  in  den  Jahren,  in  welchen  Indien  nicht  unter 
Hungersnot  zu  leiden  hatte,  den  gesamten  Betrag  zur 
Reduzierung  der  indischen  Staatsschuld  zu  benutzen  oder, 
was  auf  dasselbe  hinauskam,  der  Aufnahme  neuer  Schul- 
den, welche  sonst  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  und  Ka- 
nälen nötig  gewesen  wäre,  vorzubeugen.  Dieser  ursprüng- 
liche Plan  wurde  aber  bald  dahin  geändert,  daß  in  jedem 
Jahre  ein  Teil  der  zur  Bekämpfung  von  Hungersnot  zurück- 
gelegten Summe  direkt  auf  den  Bau  von  Eisenbahnen  und 
Kanälen  in  solchen  Distrikten  ausgegeben  werden  sollte, 
die  besonders  der  Dürre  und  ihren  traurigen  Folgen  aus- 
gesetzt sind.  Ein  eigentlicher  ,,Famine  Insurance  Fund", 
also  ein  bestimmter  Fonds  zur  Bekämpfung  der  Hungers- 
nöte, von  dem  vielfach  im  Publikum  gesprochen  wird 
und  in  den  bestimmte  Einnahmen  fließen,  welche  nur  zu 
einem  genau  angegebenen  Zweck  verwendet  werden  dürfen, 
besteht  also  nicht.  Die  Absicht  ging  nur  dahin,  alljährlich 
die  überschüssigen  Einnahmen  bis  zur  Höhe  von  15  000  000 
Rupien  zu  dem  beschriebenen  Zweck  zu  verwenden.  Das 
System  an  sich  ist  bis  zur  Gegenwart  im  großen  und  ganzen 

1)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  370  371. 

2)  Strachey,  a.  a.    0.,    S.  238  239. 
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aufrecht  erhalten  worden,  wenngleich  wiederholt  die 
finanzielle  Notlage  es  unmöglich  gemacht  hatte,  den  vollen 
Betrag  von   15  000  000   Rupien  zurückzulegen. 

Die  Regierung  schloß  sich  den  Ausführungen  der 
beiden  Kommissionen  an  und  arbeitete  eine  Reihe  wich- 
tiger Entwürfe  von  Kungersnotbahnen  aus1).  Zunächst 
aber  war  es  noch  nicht  möglich,  an  die  Ausführung  des 
neuen  Planes  zu  gehen,  weil  der  Krieg  in  Afghanistan, 
der  1878  ausgebrochen  war,  wider  alles  Erwarten  sich 
noch  bis  in  den  Sommer  1881  hinzog.  Es  wird  nötig  sein, 
kurz  auf  die  Etappen  dieses  Krieges  einzugehen,  um  dar- 
zutun, wie  die  Regierung  sich  über  die  Dauer  dieses  Krieges 
täuschen  konnte. 

Im  Frühjahr  1878  war  eine  russische  Gesandtschaft 
vom  Emir  von  Afghanistan  mit  glänzenden  Ehren  em- 
pfangen worden.  Um  das  englische  Prestige  zu  wahren, 
ordnete  der  englische  Vizekönig  im  August  ebenfalls  an 
den  Hof  des  Emirs  eine  Gesandtschaft  ab.  Diese  wurde 
an  der  Grenze  zurückgewiesen.  Diese  Beleidigung  zu 
rächen,  erklärte  England  den  Krieg.  In  einem  kurzen 
Feldzuge  zwang  es  Afghanistan,  eine  ständige  englische 
Gesandtschaft  in  der  Hauptstadt  zuzulassen.  Nach 
kurzem  Aufenthalt  aber  wurde  sie  von  afghanischen 
Truppen  umzingelt  und  niedergemacht.  Nach  einjährigem 
Kriege  kam  im  Sommer  des  Jahres  1880  der  Friede  auf 
der  Grundlage  zustande,  daß  England  zwar  auf  eine 
ständige  Gesandtschaft  verzichtete,  Afghanistan  sich  aber 
verpflichtete,  mit  keiner  fremden  Regierung  in  politische 
Verbindung  zu  treten.  Schon  waren  die  englischen  Truppen 
im  Begriff,  das  Land  zu  räumen,  als  sich  ein  Aufstand 
gegen  die  Regierung,  die  diesen  Frieden  abgeschlossen 
hatte,  und  gegen  die  englischen  Truppen  erhob.  Diesen 
Aufstand  zu  unterdrücken,  bedurfte  es  noch  eines  ganzen 


1)    Cohn,  a.  a.  0.,    S.   2,     Archiv  für   Eisenbahnwesen,   1886. 
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Jahres.  So  kam  es,  daß  der  überaus  kostspielige  afgha- 
nische Feldzug  wider  Erwarten  sich  noch  ein  ganzes  Jahr 
hinzog  und  die  indische  Regierung  sich  genötigt  sah,  die 
Ausführung  des  neuen  Eisenbahnbaupianes  noch  um  ein 
Jahr  hinauszuschieben.  Doch  war  dieser  Krieg  selbst  im 
Nordwesten  des  indischen  Reiches,  d.  h.  in  den  Provinzen 
Sind  und  Punjab,  dem  Eisenbahnbau  außerordentlich 
förderlich.  Von  den  britischen  Truppen  wurden  beim 
Einrücken  in  Afghanistan  drei  Routen  benutzt1):  i.  die 
über  den  Khaibar-(Khyber-)Paß  ,  welche  die  bei  weitem 
wichtigste  war,  da  dieser  Paß  auf  guten  Straßen  von 
hochkultivierten  Gegenden  und  den  hauptsächlichsten 
Städten  des  Punjab  aus  zu  erreichen  ist  und  auf  dem 
kürzesten  und  bequemsten  Wege  nach  der  afghanischen 
Hauptstadt  Kabul  führt,  2.  die  Route  über  Kuram  und 
3.  die  Straße  über  den  Bolan-Paß  nach  Kandahar2).  Die 
für  den  Anmarsch  auf  den  beiden  ersten  Routen  in  Be- 
tracht kommende  Linie  war  die  Sind,  Punjab  and  Delhi 
Railway,  die  von  Delhi  aus  nach  Lahore  ging,  wo  die 
Punjab  Northern  State  Railway  abzweigte3).  Diese  war 
ursprünglich  in  den  Jahren  1875  76  mit  der  Meterspur 
gebaut  und  eröffnet  worden,  wurde  aber  umgebaut  und 
noch  kurz  vor  Beginn  des  afghanischen  Feldzuges  im 
Oktober  1878  mit  der  indischen  Normalspur  von  5'  6" 
bis  Jhelum  eröffnet4).  Während  des  Krieges  wurde  mit 
größter  Anstrengung  an  der  Verlängerung  dieser  Linie 
weitergearbeitet  und  im  Betriebsjahre  1881  82  Peshawar 
erreicht,  so  daß  diese  Bahn  den  Rücktransport  der  Truppen 
aus  Afghanistan  sehr  erleichtern  konnte  5).  Ferner  gelang 
es  der  indischen   Regierung,  noch   bis  Anfang  des   Jahres 


1)  Hunter,   The   Indian   Empire,    S.  326. 

2)  Lord  Roberts,  Einundvierzig  Jahre  in  Indien,  Band  II,   S.  301. 

3)  Report  i88o'8t,    S.  39. 

4)  do.,    S.  7. 

5)  Report  1880  81,    S.  3  und   S.  58;    1881  82,    S.   5. 
E.Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen  *= 
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1881  die  Linie  Rawalpindi- Khushalgarh,  die  von  der  Pun- 
jab  Northern  State  Railway  abzweigt,  zu  vollenden,  welche 
für  das  Vorrücken  zur  Grenzfestung  Kohat  und  zum 
Kuram-Tal   von   Bedeutung  ist. 

Für  die  militärischen  Operationen  im  südlichen 
Afghanistan  kam  dagegen,  abgesehen  von  dem  Sind- 
Abschnitt  der  Sind,  Punjab  and  Delhi  Railway,  welcher 
den  Hafen  Karrachi  mit  Kotri  am  Indus  verbindet x),  die 
Indus  Valley  State  Railway  zwischen  Kotri  und  Mooltan 
in  Betracht,  welche  1871  72  gleichfalls  in  Meterspur  be- 
gonnen worden  war,  dann  aber  umgebaut  und  am  1.  Juli 
1878  mit  der  indischen  Normalspur  v/ieder  dem  Verkehr 
übergeben  wurde  2).  Von  dieser  Linie  wurde  während  des 
afghanischen  Feldzuges  im  Jahre  1879  eine  Eisenbahn 
von  Rohri  am  Indus  in  der  Richtung  auf  Kandahar  ab- 
gezweigt und  so  gefördert,  daß  sie  noch  während  des  Be- 
triebsjahres  1880  81  bis  Sibi  nebst  einem  Zweige  nach 
Pir  Chowki  am  Fuße  des  Bolan-Passes  für  militärische 
Zwecke  benutzt  werden  konnte3).  Welche  Dienste  diese 
Linie  den  im  südlichen  Afghanistan  kämpfenden  Truppen 
leistete,  geht  daraus  hervor,  daß  Colonel  W.  S.  Trevor, 
der  damalige  Sekretär  im  Public  Works  Department  of 
the  Government  of  India,  in  seinem  Verwaltungsbericht 
sagte  4) :  Die  Erhaltung  von  Menschenleben  und  die  Be- 
wahrung vor  Leiden,  welche  durch  diese  Bahnlinie  bewirkt 
worden  ist,  indem  sie  die  Truppen  über  die  Kachi-Wüste 
transportiert  hat,  kann  nicht  hoch  genug  geschätzt  werden. 
Es  ist  äußerst  zweifelhaft,  ob  Verstärkungen  über  diese 
Gegend  in  der  Jahreszeit  (Juli  und  August)  ohne  ihre 
Mithilfe    hätten    vorwärtsgesandt    werden    können.       Auf 


1)  do.   1875  76,   S.  51. 

2)  do.   1885  86,  S.  14,  und  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III, 
S.   369  und  398. 

3)  Report  1880  81,    S.   3. 

4)  do.   1881  82,    S.   3. 
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jeden  Fall  kann  man  sich  die  durch  diese  Linie  gewährte 
Hilfe  am  besten  vergegenwärtigen,  wenn  man  bedenkt, 
daß  ein  einziger  Eisenbahnzug  ohne  besondere  Schwierig- 
keit an  einem  Tage  innerhalb  16  Stunden  das  leistet,  was 
2500   Kamele  in   14   Tagen  herbeischaffen  können. 

Welche  Bedeutung  Lord  Roberts  nach  den  in  den 
afghanischen  Feldzügen  gemachten  Erfahrungen  den  er- 
wähnten Eisenbahnen  zur  Unterstützung  der  militärischen 
Operationen  beimaß,  geht  aus  dem  von  ihm  ausgearbeiteten 
Memorandum  betr.  der  Verteidigung  der  Nordwestgrenze 
Indiens  hervor1).  In  diesem  führte  er  aus,  daß  auf  gute 
Kommunikationslinien  der  größte  Wert  zu  legen  und 
deren  Verbesserung  unendlich  wichtiger  wäre  als  die 
Anlage  zahlreicher  Befestigungen,  weil  man  durch  erstere 
die  Mittel  hätte,  alle  strategisch  bedeutsamen  Punkte  der 
Grenze  in  direkte  Verbindung  mit  dem  übrigen  Eisen- 
bahnnetz Indiens  zu  bringen  und  England  rasch  seine 
Truppen  versammeln  könnte,  falls  es  von  Afghanistan 
zur  Hilfe  gegen  Rußland  gerufen  v/erden  sollte.  Seine 
Note  schließt:  ,, Unterdessen  würde  ich  unsere  Kommuni- 
kationen mit  größtmöglicher  Schnelligkeit  zu  verbessern 
trachten  ;  wir  müssen  Straßen  und  Eisenbahnen  haben; 
diese  können  nicht  von  heute  auf  morgen  gebaut  werden; 
aber  jede  Rupie,  die  wir  jetzt  darauf  verwenden,  wird 
sich  später  zehnfach  bezahlt  machen.  Nichts  wird  die 
Sicherheit  unserer  Grenze  mehr  gewährleisten  als  die 
Möglichkeit,  schnell  an  irgendeinen  bedrohten  Punkt  der- 
selben Truppen  werfen  zu  können.  Und  unsere  militärische 
Stellung  wird  durch  nichts  mehr  gestärkt  als  durch  die 
Erschließung  des  Landes  und  Verbesserung  unserer  Be- 
ziehungen zu  den  Grenzstämmen.  Es  gibt  keine  besseren 
Kulturträger  als  Straßen  und  Eisenbahnen.  Und  obwohl 
einige  der  empfohlenen  Linien  vielleicht  niemals  zu  einem 


1)  Lord  Roberts,  Einundvierzig  Jahre  in  Indien,  Bandll,  S. 299  — 302. 
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militärischen  Zwecke  Verwendung  finden,  werden  sie  die 
beste  Hilfe  der  Zivilbehörden  bei  der  Verwaltung  des 
Landes  sein." 

Der  afghanische  Feldzug,  der,  abgesehen  von  dem 
Kostenanteil,  den  England  trug,  Indien  im  ganzen 
160  ooo  ooo  Rupien  kostete,  besonders  aber  der  letzte 
ganz  unerwartete  Teil,  der  gegen  eine  fanatisierte,  auf- 
rührerische Bevölkerung  hatte  geführt  werden  müssen, 
hatte  die  Kassen  der  indischen  Regierung  völlig  erschöpft 
und  zu  umfangreichen  Anleihen  geführt1).  Dazu  kam 
noch  ein  anderes  Moment.  Teils  infolge  des  Überganges 
der  meisten  europäischen  Staaten  entweder  zu  einer 
Goldwährung  oder  zu  einer  Doppelwährung,  die  auf  dem 
silbernen  Fuße  sehr  stark  hinkte,  teils  infolge  der  damals 
einsetzenden  und  eine  ganz  ungeahnte  Ausdehnung  an- 
nehmenden amerikanischen  Silberproduktion  sank  das 
Silber  schnell  ungeheuer  in  seinem  Werte  und  verlor  die 
indische  Landesmünze  in  demselben  Verhältnis  an  Kauf- 
kraft2). Mit  einem  jährlichen  Aufwände  von  30000000 
Rupien  den  alten  Eisenbahnbauplan  durchführen  zu  wollen, 
daran  war  deshalb  gar  nicht  mehr  zu  denken.  Dabei  aber 
konnte  die  Regierung,  da  neue  Anleihen  in  der  nächsten 
Zeit  ausgeschlossen  waren,  trotz  der  Fortführung  der 
Stracheyschen  Finanzreform  durch  Evelyn  Baring,  der 
später  als  Lord  Cromer  zum  Peer  erhoben  wurde,  in  den 
Jahren  1882  83  doch  auch  diese  Summe  nicht  entfernt 
aufbringen  3).  Den  Plan  des  Jahres  1880  mußte  man  also 
ebenfalls  wieder  aufgeben,  bevor  noch  mit  seiner  Aus- 
führung hatte  begonnen  werden  können.  Da  verfiel  der 
Vizekönig  Lord  Lytton  auf  den  neuen  Ausweg  von  Pro- 
vinzialbahnen,   in  der  Annahme,   daß  Anleihen  für  solche 


1)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  166. 

2)  Arnold,  Ind.  Geldwesen,  S.  90  und  S.  106.  —  Strachey,  a.  a.  0., 

S.  197. 

3)  The   Imperial    Gazetteer  of  India,   Band  IV,    S.   165. 
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innerhalb  der  Provinzialbezirke  sich  leichter  würden 
aufbringen  lassen,  weil  das  lokale  Interesse  dabei  mit- 
spräche, als  Anleihen  für  Staatsbahnen.  Die  Bahnen 
sollten   eingleisig   und   schmalspurig   sein. 

Da,  wie  gesagt,  die  Kapitalien  der  indischen  Re- 
gierung für  eine  genügend  rasche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnnetzes nicht  ausreichten  und  außerdem  im  Zusammen- 
hang mit  dem  afghanischen  Feldzuge  fast  alle  Mittel  für 
strategische  Linien  an  der  Nordwestgrenze  verwendet 
wurden,  schlug  Lord  Lytton  vor,  eine  Abart  von  Staats- 
bahnen zu  schaffen,  indem  billige  Linien  auf  besondere 
finanzielle  Verantwortung  der  Provinzialregierungen  ge- 
baut werden  sollten1).  Für  die  Verzinsung  der  zu  dem 
Bau  dieser  „Provinzialbahnen"  von  den  Lokalregierungen 
aufgenommenen  Anleihen  sollten  in  erster  Linie  die  Ein- 
künfte der  Provinzen  als  Unterpfand  dienen,  und  erst 
wenn  diese  nicht  die  Verzinsung  aufbringen  konnten, 
sprang  der  Staat  ein2).  Aber  diese  Methode  konnte  doch 
nur  angewandt  werden  auf  Bahnen  von  rein  lokaler  Be- 
deutung, ganz  abgesehen  davon,  daß  die  finanziellen 
Mittel  der  Provinzen,  die  für  diese  Zwecke  verfügbar 
waren,   doch  niemals  groß  waren3). 

Es  blieb  daher  nichts  übrig,  als  v/ieder  private  Gesell- 
schaften an  der  Entwicklung  der  indischen  Eisenbahnen 
teilnehmen  zu  lassen4),  und  der  damalige  Staatssekretär 
von  Indien,  Lord  Hartington,  teilte  der  indischen  Re- 
gierung im  September  1880  mit,  daß  er  die  Zeit  für  die 
Rückkehr  zur  Mitwirkung  privater  Unternehmungen  neben 
der  direkten  Tätigkeit  des  Staates  für  gekommen  hielte5). 


1)  Despatch,   No.    184,   Finance,  of  8th    June  1880. 

2)  Report  1881  82,    S.   62. 

3)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  372  73. 

4)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   IV,    S.   178. 

5)  Bell,  a.   a.   O.,    S.   30. 
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Damit    trat    ein    erneuter    Wechsel    in    der    ostindischen 
Eisenbahnpolitik  ein. 

Ehe  ich  zur  Schilderung  der  dritten  Phase  der  bri- 
tischen Eisenbahnpolitik  in  Indien  übergehe,  möchte  ich 
noch  kurz  zusammenfassen,  was  in  der  Staatsbahnperiode 
im  Laufe  von  etwas  über  10  Jahren  erreicht  worden  ist. 
Als  der  erste  Wechsel  in  der  Eisenbahnpolitik  stattfand, 
waren  in  Indien  offen  für  den  Verkehr  4283  engl.  Meilen 
(Anfang  1870)  Eisenbahnen  vorhanden,  die,  mit  Aus- 
nahme von  rund  45  engl.  Meilen,  sämtlich  mit  der  indischen 
Normalspur  5'  6"  gebaut  worden  waren  1).  Wahrend  der 
Staatsbahnperiode  wurde  dann,  ohne  Berücksichtigung 
der  Gleisverdoppelungen,  das  Eisenbahnnetz  reichlich 
verdoppelt,  so  daß  am  1.  Januar  1880  8  487  engl.  Meilen 
eröffnet  waren2).  Während  dieses  Jahres  wurden  noch 
838  engl.  Meilen  hinzugefügt.  Von  diesen  9325  engl. 
Meilen  bestanden  6  9o63/4  Meilen  in  normalspurigen 
Linien,  2  334V4  Meilen  waren  in  Meterspur,  271/4  Meilen 
mit  4  engl.  Fuß  und  563/4  Meilen  mit  2'  6"  Spurweite 
gebaut  worden.  Mit  Ausnahme  der  um  diese  Zeit  1  5041/4 
engl.  Meilen  langen  East  Indian  Railway,  die  am  1.  Januar 
1880  vom  Staate  für  32  750  000  Pfund  Sterling  angekauft, 
aber  von  der  ehemaligen  East  Indian  Railway  Company 
im  Auftrage  des  Staates  weiterverwaltet  wurde3),  waren 
4  5291  4  engl.  Meilen  im  Besitz  von  garantierten  Gesell- 
schaften, 2  93i3/4  Meilen  waren  Staatsbahnen  und  der 
Rest  von  2963/4  Meilen  Bahnen  der  Eingeborenen- Staaten. 
Dieses  Bahnnetz  wurde  geschaffen  mit  einem  Kapital- 
aufwand von  über  129  000  000  Pfund  Sterling,  während 
zehn  Jahre  vorher,  als  das  Eisenbahnnetz  rund  5000  engl. 
Meilen  umfaßte,  die  in  Eisenbahnen  angelegten  Kapitalien 


1)  Report  1870/71,    S.   3. 

2)  do.   1880/81,    S.  3. 

3)  Report  1904,   S.   136. 
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nur  88  ioo  ooo  Pfund  Sterling  betrugen  1).  Seit  dem  Be- 
triebsjahre 1870/71  hat  also  eine  Vermehrung  um  rund 
40  Millionen  Pfund  Sterling  stattgefunden,  von  denen 
etwa  dreiviertel  auf  den  Bau  neuer  Staats-  und  Provinzial- 
linien    verwendet  worden   sind. 

Wenn  die  indische  Regierung  auch  noch  in  der  Staats- 
bahnperiode aus  den  Ausgaben  für  das  Eisenbahnnetz 
Indiens  direkte  Verluste  erlitt,  die  sich  für  das  Jahr  1880 
auf  1926245  Rupien  beliefen2),  so  wurden  diese  doch 
mehr  als  ausgeglichen  durch  den  Aufschwung  des  Handels 
innerhalb  der  geschilderten  Zeit,  wie  folgende  Statistik 
zeigt,  die  den  Wert  des  Imports  und  Exports  des  indischen 
Handels  (ausschließlich  des  Edelmetallverkehrs)  und  die 
am  Schluß  jeden  Kalenderjahres  offene  Meilenzahl  der 
Eisenbahnen  angibt3): 


Jahr 

Wert  des  Waren- 

Wert des   Waren- 

Eröffnete 

imports 

exports 

Meilen- 

Pfund  Sterling 

Pfund  Sterling 

zahl 

1870  71 

34469  119 

55  336  186 

4  7661 ., 

1875  76 

38891  656 

58  091  495 

6  4971  1 

1880  81 

50  278  875 

74  517  957 

9  325 

Diese  Steigerung  des  indischen  Handels  gegenüber 
der  früheren  Periode  (cf.  S.  54)  ist  in  erster  Linie  der  Aus- 
dehnung des  Eisenbahnnetzes  zuzuschreiben,  wenn  man 
auch  den  Einfluß  der  Eröffnung  des  Suez-Kanals  im  Jahre 
1869  auf  den  indischen  Handel  nicht  unberücksichtigt 
lassen  darf. 

Die  Hauptergebnisse  des  Betriebes  aller  indischen 
Eisenbahnen  zusammen  ersieht  man  aus  folgender  Sta- 
tistik 4) : 


1)  do.  1880  81,  S.  22/23. 

2)  Report  1903,  S.  50. 

3)  do.  1875  76,  S.  5,  und  1880  81,  S.  59. 

4)  do.  1903,  S.  34  35. 
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Jahr 

Meilen- 

Kapitalausgabe 

Beförderte 

Beförderte 

zahl 

in  Tausenden 

Fassagiere 

Güter  in 

von  Rupien 

in  Tausenden 

Tausenden 
von  Tonnen 

1870 

4  771 

900  050 

— 

— 

1875 

6  541 

I  009  628 

27479 

5095 

1880 

8  996 

I  285  691 

49  155 

10  394 

III.   Kapitel. 

Die  Periode  des  gemischten 
Systems  von  Staats-  und  Privat- 
bahnen 


Der  Versuch,  das  indische  Eisenbahnnetz  allein  vom 
Staate  ausbauen  zu  lassen,  hatte  also  wegen  der  unge- 
nügenden Staatsmittel  arn  Ende  der  vorigen  Periode 
bankrott  gemacht,  man  war  zu  der  Erkenntnis  gelangt, 
daß  man  der  Mitwirkung  privater  Unternehmer  beim 
Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  nicht  entbehren  konnte. 
Der  Staatssekretär  für  Indien,  der  Marquis  of  Hartington, 
der  spätere,  im  März  1907  verstorbene  Herzog  von  De- 
vonshire,  ein  Mitglied  der  Whigpartei,  der  schon  einmal, 
wie  wir  sahen,  im  September  des  Jahres  1880  offiziell  diese 
Ansicht  als  die  seinige  vertreten  hatte,  legte  im  Januar 
des  folgenden  Jahres  seine  Ansicht  nochmals  eingehend 
in  einem  Schreiben  an  den  Vizekönig  Lord  Ly tton  dar  l) . 
Er  betonte  hierin,  wie  wichtig  es  für  die  Entwicklung  des 
indischen  Eisenbahnwesens  sei,  wenn  irgend  möglich, 
privates  indisches  oder  europäisches  Kapital  für  den  Bau 
dieser  Anlagen  zu  gewinnen.  Wenn  es  auch  bisher  nicht 
möglich  gewesen  wäre,  eine  Gesellschaft  zu  dem  Bau  von 
Eisenbahnen,   ohne   daß   die   Regierung  eine  Zinsgarantie 


1)    Report  1880  81,    S.  9,  und  Anhang,    S.   61,   62. 
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übernahm,  zu  bewegen,  so  sollte  die  Regierung  doch  von 
neuem  energische  Anstrengungen  machen,  das  private 
Kapital  zur  Betätigung  im  indischen  Eisenbahnbau  zu 
gewinnen  ohne  Gewährung  einer  Zinsgarantie,  allein  mit 
dem  Hinweis  darauf,  daß  die  Eisenbahnen,  wenn  auch 
nicht  immer  direkt,  so  doch  indirekt  durch  die  Vorteile, 
die  sie  den  Interessenten  in  ihrem  Erwerbsleben  gewährten, 
die  Sicherheit  einer  ausreichenden  Verzinsung  darböten. 
Sollten  sich  die  diesbezüglichen  Anstrengungen  jedoch 
als  vergeblich  erweisen,  so  sollte  der  Staat  die  Garantie 
in  bezug  auf  die  Zeitdauer  und  die  Höhe  des  Zinses  in  so 
veränderter  Form  gewähren,  daß  die  Geldgeber  ein  wirk- 
liches Interesse  an  einer  tüchtigen  und  ökonomischen 
Verwaltung  der  3ahnlinie  hätten.  Der  Staatssekretär  legte 
dann  die  Prinzipien  dar,  an  welche  die  indische  Regierung 
sich  bei  zukünftigen  Ausgaben  auf  öffentliche  Anlagen, 
wie  Eisenbahnen  und  Kanäle,  halten  sollte.  Um  die  Schul- 
denlast Indiens  durch  in  England  aufgenommene  Sterling- 
Anleihen,  denen  zur  Tilgung  eine  immer  mehr  sich  ent- 
wertende Silberwährung  gegenüberstand,  so  wenig  wie 
möglich  zu  vermehren,  hatte  man  nämlich  beschlossen, 
bei  der  Kapitalbeschaffung  für  den  Bau  von  Eisenbahnen 
und  Kanälen  zu  unterscheiden,  ob  es  sich  um  „produktive" 
oder  „protektive"  Anlagen  handelte  x).  Unter  produktiven 
Anlagen  verstand  man  solche,  bei  denen  man  nach  einem 
gewissen  Zeitraum  auf  eine  angemessene  Verzinsung  der 
angelegten  Kapitalien  sicher  rechnen  zu  können  glaubte. 
Wenn  es  sich  um  Eisenbahnen  handelte,  mußte  Aussicht 
vorhanden  sein,  daß  die  Bahnlinie  fünf  Jahre  nach  ihrer 
Eröffnung  4  %  Verzinsung  des  Anlagekapitals  nebst  den 
inzwischen  aufgelaufenen  einfachen  Zinsen  einbringen 
würde,  während  bei  Bewässerungsanlagen  die  kauf- 
männische   Seite     soweit     vernachlässigt    werden     durfte, 


1)    Report  1880  81,    S.   9  ff. 
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daß  sie  erst  10  Jahre  nach  ihrer  Vollendung  den  genannten 
Gewinn  abwarfen.  Nur  die  Anlagen,  welche  diese  strengen 
Bedingungen  erfüllen  würden,  sollten  mit  geliehenen  Ka- 
pitalien gebaut  werden.  Alle  übrigen  Bahnen  und  Be- 
wässerungsanlagen wurden  als  ,, protektive"  Anlagen  be- 
zeichnet, d.  h.  sie  sollten  ohne  Rücksicht  auf  eine  eventuelle 
Rentabilität  das  Land  gegen  die  Hungersnöte  schützen, 
und  die  Baukosten  durften  nur  aus  vorhandenen  Staats- 
einkünften gedeckt  werden,  nicht  aber  aus  Anleihen,  damit 
eine  übermäßige  Verschuldung  des  Landes  verhindert 
wurde.  Jährlich  sollte  ein-  für  allema  aus  dem  bereits 
früher  erwähnten  ,,Famine  Insurance  Fund",  welchem 
pro  Jahr  aus  den  Staatseinkünften  i1  2  Millionen  Pfund 
Sterling  zufließen,  die  Summe  von  750  000  Pfund  Sterling 
für  derartige  Schutzanlagen  Verwendung  finden.  Der 
Staatssekretär  für  Indien  betonte  nun  ausdrücklich,  daß 
an  den  kaufmännischen  Gesichtspunkten  festgehalten  wer- 
den sollte  und  keine  Eisenbahnlinien  mit  geliehenen  Ka- 
pitalien gebaut  werden  sollten,  die  nicht  die  erwähnten 
Gewinnaussichten  boten. 

Inzwischen  war  Lord  Lytton  von  seiner  Stellung  in 
Indien  zurückgetreten  und  der  Marquis  of  Ripon  folgte 
ihm  als  Vizekönig.  Dieser  war  entschlossen,  eine  ener- 
gischere Politik  in  bezug  auf  die  Erweiterung  des  indischen 
Eisenbahnnetzes  zu  verfolgen,  besonders  mit  Berück- 
sichtigung der  Bahnen,  die  Schutz  gegen  zukünftige 
Hungersnöte  gewähren  sollten  l).  Er  wurde  in  seinen 
Bestrebungen  in  tüchtiger  Weise  unterstützt  von  dem 
Major  Evelyn  Baring  2),  der  damals  in  Indien  das  Porte- 
feuille der  Finanzen  innehatte.  In  seinem  Finanzbericht  3) 
für  Indien  vom  März  1881  rechnete  Baring  zunächst  aus, 


1)  Bell,  a.   a.   O.,    S.  31. 

2)  Dem  späteren   Lord  Cromer. 

3)  Report   1880  81,   Anhang    I,    S.   61  63:    Financial    Statement   of 
the  Hon.    Major  Evelyn  Baring,  Calcutta,  25th  Maren  1881. 
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welche  Summen  der  indischen  Regierung  für  produktive 
öffentliche  Anlagen  zur  Verfügung  standen.  Der  Betrag, 
der  jährlich  für  derartige  Unternehmungen  aufgewandt 
werden  durfte,  war,  da  man  nach  Beendigung  des  afgha- 
nischen Feldzuges  wieder  in  der  Lage  war,  auf  die  Vor- 
schläge der  Kommission  vom  Jahre  1879  zurückgreifen 
zu  können,  auf  2  500  000  Pfund  Sterling  festgesetzt  worden, 
der  unter  Eisenbahnen,  Kanäle  und  andere  öffentliche, 
produktive  Anlagen  verteilt  werden  mußte.  Dazu  kamen 
noch  108  000  Pfund  Sterling  aus  den  Bewilligungen  früherer 
Jahre,  die  noch  nicht  ausgegeben  worden  waren.  Die 
indische  Regierung  hatte  nun  beschlossen,  hiervon  1  780  000 
Pfund  Sterling  auf  Eisenbahnen,  758  000  Pfund  Sterling 
auf  Bewässerungsanlagen  und  den  Rest  von  70  000  Pfund 
Sterling  auf  den  Ausbau  der  Hafenanlagen  in  Madras  zu 
verwenden.  Baring  wandte  sich  nun  der  in  den  letzten 
Jahren  lebhaft  diskutierten  Frage  zu,  ob  die  bisherige 
Politik  in  der  Aufnahme  von  Anleihen  zum  Bau  produktiver 
öffentlicher  Anlagen  in  Indien  fortgesetzt  werden  sollte. 
Die  21  2  Millionen  Pfund  Sterling,  welche  die  indische  Re- 
gierung jährlich  nach  den  Beschlüssen  der  Hungersnot- 
kommission von  1879  im  Wege  der  Anleihe  aufnehmen 
durfte,  hielt  er  für  gänzlich  ungenügend,  um  die  Bedürfnisse 
des  Landes  zu  befriedigen.  Er  meinte  aber  im  Einklang 
mit  den  Ausführungen  des  Staatssekretärs  für  Indien 
vom  Januar  1881,  daß  die  indische  Regierung  noch  nicht 
die  Hoffnung  aufgeben  dürfte,  privates  Kapital  auch  ohne 
staatliche  Zinsgarantie  heranzuziehen,  da  nach  seiner  An- 
sicht einige  Eisenbahnprojekte  genügende  Aussicht  auf 
Erfolg  böten.  Sollte  diese  Anziehungskraft  jedoch  nicht 
groß  genug  sein,  so  müßte  man  den  privaten  Unternehmern 
wenigstens  nur  ein  ganz  geringes  Maß  staatlicher  Unter- 
stützung gewähren. 

Baring    leugnete    zwar    nicht,    daß    die    Eisenbahnen 
einen   monopolartigen    Charakter   hätten,    glaubte   aber   in 
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den  daraus  sich  ergebenden  Folgerungen  nicht  so  weit 
gehen  zu  sollen,  wie  die  Verteidiger  der  Staatsbahnen.  Der 
Staat  müsse  zwar  eine  genügende  Aufsicht  über  ihren  Be- 
trieb ausüben,  um  zu  verhindern,  daß  das  Monopol  in  einer 
mit  den  öffentlichen  Interessen  in  Widerspruch  stehenden 
"Weise  ausgenutzt  werden  könnte.  Wenn  aber  der  Staat 
ein  Aufsichtsrecht  besäße,  um  zu  gewährleisten,  daß  die 
Bahn  die  für  den  Transport  von  Passagieren  und  Gütern 
erforderliche  Sicherheit  bietet,  ferner  das  Recht  hatte, 
die  Maximaltarife  zu  regulieren,  die  Spurweite  der  zu 
bauenden  Linie  zu  bestimmen,  die  Bahn  nach  einer 
gewissen  Zeit  zu  bestimmten  Bedingungen  anzukaufen 
und  Einfluß  auf  noch  ein  ge  andere  Punkte  auszuüben, 
so  hörte  die  Notwendigkeit  der  staatlichen  Einmischung 
auf.  Die  Interessen  der  Allgemeinheit  mach  en  es  dagegen 
nicht  notwendig,  daß  nun  der  Staat  zu  seinen  eigenen 
Gunsten  ein  künstliches  Monopol  für  den  Bau  aller  Eisen- 
bahnlinien schuf. 

Auch  den  Einwand,  daß  der  Staat  bei  dem  geringen 
Anteil,  den  er  an  den  Einnahmen  von  Privatbahnen  hatte, 
einen  schweren  Verlust  erleide,  ließ  Baring  nicht  gelten. 
Er  meinte  vielmehr,  daß  die  Gewinne  der  Bahnen,  wenn 
sie  in  die  Taschen  des  Publikums  flössen,  vorteilhaftere 
Verwendung  finden  würden,  als  wenn  sie  an  den  Staat 
gezahlt  würden,  wo  eine  sehr  große  Aussicht  bestände, 
daß  sie  in  unproduktiven  Ausgaben  draufgehen  würden, 
wobei  er  vor  allem  nicht  bedachte,  daß  ja  nur  die  Aktionäre 
Vorteil  aus  den  hohen  Einnahmen  von  Privatbahnen 
haben,  nicht  aber  das  allgemeine  Publikum.  Die  indirekten 
Wohltaten  aber,  die  aus  der  Erweiterung  des  Eisenbahn- 
netzes dem  Staate  und  dem  Lande  erwüchsen,  würde  man  in 
genau  derselben  Weise  erlangen,  ob  die  Bahnen  nun  von  der 
Regierung  oder  von  privaten  Unternehmern  gebaut  würden. 

Selbst  wenn  aber  die  Argumente,  die  man  im  allge- 
meinen   zu    gunsten   des    Baues    von    Eisenbahnen   einzig 
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und  allein  durch  den  Staat  anzuführen  pflege,  noch  schwer- 
wiegender wären  als  die  bisher  genannten,  so  seien  nach 
seiner  Ansicht  diese  Beweisgründe  immerhin  noch  nicht 
bei  den  indischen  Verhältnissen  angebracht.  Das  dringendste 
Erfordernis  Indiens  wäre  die  im  Lande  schlummernden 
Quellen  unverzüglich  zu  entwickeln  und  die  Kommuni- 
kationsmittel so  zu  verbessern,  daß  sie  eine  leichtere  Ab- 
wanderung aus  übervölkerten  Distrikten  dorthin  ermög- 
lichten, wo  Mangel  an  Arbeitskräften  herrsche.  Er  zweifeite 
aber  daran,  daß  die  Regierung  allein  durch  ihre  Tätigkeit 
diese  Aufgaben  erfüllen  könnte.  Selbst  wenn  dies  aber 
möglich  wäre,  so  wäre  es  gar  nicht  einmal  wünschenswert, 
sobald  man  geeignete  private  Unternehmungslust  dafür 
gewinnen  könnte.  Außerdem  hoffte  er,  daß,  wenn  es  der 
Regierung  gelänge,  britische  Unternehmer  für  den  Eisen- 
bahnbau heranzuziehen,  auch  eingeborene  Kapitalisten 
sich  auf  diesem  Felde  betätigen  würden,  entweder  allein 
oder  zusammen  mit  Engländern,  was  ein  wichtiger  Faktor 
in  der  politischen  Erziehung  des  Volkes  wäre,  das  dadurch 
in  den  ersten  Grundzügen  der  Selbstverwaltung  geschult 
und  sich  gewöhnen  würde,  nicht  immer  auf  jene  lähmende 
Menschenliebe  zu  vertrauen,  die  darin  besteht,  alles  für 
sie  zu  tun  und  sie  in  Unmündigkeit  zu  lassen. 

Ein  schweres  Hindernis  für  den  Bau  von  Eisenbahnen 
durch  private  Gesellschaften  scheine  freilich  darin  zu 
bestehen,  daß  es  bisher  nicht  gelungen  wäre,  Unternehmer 
zu  finden,  die  ohne  staatliche  Zinsgarantie  diese  Aufgabe 
übernehmen  wollten,  man  könne  vom  gegnerischen  Stand- 
punkt aus  darauf  hinweisen,  daß  gerade  dieser  Umstand 
gegen  Ende  des  Jahres  1869  den  Übergang  zum  Staats- 
bahnsystem veranlaßt  hätte.  Was  damals  unmöglich 
gewesen  wäre,  könnte  aber  jetzt  wohl  ausführbar  sein. 
Die  finanziellen  Aussichten  der  Eisenbahnunternehmungen 
in  Indien  hätten  sich  seitdem  erheblich  gebessert,  während 
gleichzeitig  der  Kapitalbetrag,  welcher  Anlage  in  der  Welt 
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suchte,  sich  vergrößert  hätte.  Ein  Versuch  müßte  daher 
wegen  der  großen  Bedeutung,  die  diese  Angelegenheit  für 
die  Entwicklung  Indiens  hätte,  in  dieser  Richtung  gemacht 
werden.  Zum  Schluß  erwähnte  Baring  noch,  daß  bereits 
ein  Erfolg  in  dieser  Hinsicht  zu  verzeichnen  wäre,  indem  sich 
in  London  unter  der  Führung  des  bekannten  Bankhauses 
Messrs  Rothschild  eine  Gesellschaft  zum  Bau  einer  Eisen- 
bahn von  Calcutta  nach  Jessore  und  Khoolna  gebildet 
hätte.  Er  hoffte,  daß  das  Beispiel  einer  so  angesehenen  und 
berühmten  Firma  einen  Ansporn  zu  dem  Bau  weiterer 
Bahnen  durch   private   Unternehmer  geben  würde. 

Die  indische  Regierung,  d.  h.  also  der  Vizekönig 
Marquis  of  Ripon,  antwortete  im  Sinne  dieses  Finanz- 
berichtes seines  Finanzministers  Baring  x)  auf  das  eingangs 
erwähnte  Schreiben  des  Unterstaatssekretärs  für  Indien. 
Auch  er  hielt  sich  für  bemüßigt,  noch  einmal  darauf  hin- 
zuweisen, daß  es  auch  seine  Überzeugung  sei,  daß  man  der 
Mitwirkung  privater  Unternehmer  beim  Ausbau  des  in- 
dischen Eisenbahnnetzes  nicht  entbehren  könne.  Die  nach 
dem  Bericht  der  Kommission  von  1879  jährlich  in  den 
Etat  einzustellende  Anleihe  von  21  2  Millionen  Pfund 
Sterling  genüge  für  den  notwendigen  Ausbau  des  Eisen- 
bahnnetzes nicht  mehr,  Anleihen  aber  in  den  indischen 
Etat  einzustellen,  verböte  seine  Finanzlage.  Darum  sei 
es  unbedingt  erforderlich,  den  Versuch  zu  machen,  private 
Kapitalien  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  zu  gewinnen. 
Solche  Kapitalien  zu  gewinnen,  sei  aber  ganz  besonders 
deshalb  dringend  erforderlich,  weil  es  sich  als  eine  unab- 
weisbare Notwendigkeit  herausgestellt  habe,  protektive 
Bahnen  in  einem  weit  größeren  Umfange  anzulegen,  als 
es  mit  den  aus  dem  Notstandsfonds  für  diesen  Zweck  ver- 
fügbaren Geldern  möglich  sein  werde.  Nun  stimme  die 
Regierung  freilich  der  Ansicht  des  Staatssekretärs  bei,  daß 


1)    Despatch   No.  92,   Railway,  of  22nd    July   1881. 
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man  nach  Möglichkeit  danach  streben  müsse,  das  private 
Kapital  zur  Beteiligung  am  indischen  Eisenbahnbau  auch 
ohne  Gewährung  einer  Zinsgarantie  zu  gewinnen,  daß  dies 
aber  für  die  in  Rede  stehenden,  unbedingt  notwendigen 
Bahnen  wohl  kaum  möglich  sein  werde,  daß  man  darum 
in  diesem  Falle  auf  die  auch  vom  Staatssekretär  nicht 
völlig  ausgeschlossene  Staatsgarantie  glaube  zurückgreifen 
zu  müssen.  In  bezug  auf  die  Zeitdauer  und  die  Höhe  des 
Zinses  werde  man  freilich  andere  Grundsätze  als  früher 
befolgen  müssen,  damit  die  Geldgeber  ein  wirkliches  In- 
teresse an  einer  tüchtigen  und  ökonomischen  Verv/altung 
der   Bahnlinien  hätten. 

Einige  Wochen  später  folgte  ein  zweites  Schreiben  *) 
der  indischen  Regierung,  in  der  sie  für  die  Kontrakte  mit 
den  Gesellschaften  folgende  Bedingungen  vorschlug:  Die 
Regierung  sollte  die  Trace  bestimmen,  die  notv/endigen 
Vermessungen  vornehmen  und  das  zum  Bahnbau  nötige 
Land  auf  99  Jahre  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellen. 
Während  der  Bauzeit  sollte  die  Regierung  das  Kapital  zu 
einem  bestimmten  Prozentsatz  verzinsen  und  auf  fünf 
Jahre  nach  der  Eröffnung  der  Strecke  die  Einnahmen  der 
Bahn  auf  eine  festgesetzte  Höhe  bringen.  Die  auf  diese 
Weise  von  der  Regierung  geleisteten  Zahlungen  sollten 
von  der  Gesellschaf  zurückgezahlt  werden  dadurch,  daß 
die  über  die  zugesicherte  Verzinsung  hinausgehenden  Rein- 
gewinne zwischen  dieser  und  der  Regierung  geteilt  würden. 
Wie  bei  den  früheren  Kontrakten  sollte  sich  die  Regierung 
einen  gewissen  Einfluß  auf  die  Frachtsätze  und  Fahrpreise 
durch  Festsetzung  von  Maximaltarifen  und  ein  Ankaufs- 
recht sichern. 

Das  Resultat  dieser  Unterhandlungen  war.  daß  der 
Staatssekretär  für  Indien  mit  der  Bengal  Central  Railway 
Company  am  26.   Juli  188 1  einen  Kontrakt  abschloß  zum 


1)    Despatch   No.   113,  of  the  2$th   September  1881. 
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Bau  einer  Bahnlinie  von  Calcutta  nach  Jessore  und  Khoolna, 
wie  bereits  am  Schlüsse  von  Barings  Finanzbericht  er- 
wähnt, und  eines  Zweiges  nach  Ranaghat  zur  Eastern 
Bengal  Railway1).  Die  Bedingungen  waren  folgende: 
Die  Regierung  stellte  der  Gesellschaft  das  nötige  Land  auf 
99  Jahre  kostenlos  zur  Verfügung  und  verzinste  ihr  das 
Kapital  halbjährlich  mit  4  %  per  annum  entweder  bis  die 
Linie  in  ihrer  ganzen  Länge  für  den  Verkehr  geöffnet  war 
oder  bis  zum  30.  Juni  1886,  je  nachdem,  welches  Ereignis 
nun  früher  eintreten  sollte.  Die  Reinerträge  der  bereits 
früher  eröffneten  Streckenteile  mußten  bei  der  Zinszahlung 
verrechnet  werden.  Alle  infolge  dieser  Bestimmung  der 
Gesellschaft  gezahlten  Summen  mußte  diese  nebst  ein- 
fachen Zinsen  in  Höhe  von  4  %  aus  der  Hälfte  der  Rein- 
erträge der  Bahn,  soweit  diese  5  %  des  in  der  betreffenden 
Zeit  aufgewandten  Kapitals  übersteigen,  zurückzahlen. 
Der  Staatssekretär  konnte  nach  30  resp.  50  Jahren,  vom 
1.  Januar  1882  an  gerechnet,  die  Bahnlinie  zu  einem  vorher 
bestimmten  Preise  ankaufen;  nach  99  Jahren  sollte  da- 
gegen die  Bahn  mit  allen  Anlagen  der  Regierung  anheim- 
fallen, der  Gesellschaft  mußte  aber  das  rollende  Material 
und  sämtliches  bewegliche  Eigentum  bezahlt  werden. 
Die  Regierung  war,  wie  üblich,  berechtigt,  Maximaltarife 
festzusetzen,  die  aber  nicht  niedriger  als  die  auf  der  Eastern 
Bengal   Railway  sein  durften. 

Da  die  neue  Bahnlinie  durch  eine  sehr  aussichtsreiche 
Gegend  in  Bengalen  gehen  sollte  und  bei  der  damals 
günstigen  Lage  des  Geldmarktes  auch  die  Kontraktbe- 
dingungen den  Kapitalisten  genügend  Anreiz  boten,  wurde 
das  verlangte  Kapital  zweimal  überzeichnet,  so  daß  die 
Regierung  von  Indien  mit  Recht  erwarten  konnte,  daß 
diese  Eisenbahn  der  Vorläufer  für  viele  andere  Linien 
werden   würde,    die   auf   ähnlichen    Bedingungen 


1)    Report  1880  81,    S.    io'ii,  und  1904,    S.  99. 
E.    Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen 
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gebaut  waren  x) .  Unglücklicherweise  erwies  sich  aber 
gegen  alle  Erwartung  das  Unternehmen  als  sehr  unren- 
tabel 2)  und  sein  schlechter  Erfolg  und  die  daraus  ent- 
stehenden Verwicklungen  machten  beiden  Parteien  große 
Schwierigkeiten,  so  daß  das  Vertrauen  der  Kapitalisten  zu 
Eisenbahnunternehmungen  in  Indien,  welche  die  Re- 
gierung nicht  durch  eine  Beihilfe  in  greifbarer  Form  unter- 
stützte,  durch   diese   Resultate  nicht  gestärkt  wurde. 

Im  folgenden  Jahre  wurde  eine  andere  kleinere  Gesell- 
schaft auf  annähernd  ähnlicher  Basis  gegründet  wie  die 
Bengal  Central  Railway  Company.  Es  war  dies  die  Rohil- 
kund  and  Kumaon  Railway  Company,  mit  welcher  der 
Staatssekretär  im  Kontrakte  vom  12.  Oktober  1882  3) 
folgende  Bedingungen  vereinbarte:  Die  Regierung  ver- 
zinste der  Gesellschaft  ihr  Kapital  während  des  Baues  der 
Linie  mit  4  %,  jedoch  nicht  länger  als  auf  zwei  Jahre 
nach  Abschluß  des  Kontraktes.  Danach  leistet  die  Re- 
gierung einen  jährlichen  Zuschuß  von  40  000  Rupien  auf 
die  Dauer  von  10  Jahren,  nachdem  die  ganze  Linie  für 
den  Verkehr  eröffnet  worden  war,  zahlbar  halbjährlich  in 
zwei  Raten  ä  20  000  Rupien,  welcher  Beitrag  am  31.  10. 
1894  ablief. 

Einige  Wochen  später  wurde  noch  ein  größeres  Unter- 
nehmen ohne  staatliche  Zinsgarantie  gegründet,  die  Bengal 

1)  Bell,  a.  a.   0.,    S.  80/81. 

2)  Report  1904,  S.  100.  Bis  1887  inkl.  wurde  noch  in  keinem 
Jahre  eine  Verzinsung  von  i°'0  des  Anlagekapitals  erzielt.  —  Report 
1904,  S.  99,  und  1906,  S.  132.  Die  Bengal  Central  Railway  wurde  dann 
vom  16.  10.  1882  bis  30.  6.  1884  von  der  Eastern  Bengal  Guaranteed 
Railway  Company  für  die  Bengal  Central  Railway  Company  betrieben,  und 
eine  weitere  Phase  ihres  traurigen  Daseins  war,  daß  der  Staatssekretär 
ihr  im  Kontrakt  vom  5.  1.  1887  notgedrungen  eine  Zinsgarantie  von 
3Vi%  des  Aktienkapitals  gewähren  mußte,  welche  Verpflichtung  dem 
Staate  bis  Ende  1904  einen  Verlust  von  über  5  Millionen  Rupien  brachte. 
Die  letzte  Phase  war,  daß  die  Linie  im  Jahre  1905  mit  der  Eastern  Bengal 
State  Railway  völlig  verschmolzen  wurde. 

3)  Report  1882/83,    s-   !2,  und  1904,   S.  203—205. 
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and  North- Western  Railway,  welcher  die  indische  Re- 
gierung nur  das  nötige  Land  frei  zur  Verfügung  stellte, 
aber  der  Gesellschaft  gestattete,  aus  ihrem  Kapital  für 
einen  Zeitraum  von  höchstens  5  Jahren  4  %  Zinsen  an  die 
Aktionäre  zu  zahlen  *) .  Die  Regierung  erhielt  nur  einen 
Anteil  der  Einnahmen,  v/enn  diese  6  %  des  Anlagekapitals 
überstiegen.  Die  Anteilscheine  dieser  Gesellschaft  wurden 
anfangs  bereitwillig  gezeichnet,  fielen  dann  aber  bald  stark 
im  Kurse.  Erst  nachdem  die  Regierung  im  Jahre  1890  an 
die  Gesellschaft  die  gut  rentierendeTrhoot-  Staatseisenbahn 
zu  für  die  Gesellschaft  günstigen  Bedingungen  verpachtet 
hatte,  besserte  sich  ihre  Lage,  und  ihre  Aktien  wurden  seit- 
dem auf  dem  Londoner  Markte  mit  einem  Agio  gehandelt. 

Trotz  aller  dieser  neuen  Konzessionen  war  die  indische 
Regierung  ihrem  dringendsten  Wunsche,  Bahnen  in  den 
von  der  Hungersnot  am  meisten  bedrohten  Gebieten  gebaut 
zu  sehen,  noch  um  keinen  Schritt  näher  gekommen.  Es 
war  klar,  auf  geradem  Weg  konnte  sie  zu  diesem  Ziel  nicht 
gelangen,  private  Unternehmer  ließen  sich  nicht  dazu  be- 
wegen, Bahnen  in  diese  Gebiete  hineinzulegen,  die  Gelder 
aus  dem  Hungersnotfonds  reichten  zu  dem  geplanten  Bahn- 
bau nicht  aus,  eine  offene  Anleihe  konnte  man  nach  dem 
von  dem  Staatssekretär  und  vom  Parlament  ausgesproche- 
nen Grundsatz  auch  nicht  aufnehmen,  also  blieb  nichts 
anderes  übrig,  als  eine  maskierte  Anleihe,  eine  Anleihe, 
die  maskiert  genug  war,  daß  weder  der  Staatssekretär  noch 
das  Parlament  den  eigentlichen  Charakter  der  Aufbringung 
des  für  den  Bahnbau  nötigen  Geldes  merkten.  In  der  Art, 
wie  der  Major  Evelyn  Baring  dies  zuwege  brachte,  erkennt 
man  in  ihm  den  Sprößling  eines  großen  Bankhauses2). 
Eine  ad  hoc  gebildete  Gesellschaft  lieh  dem  Staate  eine 
Summe   von   3   Millionen   Pfund    Sterling,   der    Staat   ver- 


1)  Report  1903,   S.  248 '49.  —  Bell,  a.  a.  0.,  S.  81. 

2)  Bell,  a.  a.   0.,    S.  34. 
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pflichtete  sich,  der  Gesellschaft  diese  Summe  vom  i.  Juli 
1882  bis  zum  31.  Dezember  1890  mit  4  %,  von  da  ab  mit 
31  2  --  zu  verzinsen.  Der  Staat  stellte  nun  der  Gesellschaft 
36  Millionen  Rupien  zur  Verfügung.  Für  diese  36  Millionen 
Rupien  verpflichtete  sich  die  Gesellschaft,  eine  Bahn  in 
dem  südlichen  Teil  des  Mahrattengebietes  zu  bauen,  das 
nach  Ansicht  der  indischen  Regierung  zu  den  von  der 
Hungersnot  am  meisten  bedrohten  Gebieten  gehörte. 
Nach  Fertigstellung  der  Bahn  sollte  die  Gesellschaft,  die 
sich  Southern  Mahratta  Railway  Company  nannte,  die 
Bahn  dann  im  Auftrage  des  Staates  verwalten  und  für 
diese  ihre  Mühewaltung  ein  Viertel  des  Reinertrages  er- 
halten x) .  Dabei  war  der  Vertrag  aber  fehlerhafterweise 
so  abgefaßt,  daß  man  unter  Reineinnahmen  die  Brutto- 
einnahmen nur  abzüglich  der  Verwaltungskosten,  nicht 
auch  der  Verzinsung  des  Anlagekapitals  verstand2).  Bei 
späteren  ähnlichen  Verträgen  hat  man  dann  diesen  Fehler 
vermieden.  In  dem  Vertrag  mit  der  Southern  Mahratta 
Railway  Company  ist  die  obige  für  die  Gesellschaft  sehr 
günstige  Berechnungsweise  wohl  deshalb  aufgenommen, 
weil  sie  sonst  für  die  Mühewaltung  der  Verwaltung  wohl 
überhaupt  nichts  erhalten  hätte,  da  man  sich  nur  geringe 
Hoffnungen  machte,  daß  die  Bahn  in  dem  armen,  halb- 
wüsten  Mahrattengebiet  jemals  die  garantierte  Verzinsung 
abwerfen  werde.  Tatsächlich  hat  das  Unternehmen  bisher 
nur  in  zwei  Jahren,  1896  und  1906,  eine  Verzinsung  von 
wenig  über  3  %  gebracht.  Ihre  Bedeutung  hat  bisher  immer 
nur  darin  gelegen,  daß  ein  besonders  armer,  aber  wegen 
seiner  rauhen  und  kriegerischen  Bewohner  besonders  ge- 
fährlicher Teil  Indiens  vor  Hungersnöten  und  damit  auch 
vor  Unruhen  und  Gährungen  bewahrt  geblieben  ist.  Damit 
ist  ein  alter  Herd  politischer  Verwicklungen  ausgelöscht 
worden,  so  daß  die  Bahn  sich  schließlich  doch  noch  reichlich 

1)  Report  1881  82,  S.  61;  do.,  S.  75  f.;  Bell,  a.  a.  O.,  S.  82  f. 

2)  Railway   Letter   116  of  ist  October  1881. 
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dadurch  bezahlt  machte,  daß  die  Regierung  keine  Kosten 
mehr  aufwenden  brauchte,  um  die  hier  früher  sehr  häufigen 
Unruhen  zu  dämpfen.  Als  dem  Staatssekretär  der  Entwurf 
dieses  Vertrages  vorgelegt  wurde,  stieß  er  sich  sonderbarer- 
weise nicht  an  den  Bestimmungen,  welche  den  reinen  An- 
leihevertrag maskieren  sollten,  sondern  an  den  Garantie- 
bestimmungen, da  wenig  Aussicht  vorhanden  sei,  daß  die 
Nettoeinnahmen  jemals  die  Höhe  des  garantierten  Zinses 
erreichen  würden1).  Aber  der  Generalgouverneur  wußte 
schließlich  doch  unter  Hinweis  auf  die  Dringlichkeit  der 
Bahnlinie  den  Staatssekretär  zur  Gewährung  einer  Zins- 
garantie zu  bestimmen,  und  so  kam  der  Kontrakt  mit  der 
Southern  Mahratta   Railway  Company  zustande. 

Wir  besitzen  aus  diesem  Jahre  eine  sehr  gute  und 
sehr  brauchbare  Übersicht  über  die  bisherige  Entwicklung 
der  indischen  Eisenbahnen  2) .  Deshalb  möge  es  mir  gestattet 
sein,  die  Darstellung  von  der  Entwicklung  der  indischen 
Eisenbahnen  an  dieser  Stelle  einmal  zu  unterbrechen  und 
den  Stand  der  Entwicklung  am  Ende  des  Jahres  1882 
einzufügen.  Dabei  muß  ich  jedoch  über  die  in  Rede  stehende 
Zusammenstellung  einige  erläuternde  Bemerkungen  voraus- 
schicken. 

In  den  amtlichen  Berichten  werden  die  neuen,  von 
Gesellschaften  angelegten  Bahnen,  ob  sie  nun  auf  Grund 
einer  modifizierten  Garantie  von  begrenztem  Umfange 
gebaut  werden,  bestimmte  Subsidien  erhalten  oder  auch 
nur  durch  die  unentgeltliche  Gewährung  des  nötigen  Landes 
unterstützt  werden,  als  „Assisted",  d.  h.  also  als  „unter- 
stützte*4 Gesellschaften  bezeichnet,  während  als  ,,Guaran- 
teed",  d.  h.  als  ,, garantierte"  Gesellschaften  im  Gegensatz 
zu  der  erstgenannten  Art  nur  die  Unternehmungen  klassi- 
fiziert   werden,    welche    unter    dem    von    Lord    Dalhousie 


1)  Financial   Despatch    No.  365  dated  8th   December  1881. 

2)  Report  1883  84,    S.   I. 
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eingeführten  alten  System  erbaut  worden  sind  und  be- 
trieben werden.  Klar  wird  jedoch  die  Art  der  neuen  Gesell- 
schaften durch  die  Bezeichnung  „Assisted"  gegenüber  den 
alten  Gesellschaften  nicht  ausgedrückt,  denn  ein  Teil  der 
zur  ersten  Gruppe  gerechneten  Gesellschaften,  wie  die 
Southern  Mahratta  und  die  weiter  unten  besprochenen 
Indian  Midland  und  Bengal- Nagpur  Railway  Companies, 
ist  genau  so  mit  einer  Zinsgarantie  ausgestattet  worden 
wie  die  alten  „garantierten"  Gesellschaften,  nur  daß  bei 
den  ersteren  die  Bedingungen,  unter  denen  sie  arbeiteten, 
für  die  indische  Regierung  bedeutend  günstiger  sind  als 
die  früher  getroffenen  Vereinbarungen.  Andrerseits  muß 
aber  hinzugefügt  werden,  daß  die  Regierung  in  jedem  Falle 
die  nötigen  Kapitalien  zu  wesentlich  niedrigeren  Zins- 
sätzen hätte  aufnehmen  können  als  die  privaten  Gesell- 
schaften. Der  Grund  für  die  Bildung  solcher  Unterneh- 
mungsformen, die  weder  einen  ausgesprochenen  Gesell- 
schafts- noch  reinen  Staatsbahncharakter  trugen,  ist  darin  zu 
suchen,  daß  die  indische  Regierung  in  dem  Recht,  Anleihen 
für  Eisenbahnbauten  aufzunehmen,  durch  die  Kommission 
des  Unterhauses  beschränkt  und  an  ganz  bestimmte  Grenzen 
gebunden  worden  war. 

Auf  Grund  der  Besitz-  und  Betriebsverhältnisse  kann 
man  nunmehr  fünf  Arten  von  Eisenbahnen  unterscheiden, 
die  ich  im  folgenden  unter  namentlicher  Angabe  der  be- 
deutendsten, zu  jeder  Kategorie  gehörigen  Eisenbahn- 
unternehmungen aufzähle1) : 

I.   Klasse:    Staatsbahnen. 

a)    Kaiserliche   Bahnen. 

i.   Punjab   Northern   Railway, 

2.  Indus  Valley  and   Kandahar    Railway, 

3.  Rajputana-Malwa  Railway. 

1)    Report  1883  '84,    S.  3/5. 
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b)    Provinzialbahnen. 

i.  Calcutta  and   South   Eastern   Railway, 

2.  Northern   Bengal   Railway, 

3.  Tirhoot   Railway, 

4.  Gawnpore-Achnera   Railway, 

5.  Nagpur-Chhattisgarh   Railway. 

II.   Klasse:    Staatsbahn,   betrieben  durch   eine  Gesell- 
schaft. 

1.   East  Indian  Railway  Company. 

III.  Klasse:    Bahnen   von   Eingeborenen- Staaten. 

1.  Gaekwar  von  Baroda's  Eisenbahn, 

2.  Eisenbahn  in  Mysore, 

3.  Nizam's  Eisenbahn. 

IV.  Klasse:    Garantierte   Gesellschaften. 

1.  Madras   Railway   Company, 

2.  South   Indian   Railway  Company, 

3.  Bombay,    Baroda    and    Central    India    Railway 
Company, 

4.  Great  Indian  Peninsula  Railway  Company, 

5.  Eastern  Bengal   Railway  Company, 

6.  Oudh  and   Rohilkhand   Railway  Company, 

7.  Sind,   Punjab  and   Delhi   Railway  Company. 

V.   Klasse:    Unterstützte   Gesellschaften. 

1.  Southern  Mahratta   Railway  Company, 

2.  Bengal   Central   Railway  Company, 

3.  Bengal  and   North-Western   Railway  Company. 

Die  engl.  Meilenzahl  der  Bahnlinien  der  fünf  ver- 
schiedenen Gattungen  zu  jener  Zeit  ergibt  sich  aus  folgender 
Tabelle: 
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Gesamtlänge, 

Gesamt- 

sanktioniert 

länge. 

Noch    zu 

Eisenbahnen 

bis  Ende  des 

eröffnet 

vollendende 

Betriebsjah- 

am3i.3. 

Meilenzahl 

res  1883/84 

1884 

East  Indian  Railway  und 

garantierte  Linien 

6  3431  2 

6  I493,4 

I933  4 

Unterstützte   Linien 

1  612 

2561   4 

I  355*/* 

Kaiserliche   Staatsbahnen 

3  3483  4 

2  6483/4 

700 

Provinzial-              ,, 

1  8851  , 

1  2733  4 

6ll*   4 

Bahnen  von  Eingebore- 

nen-Staaten 

I   IOO1    4 

5033    4 

5961    2 

Summe 

14  290 

10  8321  4 

3  4573/4 

Während  in  den  Jahren  1881  und  1882  sehr  viele  neue 
Bahnkonzessionen  erteilt  worden  waren,  stockte  die  Er- 
teilung von  Bahnkonzessionen  in  den  nächsten  Jahren 
fast  vollständig.  Im  Jahre  1883  wurde  nur  eine  ganz  kleine 
neue  Bahn  von  22,23  englischen  Meilen  konzessioniert, 
bei  der  zu  verweilen  an  sich  kein  Anlaß  wäre,  wenn  dadurch 
nicht  ein  interessantes  Novum  in  die  Eisenbahnpolitik 
der  indischen  Regierung  gekommen  wäre  x) .  Es  wurde 
nämlich  in  diesem  Jahre  ein  ganz  neuartiges,  für  die  Gesell- 
schaft sehr  günstiges  Betriebsabkommen  mit  der  Tarkessur 
Railway  Company  vereinbart.  Gemäß  den  Bestimmungen 
des  mit  dem  Staatssekretär  am  8.  September  1883  abge- 
schlossenen Vertrages  sollte  die  genannte  Gesellschaft  eine 
kleine  (nur  22,23  engl.  Meilen  lange),  von  der  im  Staats- 
eigentum befindlichen  East  Indian  Railway  abzweigende 
Bahnlinie  bauen,  ohne  daß  die  Regierung  eine  Zinsgarantie 
auf  das  Kapital  übernahm.  Das  Neue  bei  diesem  Abkommen 
lag  nun  darin,  daß  diese  Zweigbahn  von  der  Stammlinie, 
also  der  East  Indian  Railway,  betrieben  und  instandgehalten 
wurde.  Von  den  auf  der  Tarkessur- Linie  erzielten  Roh- 
einnahmen waren  die  Betriebskosten,  berechnet  nach  dem- 


1)    Report  188283,    S.   10;  do.   1903,   S.  207  f. 
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selben  Prozentsatz  der  Roheinnahmen,  wie  sie  auf  dem 
Netz  der  East  Indian  Railway  in  seiner  Gesamtheit  erlangt 
wurden,  nebst  5  %  der  Roheinnahmen  als  Miete  für  das 
auf  der  Tarkessur- Linie  benutzte  rollende  Material  abzu- 
rechnen. Die  auf  diese  Weise  übrigbleibenden  Reinein- 
nahmen mußten  dann  im  Verhältnis  von  4  -  für  die  Tar- 
kessur Railway  Company,  zu  l/5  für  die  East  Indian 
Railway  als  Entgelt  für  den  Betrieb  der  Zweiglinie  geteilt 
werden.  Da  dieses  Abkommen  für  die  Tarkessur  Railway 
Company  sehr  günstig  war  und  außerdem  die  Linie  durch 
ein  sehr  reiches  und  dicht  bevölkertes  Land  mit  günstigen 
Terrainverhältnissen,  die  ein  billiges  Bauen  ermöglichten, 
ging,  hatte  dieses  kleine  Unternehmen  einen  großen  Erfolg  x) 
und  gab  die  Veranlassung,  daß  in  einigen  Jahren  andere 
Projekte  auf  Grund  ähnlicher  Bedingungen  zur  Aus- 
führung gelangten.  Unter  diesen  war  das  wichtigste  Unter- 
nehmen die  Delhi-Umballa-Kalka- Railway,  auf  die  ich 
später  noch  näher  eingehen  werde. 

Im  Jahre  1884  wurden  aus  Gründen,  von  denen  ich 
weiter  unten  sprechen  will,  neue  Konzessionen  überhaupt 
nicht  erteilt,  dagegen  vollzogen  sich  gerade  in  diesem  Jahre 
mancherlei  wichtige  Veränderungen  in  den  Besitz-  und 
Verwaltungsverhältnissen  der  Eisenbahnen,  die  ich  erst 
vorwegnehmen  möchte,  bevor  ich  auf  die  Veränderung 
der  indischen  Eisenbahnbaupolitik  eingehe,  die  sich  in  den 
Jahren  1883  und  1884  vorbereitete.  Hatten  wir  soeben  einen 
Fall  vor  uns,  daß  eine  Privatbahn  an  eine  im  Eigentum 
des  Staates  befindliche  Linie  zum  Betriebe  übergeben 
wurde,  so  knüpfte  schon  im  Jahre  1884  der  Staat  Unter- 
handlungen mit  einer  Eisenbahngesellschaft  an,  die  auf 
einen  gerade  entgegengesetzten  Zweck  hinzielten.  Die 
indische     Regierung    hatte    nämlich    infolge    eines    Tarif- 


1)  Seit  Eröffnung  der  Linie  am  I.  1.  1885  bis  Ende  des  Jahres 
1906  hat  sie  durchschnittlich  eine  jährliche  Kapitalsverzinsung  von  rund 
81/j°0  eingebracht,  siehe  Report  1906,   S.  139. 
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kampfes,  der  sich  Anfang  der  8oer  Jahre  abgespielt  hatte 
(näheres  Kapitel  V),  erkannt,  daß  unter  gewissen  Ver- 
hältnissen Staatsbahnen  billiger  betrieben  werden  könnten, 
wenn  die  Regierung  sich  der  Mithilfe  privater  Gesellschaften 
bediene x) .  Die  Staatsbahnen  wurden  von  staatlichen 
Beamten  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Beziehungen  und  Lage 
zu  naheliegenden  oder  mit  ihnen  in  Verbindung  stehenden 
Eisenbahnen  privater  Gesellschaften  betrieben,  weshalb  es 
der  Regierung  ratsam  schien,  einige  dieser  Linien  an  Gesell- 
schaften zu  verpachten.  Am  24.  September  1884  schloß 
infolge  dieser  Erwägungen  der  Staatssekretär  für  Indien 
mit  der  Bombay,  Baroda  and  Central  India  Railway  Com- 
pany, eine  der  alten  Garantiegesellschaften,  einen  Kontrakt 
ab,  nach  welchem  die  genannte  Gesellschaft  den  Betrieb 
der  Rajputana-Malwa  State  Railway  bis  zum  30.  Juni 
1900  übernahm  2).  Dem  Staate  wurde  eine  bestimmte  Ver- 
zinsung des  Kapitals,  welches  für  den  Bau  der  Linie  von 
ihm  seinerzeit  aufgewandt  worden  war,  von  der  Gesellschaft 
zugesichert  und  außerdem  erhielt  er  noch  einen  großen 
Teil  der  Reineinnahmen,  die  über  diesen  Zinsbetrag  hinaus 
erzielt  wurden.  Als  die  Regierung  dies  Abkommen  traf, 
erklärte  sie  ausdrücklich,  daß  sie  in  keiner  Weise  hiermit 
anerkennen  wollte,  daß  der  Staatsbetrieb  an  und  für  sich 
dem  Privatbetriebe  unterlegen  wäre.  Es  lägen  in  diesem 
Falle  ganz  besondere  Verhältnisse  vor  und  sie  hoffte,  daß, 
indem  sie  hier  ein  Privatunternehmen  unter  gehöriger 
Kontrolle  an  Stelle  des  Staates  setzte,  die  Gesellschaft  zu 
einem  tatkräftigen  und  billigeren  Betriebe  angespornt  und 
daß  der  Staat,  weder  direkt  noch  indirekt,  durch  diese 
Einrichtung  Verluste  erleiden  würde.  Diese  Hoffnung  hat 
sich  auch  erfüllt,  indem  die  Rajputana-Malwa-Eisenbahn 
ständig  steigende   Gewinne  für  den  Staat  abwarf3). 

1)  Bell,  a.  a.   O.,    S.  45. 

2)  Report  1884/85,    S.   6;   do.   1903,    S.    187  188. 

3)  Report  1906,    S.   126. 
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Daß  die  indische  Regierung  in  dieser  Zeit  tatsächlich 
nicht  etwa  dem  Betrieb  von  Eisenbahnen  durch  private 
Gesellschaften  grundsätzlich  den  Vorzug  gab,  geht  daraus 
hervor,  daß  sie  im  Gegensatz  zu  den  oben  geschilderten 
Vorgängen  der  Eastern  Bengal  Railway  Company  gegen- 
über von  ihrem  Ankaufsrecht  nach  Ablauf  der  ersten 
Kontraktperiode  Gebrauch  machte  und  vom  i.  Juli  1884 
an  die  Bahn  in  direkte  staatliche  Verwaltung  nahm.  Von 
diesem  Datum  an  wurde  mit  der  angekauften  Bahn  der 
Porada-Zweig  der  Northern  Bengal  State  Railway  und  die 
Calcutta  and  South- Eastern  State  Railway  einschließlich 
ihrer  Erweiterung  nach  Diamond  Harbour,  dem  Vorhafen 
von  Calcutta,  zu  einem  großen  einheitlichen  Unternehmen 
unter  der  Bezeichnung  Eastern  Bengal  State  Railway 
verschmolzen,  welches  sich  über  das  gesamte  Ostbengalen 
erstreckt1).  Diese  Maßnahmen  haben  sich  als  sehr  vor- 
teilhaft für  den  Staat  erwiesen,  denn  während  die  Eastern 
Bengal  Railway,  solange  sie  von  der  Gesellschaft  betrieben 
wurde  und  auch  noch  in  den  ersten  Jahren  nach  Ankauf 
durch  den  Staat,  diesem  bedeutende  Verluste  verursachte, 
wurden  seit  1887  ununterbrochen  ansehnliche  Überschüsse 
erzielt  2) . 

Soviel  über  die  Besitz-  und  Verwaltungsveränderungen, 
die  sich  im  Jahre  1884  in  den  indischen  Eisenbahnverhält- 
nissen vollzogen;  wir  kommen  nunmehr  auf  die  oben 
zurückgestellten  Umwandlungen  in  der  Eisenbahnbau- 
politik  der  indischen  Regierung  zurück,  die,  wie  schon 
angedeutet  wurde,  die  Veranlassung  dafür  waren,  daß  im 
Jahre  1884  neue  Konzessionen  überhaupt  nicht  erteilt 
wurden. 

Um  die  Wende  des  Jahres  1882  83  war  das  Porte- 
feuille   für    die    öffentlichen    Arbeiten    im    indischen   Mini- 


1)  Report  1884  85,    S.   5  6.    —    The  Imperial    Gazetteer  of  India, 
Band  III,   S.  392  ff. 

2)  Report  1906,    S.   161. 
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sterium  an  Sir  Theodore  C.  Hope  gefallen1).  Er  arbeitete 
zusammen  mit  dem  Finanzminister  Sir  Evelyn  Baring  im 
Namen  der  indischen  Regierung  ein  Schreiben  an  den 
Staatssekretär  vom  23.  Januar  1883  aus,  in  welchem  sie 
darlegten,  daß  die  bisher  befolgten  Gesichtspunkte  die 
Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  nicht  rasch  genug  zu 
fördern  vermochten.  Es  sei  zwar  anzuerkennen,  daß  eine 
gewisse  Grenze  für  die  Ausgabe  auf  unproduktive  Eisen- 
bahnlinien innegehalten  werden  müßte  und  daß  deshalb 
bei  jedem  Eisenbahnbau  genau  zu  prüfen  sei,  ob  es  sich 
um  unumgänglich  notwendige  Bahnen  handle  oder  um 
solche,  die  zwar  an  sich  wünschenswert  wären,  aber  doch 
nicht  unbedingt  zum  Schutze  gegen  Hungersnot  und  ähn- 
liche dringende  Zwecke  gebraucht  würden  und  daß  man 
die  zweite  Gruppe  erst  bauen  solle,  wenn  sich  private 
Gesellschaften  bereit  fänden ,  die  betreffenden  Bahnen 
allein  auf  Grund  des  frei  gewährten  Landes  anzulegen,  da 
infolge  der  unsicheren  Lage  der  Finanzen,  die  durch  den 
schwankenden  Rupienkurs  und  durch  die  schwankenden 
Erträge  der  Grundsteuer  verursacht  worden  war,  die  indi- 
sche Regierung  sehr  vorsichtig  mit  der  Übernahme  neuer 
Verpflichtungen  sein  müßte,  zumal,  wenn  hierdurch  eine 
vermehrte  Besteuerung  notwendig  werden  sollte,  weil  sich 
nicht  leugnen  lasse,  daß  eine  Erhöhung  der  Steuerlast  als 
ein  größeres  Übel  anzusehen  sei  als  ein  verhältnismäßig 
langsamer  Fortschritt  im  Eisenbahnbau.  Es  sei  ferner 
auch  zuzugeben,  daß  man  unter  dem  neuen  System  der 
zeitlich  begrenzten  Garantie  keine  ernstlichen  Schwierig- 
keiten zu  haben  scheine,  die  nötigen  Geldmittel  zum  Bau 
von  ..produktiven"  Bahnlinien  zu  erlangen.  Dagegen 
wären  aber  die  Mittel  zur  Herstellung  von  unrentablen 
„protektiven"  Eisenbahnen  noch  ganz  unzulänglich,  und 
darum  müßte  man  in  dieser  Hinsicht  die  bestehende  Politik 


1)    Bell,   a.   a.   O.,    S.   34  ff. 
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ändern.  Anstatt  die  staatlichen  Mittel  weiter  zum  Bau 
von  produktiven  Linien  zu  benutzen,  sollte  nach  ihren 
Vorschlägen  in  Zukunft  der  Staat  im  allgemeinen  nur  solche 
Bahnbauten  übernehmen,  bei  denen  wegen  ihres  im  kauf- 
männischen Sinne  unrentablen  Charakters  oder  aus  anderen 
Gründen  auf  die  private  Unternehmungslust  nicht  zu 
rechnen  wäre.  Die  Annahme  dieser  Politik  würde  eine 
völlige  Schwenkung  in  den  finanziellen  Gesichtspunkten 
die  in  den  letzten  Jahren  befolgt  wurden,  mit  sich  bringen, 
deren  Grundlage  auf  dem  Prinzip  beruhte,  daß  die  vom 
Staat  gebauten  Eisenbahnen  sich  selbst  unterhalten  sollten. 
Das  Wesentliche  der  neuen  Politik  würde  im  Gegensatz 
hierzu  darin  liegen,  daß  die  Staatsbahnen  sich  notwendig 
nicht  selbst  verzinsen  brauchten.  Dieser  Wechsel  würde 
natürlich  sehr  auf  die  finanzielle  Lage  der  Regierung  ein- 
wirken, und  es  müßte  eine  gewisse  Grenze  für  die  Kapital- 
verwendung auf  unrentablen  Linien  festgelegt  werden,  um 
eine  schwere  Zerrüttung  der  Finanzen  zu  verhindern.  Da 
sich  aber  in  der  letzten  Zeit  die  Finanzen  des  Landes  be- 
trächtlich gebessert  hätten,  schlage  die  indische  Regierung 
vor,  zur  Durchführung  des  geschilderten  Programms  die 
Anleihe,  die  jährlich  in  Höhe  von  21/2  Millionen  Pfund 
Sterling  für  produktive  Unternehmungen  aufgenommen 
wurde,  auf  31  2  Millionen  zu  erhöhen,  die  in  Zukunft  für 
produktive  und  unproduktive  Anlagen  verwendet  werden 
sollten1).  Außerdem  sollten  200000  Pfund  Sterling  dem 
jährlichen  Hungersnotschutzfonds  von  i1  ._,  Millionen  Pfund 
Sterling  entnommen  werden,  um  mit  Hilfe  dieser  Summe 
die  notwendigsten  Schutzbahnen  gegen  Hungersnöte  von 
Gesellschaften  herstellen  zu  lassen.  Im  übrigen  sollten 
private  Bahnunternehmer  künftig  keine  andere  Unter- 
stützung als  die  freie  Gewährung  des  nötigen  Landes  er- 
halten, wofür  aber  andererseits  der  Staat  auch  keinen  An- 


1)    The  Imperial    Gazetteer  of   India,   Band   IV,    S.    167. 
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Spruch  auf  einen  Teil  der  Reineinnahmen  erheben  sollte. 
Während  des  Baues  sollte  der  Staat  das  Anlagekapital 
verzinsen,  die  Gesellschaft  mußte  aber  nach  Eröffnung 
der  Linie  diese  Beträge  voll  zurückzahlen. 

Der  Staatssekretär  ging  jedoch,  obgleich  er  selbst  zu 
den  doktrinärsten  Liberalen  gehörte,  auf  diese  Vorschläge, 
die  nur  die  Wiederholung  eines  schon  in  früheren  Jahren 
gemachten  und  damals  mit  Recht  zurückgewiesenen  Vor- 
schlags, der  Staat  solle  nur  die  unrentablen  Linien  bauen, 
die  rentablen  aber  den  Privaten  überlassen,  nicht  ein  und 
erklärte  sie,  ganz  besonders  in  bezug  auf  ihre  finanzielle 
Seite,  als  weit  über  das  hinausgehend,  was  die  Hungersnot- 
kommission vom  Jahre  1878/79  für  den  Schutz  des  Landes 
als  notwendig  angesehen  hatte  x) .  Die  Ausführung  der 
neuen  Projekte  würde  den  Betrag  von  21 ' 2  Millionen  Pfund 
Sterling,  der  damals  durch  Aufnahme  von  Anleihen  be- 
schafft werden  durfte,  ganz  bedeutend  übersteigen.  Eine 
derartige  Vermehrung  der  Ausgaben  würde  aber  ein  Steigen 
der  Materialpreise  und  der  Arbeitslöhne  verursachen,  was 
den  finanziellen  Erfolg  der  neuen  Unternehmungen  sehr 
beeinträchtigen  würde.  Er  teilte  jedoch  der  indischen  Re- 
gierung mit,  daß  die  Regierung  in  London  sich  entschlossen 
habe,  nochmals  einen  Ausschuß  des  Unterhauses  zu  er- 
nennen, der  eine  eingehende  Untersuchung  über  die  Not- 
wendigkeit einer  rascheren  Ausdehnung  des  Eisenbahn- 
netzes und  über  die  Art  der  Beschaffung  der  nötigen  Geld- 
mittel unter  besonderer  Berücksichtigung  des  Berichtes 
der  Hungersnotkommission  von  1878  79  und  der  finan- 
ziellen Lage  Indiens  anstellen  sollte  2).  Er  lehnte  es  daher 
ab,  sich  vorläufig  in  eine  weitere  Diskussion  über  diese 
Angelegenheit  einzulassen,  und  gab  Befehl,  keine  Eisen- 
bahnunternehmung   in   Indien   von   Seiten   Privater  zuzu- 

1)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   38  39. 

2)  Kupka,  a.  a.    0.,  Archiv  für   Eisenbahnwesen,    Jahrgang  1885, 
S.  580. 
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lassen,  sofern  dabei  eine  Garantie  oder  Unterstützung  in 
irgendeiner  Form  verlangt  würde,  damit  nicht  die  Resultate 
der  Parlamentskommission  hierdurch  beengt  würden x) . 
Die  verschiedenen  Unternehmer,  die  auf  Grund  der  letzten 
Vorschläge  der  Regierung  in  Indien  Projekte  im  Um- 
fange von  rund  3000  engl.  Meilen  unterbreitet  hatten, 
mußten  sich  daher  vorläufig  bescheiden  und  die  Ergebnisse 
der  neuen  Untersuchungen  abwarten,  ehe  der  zeitweise 
Stillstand  nachgeholt  werden  konnte. 

Die  Spezialkommission  des  Unterhauses,  welche  aus 
19  Mitgliedern  bestand,  veröffentlichte  im  Juli  1884  ihren 
Bericht,  in  welchem  sie  sich  im  allgemeinen  den  Aus- 
führungen ihrer  Vorgängerin  aus  dem  Jahre  1878  79 
anschloß  2).  Alle  vernommenen  Sachverständigen  traten 
einheitlich  mit  großer  Entschiedenheit  für  eine  raschere 
Entwicklung  des  indischen  Eisenbahnnetzes  ein,  wobei 
sie  im  wesentlichen  folgende  Gründe  geltend  machten: 
Eisenbahnen  seien  das  wirksamste  Mittel  zum  Schutz  des 
Landes  gegen  Hungersnöte,  weil  sie  die  Ernteerträge  aus 
gesegneten  Distrikten  rasch  in  arme  Gegenden  schaffen 
könnten;  sie  wären  zur  Belebung  und  Weiterentwicklung 
des  Binnen-  als  auch  des  Überseehandels  notwendig,  in 
vielen  Gegenden,  in  denen  sonst  ein  Markt  nicht  erreichbar 
war,  würden  sie  den  Bauern  zum  Anbau  des  gut  bezahlten 
Weizen  statt  weniger  lohnender  Feldfrüchte  veranlassen  und 
überhaupt  die  bebauten  Flächen  des  Landes  erweitern;  auch 
würden  durch  die  Bahnen  Eisen-  und  Kohlenfelder  er- 
schlossen werden.  Alle  Stammlinien  mit  ihren  wesent- 
lichsten Zweigbahnen  sollten  in  der  breiten  Spur  von  5'  6" 
gebaut  werden,  während  die  Schmalspurbahnen  auf  solche 
Landstriche  beschränkt  werden  sollten,  wo  sie  schon  mit 


1)  Report  1883  84,   S.   15. 

2)  do.  1884  85,  S.  7.  —  Kupka,  a.  a.  0.,  S.  580  ff.;  Gust.  Cohn, 
Archiv  für  Eisenbahnwesen,  Jahrgang  1886,  S.  3  10.  —  The  Imperial 
Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  371,  und  do.,  Band  IV,  S.  179. 
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Erfolg  in  Gebrauch  wären,  oder  wo  es  sich  um  Linien  von 
rein  lokaler  Bedeutung  handelt,  auf  denen  der  Verkehr 
wahrscheinlich  gering  sein  werde.  Der  Bericht  betonte 
aber  mit  besonderem  Nachdruck,  daß  es  von  größter 
Wichtigkeit  wäre,  eine  Unterbrechung  der  Bahnverbindung 
durch  Zusammentreffen  von  verschiedenen  Spurweiten 
möglichst  zu   vermeiden. 

Der  bisher  gemachte  Unterschied  zwischen  „produk- 
tiven" und  „protektiven"  Anlagen  sollte  auf  die  Eisen- 
bahnen nicht  mehr  angewandt  werden,  sondern  es  sollten 
die  Bahnen  nach  Bedarf  gebaut  werden;  allerdings  sollten 
sie  in  der  Regel  eine  begründete  Aussicht  dafür  bieten, 
daß  sie  ihre  Verzinsung  selbst  aufbringen  würden.  Mit 
Rücksicht  auf  die  gebesserte  Lage  der  Finanzen  könnte 
die  Grenze  von  2]  2  Millionen  Pfund  Sterling,  die  für  Auf- 
nahme von  Anleihen  zum  Bau  von  Eisenbahnen  und 
Bewässerungsanlagen  im  Jahre  1879  festgesetzt  worden 
war,  ohne  Bedenken  hinaufgerückt  werden  auf  31  2  Crores 
Rupien  jährlich  (=  3  Millionen  Pfund  Sterling  ca.),  wovon 
ungefähr  3  Crores  für  Eisenbahnen  zu  bestimmen  wären. 
Ferner  sollte  noch  ein  Betrag  bis  zur  Höhe  von  3  4  Crores 
Rupien  dem  ,,Famine  Insurance  Fund"  für  Eisenbahnbauten 
entnommen  werden,  welcher  Betrag  jedoch  nur  an  sich 
und  nicht  etwa  kapitalisiert  als  Zins  auf  eine  Anleihe  Ver- 
wendung finden  sollte.  Bei  Erwägung  der  Beschaffung  der 
Geldmittel,  durch  welche  eine  schnellere  Entwicklung  des 
Eisenbahnnetzes  bewirkt  werden  könnte,  erwähnte  die 
Kommission  in  ihrem  Bericht,  daß  der  Frage  der  relativen 
Vorteile  des  Baues  von  Bahnen  durch  den  Staat  oder  durch 
die  Tätigkeit  von  Gesellschaften  große  Aufmerksamkeit 
geschenkt  wurde  l) .  Besonders  wurde  geltend  gemacht, 
daß  das  nötige  Kapital  vom  Staate  zu  einem  niedrigeren 
Zinssatz  geliehen  werden  könnte  als  durch   Gesellschaften 

1)    Report   1883  84.    S.    16. 
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und  alle  Erträge,  welche  über  die  auf  das  Kapital  zu  zah- 
lenden Zinsen  hinausgingen,  im  Lande  bleiben  würden, 
was  in  einem  verhältnismäßig  armen  Lande  wie  Indien 
kein  geringer  Vorteil  wäre.  Bei  dem  Bau  von  Eisenbahnen 
durch  Gesellschaften  hätte  man  dagegen  den  Vorteil,  daß 
der  Fortschritt  der  Arbeiten,  wenn  das  Unternehmen  erst 
einmal  von  der  Regierung  sanktioniert  worden  war,  keiner 
Unterbrechung  ausgesetzt  wäre,  was  beim  Bau  durch  den 
Staat  leicht  geschehen  könnte,  sollten  die  dringenden  Be- 
dürfnisse des  Staates  eine  zeitweise  Einstellung  der  Aus- 
gaben auf  diesem  Gebiete  erfordern.  Geklagt  wurde  von 
Seiten  der  Regierung  darüber,  daß  die  jüngst  gebildeten 
Gesellschaften,  anstatt  sich  ein  eigenes  Ingenieurkorps 
selbst  heranzubilden,  sich  immer  um  Aushilfe  an  die  Re- 
gierung gewandt  hätten,  welche  sie  in  großem  Umfange 
mit  Ingenieuren  aus  den  staatlichen  Ausbildungsanstalten 
versorgen  mußte.  Der  Ausschuß  sprach  sich  schließlich 
dahin  aus,  daß  beide  Wege  beschritten  werden  sollten.  Die 
Kräfte  des  Staates  reichten  für  eine  genügend  schnelle  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnnetzes  allein  nicht  aus;  auch  wäre 
zu  hoffen,  daß  der  Wetteifer  zwischen  beiden  Unterneh- 
mungsformen zur  Sparsamkeit  beim  Bau  und  Betrieb 
veranlassen  würde. 

Der  Staatssekretär  teilte  der  Regierung  in  Indien  mit, 
daß  er  im  allgemeinen  mit  dem  Inhalt  des  Kommissions- 
berichtes übereinstimmte1),  worauf  der  Generalgouverneur 
von  Indien  einen  Voranschlag  für  die  Erfordernisse  der 
nächsten  Jahre  aufstellte  und  seine  Ansichten  und  Vor- 
schläge in  bezug  auf  die  Konzessionserteilungen  an  ver- 
schiedene Gesellschaften,  die  eine  Anzahl  Projekte  vor- 
gelegt hatten,  nochmals  darlegte2).  Der  Staatssekretär 
setzte  darauf  den  jährlich  zu  leihenden  Betrag  auf  31  2 
Crores  Rupien  fest,   von  denen  der  größte  Teil  für  Eisen- 

1)  Bell,  a.  a.   O.,    S.  41. 

2)  Despatch   No.   150,  of  2gth   September  1884. 

E.    Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen  8 
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bahnen  Verwendung  finden  sollte  *) ,  und  bestimmte,  daß 
weitere  Ausgaben  über  diesen  Betrag  hinaus  nur  aus  den 
Staatseinkünften   Indiens  gemacht  werden  dürften  2) . 

Diese  neuen  Maßnahmen  gaben  der  indischen  Re- 
gierung die  Hoffnung,  daß  nun  ein  schnellerer  Fortschritt 
in  der  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  in  Indien  statt- 
finden würde.  Wie  aber  ein  sonderbares  Geschick  es  im 
Jahre  1879  gefügt  hatte,  daß  der  damalige  Bauplan  erst 
zwei  Jahre  später  verwirklicht  werden  konnte,  so  wollte 
es  auch  jetzt  wieder  ein  böser  Zufall,  daß  die  Hoffnungen 
der  indischen  Regierung  zunächst  wieder  nicht  erfüllt  und 
zunächst  nur  zwei  Bahnlinien  konzessioniert  wurden,  zu 
denen  die  Anregung  schon  in  einer  weit  zurückliegenden 
Zeit  gegeben  waren,  so  daß  diese  auch  ohne  den  neuen  Eisen- 
bahnbauplan wären  bewilligt  worden.  Die  beiden  neu- 
konzessionierten Bahnlinien  waren  die  Indian  Midland 
Railway  und  die  Bengal- Nagpur  Railway,  die  beide  zwei 
zum  Schutze  gegen  Hungersnot  sehr  wichtige  Linien  werden 
mußten.  Da  der  Staatssekretär  sich  nur  sehr  widerstrebend 
zur  Gewährung  einer  von  den  beiden  Gesellschaften  ge- 
forderten Zinsgarantie  verstehen  konnte,  zogen  sich  die 
Verhandlungen  über  diese  Entwürfe  allerdings  lange  hin, 
so  daß  die  Hauptkontrakte  endgültig  erst  im  Jahre  1885 
resp.   1887  abgeschlossen  wurden3). 

Die  Indian  Midland  Railway  Company  sollte  ein  etwas 
über  600  engl.  Meilen  langes  Eisenbahnnetz  4)  in  Zentral- 
indien, das  sich  von  Itarsi  an  der  Great  Indian  Peninsula 
Railway    nach   Agra   und    Cawnpore   an   der    East    Indian 


1)  Im  Budget  für  1885  86  wurden  von  den  35  000  000  Rupien  auf 
den  Eisenbahnanteil  28  000  000  Rupien  angesetzt;  Report  1884  85,  S.  39. 

2)  Despatch   No.   148,  of  27th   November  1884. 

3)  Bell,  a.  a.   O.,    S.   50. 

4)  Einige  Teile  dieses  Netzes  waren  schon  Ende  der  1870er  Jahre  als 
kurze  Zweiglinien  eröffnet  worden. 
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Railway  erstreckte,  nebst  mehreren  Zweigbahnen  bauen  2) . 
Die  im  Hauptkontrakte  vom  2.  Oktober  1885  getroffenen 
Bestimmungen  ähnelten  im  allgemeinen  sehr  denen  der 
Southern  Mahratta  Company;  das  Unternehmen  gehörte 
also  zu  den  sogenannten  „unterstützten"  Gesellschaften. 
Die  Regierung  benutzte  nur  die  Indian  Midland  Railway 
Company  zur  Aufnahme  einer  Anleihe  für  den  Staat, 
welcher  der  Gesellschaft  eine  Verzinsung  dieser  Kapitalien 
in  Höhe  von  4  %  garantierte  und  ihr  gleichzeitig  den  Bau 
und  Betrieb  der  betreffenden  Linien,  die  mit  allem  beweg- 
lichen Inventar  Staatseigentum  waren,  übertrug.  Von 
den  Reineinnahmen  des  Unternehmens  sollten  drei  Viertel 
dem  Staate  zufließen,  während  die  Gesellschaft  das  restliche 
Viertel  erhielt,  doch  wurde  diesmal  der  in  dem  Kontrakte 
mit  der  Southern  Mahratta  Railway  Company  gemachte 
Fehler2 )  vermieden,  indem  zur  Ermittlung  des  Reinge- 
winnes von  den  Bruttoeinnahmen,  nachdem  die  Betriebs- 
kosten von  diesen  abgerechnet  worden  sind,  zunächst  die 
vom  Staate  auf  Grund  der  Garantie  auf  das  Kapital  ge- 
zahlten Zinsen  berücksichtigt  werden  mußten.  Der  auf 
diese  Weise  erhaltene  Betrag  mußte  dann  in  erster  Linie 
zur  Rückzahlung  der  in  früheren  Jahren  gezahlten  Zinsen 
verwandt  werden,  und  erst  von  dem  dann  bleibenden  Über- 
schuß bekam  die  Gesellschaft  den  vierten  Teil. 

Die  andere  Linie  dieser  Art  von  „unterstützten"  Ge- 
sellschaften war,  wie  schon  erwähnt,  die  Bengal- Nagpur 
Railway,  bei  welcher  der  Bau  der  Hauptstrecke,  von  Nagpur 
nach  Asansol  auf  der  East  Indian  Railway  (626,83  engl. 
Meilen)  laufend,  im  Jahre  1884  genehmigt  wurde  3).  Gemäß 
den  Bestimmungen  des  am  9.  März   1887  abgeschlossenen 


1)  Report  1885  86,  S.  5  und  S.  17;    do.  1886  87,  S.  16;    do.     1906, 
S.  146.  —  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,   S.  396. 

2)  cf.    S.   100. 

3)  Report  1887  88,   S.   17;   do.   1906,   S.   113  114.  —  The  Imperial 
Gazetteer  of  India,   Band  III,   S.  389  '390. 
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Hauptkontraktes  übernahm  die  Bengal- Nagpur  Railway 
Company  die  schon  bestehende,  149  engl.  Meilen  lange 
Meterspurlinie  Nagpur- Chhattisgarh,  welche  sie  nach  den 
getroffenen  Vereinbarungen  in  die  indische  Normalspur 
von  5  Fuß  6  Zoll  engl,  umwandeln  mußte.  Auch  dieser 
Gesellschaft  wurde  eine  vierprozentige  Zinsgarantie  vom 
Staate  gewährt  und  die  Kontraktbedingungen  deckten 
sich  völlig  mit  den  1885  mit  der  Indian  Midland  Railway 
Company  vereinbarten. 

Abgesehen  von  diesen  Unternehmungen  wurde  jedoch, 
wie  schon  erwähnt  wurde,  die  Hoffnung  der  indischen 
Regierung,  die  sie  für  eine  raschere  Entwicklung  des 
Eisenbahnnetzes  gehegt  hatte,  wieder  durch  neue  finanzielle 
Schwierigkeiten  zunichtegemacht  l) .  Die  Veranlassung, 
daß  die  Finanzlage  Indiens,  die  man  gerade  erst  begonnen 
hatte  wieder  etwas  günstiger  zu  beurteilen,  sich  wieder 
schwieriger  gestaltete,  war  die  folgende.  Im  Jahre  1884/85 
waren  die  Finanzen  Indiens,  trotz  des  Darniederliegens 
des  Weizen-  und  Reishandels  und  eines  ungewöhnlich 
schlechten  Ertrages  der  Opiumproduktion,  noch  gerade  im 
Gleichgewicht  gewesen  2) ,  dann  trat  aber  rasch  eine  Ver- 
schlechterung durch  ein  starkes  Sinken  des  Rupienkurses 
ein  —  dieser  fiel  um  3  d.  pro  Rupie  —  und  durch  die  Kosten 
der  Expedition  3)  gegen  Burma  im  November  1885,  welche 
die  Mobilisierung  von  11  000  Mann  nötig  machte  und  mit 
der  Annektierung  Oberburmas  am  1.  Januar  1886  endete. 
Am  schwersten  wurden  aber  die  indischen  Finanzen  durch 
den  sogenannten  Panjdeh-Zwischenfall  an  der  russisch- 
afghanischen Grenze  heimgesucht.  Rußland  hatte  nämlich 
seit  Anfang  der  1880er  Jahre  seine  Grenze  von  Merw  her 
und  auch  auf  dem  Pamirplateau  immer  weiter  vorgeschoben. 


1)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.   86. 

2)  do.,   Band   IV.,    S.   167. 

3)  Der  burmesische  Feldzug  kostete  rund  6  Millionen  Rupien.,  do., 
Band   IV.,    S.   167. 
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Schließlich  griffen  die  russischen  Truppen  die  Afghanen 
in  Panjdeh  an,  wodurch  die  Engländer  gezwungen  wurden, 
mit  einem  Kostenaufwande  von  20  Millionen  Rupien 
65  000  Mann  mit  168  Geschützen  zu  mobilisieren  und 
ungeheure  Mengen  von  Vorräten  nach  der  Nordostgrenze 
zu  schaffen  l) .  Der  Umfang  dieser  Transporte  läßt  sich 
aus  den  Nettoeinnahmen  der  drei  in  Betracht  kommenden 
Bahnlinien,  der  früheren  Sind,  der  jetzigen  Punjab  and 
Delhi,  der  Punjab  Northern  und  der  Indus  Valley  Railways, 
ermessen  2) .  Die  Einnahmen  dieser  drei  Bahnen  zusammen 
hatten  vom  1.  Januar  bis  Anfang  April  1884  5  255  486 
Rupien  betragen,  während  sie  1885  in  der  entsprechenden 
Zeit  6  819  091  und  1886  6  780  211  Rupien  ausmachten, 
v/obei  zu  berücksichtigen  ist,  daß  für  Truppentransporte 
und  Kriegsmaterialien  bedeutend  niedrigere  Frachtsätze 
als  sonst  gelten.  Wenn  auch  die  Kriegsgefahr  noch  einmal 
im  letzten  Augenblick  durch  Lord  Salisbury,  der  im  Jahre 
1885,  als  die  konservative  Partei  in  England  wieder  zur 
Macht  kam,  Premierminister  geworden  war  und  den  Frieden 
wünschte,  abgewandt  wurde,  indem  England  nachgab  und 
eine  Grenzkommission  die  Grenze  Afghanistans  am  Oxus 
und  gegen  Zentralasien  zu  gunsten  Rußlands  regelte,  so 
hatte  dieses  Ereignis  doch  gezeigt,  daß  die  militärische 
Stärke  Englands  in  Indien  für  die  Möglichkeit  eines  Krieges 
mit  einer  europäischen  Großmacht  nicht  ausreichte3). 
Es  wurden  daher  innerhalb  von  kaum  zwei  Jahren  die 
britischen  Truppen  um  über  10  000,  die  eingeborenen  um 
rund  20  000  Mann  vermehrt,  was  eine  jährliche  Mehr- 
ausgabe von  etwa  2  Millionen  Pfund  Sterling  nötig  machte, 
wozu   noch    bedeutende    Summen    für    Befestigungen   und 


1)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  IV,  S.  348  '349.  —  Chirol, 
Middle  Eastern   Question,   S.  335. 

2)  Report  1885 '86,    S.  7. 

3)  Dutt,   India,    S.  442  und   S.  445.      -  The  Imperial    Gazetteer  of 
India,  Band    IV,  S.  349. 
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andere  Arbeiten  an  der  Grenze  kamen.  Da  die  Löhnung 
der  britischen  Truppen  nach  einem  Sterüngsatz  fixiert 
ist,  so  spielte  das  oben  erwähnte  Sinken  des  Rupienkurses 
hier  auch  mit  :). 

Die  Mittel,  welche  die  indische  Regierung  für  Eisen- 
bahnbauten daher  überhaupt  zur  Verfügung  hatte,  wurden 
infolge  dieser  Verhältnisse  in  der  nächsten  Zeit  vornehmlich 
auf  teure  und  unertragreiche  strategische  Eisenbahnen 
an  der  Nordostgrenze  verwandt2),  von  denen  im  Jahre 
1884  85  allein  insgesamt  rund  500  engl.  Meilen  genehmigt 
wurden  3).  Auf  der  Punjab  Northern  State  Railway  wurde 
die  große  Attock- Brücke  arn  24.  Mai  1884  dem  Verkehr 
übergeben 4) ,  wodurch  eine  ununterbrochene  Eisenbahn- 
verbindung zwischen  Calcutta  und  Peshawar,  der  wich- 
tigsten Grenz-  und  Garnisonstadt  Indiens5),  in  einer  Länge 
von  1  560  engl.  Meilen  geschaffen  wurde.  Das  bedeutendste 
Ereignis  in  bezug  auf  die  Grenzeisenbahnen  war  jedoch, 
daß  der  Staat,  als  die  erste  Periode  des  im  Jahre  1860  mit 
der  Sind,  Punjab  and  Delhi  Railway  Company  abge- 
schlossenen Vertrages  ablief 6) ,  diesen  nicht  erneuerte, 
sondern,  um  diese  wichtigen  Grenzlinien  jederzeit  völlig  in 
seiner  Hand  zu  haben,  am  1.  Januar  1886  in  eigenen  Betrieb 
übernahm.  Mit  dem  genannten  Unternehmen  wurden  die 
Indus  Valley  und  Punjab  Northern  State  Railways  ver- 
schmolzen und  damit  unter  dem  Namen  North-Western 
State  Railway  ein  großes  nordwestliches  Grenzeisenbahn- 
netz unter  einheitlicher   Leitung  geschaffen. 

Bei  den  strategischen  Eisenbahnbauten  der  Jahre 
1884  85  werden  wir  jedoch   noch  etwas  länger   verweilen 

1)  do.,~~Band  IV,    S.   186. 

2)  do.,   Band  III,    S.  371. 

3)  Report  1884  85,    S.   5. 

4)  do.    1883—84,    S.  9. 

5)  Murray's  Handbook,  India,  Burma  and  Ceylon,  S.  247,  6.  Ausgabe, 
London   1907. 

6)  Report   1884  85,    S.   6;   do.    1860  '61,    S.   6—7. 
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müssen.  Schon  die  Erfahrungen  des  afghanischen  Feld- 
zuges hatten  die  Notwendigkeit  geoffenbart,  nicht  nur  ver- 
besserte Verkehrsgelegenheiten  zur  Bewegung  von  Truppen 
längs  der  Grenze  zu  schaffen,  sondern  auch  für  eine  Ver- 
besserung in  dem  Zusammenhang  und  der  Leistungs- 
fähigkeit der  bestehenden,  von  den  militärischen  Stütz- 
punkten ausgehenden  Eisenbahnlinien  zu  sorgen.  Eine 
ganz  bestimmte  Politik  in  bezug  auf  die  Grenzeisenbahnen 
wurde  jedoch  in  den  folgenden  Jahren  noch  nicht  verfolgt. 
Erst  gegen  Ende  der  Amtszeit  des  Lord  Ripon,  der  im 
Spätherbst  des  Jahres  1884  von  seinem  Amte  zurücktrat, 
wurde  diese  Frage  ernstlich  erwogen  und  schließlich  dem 
Staatssekretär  für  Indien  ein  endgültiges  Programm  vor- 
gelegt, für  dessen  Durchführung  die  Kosten  auf  mehr  als 
50  Millionen  Rupien  geschätzt  wurden1).  Die  indische 
Regierung  schlug,  wenn  auch  nicht  einstimmig,  vor,  daß 
die  Ausgaben  für  die  Durchführung  dieses  Programms 
vornehmlich  durch  die  Aufnahme  von  besonderen  Anleihen 
bestritten  werden  sollten,  weiche  innerhalb  30  Jahren  zu 
tilgen  wären.  Der  Staatssekretär  war  mit  den  vorgeschla- 
genen Entwürfen  an  sich  einverstanden  und  erkannte  an, 
daß  die  projektierten  Linien  dringend  notwendig  wären. 
Auf  die  finanziellen  Vorschläge  der  indischen  Regierung 
ging  er  jedoch  nicht  ein;  wenn  auch  die  betreffenden  Aus- 
gaben ihrer  Natur  nach  außerordentliche  wären,  so  sollten 
sie  doch  so  weit  als  irgend  möglich  aus  den  ordentlichen 
Staatseinnahmen  bestritten  werden,  und  erst  wenn  diese 
erschöpft  wären,  sollte  man  zu  Anleihen  seine  Zuflucht 
nehmen.  Die  Folge  dieser  Entscheidung  war  ein  langer 
Schriftwechsel  zwischen  der  Regierung  von  Indien  und 
dem  Staatssekretär,  wobei  schließlich  nicht  nur  die  Beschaf- 
fung der  Kapitalien  für  die  Grenzeisenbahnen,  sondern  die 
finanzielle  Tragweite  ihrer  gesamten  indischen  Eisenbahn- 


1)    The  Imperial    Gazetteer  of   India,   Band   IV.,    S.   179. 
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politik  überhaupt  erörtert  wurde1).  Der  Staatssekretär, 
der  schon  die  Gewährung  einer  Zinsgarantie  an  die  Indian 
Midland  und  Bengal- Nagpur  Railway  Companies  nur  sehr 
widerstrebend  gebilligt  hatte,  ungeachtet  ihrer  Bedeutung 
als  Bahnen  zum  Schutz  gegen  Hungersnöte,  gab  nicht 
seine  Zustimmung  zur  Aufnahme  weiterer  Anleihen  über 
den  von  der  Parlamentskommission  im  Jahre  1884  em- 
pfohlenen Betrag  von  35  Millionen  Rupien  hinaus,  um  die 
finanziellen  Schwierigkeiten,  in  die  Indien  infolge  des 
Sinkens  des  Rupienkurses  geraten  war,  nicht  noch 
zu  vermehren,  zumal  Sir  Auckland  Colvin,  das  damalige 
Mitglied  des  indischen  Rates  für  die  Finanzen,  die  Be- 
fürchtung aussprach,  daß  die  steigenden  Verpflichtungen 
des  Staates  die  Erhebung  neuer  Steuern  notwendig  machen 
möchten,  wogegen  bei  der  auf  die  indische  Bevölkerung 
schwer  drückenden  Steuerlast  ernste  Bedenken  bestanden. 
Der  Staatssekretär  sprach  sich  im  }uü  1886  dahin  aus, 
daß  selbst  die  unbestreitbaren  Vorteile,  welche  die  geplanten 
Eisenbahnen  für  Abwendung  von  Hungersnöten  und  für 
die  Entwicklung  der  natürlichen  Hilfsquellen  des  Landes 
hätten,  zu  teuer  erkauft  würden,  wenn  die  Regierung  zur 
Bestreitung  ihrer  Verpflichtungen  zu  erhöhten  Steuern 
ihre  Zuflucht  nehmen  müßte  2).  Wenn  auch  im  Februar 
1887  endlich  der  Bengal- Nagpur  Railway  Company  nach 
langen  Verhandlungen  noch  einmal  eine  Zinsgarantie 
gewährt  v/orden  war,  so  sollte  doch,  wenn  die  Lage  der 
Finanzen  sich  nicht  bedeutend  bessern  würde  —  eine  Mög- 
lichkeit, die  in  keiner  Weise  wahrscheinlich  schien  — , 
Privatunternehmungen  ferner. keine  Unterstützung  in  dieser 
Form  gegeben  werden.  Wenn  man  kein  anderes  System 
zur  Anlockung  britischen  Kapitals  finden  könnte,  sollte 
die  Regierung  in  Indien  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  in 
Zukunft   auf   die    Kapitalien   angewiesen    sein,    welche   sie 

1)  Eell,  a.  a.    0.,    S.  48  ff. 

2)  Despatch  of  the  29th    July  1886. 
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aus  den  allgemeinen  Staatseinkünften  oder  aus  dem  fest- 
gesetzten Betrage,  der  jährlich  für  derartige  Unterneh- 
mungen geliehen  werden  durfte,  nehmen  konnte.  So  kam 
es  denn,  daß  in  den  Jahren  1884  und  1885  nur  die  schon 
erwähnten  500  englischen  Meilen  strategischer  Bahnen, 
aber  keine  weiteren   Bahnen  gebaut  wurden. 

Da  der  Staatssekretär  nicht  gewillt  war,  privaten 
Gesellschaften  zum  Bau  von  Eisenbahnen  eine  Zins- 
garantie zu  gewähren,  hatte  die  indische  Regierung  sich 
schon  während  der  letzten  Verhandlungen  mit  dem  Staats- 
sekretär bemüht,  wieder  Unternehmer  zum  Bau  von  Eisen- 
bahnen auf  deren  eigenes  Risiko  zu  bewegen  x) .  Wirklich 
gelang  es  ihr  auch,  am  26.  Februar  1886  einen  Kontrakt 
mit  der  Nilgiri  Railway  Company  zum  Bau  einer  kleinen 
Bahnlinie  im  Osten  der  Präsidentschaft  Madras  von 
Mettupalaiyam  nach  Coonoor  zustande  zu  bringen,  ohne 
eine  andere  Unterstützung  als  die  Überlassung  des  zum 
Bahnbau  erforderlichen  Landes  zu  gewähren.  Aber  die 
Geschichte  dieser  Linie  nahm  keinen  rühmlicheren  Verlauf 
als  die  früher  auf  ähnlicher  Grundlage  gegründeten  Unter- 
nehmungen, nämlich  die  Bengal  Central  und  die  Bengal 
and  North-Western  Railway  Companies.  Trotzdem  die 
Linie  nur  17  engl.  Meilen  lang  werden  sollte,  war  sie  wegen 
der  schwierigen  Terrain  Verhältnisse  in  den  Nilgiri- Bergen  2) 
nach  vier  Jahren  noch  nicht  über  die  Projektierung  hinaus- 
gekommen, vielmehr  wurde  während  des  Betriebsjahres 
1 891  92  die  ursprünglich  geplante  Trace  von  neuem  unter 
Anlehnung  an  die  allgemeine  Richtung  des  ersten  Ent- 
wurfes vermessen3).  Im  April  1894  mußte  dann  die  Nil- 
giri Railway  Company  liquidieren.  Die  Arbeiten  wurden 
darauf    von    einer    im    Februar    1896    gegründeten    neuen 


1)  Report  1904,    S.  224  225;   do.   1900,    S.   153. 

2)  Die  Bahn  mußte  nach  dem  Rigi- System  gebaut  werden.   Report 
1891  92,    S.   5. 

3)  do.   1891  92,    S.   36. 
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Gesellschaft  übernommen,  welche  das  Kapital  zur  Voll- 
endung der  alten  Linie  und  zu  ihrer  Verlängerung  nach 
Ootacamund  beschaffen  sollte.  Die  erste,  17  engl.  Meilen 
lange  Strecke  v/urde  endlich  am  15.  Juni  1899  eröffnet, 
während  die  geplante  Verlängerung  noch  im  Bau  ist.  Die 
Betriebsergebnisse  waren  andauernd  derart  ungünstige, 
daß  die  Gesellschaft  die  Linie  dem  Staate  zum  Kauf  anbot, 
der  sie  am  1.  Januar  1903  zum  Preise  von  235  000  Pfund 
Sterling  erwarb.  Der  Staat  verpachtete  die  Bahn  noch 
im  selben  Jahre  an  die  Madras  Railway  Company  unter 
folgenden  Bedingungen:  Der  Staat  trägt  die  Kosten  für 
die  Unterhaltung  der  Strecke,  für  Brennstoff  und  die  not- 
wendigen Reparaturen  und  Erneuerungen  der  Lokomotiven 
und  des  Wagenparks,  während  alle  sonstigen  Betriebs- 
ausgaben von  der  Madras  Railway  Company  beglichen 
werden,  welche  für  ihre  Tät'gkeit  25  %  der  Bruttoein- 
nahmen und  10  %  der  Nettoeinnahmen  erhält1).  Wie 
verfehlt  das  ganze  Unternehmen  war,  geht  daraus  hervor, 
daß  gemäß  der  folgenden  Tabelle  2)  die  durchschnittliche 
Kapital  Verzinsung  bisher  noch  nicht  einmal  2  °0  erreicht 
hat  und  die  Bahn  mit  ständigen  Verlusten  für  den  Staat 
arbeitet: 


Jahr 

Kapital  Verzinsung 

Verlust   für   den   Staat 

0  / 

1    B 

Rupien 

1899 

0,42 

— 

1900 

i,77 

— 

1901 

2,83 

— 

1902 

2,28 

— 

1903 

2,10 

91  509 

1904 

1,85 

67  222 

1905 

1,12 

86  906 

1906 

o,74 

101  125 

1)  Government  of  India  letter  No.  563,  dated  the  27th  June  1903. 

2)  Report  1906,    S.   153. 


—     123     — 

Da  die  oben  geschilderte  Kontraktform  sich  nicht 
bewährte,  sah  sich  die  indische  Regierung  genötigt,  irgend- 
eine andere  Betriebsart  zu  wählen,  in  welcher  den  eng- 
lischen Kapitalisten  die  erforderliche  Unterstützung  und 
ein  genügender  Anreiz  gegeben  wurde,  ohne  daß  sie  die 
drückende  Last  einer  Zinsgarantie  auf  sich  lud.  Diese 
Schwierigkei  wurde  nach  einigen  Erwägungen  dadurch 
gelöst,  daß  man  ein  neues  Projekt,  den  Bau  einer  Linie 
zwischen  Delhi  und  Kalka  im  Zusammenhang  mit  der 
East  Indian  Railway,  auf  Bedingungen  stellte,  wie  sie 
schon  im  Jahre  1883  in  ähnlicher  Weise  bei  einem  kleineren 
Unternehmen,  der  Tarkessur  Railway,  mit  großem  Erfolge 
angewandt  worden  war  T) .  Der  Staatssekretär  schloß 
zunächst  am  24.  Januar  1889  mit  der  East  Indian  Railway 
Company  einen  Vertrag,  in  welchem  sich  die  genannte 
Gesellschaft  zur  Übernahme  des  Betriebes  der  projektierten 
Bahn  verpflichtete2).  Einige  Wochen  darauf,  am  12.  Fe- 
bruar 1889,  v/urde  dann  vom  Staatssekretär  und  der  Delhi- 
Umballa- Kalka  Railway  Company  der  Baukontrakt  unter- 
zeichnet. Diese  Grundkontrakte  räumten  dem  Staat  eine 
etwas  größere  Kontrolle  und  einen  Anteil  an  den  Rein- 
einnahmen ein,  was  bei  dem  im  übrigen  ähnlich  lautenden 
Kontrakte  mit  der  Tarkessur  Railway  Company  nicht 
vereinbart  worden  war.  Die  Delhi- Umballa- Kalka  Railway 
Company  erhielt  das  zum  Bau  der  Linie  erforderliche  Land, 
während  die  indische  Regierung  die  Linie  gegen  50  %  der 
Roheinnahmen  betreiben  und  instandhalten  sollte.  Zur 
Erfüllung  dieser  Aufgaben  bediente  sich  der  Staat  also  der 
East  Indian  Railway  Company,  welche  auch  das  rollende 
Material  liefern  mußte.  Diese  Betriebsgesellschaft  sollte 
für  ihre  Tätigkeit  48  %  der  Roheinnahmen  empfangen, 
so  daß  der  Staat  demnach  2  %  der  auf  ihn  fallenden  Roh- 


1)  Bell,  a.  a.  O.,  S.  51  und  S.  86.  —  cf.  Kapitel  III,  S.  104  ff. 

2)  Report  1906,    S.   137. 


124      — 


einnahmen  als  seinen  Anteil  behielt,  welchen  Betrag  man 
als    Deckung   für    die    Kosten   der   seitens   der    Regierung 
ausgeübten  Kontrolle  ansehen  kann1).     Vom   Jahre  189 1 
an,  wo  die  Linie  ganz  eröffnet  worden  war,  warf  das  Unter- 
nehmen eine  angemessene  Verzinsung  ab,  die  von  3,04  °, 
im  Jahre  der  Eröffnung  allmählich  bis  auf  ö3  4  %  in  den 
Tahren  1905  und  1906  stieg  2).    Nach  dem  Stande  der  Aktien 
der   Delhi-Umballa-Kalka   Railway   Company  zu  urteilen, 
scheint   aber   diese    Form   der    Kontrakte   für   die   Anlage 
englischen    Kapitals    trotzdem    nicht    genügend    Reiz    zu 
bieten      Später  wurden  der  Delhi-Umballa-Kalka  Railway 
Company  "noch    einige    Vergünstigungen    gegenüber    den 
Grurdverträgen  gewährt,  indem  laut  Kontrakt  vom  19.  De- 
zember   1895   der    Staatssekretär   auf   die   dem    Staate   zu- 
stehenden   2  °0    der    Roheinnahmen   zu    gunsten   der    ge- 
nannten   Gesellschaft   verzichtete,    so   daß   diese   also    von 
nun  an  52   '     der  Roheinnahmen  erhielt  und  ihr  sogar  im 
Vertrage  vom  9.  Juni  1897  eine  Zinsgarantie  in  Höhe  von 
31  '    %    des  Aktienkapitals  gewährte  3).      Die  über  31  4  ° 
erzielten  Reineinnahmen  sollten  zu  gleichen  Teilen  zwischen 
der    Regierung    und     der    Delhi-Umballa-Kalka     Railway 
Company  eeteilt  werden,  bis  die  Regierung  alle  gezahlten 
Zinsbeträge  nebst  einfachen  Zinsen  zurückerhalten  habe, 
wenn  dies  geschehen  ist,  fließen  die  gesamten  Einnahmen 
der  genannten    Gesellschaft  zu. 

Tn  demselben  Jahre,  in  welchem  der  erste  Kontrakt 
mit  der  obigen  Eisenbahngesellschaft  abgeschlossen  wurde, 
erhielt  das  reine  Staatsbahnnetz  in  Indien  eine  wichtige 
Erweiterung,  indem  die  Regierung  die  Oudh  and  Rohilkhand 
Railway  von  der  ehemaligen,  im  Jahre  1864  gegründeten 
Garantie- Gesellschaft,  deren  Kontrakt  am  1.   Januar  1889 


1)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   87. 

2)  Report  1906,    S.   137. 

3)  do.   1906,    S.   137»  und  Bell>  a-  a-    °->    S-   88' 
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abgelaufen  war,  käuflich  erwarb  und  seitdem  selbst  betrieb1) . 
Die  Ursache  für  den  Ankauf  war  zum  Teil  in  politischen 
Gründen  zu  suchen,  da  diese  Eisenbahn  die  kürzeste  Route 
zwischen  Bengalen  und  dem  Punjab  bildet,  das  in  mili- 
tärischer Beziehung  von  höchster  Bedeutung  ist.  Anderer- 
seits spielten  aber  auch  finanzielle  Gründe  stark  mit,  da 
die  Regierung  bei  den  ungenügenden  Erträgen  dieses 
Bahnnetzes  der  alten  Oudh  and  Rohilkhand  Raihvay 
Company  infolge  der  vom  Staate  übernommenen  Zins- 
garantie  alljährlich   bedeutende   Zuschüsse   zahlen   mußte. 

Im  August  des  Jahres  1889  wurde  ein  neuer,  drei- 
jähriger Voranschlag'  für  weitere  Eisenbahnbauten  ge- 
macht, nachdem  der  auf  Grund  des  im  Juli  1884  veröffent- 
lichten Berichtes  des  Parlamentsausschusses  entworfene 
Bauplan  wenigstens  in  den  wichtigsten  Punkten  ausgeführt 
war2).  Das  neue  Programm  war  von  gemäßigtem  Cha- 
rakter und  verlangte  eine  jährliche  Ausgabe  von  35  Mil- 
lionen Rupien,  welche,  wie  die  Regierung  bestimmt 
erwartete,  die  finanziellen  Verpflichtungen  Indiens  in 
England  (die  „Home  charges")  und  die  aus  den  indischen 
Staatseinkünften  zu  bestreitende  Ausgabenlast  nur  unwesent- 
lich steigern  würden. 

Schon  wenige  Wochen  später,  im  Oktober  1889, 
übersandte  die  indische  Regierung  dem  Staatssekretär 
ein  längeres  Schreiben,  in  welchem  sie  nochmals  ihre  An- 
sichten über  den  künftigen  Ausbau  des  indischen  Eisen- 
bahnnetzes darlegte3).  In  dieser  Depesche  wurde  auf  die 
mögliche  Mitwirkung  von  Privatunternehmern,  entweder 
in  der  bei  der  Delhi-Umballa-Kalka  Railway  angewandten 
Form  oder  in  anderer  Weise,  nur  gelegentlich  hingewiesen, 

1)  Report  1888  89,  S.  9;  do.,  1906,  S.  166 — 167.  —  The  Imperial 
Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  399  ff.  —  Oudh  and  Rohilkhand  Railway 
Purchase  Act,   vom  27.  3.  1888. 

2)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band   IV,    S.   180. 

3)  Bell,  a.  a.   0.,   S.  50  ff.  —  Despatch   No.   14,   Railway,  of  1889. 


—      126      — 

während  der  Schwerpunkt  der  künftigen  Bautätigkeit  in 
den  Händen  des  Staates  direkt  liegen  sollte.  Der  Staats- 
sekretär für  Indien,  Viscount  Gross,  bestätigte  im  November 
den  Empfang  des  Programms  und  legte  gleichzeitig  die 
Ansichten  der  Regierung  in  England  in  bezug  auf  die 
Verwendung  von  privaten  Gesellschaften  bei  indischen 
Eisenbahnen  dar  :) .  Er  führte  aus,  daß  die  ständig  wach- 
senden Einnahmen  der  indischen  Eisenbahnen  in  ihrer 
Gesamtheit  die  Annahme  rechtfertigten,  daß  weitere  Bahn- 
linien, wenn  sie  nur  mit  der  nötigen  Besonnenheit  aus- 
geführt v/erden  würden,  eine  gute  Verzinsung  der  in  ihnen 
angelegten  Kapitalien  abwerfen  würden.  Er  schloß  sich 
der  bisher  von  der  indischen  Regierung  und  seinen  Amts- 
vorgängern geübten  Praxis  an,  daß  die  Entscheidung,  ob 
der  Staat  selbst  den  Bau  in  die  Hand  nehmen  oder  ihn 
privaten  Gesellschaften  übertragen  sollte,  sich  ganz  nach 
den  Umständen  des  jeweiligen  Falles  richten  müßte.  Im 
allgemeinen  sollte  zwar  eine  Vermehrung  der  Zahl  der 
Betriebe  vermieden  werden,  doch  müßten  stets  die  finan- 
ziellen Verhältnisse  den  Ausschlag  geben.  Er  hielt  es 
durchaus  für  nützlich,  wenn  privaten  Unternehmern  ein 
Feld  der  Betätigung  in  indischen  Eisenbahnen  eingeräumt 
würde,  da  dadurch  die  Last  und  die  Verantwortlichkeit 
der  Regierung  vermindert,  der  Dezentralisation  Vorschub 
geleistet  und  infolge  der  Verschiedenheit  der  Betriebs- 
formen ein  Wetteifer  erzeugt  würde.  Er  meinte,  daß  die 
Verwendung  von  privaten  Gesellschaften  für  die  Durch- 
führung solcher  Projekte,  bei  denen  die  Unternehmer  sich 
selbst  das  nötige  Kapital  beschaffen  und  mit  ihnen  ver- 
nünftige Bedingungen  vereinbart  werden  könnten,  manches 
für  sich  hätte.  Mehr  als  für  den  Bau  empfehle  sich  dieses 
aber  noch  beim  Betriebe  von  Eisenbahnen.  Die  Gewährung 
von  Zinsgarantien  für  einen  kürzeren  oder  längeren  Zeit- 


i)    Despatch    No.   132,   Railway,   of  1889. 
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räum  verwarf  er  gänzlich,  sprach  hingegen  die  Hoffnung 
aus,  daß  man  andere  Mittel  werde  finden  können,  um 
Eisenbahngesellschaften  die  nötige  Hilfe  zu  geben.  Er 
erwähnte  besonders  einen  Plan,  den  Gesellschaften  Geld 
aus  einer  Summe  von  ic  Millionen  Rupien,  welche  kürzlich 
mit  Genehmigung  des  Parlaments  zur  speziellen  Ver- 
wendung auf  die  Erweiterung  des  indischen  Eisenbahn- 
netzes bewilligt  worden  waren,  vorzustrecken.  Die  Gesell- 
schaften sollten  ein  Drittel  der  Kosten  der  Linie  selbst 
aufbringen,  während  der  übrige  Betrag  von  der  Regierung 
von  Indien  hergegeben  werden  sollte.  Bei  der  Verteilung 
der  Reineinnahmen  sollte  dann  der  Zins  auf  den  Kapitals- 
anteil der   Gesellschaft  zuerst  berücksichtigt  werden. 

Der  Vizekönig  von  Indien,  Lord  Landsdovvne,  legte 
hierauf  die  Ansichten  der  Regierung  in  Indien  im  März 
1890  dar  *).  Er  schloß  sich  dem  Bedenken  gegen  eine  Ver- 
mehrung der  einzelnen  Betriebsgesellschaften  an,  da  diese 
immer  der  Versuchung  ausgesetzt  wären,  den  Verkehr  in 
ihre  eigenen  Linien  abzuleiten  und  andere  Bahnunterneh- 
mungen durch  Prohibitiv- Sätze  zu  sperren.  Wenn  auch 
dieses  Übel  durch  die  Schaffung  einer  ständigen  Eisenbahn- 
kommission aus  den  höheren  Beamten  der  einzelnen  Bahn- 
unternehmungen sehr  vermindert  werden  könnte,  so  würde 
doch  immer  die  Gefahr  bestehen  bleiben,  daß  eine  kleine 
Gesellschaft  den  ertragreichsten  Teil  eines  Landstriches 
ausbeutete  und  man  nun  Schwierigkeiten  hätte,  die  Linie 
auf  Landesteile  auszudehnen ,  welche  wahrscheinlich 
weniger  reiche  Erträge  abwerfen  würden.  Nach  der  An- 
sicht des  Staatssekretärs  sollte  daher  einer  jeden  Stamm- 
linie ein  bestimmtes  Areal  als  Arbeitsfeld  zugeteilt  werden 
mit  der  Verpflichtung,  daß  alle  notwendig  werdenden 
Erweiterungen  des  Bahnnetzes  in  diesem  Bezirk  durch 
die    Gesellschaft,   welche   die    Stammlinie   in    Händen   hat, 


1)    Despatch   No.  55,  dated  25th  March   1890. 
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ausgeführt  werden  müßten.  Die  indische  Regierung  gab 
nun  zu,  daß  diese  Ansichten  in  der  Theorie  ganz  gut  wären, 
aber  sie  wandte  ein,  daß  sich  dieser  Plan  nur  anwenden 
ließe,  solange  das  Eisenbahnwesen  eines  Landes  noch  in 
den  ersten  Anfängen  steckte.  Die  Schwierigkeiten  wären 
jedoch  kaum  zu  überwinden,  sobald  dieser  Plan  in  einem 
Lande  angewandt  werden  sollte,  in  welchem,  wie  in  Indien, 
weitverzweigte  Eisenbahnen  ohne  Berücksichtigung  dieses 
Prinzips  gebaut  worden  wären  und  wo  man  nicht  mehr 
die  natürliche  Sphäre  jedes  Bahnnetzes  abgrenzen  könnte. 
Außerdem  könnten  auch  aus  finanziellen  Gründen  große 
Schwierigkeiten  dadurch  entstehen,  daß  ein  Projekt  von 
einer  Gesellschaft,  die  wohl  über  die  nötigen  Kapitalien 
verfüge,  aber  keinen  Anspruch  auf  die  Anlegung  von 
Bahnen  in  der  betreffenden  Gegend  habe,  vorgelegt  würde, 
während  andrerseits  die  Gesellschaft,  welche  die  Konzession 
für  jenenDistrikt  in  den  Händen  habe,  nicht  in  der  Lage  sei, 
sich  die  Baugelder  zu  beschaffen. 

Die  finanziellen  Vorschläge,  welche  der  Staatssekretär 
auf  Grund  der  Geldbewilligungen  des  Parlaments  gemacht 
hatte,  fanden  nicht  die  Zustimmung  der  Regierung  in 
Indien.  Sie  meinte,  daß  die  vorgeschlagene  Unterstützung 
der  Gesellschaften  keine  der  Vorteile  sichern  würde,  die 
man  von  Privatunternehmungen  erwarten  dürfte,  und  daß 
das  Arrangement  tatsächlich  auf  nichts  anderes  hinaus- 
laufen würde,  als  auf  eine  Sterling- Garantie,  welche  der 
Gesellschaft  auf  einen  Teil  des  Kapitals  in  einer  anderen 
als  der  bisher  üblichen  Form  gewährt  würde.  Die  Be- 
dingung, daß  der  Staat  einen  so  bedeutenden  Teil  des 
Kapitals  vorzuschießen  verpflichtet  sein  sollte,  schien  der 
Regierung  von  Indien  sehr  leicht  zu  ernsten  Schwierig- 
keiten zu  führen,  wenn  in  Fällen  von  Krieg  oder  Hungers- 
not unvorhergesehene  große  Anforderungen  an  die  Finanzen 
gestellt  würden,  welche  es  unmöglich  machten,  die  Geld- 
bedürfnisse der   Gesellschaft  zu  bestreiten.      Infolgedessen 
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könnte  die  indische  Regierung  sehr  leicht  weitgehenden 
Rechtsansprüchen  seitens  der  Gesellschaft  wegen  des  Still- 
standes der  Bahnarbeiten  ausgesetzt  sein.  Das  Ideal  eines 
Privatunternehmens  in  indischen  Eisenbahnen  bestand 
nach  Ansicht  der  Regierung  von  Indien  darin,  daß  eine 
Gesellschaft  keine  Unterstützung  weiter  verlangen  sollte 
als  die  unentgeltliche  Gewährung  des  Baulandes.  Sie  war 
jedoch  nicht,  wie  sie  in  dem  genannten  Schreiben  sagte, 
bereit,  die  Bildung  von  solchen  Gesellschaften  zu  unter- 
stützen, welche  nur  ein  sehr  begrenztes  Interesse  an  dem 
Erfolg  des  Unternehmens  haben,  nur  einen  kleinen  Teil  des 
Kapitals,  noch  dazu  zu  einem  unbillig  hohen  Zinssatz  für 
ein  tatsächlich  absolute  Sicherheit  bietendes  Unternehmen 
beisteuern  würden  und  welche  den  Rest  des  erforderlichen 
Kapitals  aus  staatlichen  Geldmitteln  hernehmen  würden, 
auf  deren  Verwendung  der  Staat  dann  doch  nur  einen 
geringen  Einfluß  ausüben  und  von  denen  er  nur  eine  sehr 
armselige  Verzinsung  erwarten  könnte.  Ehe  man  Kapitalien 
auf  diese  Weise  beschaffte,  wäre  es  entschieden  besser, 
das  Recht  der  indischen  Regierung  zur  Aufnahme  von 
Anleihen  zu  erhöhen. 

Während  dieses  Schriftwechsels  hatten  zwischen  dem 
Staatssekretär  für  Indien  und  der  South  Indian  Railway 
Company,  deren  Kontrakt  im  Jahre  1890  ablief,  Verhand- 
lungen stattgefunden,  um  eine  neue  Gesellschaft  zu  bilden, 
welche  den  Betrieb  des  damals  bestehenden  Meterspur- 
Netzes  in  Pacht  nehmen  und  gleichzeitig  auch  das  Kapital 
für  einen  weiteren  Ausbau  des  Netzes  beschaffen  sollte1). 
Am  24.  November  1890  wurde  schließlich  ein  Kontrakt 
zwischen  dem  Staatssekretär  und  der  neuen  South  Indian 
Railway  Company  abgeschlossen,  dessen  Bedingungen  im 
großen  und  ganzen  den  in  der  oben  angeführten  Depesche 
des  Staatssekretärs  vom  November  1889  skizzierten  Ge- 
sichtspunkten  entsprachen.       Die    Linie   ging   danach    am 

1)    Report  1890  91,    S.   13;   do.    1906,    S.   189. 
E.    Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen  9 
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i.  Januar  1891  zum  Preise  von  4  197557  Pfund  Sterling 
in  den  Besitz  des  Staates  über,  welcher  ihren  Betrieb  vom 
gleichen  Datum  an  zusammen  mit  der  Villupuram- 
Guntakal  State  Raiiway  an  die  neue  Gesellschaft  verpach- 
tete. Diese,  die  also  praktisch  nichts  weiter  darstellte  als 
die  alte  Garantie- Gesellschaft  in  modifizierter  Form,  sollte 
zur  Erweiterung  des  bestehenden  Netzes  1  Million  Pfund 
Sterling  aufnehmen,  welcher  Betrag  aber  als  absolutes 
Eigentum  des  Staates  zu  gelten  hatte.  Die  Nettoeinnahmen 
aus  dem  Betriebe  sollten  in  erster  Linie  zur  Zahlung  auf 
drei  Jahre  von  31  ,  °0  und  von  da  an  von  3  %  Zinsen  auf 
das  Kapital  der  Gesellschaft  in  Höhe  von  1  000  000  Pfund 
Sterling  und  ferner  zur  Verzinsung  von  425  000  Pfund 
Sterling,  welche  Summe  die  nicht  tilgbaren  Obligationen 
der  ehemaligen  South  Indian  Raiiway  Company  darstellt, 
in  Höhe  von  41  2  %  verwandt  werden.  Nachdem  diese 
Zinsen  von  den  Nettoeinnahmen  abgerechnet  worden 
waren,  erhielt  die  Regierung  eine  dreiprozentige  Ver- 
zinsung ihres  Kapitalanteils,  d.  h.  der  ursprünglichen 
Kosten  der  Bahn,  während  der  Rest  der  Reinerträge 
zwischen  der  Regierung  und  der  Gesellschaft  im  Verhältnis 
der  Kapitalien  geteilt  werden  sollte,  mit  denen  jede  von 
beiden  an  dem  Unternehmen  beteiligt  war.  Der  Kontrakt 
läuft  bis  zum  31.  Dezember  191 0,  an  welchem  Tage  — 
oder  am  Ende  jedes  folgenden  fünften  Jahres  —  der  Staat 
das  Kapital  der  Gesellschaft  in  London  in  Sterling  zu  pari 
zurückzahlen  muß. 

Man  kann  sich  nach  der  vorhin  von  mir  geschilderten 
Ansicht  der  Regierung  in  Indien  denken,  daß  sie  diese  Be- 
dingungen als  zu  vorteilhaft  für  die  Gesellschaft  betrachtete, 
aber  der  Staatssekretär  beharrte  bei  seiner  Meinung,  indem 
er  ausführte,  daß  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  weniger 
günstige  Bedingungen  zu  einem  Scheitern  der  Verhand- 
lungen geführt  hätten1). 
1)    Bell,  a.  a.   0.,    S.  55. 
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Im  Frühjahr  1891  kam  der  Staatssekretär  Viscount 
Cross  wieder  auf  den  im  Vorjahre  mit  der  Regierung  in 
Indien  gepflogenen  Schriftwechsel  zurück1).  Er  führte 
aus,  daß  er  auch  fernerhin  nicht  geneigt  wäre,  die  Privat- 
gesellschaften beiseitezuschieben,  welche  in  so  ausge- 
dehntem Umfange  seit  Beginn  des  Eisenbahnwesens  in 
Indien  durch  den  Staat  verwendet  worden  wären.  Es  wäre 
aus  verschiedenen  wichtigen  Gründen,  von  denen  einige 
nicht  weniger  in  Frage  kämen  als  unmittelbar  finanzielle 
Erwägungen,  ratsam,  die  Verwendung  von  Gesellschaften 
sowohl  beim  Bau  als  auch  zum  Betriebe  von  Eisenbahnen 
in  Indien  fortzusetzen.  Natürlich  müßten  die  Verein- 
barungen, auf  Grund  deren  diese  Politik  durchzuführen 
wäre,  nach  den  besonderen  Verhältnissen  jedes  Projektes, 
der  Lage  des  Geldmarktes  und  dem  Zustande  der  Finanzen 
Indiens  variieren,  und  nur  in  diesem  Sinne  könnte  man 
die  Verhandlungen  für  die  Ausführung  neuer  Linien  als 
eine  neue  Wendung  in  der  indischen  Eisenbahnpolitik 
betrachten.  Der  Staatssekretär  schloß,  daß,  wenn  man 
sich  bei  den  Unterhandlungen  mit  privaten  Unternehmern 
auf  Bedingungen  beschränken  würde,  auf  Grund  deren  Ver- 
handlungen so  gut  wie  unmöglich  wären,  die  Vergrößerung 
des  indischen  Eisenbahnnetzes  auf  dieser  Grundlage  für 
unbestimmte  Zeit  hinausgeschoben  werden  oder  der  Staat 
die  ganze  Last  tragen  müßte. 

In  ihrem  Antwortschreiben  leugnete  die  Regierung 
von  Indien  jede  Absicht,  einen  Druck  zu  gunsten  einer 
ausschließlichen  Verwendung  der  direkten  Staatstätigkeit 
ausüben  zu  wollen  2) .  Sie  stände  vielmehr  dem  Zusammen- 
arbeiten der  verschiedenen  Gesellschaften  mit  dem  Staate 
freundlich  gegenüber.  Ihre  Bedenken  richteten  sich  nur 
dagegen,  daß  dies  zu  einem  zu  hohen  Preise  erlangt  werden 


1)  Despatch   No.   16,   Railway,  of  5th  February  1891. 

2)  Despatch  to  Secretary  of  State,   No.  107,  of  I4th  October  1891. 
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möchte   und   in   diesem    Sinne    Privatunternehmungen   zu 
verwerfen  wären. 

Schon  mehrere  Jahre  vor  diesen  Verhandlungen  waren 
Untersuchungen  und  Vermessungen  für  ein  großes  Meter- 
spurnetz auf  dem  linken  Ufer  des  Brahmaputra  vorge- 
nommen worden  in  der  Absicht,  Assam  mit  dem  alten  vor- 
züglichen Hafen  Chittagong  am  Golf  von  Bengalen  zu 
verbinden,  der  damals  rasch  aufzublühen  begann  x) .  Ver- 
schiedene Eisenbahnunternehmer  hatten  der  Regierung 
von  Indien  Entwürfe  unterbreitet,  um  eine  Gesellschaft 
zur  Ausführung  dieses  Bahnnetzes  zu  bilden,  aber  die  finan- 
zielle Lage  Indiens  war  durch  den  niedrigen  Kurs  der  Rupie 
so  ungünstig  und  die  Aussicht  in  die  Zukunft  so  wenig  ver- 
sprechend, daß  sie  sich  entschieden  weigerte,  auf  irgend- 
welche Vorschläge  einzugehen,  welche  die  Gewährung  einer 
Sterling- Garantie  einschlössen.  Infolgedessen  bemühte 
sich  die  Regierung,  das  notwendige  Kapital  in  London  auf 
Grund  von  Landkonzessionen  längs  der  Bahnlinie  und 
durch  Verleihung  von  Minengerechtsamen  in  der  Nähe 
der  projektierten  Bahn  zu  bekommen,  da  man  vermutete, 
daß  das  Land  reich  an  Mineralien,  besonders  Kohle,  sein 
werde.  Die  Versuche,  durch  diese  Zugeständnisse  die  Kapita- 
listen anzulocken,  schlugen  dessen  ungeachtet  fehl;  und  so 
entschloß  sich  der  Staatssekretär,  allerdings  im  Widerspruch 
mit  den  Ansichten  der  Regierung  in  Indien,  eine  Zinsgarantie 
zu  gewähren,  zumal  der  mittlere  Süberpreis,  der  bis  zum 
Jahre  1889  auf  42  n  16  d.  herabgesunken  war,  unter  dem 
Eindruck  des  Erlasses  der  Sherman-Bill  im  Jahre  1890  auf 
4711  16  d.  stieg,  dem  eine  Aufbesserung  des  Rupienkurses 
von  16,566  d.  im  Jahre  1889  90  auf  18,089  d.  im  folgenden 
Finanzjahre  entsprach  2).  Die  der  Silberwährung  freund- 
liche Bewegung  in  den  Vereinigten  Staaten  hatte  nämlich 


1)  Bell,  a.   a.   0M    S.   88  89. 

2)  Arnold,    Ind.    Geldwesen,    S.  92. 
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den  Erfolg  gehabt,  daß  durch  die  sogenannte  Sherman-Bill 
dem  Schatzamte  monatliche  Silberankäufe  in  Höhe  von 
4x/2  Millionen  Unzen  vorgeschrieben  wurden1).  Infolge 
der  vom  Staatssekretär  zugestandenen  Garantie  wurde 
im  April  1892  die  Assam-Bengal  Railway  Company  ge- 
gründet, welche  die  seit  Mai  1891  vom  Staate  selbst  schon 
begonnenen  Bahnarbeiten  übernahm2).  Der  am  26.  April 
1892  abgeschlossene  Vertrag,  durch  den  die  Gesellschaft 
in  ähnliche  Beziehungen  zum  Staate  tritt  wie  die  in  den 
1880er  Jahren  gegründeten  Indian-Midland,  Bengal- Nagpur 
und  Southern  Mahratta  Railway  Companies,  enthält 
folgende  Bestimmungen:  Man  nahm  an,  daß  die  Aus- 
führung des  ganzen  Projektes  ungefähr  51/.,  Millionen 
Pfund  Sterling  kosten  werde.  Von  diesem  Betrage  sollte 
die  Assam-Bengal  Railway  Company  i1  2  Millionen  Pfund 
Sterling  durch  Ausgabe  von  An'  eilen  zu  je  10  Pfund 
Sterling  beschaffen,  für  welche  Summe  der  Staat  eine 
Zinsgarantie  von  31  \  %  während  des  Baues,  aber  längstens 
bis  zum  30  Juni  1898,  und  danach  eine  solche  in  Höhe  von 
3  %  für  die  Dauer  des  Kontraktes  (bis  1921)  übernahm. 
Das  von  der  Gesellschaft  aufgebrachte  Kapital  wurde 
volles  Eigentum  des  Staates,  nur  daß  dasselbe  für  die 
Kontraktzeit  der  Gesellschaft  zur  Nutznießung  überlassen 
wurde.  Das  übrige  zum  Bau  des  Bahnnetzes  erforderliche 
Kapital  gibt  dagegen  der  Staat  selbst  her.  Die  Netto- 
einnahmen des  Unternehmens  sollten  zwischen  Regierung 
und  Gesellschaft  im  Verhältnis  der  von  jeder  Partei  be- 
schafften Kapitalien  geteilt  werden,  nachdem  die  vom 
Staatssekretär  auf  Grund  der  zugestandenen  Garantie 
gezahlten  Zinsen  ganz  von  der  Gesellschaft  zurückerstattet 


1)  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  2.  Aufl.,  Jena  1907,  2.  Bd., 
S.  1270,  und  Dr.  Georg  Obst,  Das  Buch  des  Kaufmanns,  Leipzig  1905, 
S.  420. 

2)  Report  1891  92,  S.  26;  do.  1905,  S.  160  161.  —  The  Imperia 
Gazetteer  of  India,   Band  III,    S.  388  389. 
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worden  sind.  Ein  Nachteil  erwuchs  der  Regierung  aus 
diesen  Vereinbarungen  dadurch,  daß  die  Baukosten  sich 
sehr  hoch  stellten  und  die  Aussichten  für  die  Gesellschaft, 
die  ihr  vom  Staate  geleisteten  Zinszahlungen  zurückzu- 
erstatten und  dann  gemäß  ihres  Kapitalanteils  an  den 
Reineinnahmen  zu  partizipieren,  daher  sehr  fern  liegen  l) . 
Infolge  dieses  Umstandes  besteht  für  die  Gesellschaft  nicht 
derselbe  Grund,  die  Bau-  und  Betriebsausgaben  niedrig 
zu  halten,  als  wenn  ihre  Dividenden  in  irgendeinem  Grade 
von  den   Ergebnissen  des   Betriebes  abhängen. 

Die  unter  dem  Eindruck  des  Erlasses  der  Sherman- 
Bill  eingetretene  Besserung  des  Rupienkurses  war  jedoch 
nur  eine  vorübergehende,  denn  im  Jahre  1892  sank  der 
Londoner  Silberpreis  auf  weniger  als  40  d2).  Nach  dem 
Scheitern   der   internationalen   Münzkonferenz    in    Brüssel 

1892  93  stellte  daher  die  indische  Regierung,  um  den  Kurs 
ihrer  Rupie  von  den  Fluktuationen  des  Silberpreises  unab- 
hängig zu  machen,  im  Juni  1893  die  freie  Silberprägung 
ein,  um  eine  hinkende  Goldwährung  auf  der  Basis  1  Rupie 
=  16  d.  in  Gold  vorzubereiten3).  Da  außerdem  im  Herbst 
desselben  Jahres  die  Sherman- Bill  widerrufen  wurde  und  da- 
her die  Vereinigten  Staaten  ihre  Silberankäufe  einstellten, 
sank  der  mittlere  Silber  preis  bis  zum  Jahre  1894  stufen- 
weise bis  auf  28  15/]6  d.,  welcher  Entwicklung  ein  Rück- 
gang des  Rupienkurses  auf  16,546  d.  bis  zum  Finanzjahre 

1893  94  entsprach4).  Die  Finanzen  des  Landes  wurden 
ferner  in  dieser  Periode  durch  erhöhte  militärische  Aus- 
gaben stark  in  Anspruch  genommen,  welche  durch  Ein- 
führung moderner   Bewaffnung,   Ausrüstung  und   Organi- 


1)  Special   Report  1903,    S.  7. 

2)  Obst,   Das  Buch  des  Kaufmanns,    S.  421. 

3)  Lotz,  Art.  „Währungsstreit"  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft, 
2.  Aufl.,  2.    Bd.,    S.   1270. 

4)  Arnold,   Indisches   Geldwesen,    S.  92. 
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sation  verursacht  worden  v/aren  :) .  Ein  weiteres  Steigen 
der  Ausgaben  wurde  durch  die  Erhöhung  des  Soldes  der 
Eingeborenen- Soldaten  im  Jahre  1895  hervorgerufen. 

Die  indische  Regierung  mußte  daher  die  Steigerung 
ihrer  Goldverpflichtungen  nach  Möglichkeit  vermeiden, 
die  notwendigerweise  so  lange  sich  vermehrten,  als  der 
Bau  von  Eisenbahnen  durch  den  Staat  direkt  oder  durch 
Gesellschaften,  denen  eine  auf  einer  Goldbasis  beruhende 
Zinsgarantie  gewährt  worden  war,  fortgesetzt  wurde  2) . 
Die  Regierung  bot  infolgedessen  den  Unternehmern  eine 
Unterstützung  beim  Bau  der  von  ihnen  projektierten 
Bahnen  in  der  folgenden  Form  an:  Die  neuen  Linien  sollten 
von  den  bestehenden  Gesellschaften,  mit  deren  Netz  sie 
in  Zusammenhang  standen,  mitbetrieben  werden,  wofür 
die  Gesellschaften,  welche  die  neuen  Strecken  gebaut  hatten, 
einen  bestimmten  Anteil  —  der  als  Rabatt  bezeichnet 
wurde  —  an  den  Roheinnahmen  bekommen  sollten,  welche 
aus  dem  zwischen  dem  Hauptnetz  und  der  neuen  Bahn- 
linie ausgetauschten  Verkehr  erzielt  wurden.  Die  unter 
diesen  Bedingungen  gebildeten  Unternehmungen  waren 
die  South  Behar,  die  Southern  Punjab  und  die  Ahmedabad- 
Parantij  Railways,  wobei  allerdings  nur  bei  der  zuletzt 
genannten  die  angedeutete  Form  genau  innegehalten  wurde. 

Die  South  Behar  Railway  wurde  gebaut  auf  Grund 
des  am  7.  August  1895  zwischen  dem  Staatssekretär  und 
der  South  Behar  Railway  Company  abgeschlossenen  Ver- 
trages und  verbindet  Luckeeserai,  eine  Station  auf  der  East 
Indian  Railway,  mit  dem  berühmten  Wallfahrtsorte  der 
Hindus  Gya 3)  in  der  Provinz  Behar;  der  Betrieb  wurde 
durch  den  Vertrag  vom  22.  August  desselben  Jahres  an 
die  East  Indian  Railway  Company  übertragen4).     Die  in 


1)  The   Imperial    Gazetteer  of  India,   Band  IV,   S.  186. 

2)  do.,   Band   III,    S.  371. 

3)  Murray's   Handbook,    S.   36. 

4)  Report   1906,    S.   138. 
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diesen    Kontrakten    vereinbarten    Bedingungen   waren   fol- 
gende: 

Die  South  Behar  Railway  Company  erhielt  von  den 
Roheinnahmen,  welche  die  East  Indian  Railway  Company 
aus  dem  zwischen  ihrem  Netz  und  der  neuen  Strecke  aus- 
getauschten Verkehr  erzielte,  einen  derartigen  Anteil,  daß 
dieser  Anteil,  welcher  aber  30  %  der  Roheinnahmen  nicht 
übersteigen  durfte,  zusammen  mit  den  Reineinnahmen  der 
South  Behar  Railway  eine  Verzinsung  des  von  der  South 
Behar  Railway  Company  aufgewandten  Baukapitals  von 
4  °0  ausmachte.  Die  Höhe  dieses  Rabatts  aus  den  Roh- 
einnahmen durfte  ferner  240  000  Rupien  für  jedes  Halbjahr 
nicht  übersteigen.  Besondere  Vereinbarungen  wurden 
jedoch  für  die  beiden  ersten  Jahre  nach  Eröffnung  der 
Strecke,  welche  1899  erfolgte,  getroffen.  Im  ersten  Jahre 
bekam  die  East  Indian  Railway  Company  nur  35  °0  der 
Roheinnahmen  für  die  Beschaffung  des  rollenden  Materials 
und  den  Betrieb  der  Strecke,  während  die  übrigen  65  °0  der 
South  Behar  Railway  Company  zuflössen;  im  zweiten 
Jahre  behielt  die  East  Indian  Railway  Company  45  °0 
der  Roheinnahmen,  um  die  Kosten  für  die  Instandhaltung, 
für  das  rollende  Material  und  den  Betrieb  der  Linie  zu  be- 
streiten, während  die  restlichen  55  %  die  South  Behar 
Railway  Company  bekam.  Die  im  Kontrakt  vom  7.  August 
1895  zwischen  dem  Staatssekretär  und  der  South  Behar 
Railway  Company  getroffenen  Vereinbarungen  erfuhren 
in  neuerer  Zeit  insofern  eine  Abänderung,  als  der  genannten 
Gesellschaft  an  Stelle  der  früher  vorgesehenen  Netto- 
einnahmen seit  1.  Januar  1906  eine  feste  Summe  von 
30  000  Pfund  Sterling  jährlich  vom  Staatssekretär  gezahlt 
wird.  Die  übrigen  Bestimmungen  in  bezug  auf  die  Roh- 
einnahmen, den  Rabatt,  Betrieb  und  die  Unterhaltung  und 
sonstige  Abmachungen  erloschen  damit,  und  seitdem  liegt 
alles  in  Händen  des  Staatssekretärs,  ohne  daß  sich  die 
South    Behar    Railway    Company    einmischen    darf.       Die 
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Regierung  beließ  den  Betrieb  der  Linie  der  East  Indian 
Railway  Company,  welche  die  jährliche  Rente  von  30  cco 
Pfund  Sterling  aus  ihren  Reineinnahmen  aufzubringen  hat. 
Die  zweite  Linie,  welche  zu  dieser  Gruppe  gehörte, 
war  die  Southern  Punjab  Railway,  die  von  Delhi  über 
Bhatinda  nach  der  Station  Samasata  an  der  North- Western 
State  Railway  läuft  und  dadurch  die  Entfernung  auf  der 
Eisenbahn  zwischen  Delhi  und  dem  Hafen  Kurrachee  urn 
187  engl.  Meilen  im  Vergleich  mit  der  Route  über  Umballa 
und  Lahore  verkürzt1).  Dem  Kontrakte  vom  13.  August 
1805  zwischen  dem  Staatssekretär  und  der  Southern 
Punjab  Railway  Company  gemäß  gewährte  jener  der 
Gesellschaft  eine  Unterstützung  in  Form  eines  Rabatts 
auf  die  Reineinnahmen,  welche  die  North-Western  State 
Railway  aus  dem  mit  der  Southern  Punjab  Railway  aus- 
getauschten Verkehr  erzielte,  in  solcher  Höhe,  daß  dieser 
Betrag  —  der  aber  nicht  die  Reineinnahmen  der  North- 
Western  State  Railway  übersteigen  durfte  —  eine  Ver- 
zinsung des  von  der  Baugesellschaft  aufgewandten  Kapitals 
zu  31  ' ,  %  ergab.  Die  Southern  Punjab  Railway  sollte  von 
der  Regierung  betrieben  und  unterhalten  werden,  die  auch 
das  rollende  Material  liefern  mußte,  und  für  ihre  Tätigkeit 
52  %  der  Reineinnahmen  erhielt.  Die  von  der  Regierung 
erzielten  Reineinnahmen  mußten,  soweit  sie  über  33  4  °0 
Verzinsung  der  gesamten  Kapitalausgabe  ausmachten, 
zwischen  Regierung  und  Gesellschaft  am  Ende  jeden 
Jahres  geteilt  v/erden.  Die  Southern  Punjab  Railway 
Company  erhielt  außerdem  zu  ihren  aus  lokalem  und  mit 
der  North-Western  State  Railway  ausgetauschten  Verkehr 
erzielten  Einnahmen  dort,  wo  sie  die  kürzeste  Strecke  bildete, 
ihren  Meilenzahlanteil  des  Verkehrs  zwischen  der  North- 
Western  State  Railway  und  Linien  anderer  Bahnnetze. 
Bei  einer  späteren,  im  Jahre  1903  genehmigten  Erweiterung 


1)    Report  1895  96,    S.  35;   do.  1906,  S.  163  164. 
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der  Southern  Punjab  Railway  von  Ludhiana  über  Fero- 
zepore  nach  Mc.  Leod  Ganj  gewährte  die  Regierung  der 
Gesellschaft  auf  dem  Wege  des  Rabatts  von  den  Netto- 
einnahmen, welche  die  North-Western  State  Railway  aus 
dem  mit  dieser  Strecke  ausgetauschten  Verkehr  erzielte, 
soviel,  daß  diese  Summe  zusammen  mit  den  Reineinnah- 
men, welche  die  Southern  Punjab  Railway  Company  in 
bezug  auf  die  Ludhiana- Strecke  erzielte,  eine  fünfprozentige 
Verzinsung  des  Baukapitals  ausmachte.  Die  darüber  er- 
zielten Reinerträge  waren  am  Schlüsse  jeden  Jahres 
zwischen  der  Gesellschaft  und  dem  Staatssekretär  im  Ver- 
hältnis  von  1  4  zu  s/4  zu  teilen. 

Das  dritte  Unternehmen,  dessen  Kontraktbestim- 
mungen am  meisten  der  ursprünglich  von  der  indischen 
Regierung  geplanten  Form  entsprachen,  war  die  Ahme- 
dabad-Parantij  Railway,  welche  mit  einer  Meterspur- 
Strecke  Ahmedabad,  eine  Station  auf  der  Bombay,  Baroda 
and  Central  India  Railway,  mit  Idar  Road  verbindet1).  Die 
maßgebenden  Kontrakte  sind:  der  am  13.  März  1896 
zwischen  dem  Staatssekretär  und  der  Ahmedabad- Parantij 
Railway  Company  unterzeichnete  Vertrag  für  den  Bau 
der  betr.  Linie,  und  das  am  4.  Juni  1896  mit  der  Bombay, 
Baroda  and  Central  India  Railway  getroffene  Abkommen, 
gemäß  welchem  der  Staatssekretär  dieser  Gesellschaft  den 
Betrieb  der  Linie  übertrug.  Dieser  letztgenannte  Kontrakt 
wurde  am  1.  Februar  1901  ergänzt  durch  eine  neue  Ver- 
einbarung in  bezug  auf  die  prozentuale  Verteilung  der 
Betriebskosten.  Die  der  Ahmedabad-Parantij  Railway 
Company  von  der  Regierung  gewährte  Unterstützung 
bestand  darin,  daß  die  Gesellschaft  einen  Rabatt  aus  den 
Roheinnahmen,  welche  die  Bombay,  Baroda  and  Central 
India  und  Rajputana-Malwa  Railways  aus  dem  mit  der 
neuen   Linie  ausgetauschten   Verkehr  erzielten,   in  solcher 


1)    Report  1895  96,    S.  40;   do.   1906,    S.   122/123. 
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Höhe  erhielt,  daß  das  von  der  Ahmedabad-Parantij  Rail- 
way  Company  für  den  Bahnbau  aufgewandte  Kapital  sich 
zu  4  %  verzinste,  dazu  bekam  diese  Gesellschaft  noch 
5  ooo  Rupien  jährlich  zur  Bestreitung  ihrer  Verwaltungs- 
kosten. Die  Ahmedabad-Parantij  Railway  Company  hatte 
einen  Teil  der  Betriebskosten  des  ganzen  Netzes  der 
Bombay,  Baroda  and  Central  India  Railway  Company  zu 
tragen,  und  zwar  entsprechend  dem  Verhältnis  der  beider- 
seitigen Gesamteinnahmen;  dieser  Teil  durfte  jedoch  nicht 
mehr  als  44  %  der  von  der  Ahmedabad-Parantij  Railway 
Company  in  dem  betreffenden  Jahr  erzielten  Roheinnahmen 
ausmachen.  Die  danach  bleibenden  Reinerträge  bekam 
die  letztgenannte   Gesellschaft. 

Zu  derselben  Zeit,  in  welcher  die  drei  soeben  geschil- 
derten Gesellschaften  zustande  kamen,  gelang  es  der  in- 
dischen Regierung,  eine  Gesellschaft  wenigstens  zum  Bau 
einer  Bahn  in  einer  Spur  von  2'  6"  engl,  zu  bewegen  einzig 
und  allein  auf  die  Gewährung  des  nötigen  Landes  hin  und 
indem  der  Gesellschaft  die  Benutzung  der  Landstraße 
zwischen  den  Stationen  Barsi  Tcwn  nach  Barsi  junction 
gestattet  wurde  x) .  Es  war  dies  die  Barsi  Light  Railway 
Company,  mit  welcher  der  Staatssekretär  am  1.  August 
1895  einen  Kontrakt  abschloß,  der  bei  einigen  Erweite- 
rungen der  ursprünglichen  Strecke  im  Jahre  1902  und  1905 
einige  Ergänzungen  erfuhr2).  Die  Bahn  ist  78,50  engl. 
Meilen  lang  und  hat  von  1897  bis  I9°6  eine  durchschnitt- 
liche Kapital  Verzinsung  von  3,85  %  eingebracht.  Es 
besteht  die  Hoffnung,  daß  sich  nach  der  im  Jahre  1906 
erfolgten  Eröffnung  der  Ergänzungsstrecken  zur  Haupt- 
linie die  Einnahmen  des  Unternehmens  vermehren  werden 
und   eine   angemessene    Verzinsung   erzielt   wird. 


1)  Report  1895  96,    S.  46;   do.   1906,    S.  203. 

2)  Despatch  from   Secretary  of   State   No.   51,    Railway,  dated    th< 
8th   July  1904. 
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Da  die  in  den  letzten  Jahren  von  Seiten  der  Regierung 
den  Unternehmern  eingeräumten  Kontraktbedingungen 
sich  nicht  als  anziehend  genug  erwiesen  hatten,  um  die 
nötigen  Kapitalien  zum  Bau  von  indischen  Eisenbahnen 
zu  erlangen,  entschloß  sich  die  Regierung  im  Jahre  1896, 
ihre  Bedingungen  einer  Revision  zu  unterziehen1).  Sie 
bot  nunmehr  den  Unternehmern  entweder  eine  regelrechte 
Zinsgarantie  von  3  °0  nebst  einem  Anteil  an  den  darüber 
hinaus  erzielten  Reineinnahmen  an,  oder  sie  räumte  den 
Eisenbahngesellschaften  für  den  Bau  von  Zweigbahnen 
einen  Rabatt  bis  zur  vollen  Ausdehnung  der  von  der  Haupt- 
linie erzielten  Reineinnahmen  in  Ergänzung  der  eigenen 
Reineinnahmen  ein,  insgesamt  begrenzt  auf  31  2  °0  der 
Kapitalausgabe.  Zu  diesen  Zugeständnissen  hatte  sich 
die  indische  Regierung  aber  nicht  etwa  dadurch  bequemt, 
daß  sich  die  finanziellen  Verhältnisse  des  Landes  inzwischen 
wesentlich  gebessert  hatten,  sondern  allein  deshalb,  weil 
sie  auf  andere  Weise  keine  Gesellschaften  zum  Bahnbau 
bewegen  konnte.  Die  Heeresausgaben  waren  nämlich 
weiter  gestiegen,  und  verschiedene  militärische  Operationen, 
wie  der  Chitral- Feldzug  von  1895 — 96  und  der  Tirah-  und 
andere  Grenzfeldzüge  von  1897 — 99*  nahmen  die  Finanzen 
Indiens  in  Anspruch  2).  Dazu  war  noch  im  Frühjahr  1896 
eine  schwere  Hungersnot  ausgebrochen,  die  bis  zum  Herbst 
des  folgenden  Jahres  andauerte  und  fast  keinen  Teil  Indiens 
verschont  ließ  3) .  Die  Regierung  gab  für  die  Bekämpfung 
der  Hungersnot  rund  721  '.,  Millionen  Rupien  aus,  wozu 
noch  ein  Verlust  von  121  ■.,  Millionen  Rupien  an  Steuer- 
erträgen kam;  ferner  gab  sie  der  bedrängten  Bevölkerung 
Darlehen  im  Gesamtbetrage  von  rund  I2a  ,  Millionen 
Rupien. 


1)  Special  Report  1903,  S.  30,  und  The  Imperial  Gazetteer  of  India, 
Band   III,    S.  371. 

2)  The  Imperial    Gazetteer  of   India,   Band   IV,    S.   186. 

3)  do.,   Band   III,    S.  490 — 491. 
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Unter  der  ersten  Alternative,  nämlich  der  einer  direkten 
Zinsgarantie,  wurden  zwei  Unternehmungen  gebildet,  die 
Brahmaputra- Sultanpur  Branch  Railway  Company  und 
die  Hardwar-Dehra  Railway  Company. 

Für  das  zuerst  genannte  Unternehmen  schloß  der 
Staatssekretär  für  Indien  am  3.  Dezember  1896  einen  Ver- 
trag mit  dem  Brahmaputra- Sultanpur  Branch  Railway 
Syndicate  zur  Bildung  einer  Gesellschaft  für  den  Bau  der 
projektierten  Linie,  worauf  am  8.  Januar  1897  zwischen 
den  genannten  Kontrahenten  ein  Abkommen  für  die  Sub- 
skription des  Baukapitals  getroffen  wurde  l).  Am  22.  Fe- 
bruar desselben  Jahres  wurde  dann  der  endgültige  Kontrakt 
für  den  Bau  und  Betrieb  der  Linie  vom  Staatssekretär 
und  der  Brahmaputra- Sultanpur  Branch  Railway  Company 
unterzeichnet.  Die  Gesellschaft  erhielt  also  eine  staatliche 
Zinsgarantie  in  Höhe  von  3  %  und  45  %  der  Roheinnahmen 
zur  Deckung  ihrer  Betriebsausgaben.  Nachdem  aus  den 
über  3  %  hinaus  erzielten  Reineinnahmen  die  von  der 
indischen  Regierung  geleisteten  Zinszahlungen  von  der 
Gesellschaft  zurückerstattet  wurden,  sollte  der  Überschuß 
zwischen  der  Regierung  und  der  Gesellschaft  gleichmäßig 
geteilt  werden.  Erzielte  die  Gesellschaft  nur  die  ihr  garan- 
tierte Minimaldividende  von  3  %,  so  bekommt  sie  noch 
5  000  Rupien  jährlich  als  Zuschuß  zu  ihren  Verwaltungs- 
kosten. 

Der  am  26.  März  1897  mit  der  Hardwar-Dehra  Railway 
Company  abgeschlossene  Kontrakt  wich  nur  insofern  von 
den  oben  angeführten  Bedingungen  ab,  als  die  Regierung 
in  jedem  Jahre,  in  welchem  nur  die  dreiprozentige  Divi- 
dende erzielt  wurde,  diesmal  einen  Zuschuß  von  3  600 
Rupien  zu  den  Verwaltungskosten  gewährte  -).  Außerdem 
erhielt    die     Gesellschaft    50  °       der     Roheinnahmen    zur 


1)  Report  1903,  S.  198. 

2)  do.  1896  97,  S.  36;  do.  1906,  S.  167  168. 
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Deckung  der  Betriebskosten  und  Rückzahlung  derjenigen 
Zinsbeträge,  welche  die  Regierung  infolge  der  übernom- 
menen Zinsgarantie  an  die  Gesellschaft  gezahlt  hatte. 
Wenn  dann  noch  ein  Überschuß  vorhanden  sein  sollte, 
mußte  dieser  wieder  zu  gleichen  Teilen  zwischen  der  Re- 
gierung und  der  Harcwar-Dehra  Railway  Company  geteilt 
werden.  Die  Regierung  erwägt  jetzt  den  Ankauf  dieses 
Unternehmens,  welches  dann  mit  der  Oudh  and  Rohilkhand 
State  Railway  verschmolzen  werden  soll  *) . 

Auf  Grund  der  Gewährung  von  bestimmten  Rabatt- 
bedingungen wurden  dagegen  seit  dem  Jahre  1896  nach 
und  nach  5  Gesellschaften  gegründet,  die  ich  im  folgenden 
der  Reihe  nach  nebst  den  wesentlichsten  Kontrakt- 
bestimmungen anführen  werde,  wobei  aber  zu  bemerken 
ist,  daß  bei  keiner  einzigen  die  ursprünglich  von  der  Re- 
gierung geplanten  Bedingungen  strikte  innegehalten  wurden. 

Das  erste  Unternehmen  dieser  Art  war  die  155,48  engl. 
Meilen  lange  Tapti  Valley  Railway,  welche  von  Kankra 
Khari,  einer  Station  der  Bombay,  Baroda  and  Central 
India  Railway,  durch  das  Tapti- Tal  nach  Amalner  führt  2). 
Die  Linie  wurde  von  der  Tapti  Valley  Railway  Company 
auf  Grund  des  am  28.  August  1896  mit  dem  S  aatssekretär 
abgeschlossenen  Vertrages  gebaut,  aber  nicht  von  der 
Eigentümerin,  sondern  gemäß  dem  Kontrakt  vom  30.  Ok- 
tober 1896  von  der  Bombay,  Baroda  and  Central  India 
Railway  Company  unter  folgenden  Bedingungen  instand- 
gehalten und  betr  eben:  Die  Tapti  Valley  Railway  Com- 
pany erhielt  von  den  Roheinnahmen,  welche  die  Bombay, 
Baroda  and  Central  India  Railway  Company  aus  dem 
zwischen  ihrem  Bahnnetz  und  der  von  ihr  mitbetriebenen 


1)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  372,  —  Die  Brah- 
maputra-Sultanpur Railway  wurde  im  Jahre  1904  ebenfalls  vom  Staate 
angekauft  und  mit  der  Eastern  Bengal  State  Railway  verschmolzen, 
Report  1906,    S.   132. 

2)  do.   189697,    S.   25;   do.   1906,    S.   121. 
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Rajputana-Malwa  Railway  einerseits  und  der  Tapti  Valley 
Railway  andererseits  ausgetauschten  Verkehr  erzielte, 
einen  solchen  Anteil  —  jedoch  höchstens  10  %  dieser  Roh- 
einnahmen —  daß  sich  das  Baukapital  zu  4  %  verzinste. 
Außerdem  erhielt  die  Tapti  Val  ey  Railway  Company 
jährlich  6  000  Rupien  für  ihre  Verwaltungskosten.  Die 
Betriebskosten  waren  von  der  Baugesel  schaft  und  der 
Betriebsgese.lschaft  im  Verhältnis  der  auf  der  Tapti  Valley 
Railway  und  dem  Bahnnetz  der  Bombay,  Baroda  and 
Central  India  Railway  Company  erzielten  Roheinnahmen 
zu  tragen;  doch  durfte  der  von  der  Tapti  Valley  Railway 
Company  zu  tragende  Teil  der  Betriebskosten  jährlich 
44  %  der  auf  der  Tapti  Valley  Railway  erzie  ten  Roh- 
einnahmen nicht  übersteigen  Der  Rest  der  Roherträge 
floß   der    Tapti    Valley    Railway    Company   zu. 

Am  6.  Januar  1897  schloß  der  Staatssekretär  mit  der 
India  General  Steam  Navigation  Company  einen  Vertrag, 
gemäß  welchem  der  genannten  Dampfergesellschaft  der 
Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  von  Mymensingh  nach 
Jagannathganj  am  Brahmaputra,  wo  die  Linie  durch 
Dampfer  an  den  östlichen  Teil  der  Eastern  Bengal  State 
Railway  bei  dem  stromabwärts  gelegenen  Orte  Goalundo 
Anschluß  erhielt  *).  Die  Regierung  gewährte  der  Dampfer- 
gesellschaft aus  den  Roheinnahmen,  welche  diese  aus  dem 
zwischen  der  Eastern  Bengal  State  Railway  und  der  neuen, 
als  Mymensingh- Jamalpur- jagannathganj  Branch  Railway 
bezeichneten  Linie  ausgetauschten  Verkehr  erzielte,  einen 
Anteil  in  der  Höhe,  daß  dieser  zusammen  mit  den  Netto- 
einnahmen der  Gesellschaft  eine  jährliche  Verzinsung  des 
Baukapitals  zu  31  2  %  ausmachte,  jedoch  mit  der  Ein- 
schränkung, daß  dieser  Betrag  die  aus  dem  ausgetauschten 
Verkehr  gewonnenen  Nettoeinnahmen  nicht  üben 
dürfte.      Nach  Abrechnung  von  45  %   der   Roheijraffnmen 


•)    Report  1896  97,    S.  23;   do.   1906,    S.    133. 
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für    Betriebskosten    erhält    den    Überschuß    die    Betriebs- 
gesellschaft. 

Die  Noakhali  Railway  wurde  auf  Grund  des  am 
27.  März  1901  mit  dem  Staatssekretär  abgeschlossenen 
Vertrages  von  der  Noakhali  Railway  Company  gebaut 
und  von  der  Assam-Bengal  Railway  Company  unter  einem 
mit  der  Baugesellschaft  am  gleichen  Tage  getroffenen  Ab- 
kommen unter  folgenden  Bedingungen  betrieben  x) :  Wenn 
die  auf  der  Noakhali  Railway  erzielten  Reineinnahmen 
in  einem  Halbjahr  eine  Höhe  von  30  000  Rupien  nicht 
erreichten,  gewährte  die  Regierung  der  Noakhali  Railway 
Company  als  Rabatt  eine  Summe ,  welche  die  Reinein- 
nahmen der  Gesellschaft  auf  den  genannten  Betrag 
brachten.  Dieser  Zuschuß  durfte  jedoch  die  Hälfte  der 
Roheinnahmen,  welche  die  Assam-Bengal  Railway  Com- 
pany aus  dem  mit  der  neuen  Linie  ausgetauschten  Verkehr 
erzielte,  nicht  übersteigen.  Nachdem  von  den  Rohein- 
nahmen noch  einige  Posten  für  Unterhaltskosten,  Staats- 
aufsicht und  ähnliches  abgerechnet  wurden,  erhielt  die 
Noakhali  Railway  Company  die  so  erhaltenen  Reinein- 
men  der  Linie.  Das  Unternehmen  wurde  im  Jahre  1906 
vom  Staate  angekauft  und  von  diesem  mit  Kontrakt  vom 
11.  April  1906  an  die  Assam-Bengal  Railway  Company 
zu  den  Bedingungen  verpachtet,  unter  denen  auch  das 
Kauptnetz  gemäß  dem  am  26.  April  1892  unterzeichneten 
Vertrage  betrieben  wird  2) . 

Das  vierte  in  diese  Gruppe  gehörige  Unternehmen 
ist  die  nur  33,50  engl.  Meilen  lange  Ahmedabad-Dholka 
Railway,  welche  Sabarmati,  eine  Station  auf  der  Rajputana- 
Malwa  Railway,  mit  Dholka  verbindet3).  Mit  dem  Kon- 
trakt vom  25.  März  1902  übertrug  der  Staatssekretär  für 
Indien    den     Bau     dieser     Linie     der    Ahmedabad-Dholka 


1)  Report  1901,  S.  15;  do.  1904,  S.  182;  do.  1906,  S.  169  170. 

2)  Siehe  S.  133. 

3)  Report  1906,  S.  122. 
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Railway  Company  und  übergab  den  Betrieb  gemäß  dem 
am  18.  Juli  1902  abgeschlossenen  Vertrage  der  Bombay, 
Baroda  and  Central  India  Railway  Company  zu  folgenden 
Bedingungen:  Die  Ahmedabad-Dholka  Railway  Company 
erhielt  aus  den  Roheinnahmen,  welche  die  Bombay,  Baroda 
and  Central  India  und  die  von  dieser  mitbetriebene  Raj- 
putana-Malwa  Railway  aus  dem  mit  der  neuen  Linie  aus- 
getauschten Verkehr  erzielten,  einen  Rabatt  in  der  Höhe, 
daß  dieser  eine  vierprozentige  Verzinsung  des  Baukapitals 
einbrachte,  und  außerdem  noch  5  000  Rupien  jährlich  zur 
Bestreitung  der  Verwaltungskosten  der  Ahmedabad-Dholka 
Railway  Company.  Der  gewährte  Rabatt  durfte  jedoch 
nicht  mehr  als  10  ",,  der  erwähnten  Roheinnahmen  aus- 
machen. Die  Ahmedabad-Dholka  Railway  mußte  einen 
Teil  der  Betriebskosten  des  Netzes  der  Bombay,  Baroda 
and  Central  India  Railway  Company  im  Verhältnis  zu 
ihren  Gesamtgewinnen  mittragen,  welcher  Anteil  jedoch 
nicht  mehr  als  44  %  ihrer  Roheinnahmen  ausmachen 
durfte.  Die  dann  bleibenden  Reineinnahmen  erhielt  die 
Ahmedabad-Dholka   Railway   Company. 

Die  letzte  dieser  fünf  Gesellschaften  ist  endlich  die 
Amritsar-Patti  Railway  Company,  die  auf  Grund  des  am 
22.  März  1905  mit  dem  Staatssekretär  abgeschlossenen 
Kontraktes  eine  27,49  engl.  Meilen  lange  Eisenbahn  von 
Amrltsar  nach  Delhi  und  Lahore,  die  bevölkertste  Stadt 
des  Punjab1),  in  südlicher  Richtung  über  Tarn  Taran 
nach  Patti  baute  2).  Der  Staat  gewährte  der  Amritsar-Patti 
Railway  Company  als  Unterstützung  von  den  Rohein- 
nahmen, welche  aus  dem  zwischen  ihrer  und  der  North- 
Western  State  Railway  ausgetauschten  Verkehr  erzielt 
wurden,  einen  Rabatt  n  der  Höhe,  daß  sich  das  Kapital 
der  Gesellschaft  zu  5  %  verzinste.  Dieser  Anteil  durfte 
jedoch    höchstens   45  %    der    betreffenden    Roheinnahmen 

1)  Murray's  Handbook,    S.  225. 

2)  Report  1906,    S.   160. 

E.    Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen  10 
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ausmachen  Die  Bahn  wurde  von  der  Regierung  instand- 
gehalten und  betrieben  und  von  ihr  auch  das  rollende 
Material  geliefert,  wofür  sie  45  %  der  Roheinnahmen 
erhielt.  Wenn  die  Reineinnahmen  der  Gesellschaft  in 
einem  Jahre  eine  Summe  erreichen  sollten,  welche  den  zur 
fünfprozentigen  Kapitalverzinsung  nötigen  Minimalbetrag 
überschreiten,  erhielt  die  Gesellschaft  aus  dem  Überschuß 
zur  Bestreitung  ihrer  Verwaltungskosten  einen  Betrag  bis 
zu  9  000  Rupien  im  Maximum.  Was  dann  eventuell  noch 
an  Reingewinn  erzielt  werden  sollte,  war  zu  gleichen  Teilen 
zwischen   Regierung  und   Gesellschaft  zu  teilen. 

Seit  der  im  Jahre  1896  erfolgten  Neuregelung  der 
von  der  indischen  Regierung  den  Eisenbahnunternehmern 
gemachten  Zugeständnisse  war  es  dem  Staate  auch  zweimal 
gelungen,  Gesellschaften  zum  Bau  von  Eisenbahnen  ohne 
Zinsgarantie  oder  Gewährung  einer  Unterstützung  in 
Form  des  sogenannten  Rabatts  zu  bewegen.  Das  erste 
Unternehmen  dieser  Art  war  die  18,09  engl.  Meilen  lange 
Sagauli- Raxaul  Railway,  welche  von  der  Gesellschaft 
gleichen  Namens  gemäß  dem  am  31.  Oktober  1896  mit  dem 
Staatssekretär  abgeschlossenen  Vertrag  gebaut  und  nach 
Eröffnung  der  Linie  von  der  Bengal  and  North- Western 
Railway  Company  auf  Grund  der  im  Vertrage  vom  5.  Juni 
1899  getroffenen  Vereinbarungen  betrieben1).  Die  Be- 
triebsgesellschaft erhielt  für  ihre  Tätigkeit  40  %  der  Roh- 
einnahmen, während  die  Sagauli- Raxaul  Railway  Company 
die  übrigen  Roheinnahmen  erhielt  und  dafür  auch  die 
Linie  instandhielt2).  Die  Erträge  der  Bahn  waren,  wie 
wir  es  bisher  bei  fast  allen  ohne  Zinsgarantie  oder  finanzielle 
Unterstützung  anderer  Art  unternommenen  Linien  gesehen 
haben,  sehr  gering,  wie  sich  aus  folgender  Tabelle  ergibt3) : 


1)  Report  1896 '97,    S.   27;   do.    1903,    S.  251. 

2)  Government  of  India  letter  No.  164  R.  C.  of  the  i8th  February 
1899. 

3)  Report  1906,    S.   172. 
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:nderjahr 

Kapitalausgabe  bis 

Verzinsung 

Ende  jeden   Jahres 

des    Kapitals 

Rupien 

°/o 

1896 

126  044 

— 

1897 

668  783 

— 

1898 

807  550 

— 

1899 

I  081  740 

— 

19OO 

I  212  073 

— 

19OI 

I  067  OI4 

1,27 

1902 

I   173  421 

1,74 

1903 

I   Il6  252 

1.66 

1904  (bis  10. 

April)     1  116  252 

0,91 

Die  Sagauli- Raxaul  Railway  wurde  schließlich  vom  Staate 
angekauft  und  vom  11.  April  1904  an  mit  der  Tirhoot  State 
Railway,  welche  seit  dem  Jahre  1890  von  der  Bengal  and 
North-Western  Railway  Company  mitbetrieben  wird,  ver- 
schmolzen. 

Das  zweite  Unternehmen,  das  in  jener  Periode  ohne 
staatliche  finanzielle  Unterstützung  ins  Leben  gerufen 
wurde,  war  die  59,44  engl.  Meilen  lange  Kalka-Simla 
Railway,  welche  auf  Grund  des  am  29.  Juni  1898  mit  dem 
Staatssekretär  abgeschlossenen  Vertrages  von  der  Delhi- 
Umballa-Kalka  Railway  Company  gebaut  wurde,  für 
welchen  Zweck  diese  Geseilschaft  zu  ihrem  ur  prünglichen 
Kapital  weitere  Summen  erheben  durfte1).  Sollte  sie 
jedoch  nicht  genügend  Geld  in  England  bekommen  können, 
so  wollte  ihr  der  Staat  die  nötigen  Kapitalien  zu  4  % 
Zinsen  leihen.  Die  Erträge  der  Bahn  sollten  nach  Berück- 
sichtigung der  Betriebskosten  und  der  an  die  Regierung 
zu  zahlenden  Zinsen  gänzlich  den  Aktionären  zufließen. 
Der  finanzielle  Erfolg  des  Unternehmens  war  ein  ähnlich 
kläglicher  wie  bei  der  oben  geschilderten  Sagauli- Raxaul 
Railway,  wie  sich  aus  folgender  Tabelle  ersehen  läßt: 


1)  Report  1903,  S.  292  293;  do.  1906,  S.  205. 

io5 
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Kalenderjahr  Kapitalausgabe  bis  Verzinsung  des 

Ende  jeden  Jahres  Kapitals 

Rupien  »/• 

1899  553  228 

1900  I  318  465  — 

1901  3  486  993  — 

1902  9  281  656  — 

1903  14  x32  884  0,04 

1904  16  825  512  1,24 

1905  17  6ll  644  2,28 

1906  16306436  1,88 
Infolge  der  Unrentabilität  des  Unternehmens  bot  die 

Delhi- Umballa-Kalka  Railway  Company  die  Bahn  zum 
Kauf  an.  Am  1.  Januar  1906  übernahm  sie  auch  der  Staat 
zum  Preise  von  300  000  Pfund  Sterling,  und,  nachdem  die 
alte  Gesellschaft  die  Linie  provisorisch  noch  ein  Jahr  lang 
betrieben  hatte,  wurde  sie  am  1.  Januar  1907  der  Ver- 
waltung der  North-Western  State  Railway  angegliedert. 

Aber  auch  unter  den  im  Jahre  1896  modifizierten 
Bedingungen,  welche  —  abgesehen  von  einer  direkten 
Zinsgarantie  —  so  günstig  wie  möglich  für  die  Unternehmer 
gestaltet  waren,  sind  doch  verschiedene  Konzessionen 
verfallen,  da  die  Unternehmer  nicht  in  der  Lage  waren, 
Gesellschaften  mit  dem  zum  Bau  der  projektierten  Eisen- 
bahnen nötigen  Kapital  ins  Leben  zu  rufen,  und  die  von 
der  indischen  Regierung  eingeräumten  Zugeständnisse 
haben  bei  dem  Anlage  suchenden  Publikum  nicht  viel 
mehr  Anklang  gefunden  als  die  früheren1).  Der  Grund 
hierfür  ist  vielleicht  in  dem  Umstände  zu  suchen,  daß  die 
Projekte,  deren  Ausführung  die  Regierung  Gesellschaften 
überließ,  nicht  allzu  große  Aussicht  auf  Ertrag  boten, 
während  sie  die  Gewinn  versprechenden  Linien  für  den 
Bau  als    Staatsbahnen  reservierte-). 


1)  The   Imperial    Gazetteer   of   India,   Band   III,    S.  372. 

2)  Special   Report  1903,    S.  30. 
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Einige  Erweiterung  hat  das  indische  Eisenbahnnetz 
auch  durch  die  Eingeborenen- Staaten  erhalten,  indem  sie 
einen  Teil  oder  das  ganze  zum  Bahnbau  in  ihrem  Terri- 
torium nötige  Geld  hergaben.  In  einigen  Fällen  ist  das 
Kapital  aus  den  Einkünften  dieser  Staaten  beschafft 
worden,  in  anderen  hat  die  indische  Regierung  den  Ein- 
geborenen-Staaten die  nötigen  Kapitalien  geliehen,  und 
endlich  hat  die  Regierung  von  Indien  eine  Zinsgarantie 
für  solche  Anleihen  übernommen,  welche  einem  Staate 
von  einer  Eisenbahngesellschaft  gewährt  worden  sind. 

Aus  den  Staatseinkünften  von  Eingeborenen- Staaten 
sind  gebaut  worden:  die  Bahnen  in  Bhaonagar  am  Golf  von 
Cambay  und  in  einigen  anderen  kleinen  Staaten  in  Kathia- 
war  x) ;  Teile  der  Indian  Midland  Railway,  welche  durch 
das  Gebiet  des  Maharaja  Scindia  von  Gwalior  und  durch 
Bhopal  laufen  2),  die  Morvi  Railway  in  dem  gleichnamigen 
Fürstentum  am  Golf  von  Cutch,  das  Netz  von  Bahnlinien 
in  Baroda,  Jaipur,  Cambay  und  anderen  Eingeborenen- 
Staaten,  welches  für  diese  von  der  Bombay,  Baroda  and 
Central  India  Railway  Company  betrieben  wurde3 ) ,  die 
dem  Gwalior- Staate  gehörende  Nagda-Ujjain  Railway4), 
ferner  Teile  des  Eisenbahnnetzes  im  Punjab  5),  welche  in 
den  Eingeborenen- Staaten  Patiala,  Malerkotta  und  Jind 
gelegen  sind,  und  andere  mehr. 

Als  Beispiele  für  solche  Staaten,  denen  die  indische 
Regierung  Geld  zum  Bahnbau  geliehen  hat,  sind  die 
Jodhpur-  und  Bikaner- Staaten 6)  und  der  Cooch  Behar 
Staat 7)    zu  nennen. 


i)  Report  1906,   S.   174  ff. 

2)  do.   1906,  S.   143  ff. 

3)  do.   1906,  S.   118  ff. 

4)  do.    1906,  S.   118. 

5)  do.   1906,  S.   158. 

6)  do.   1906,  S.   182/183. 

7)  do.    1906,  S.    133/134. 
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Das  Eisenbahnnetz  in  Mysore  x)  und  der  in  Tra- 
vancore  2)  gelegene  Teil  der  Tinnevelly-Quilon  Railway 
wurde  dagegen  teils  aus  Kapitalien  der  genannten  Einge- 
borenen-Staaten, teils  aber  aus  solchen  Kapitalien  gebaut, 
welche  die  Southern-Mahratta  resp.  die  South  Indian 
Railway  Company  auf  Grund  der  von  der  indischen  Re- 
gierung übernommenen  Zinsgarantie  aufgenommen  hatten. 

Die  Gesamtlänge  der  auf  diese  Weise  in  den  Ein- 
geborenen-Staaten gebauten  Bahnen  betrug  am  Ende  des 
Kalenderjahres  1906  3  471,68  engl.  Meilen,  doch  ist  diese 
Methode  nur  ein  Notbehelf,  und  die  indische  Regierung 
kann  sich  nicht  der  Zuversicht  hingeben,  hierdurch  eine 
ständig  vorhaltende  Beschaffung  der  für  die  Weiterent- 
wicklung des  Eisenbahnnetzes  in  Indien  nötigen  Gelder 
zu  erreichen  3). 

Außer  dem  zur  Anlage  neuer  Eisenbahnen  nötigen  Bau- 
geld bedarf  die  indische  Regierung  aber  auch  bedeutender 
Kapitalien  zur  Verbesserung  der  bestehenden  Linien  und 
des  rollenden  Materials,  um  es  mit  dem  gesteigerten  Ver- 
kehr aufnehmen  und  die  Sicherheit  des  Betriebes  und  den 
Komfort  bieten  zu  können,  welchen  das  reisende  Publikum 
mit  Recht  beanspruchen  kann4).  Da  die  für  Eisenbahn- 
zwecke verfügbaren  Beträge  fest  begrenzt  waren  und  der 
Ruf  nach  neuen  Linien  im  ganzen  Lande  sehr  drängend 
war.  konnte  die  Regierung  nur  wenig  Geld  zur  Verwendung 
auf  schon  eröffnete  Linien  zur  Verfügung  stellen,  und  die 
Folge  war,  daß  diese  vernachlässigt  wurden  und  nicht  mehr 
den  Anforderungen  genügen  konnten5).  Ferner  kam  in 
Betracht,    daß    die   auf   bereits   eröffneten    Bahnen   aufzu- 


1)  do.  1906,  S.  196. 

2)  do.  1906,  s.  193. 

3)  Report  1906,  Anhang  I,  S.  18.  —  The  Imperial  Gazetteer  of  India, 
Band   III,    S.   372. 

4)  Special   Report  1903,   S.  30. 

5)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band  III,   S.  373. 
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wendende  Summe  für  alle  die  Linien,  für  welche  die  Re- 
gierung volle  finanzielle  Verantwortlichkeit  hatte,  in  jedem 
Jahre  in  einem  Programm  festgesetzt  wurde  :).  Die  Höhe 
dieser  Summe  richtete  sich  nach  der  Lage  der  Staats- 
finanzen, des  Geldmarktes  und  den  allgemeinen  Ver- 
hältnissen Indiens  in  der  betreffenden  Zeit,  und  das  Geld 
wurde  zu  Beginn  jedes  Finanzjahres  unter  die  verschie- 
denen Eisenbahnverwaltungen  geteilt,  welche  Forderungen 
an  die  Regierung  stellten  2) .  Bei  dieser  Methode  weiß  aber 
keine  Bahn,  wieviel  auf  sie  abfallen  wird.  Sie  ist  nicht 
einmal  in  der  Lage,  auch  nur  einigermaßen  den  Betrag  im 
voraus  abzuschätzen,  den  sie  in  einer  Reihe  von  Jahren 
oder  auch  nur  während  zweier  aufeinanderfolgender  Jahre 
bekommen  wird.  Erhält  eine  Bahnverwaltung  nun  einmal 
einen  Betrag,  so  wird  infolgedessen  in  aller  Hast  gebaut, 
worunter  naturgemäß  die  Ausführung  des  Baues  und  auch 
die  Verwendung  des  Geldes  in  möglichst  vorteilhafter 
Weise  leidet.  Verlangen  dagegen  die  Bedürfnisse  des 
Staates  eine  Herabsetzung  der  Geldbeträge,  so  müssen  die 
Arbeiten  eingestellt  werden,  oft  mitten  in  der  Bautätigkeit, 
und  die  Folge  ist,  daß  zwischen  der  Regierung,  den  Unter- 
nehmern und  Lieferanten  mannigfaltige  Verwicklungen 
entstehen.  Die  Ungewißheit,  die  in  bezug  auf  die  in  irgend- 
einem Jahre  zugewiesenen  Beträge  besteht,  der  Zweifel,  ob 
die  zu  Beginn  des  Jahres  festgesetzte  Summe  auch  tat- 
sächlich für  die  Ausgabe  verfügbar  sein  und  nicht  noch 
bei  eintretenden  Finanzschwierigkeiten  gekürzt  wird, 
die  plötzliche  Beschränkung  der  Bewilligungen,  dann 
wieder  die  unvermutete  Gewährung  von  neuen,  großen 
Zuwendungen  am  Ende  des  Jahres,  die  dann  in  verhältnis- 
mäßig kurzer  Zeit  ausgegeben  werden  müssen,  alle  diese 
Möglichkeiten  werden  natürlich  von  den  Bauunternehmern 
schon    in    ihren    Preisen    bei    Einreichung    ihrer    Angebote 

i)    Special  Report  1903,    S.  30  31. 
2)    Report  1900,   S.   15. 
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berücksichtigt  und  führen  zu  einer  unnützen  Ausgabe 
öffentlicher   Gelder. 

Die  Verwaltung  der  East  Indian  Railway,  welche 
zwar  seit  ihrem  am  i.  Januar  1880  durch  den  Staat  er- 
folgten Ankauf  von  der  ehemaligen  Gesellschaft  weiter- 
betrieben wurde,  aber  als  Staatsbahn  ihre  Kapitalien  aus 
den  Staatsgeldern  zugev/iesen  erhielt,  appellierte  an  den 
Staatssekretär  wegen  Abhilfe  der  geschilderten  Übelstände1) . 
Infolgedessen  wurde  gegen  Ende  des  Betriebsjahres  1894  95 
vom  Parlament  ein  Gesetz  angenommen,  welches  die  Ge- 
sellschaft ermächtigte,  mit  Genehmigung  des  Staats- 
sekretärs Kapital  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  und  An- 
lagen zur  Erweiterung  oder  in  Zusammenhang  mit  ihrem 
eigenen  Unternehmen  zu  erheben  2) .  Aber  die  ungünstige 
Lage  der  Finanzen,  die  durch  Hungersnot,  mehrere  Grenz- 
feldzüge und  das  Sinken  des  Rupienkurses  verursacht 
worden  war  3) ,  machte  eine  Einschränkung  der  Ausgaben 
für  Eisenbahnzwecke  notwendig,  und  das  der  East  Indian 
Railway  Company  erteilte  Recht,  Geld  für  ihre  eigenen 
Bedürfnisse  unabhängig  von  der  Regierung  zu  erheben, 
wurde  aufgehoben4). 

Die  Ausgaben,  welche  für  Eisenbahnen  gemacht 
wurden,  die  durch  garantierte  Gesellschaften  gebaut  wor- 
den waren,  wurden  bisher  von  den  Zuweisungen  der  Re- 
gierung gesondert  gehalten  und  ihre  Höhe  wurde  nicht 
von  der  Lage  der  staatlichen  Finanzen  beeinflußt.  Die 
beständig  sinkende  Tendenz  des  Rupienkurses  versetzte 
die  Regierung  jedoch  in  die  Notwendigkeit,  sich  ein  ge- 
naues Bild  von  allen  Kapitalanforderungen  zu  machen, 
und  so  wurden  seit  1896  die  Ausgaben  nicht  nur  für  die 
Bahnen,  welche  Eigentum  des  Staates  sind,  sondern  auch 


1)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.  373. 

2)  Report  1894  95,    S.   18. 

3)  cf.    Seite  140. 

4)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.  374. 
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die  von  ihm  mit  einer  Zinsgarantie  ausgestatteten  in  das 
Eisenbahnprogramm  mit  einbegriffen. 

Mit  Einschluß  aller  Bahnen,  für  welche  die  Regierung 
eine  finanzielle  Verantwortung  trug,  in  das  Eisenbahn- 
programm mußten  die  einzelnen  Kapitalzuweisungen  im 
Budget  notwendigerweise  erhöht  werden,  und  der  Zeitpunkt 
war  hierzu  insofern  günstig,  als  infolge  des  Schließens 
der  Münzstätten  für  die  freie  Silberprägung  und  der  dadurch 
bedingten  Einschränkung  des  Umlaufs  der  Silbermünzen 
sich  der  Rupienkurs  allmählich  hob.  Der  Kurs  erreichte 
im  Jahre  1899  den  Satz  von  1  s.  4  d.  pro  Rupie,  worauf 
das  Gold  als  gesetzliches  Zahlungsmittel,  wenn  auch  nicht 
notwendig  ein  Goldumlauf,  auf  der  Basis  1  Pfund  Sterling 
=  15  Rs.  in  Indien  eingeführt  wurde1).  Damit  ist  eine 
der  wichtigsten  Ursachen  für  die  Abneigung  der  englischen 
Kapitalisten,  Geld  auf  Eisenbahn-  und  andere  nutz- 
bringende Unternehmungen  in  Indien  anzulegen,  d.  i.  das 
Fehlen  eines  gemeinschaftlichen  Wertregulators  zwischen 
England  und   Indien,  beseitigt  worden2). 

Aber  die  schon  einmal  erwähnte  sehr  schwere  Hungers- 
not in  den  Jahren  1899 — 1900,  welche  ganz  West-  und 
Zentralindien  heimsuchte,  sich  über  eine  Fläche  von 
180  000  engl.  Quadratmeilen,  abgesehen  von  den  Ein- 
geborenen-Staaten, und  auf  26  Millionen  Menschen  er- 
streckte, und  deren  Bekämpfung  dem  Staate  ungefähr 
150  Millionen  Rupien  kostete,  vernichtete  die  auf  die 
Besserung  des  Rupienkurses  gesetzten  Hoffnungen  und 
zwang  die  indische  Regierung  von  neuem,  die  Ausgaben 
für  Eisenbahnen  zu  beschränken3).  Zwar  wurden  an- 
sehnliche Ersparnisse,  die  dann  dem  Public  Works  De- 
partment zur  Verfügung  gestellt  wurden,  auf  militärischem 
Gebiete  dadurch  gemacht,  daß  im  Kampf  gegen  die  beiden 


1)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band  III,    S.   VII. 

2)  Strachey,  a.  a.   O.,   S.  223. 

3)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band  III,   S.  491  ff. 
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Burenrepubliken  und  auf  der  Expedition  gegen  China  zum 
Teil  indische  Truppen  Verwendung  fanden,  für  welche 
während  ihrer  Abwesenheit  aus  Indien  das  britische  Mutter- 
land die  Kosten  trug,  aber  diese  Ersparnisse  waren  doch 
nicht  groß  genug,  um  die  durch  die  Hungersnot  erlittenen 
Verluste  wieder  wett  zu  machen,  zumal  die  in  Südafrika 
gesammelten  Erfahrungen  nach  dem  Kriege  vermehrte 
Ausgaben  für  militärische  Zwecke  verursachten,  so  daß 
diese  im  Jahre  1904,05  240  Millionen  Rupien  betrugen, 
d.  h.  annähernd  doppelt  soviel  als  im  Jahre  1884  85  r). 
Der  Verkehr  auf  den  indischen  Eisenbahnen,  der  seit 
dem  Jahre  1893  in  bemerkenswerter  Weise  sich  zu  ent- 
wickeln begonnen  hatte,  erreichte  1901  seine  höchste 
Steigerung  2) .  Sowohl  die  Entwicklung  des  Personen-  als 
auch  des  Güterverkehrs  verlangte  dringend  eine  Ver- 
mehrung des  rollenden  Materials,  Vergrößerung  der  Sta- 
tionen und  Güterschuppen,  Anlage  neuer  Stationen,  Aus- 
weichstellen und  Rangiergleisen,  bisweilen  auch  Ver- 
doppelung der  Strecke  und  ähnliches  mehr3).  Die  gestei- 
gerten Erfordernisse  für  einen  schnelleren  und  besseren 
Zugdienst  erforderten  Ausgaben  auf  das  Signalwesen  und 
für  automatische  Bremsen,  um  dem  reisenden  Publikum 
die  notwendige  Sicherheit  zu  gewähren.  Nach  dem  bisher 
befolgten  Eisenbahnprogramm  mußte  entweder  der  Bau 
neuer  Linien  vorläufig  eingestellt  werden  oder  die  Arbeiten 
auf  bereits  in  Betrieb  befindlichen  Linien  mußten  ver- 
nachlässigt werden.  Die  indische  Regierung  entschloß  sich 
daher  im  Jahre  1901,  bei  Festlegung  der  folgenden  Eisen- 
bahnprogramme das  Prinzip  zu  befolgen,  daß  die  für 
Eisenbahnzwecke  verfügbaren  Kapitalien  in  erster  Linie 
auf  die  bereits  eröffneten  Linien  Verwendung  finden  sollten, 
um  den  aus  der  Entwicklung  des  Verkehrs  sich  ergebenden 


1)  Report  1900,    S.   15. 

2)  do.   1901,   S.  5. 

3)  do.  1901,  S.  6,  und  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  374. 
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Anforderungen  zu  genügen  1).  Sodann  sollte  man  auf  eine 
ununterbrochene  Durchführung  und  möglichst  frühzeitige 
Vollendung  der  im  Bau  begriffenen  Eisenbahnen  bedacht 
sein,  wobei  den  von  Gesellschaften  unternommenen  Linien 
der  Vorrang  vor  den  Linien  gegeben  werden  sollte,  welche 
vom  Staat  selbst  gebaut  würden.  Erst  nach  Berücksich- 
tigung aller  dieser  Anforderungen  sollten  Kapitalien  für 
neue  Eisenbahnen  hergegeben  werden,  wobei  die  Ausgaben 
für  diese  Zwecke  ganz  von  der  Fähigkeit  des  Staates 
abhängen  sollten,  sie  zu  vollenden,  ohne  die  Regierung  in 
finanzielle  Bedrängnis  zu  bringen. 

Um  die  dringendsten  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  wur- 
den die  im  Eisenbahnprogramm  festgesetzten  Beträge 
allmählich  erhöht,  bis  schließlich  für  das  Rechnungsjahr 
1902/03  110  Millionen  Rupien  für  Eisenbahnzwecke  aus- 
geworfen wurden,  von  denen  mehr  als  die  Hälfte  auf  Ver- 
besserung   bestehender    Linien    verwandt    werden    sollten. 

Wieviel  dagegen  in  den  vorhergehenden  10  Jahren  für 
Verbesserungendes  bestehenden  Eisenbahnnetzes  ausgegeben 
worden   waren,  ersieht  man  aus  der  folgenden  Tabelle  2) : 


Jahr 

Ausgaben 
Rupien 

1892 

16  400  000 

1893 

20  600  000 

1894 

13  600  000 

1895 

19  400  000 

1896 

20  100  000 

1897 

25  000  000 

1898 

17  400  000 

1899 

40  200  000 

1900 

• 

45  300  000 

1901 

6. 

43  000  000 

1)  Report  1901,  S. 

2)  Special  Report 

1903,  S.  32. 

-     156     - 

Vom  Jahre  1901  an  wurden  die  Kapitalien,  welche  das 
Public  Works  Department  für  die  Ausgabe  auf  Eisenbahnen 
zugewiesen  erhielt,  dank  der  blühenden  Lage,  in  der  sich  die 
indischen  Finanzen  seitdem  befanden,  von  Jahr  zu  Jahr 
erhöht1).  Im  Budget  für  das  Jahr  1902  03  wurde  für 
Eisenbahnzwecke  eine  Kapitalausgabe,  für  welche  der 
Staat  entweder  direkt  oder  durch  Zinsgarantie  die  Summen 
beschaffen  mußte,   vorgesehen  2) : 

Rupien 

1.  Auf  offene  Linien  55  082  000 

2.  Auf   Linien  im   Bau  36  476  000 

3.  Auf  neue  oder  erst  kürzlich 
begonnene  Linien  18  442  000 

Gesamtausgabe:    110000000  Rup. 

Im  Eisenbahnprogramm  für  das  Jahr  1903/04  wurden 
folgende   Beträge  eingesetzt 3) : 

Rupien 

1.  Auf  offene   Linien  57.686000 

2.  Auf  Linien  im   Bau  44  424  000 

3.  Auf  neue  Linien,  welche  erst 
1903  04     begonnen     werden 

sollten  7  908  000 

Gesamtausgabe:      110000000  Rup. 

Der    Voranschlag    für    das    folgende    Rechnungsjahr 
enthielt  für   Eisenbahnzwecke  die    Summen 4) : 

Rupien 
1.  Auf  offene  Linien  einschließlich 

rollendem  Material  54  867  000 


1)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band  III,   S.  375. 

2)  Report  1901,    S.  5. 

3)  do.   1902,   S.  7. 

4)  Report  1903,   S.  6. 
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2. 


3- 


Auf  Linien  im   Bau 

a)  begonnen   vor   1903  04  35  184  000 

b)  ,,          im   Jahre   1904  05  14  811  000 
Auf  1904  05  zu  beginnende  Li- 
nien 9  138  000 
Auf  Ankauf  von   Linien  1)  6  000  000 


Gesamtausgabe:      120  000  000  Rup. 

Da  nach  dem  Bericht  von  Mr.  Thomas  Robertson,  der 
im  Jahre  1902  zur  Untersuchung  des  indischen  Eisenbahn- 
wesens von  der  Regierung  nach  Indien  gesandt  worden 
war,  die  Eisenbahnen  trotz  der  in  den  vorhergehenden 
Jahren  ausgegebenen  Summen  noch  weit  hinter  den  An- 
forderungen des  Verkehrs  zurückgeblieben  waren,  wurde 
das  rollende  Material  im  Jahre  1903  um  205  Lokomotiven, 
684  Personenwagen  und  5023   Güterwagen  vermehrt2). 

Im   Budget  für   1905  06  wurden   ausgeworfen: 

Rupien 

1.  Auf  offene  Linien  einschließlich 
rollendem  Material 

2.  Auf   Linien  im   Bau 

a)  begonnen   vor   1904  05 

b)  „  im   Jahre   1904  05 

3.  Auf  1905  06  zu  beginnende  Li- 
nien 5  215  000 

Gesamtausgabe  :    125  000  000  Rup. 

Das  rollende  Material  erfuhr  im  Jahre  1904  wiederum 
eine  ansehnliche  Vermehrung,  wenn  diese  auch  nicht  so 
groß  wie  im  Vorjahre  war.  Es  wurden  in  der  angegebenen 
Zeit  neu  angeschafft  130  Lokomotiven,  337  Personen-  und 
4868    Güterwagen. 

1)  Die  dem  Staate  zum  Gesamtbetrage  von  6  Millionen  Rupien  zum 
Kauf  angebotenen  Linien  waren  die  Sagauli- Raxaul,  die  Brahmaputra- 
Sultanpur,  die  Cooch  Behar  und  die  Ranaghat-Krishnagar  Railways. 

2)  Special   Report  1903,    S.   12,  und  Report  1903,    S.  7. 


55  801  000 

40  696  000 
23  288  000 
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Der  Voranschlag  für  das  Jahr  1906/07  zeigte  gegenüber 
dem  Vorjahre  eine  Vermehrung  der  Ausgaben  für  Eisen- 
bahnzwecke um  rund  20  %,  der  höchste  jemals  erreichte 
Betrag,   und  zwar  wurden  bestimmt  *) : 

Rupien 

1.  Auf  offene  Linien  einschließlich 
38  200  000   Rupien  für  rollendes 

Material  89  109  000 

2.  Auf  Linien  im   Bau 

a)  begonnen  vor   1905/06  38  054  000 

b)  „         im  Jahre  1905/06       15  837  000 

3.  Auf  1906  07  zu  beginnende  Li- 
nien 7  000  000 


Gesamtausgabe:      150  000  000  Rup. 

Das  rollende  Material  wurde  im  Jahre  1905  um  256 
Lokomotiven,  370  Personen-  und  2861  Güterwagen  ver- 
mehrt 2) . 

Im  Budget  für  das  Jahr  1907/08  wurde  für  Eisen- 
bahnbauten ein  Kapital  von  135  000  000  Rupien  eingesetzt, 
das  sich  auf  die  einzelnen  Posten  wie  folgt  verteilt3) : 

Rupien 

1.  Auf  offene  Linien  einschließlich 
56  800  000  Rupien  für  rollendes 

Material  101  324  000 

2.  Auf  Linien  im   Bau 

a)  begonnen  vor   1906/07  26  793  000 

b)  ,,         im  Jahre  1906/07       6  883  000 

3.  Auf  1907/08  zu  beginnende  Li- 
nien — 


Gesamtausgabe:      135  000  000  Rup. 


1)  Report  1905,  S.  1. 

2)  Report  1905,  S.  2. 

3)  do.  1906,  S.  2. 
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Während  des  Jahres  1906  wurde  das  rollende  Material 
abermals  beträchtlich  erhöht;  besonders  erfuhr  die  Zahl 
der  Personenwagen  im  Vergleich  zu  früheren  Jahren  eine 
bedeutende  Vergrößerung.  Es  wurden  neu  angeschafft 
230  Lokomotiven,  791  Personen-  und  4  315  Güterwagen. 
Außerdem  sind  noch  414  Lokomotiven,  1797  Personen- 
und  8733  Güterwagen  in  Auftrag  gegeben.  Nach  dem 
31.  Dezember  1906  wurde  vom  Staatssekretär  für  Indien 
noch  die  Anschaffung  von  65  Lokomotiven,  144  Personen- 
und  2888    Güterwagen  genehmigt. 

Außer  diesen  Neuanschaffungen  wurden  im  Jahre 
1906  auch  weitgehende  Vorkehrungen  und  Verbesserungen 
zur  Sicherung  des  Betriebes  getroffen.  403  Lokomotiven, 
990  Personen-  und  2460  Güterwagen  wurden  mit  auto- 
matischen Bremsen  ausgerüstet,  so  daß  am  Schluß  des 
genannten  Jahres  3419  Lokomotiven,  12  191  Personen- 
und  6258  Güterwagen  damit  versehen  waren,  denen 
2626  Lokomotiven,  8862  Personen-  und  109  078  Güter- 
wagen gegenüberstanden,  an  welchen  diese  Einrichtung 
noch  fehlte.  Um  dem  reisenden  Publikum  die  Anstren- 
gungen des  Reisens  möglichst  zu  erleichtern  und  mehr  den 
modernen  Ansprüchen  an  Bequemlichkeit  zu  genügen, 
wurden  im  Jahre  1906  1309  Wagen  mit  Gaslicht  oder 
elektrischer  Beleuchtung  versehen,  so  daß  am  Ende  des 
betreffenden  Jahres  insgesamt  11  739  Wagen  l)  mit  diesen 
beiden  Beleuchtungsarten  ausgerüstet  waren,  während  sie 
in  6784  noch  fehlten.  Ferner  erhielt  eine  große  Anzahl 
Stationen  verbesserte   Signaleinrichtungen. 

Die  Kapitalien  für  die  gesamten  Ausgaben  für  Eisen- 
bahnzwecke in  den  letzten  Jahren  wurden  teils  aus  An- 
leihen, die  in  London  und  in  Indien  auf  den  Markt  gebracht 
wurden,   teils  durch   Überweisungen  aus  dem   Famine   In- 


1)   und  zwar  10204  mit   Gas-    und  1535  mit  elektrischem  Licht. 
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surance  Grant  und  endlich  durch  Verwendung  von  über- 
schüssigen Einnahmen  und  Sparkassendepositen  auf- 
gebracht *) .  Aber  die  Anforderungen,  welche  die  offenen 
Linien  infolge  der  raschen  Entwicklung  des  Verkehrs 
stellen,  sind  noch  nicht  genügend  befriedigt  worden,  trotz- 
dem in  den  letzten  Jahren  mehr  als  die  Hälfte  aller  für 
Eisenbahnzwecke  zur  Verfügung  stehenden  Geldmittel  auf 
sie  verwandt  worden  sind.  Ehe  die  Regierung  daher  keine 
Methode  findet,  das  Eisenbahnprogramm  nicht  nur  auf 
seiner  jetzigen  Höhe  zu  halten,  sondern  noch  bedeutend 
zu  steigern,  werden  die  Kapitalien,  welche  zum  Bau  neuer 
Linien  zur  Verfügung  stehen,  nicht  ausreichen,  die  For- 
derungen, die  aus  allen  Teilen  Indiens  zur  Erweiterung 
des  Eisenbahnnetzes  mit  großer  Dringlichkeit  gestellt 
werden,   zu  befriedigen. 

Um  dem  Eisenbahnbau  eine  größere  Stetigkeit  zu 
geben,  wurde  im  Zusammenhang  mit  der  Bildung  eines 
Eisenbahnausschusses,  der  sogen.  ,,Railway  Board",  be- 
schlossen, künftig  die  Eisenbahnprogramme  nicht  mehr 
für  ein  Rechnungsjahr,  sondern  im  voraus  für  einen  Zeit- 
raum von  3  Jahren  auszuarbeiten  und  die  aus  einem 
Programm  in  dem  betreffenden  Jahre  nicht  ausgegebenen 
Summen  dem  nächsten  Voranschlag  zuzuweisen.  Die 
Schaffung  des  soeben  erwähnten  Eisenbahnausschusses 
wurde  auf  Grund  der  von  Mr.  Thomas  Robertson  in  seinem 
Bericht  über  den  Betrieb  der  indischen  Eisenbahnen  ge- 
machten Vorschläge  vom  Staatssekretär  für  Indien  ge- 
nehmigt2). Der  Railway  Board  besteht  aus  einem  Vor- 
sitzenden (Mr.  F.  R.  Upcott,  Government  Director  of 
Indian  Railway  Companies)  und  zwei  Mitgliedern  (Mr.  W. 
H.  Wood,  Generaldirektor  der  Hüll  and  Barnsley  Railway 
in  England,  und  Mr.   T.   R.  Wynne,  bevollmächtigter   Ge- 


i)   The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band  III,   S.  375. 
2)    Report  1904,    S.  5. 
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Schäftsträger  und  Oberingenieur  der  Bengal-  Nagpur  Rail- 
way).  Ihnen  steht  Mr.  Neville  Priestley  als  Sekretär  mit 
dem  nötigen  Büropersonal  zur  Seite.  Dem  Railway 
Board,  welcher  seine  Amtstätigkeit  im  März  1905  begann, 
ist  die  allgemeine  Kontrolle  und  Verwaltung  der  Eisen- 
bahnen Indiens,  welche  bisher  von  der  Regierung  von 
Indien  durch  die  Eisenbahnabteilung  des  Ministeriums  der 
öffentlichen  Arbeiten  ausgeübt  wurde,  anvertraut  worden; 
er  steht  außerhalb  der  Regierung  von  Indien,  ist  ihr  aber 
doch  untergeordnet.  Seine  Aufgaben  sind  von  zweierlei 
Art1).  Er  hat  beratende  Funktionen  bei  der  Vor- 
bereitung des  Eisenbahnprogramms  und  bei  der  Diskussion 
über  wichtigere  Fragen  der  Eisenbahnpolitik  und  solcher 
Einrichtungen,  die  alle  Linien  betreffen,  v/ährend  die 
endgültige  Entscheidung  bei  der  Regierung  von  Indien 
liegt.  Seine  administrati  ven  Verpflichtungen  er- 
strecken sich  dagegen  auf  den  Bau  neuer  Linien  durch 
den  Staat,  Durchführung  neuer  Arbeiten  an  bereits  eröff- 
neten Linien,  auf  die  Verbesserung  der  Eisenbahnver- 
waltung mit  Rücksicht  sowohl  auf  Billigkeit  als  auch  auf 
Bequemlichkeit  des  Publikums,  Schlichtung  von  Streitig- 
keiten zwischen  Eisenbahnlinien,  die  Aufsicht  und  Be- 
förderung (promotion)  des  Personals  auf  Staatsbahnen 
und  auf  die  allgemeine  Überwachung  des  Betriebes  und 
der  Ausgaben  der  in  Händen  von  Gesellschaften  befind- 
lichen Linien.  In  bezug  auf  diese  Verwaltungstätigkeit 
ist  dem  Eisenbahnausschuß,  vorbehaltlich  Beschränkungen, 
ein  endgültiges  Entscheidungsrecht  übertragen  worden. 
Der  Wechsel,  welcher  durch  diese  Einrichtung  in  den 
bisher  befolgten  Gesichtspunkten  der  Eisenbahnpolitik 
und  -Verwaltung  eingeleitet  wurde,  ist  der  wichtigste,  der 
seit  Einführung  von  Eisenbahnen  in  Indien  vor  über  einem 
halben  Jahrhundert  stattgefunden  hat.    Es  ist  zu  erwarten, 


1)   The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,   S.  378  ff. 
E.    Scbulz,    Ostind.  Eisenbahnen  II 
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daß  nunmehr  eine  schnellere  Erledigung  der  Eisenbahn- 
angelegenheiten eintreten  wird  und,  mit  der  Erhöhung 
der  verfügbaren  Kapitalien,  die  bei  der  günstigen  Finanz- 
lage Indiens  nicht  ausbleiben  wird,  eine  anhaltendere  und 
festere  Politik  des  Eisenbahnbaues  in  Indien  stattfinden 
wird. 


IV.   Kapitel. 

Die  Spurweiten  auf  den  ost- 
indischen Eisenbahnen 

In  England  hatte  die  britische  Gesetzgebung  den  be- 
dauerlichen Fehler  gemacht,  die  Einführung  verschiedener 
Spurweiten  auf  den  Eisenbahnen  in  dem  Vereinigten 
Königreich  von  Großbritannien  zu  gestatten,  was  sich 
sehr  drückend  fühlbar  gemacht  hatte  x) .  Um  die  sich  aus  den 
verschiedenen  Spurweiten  ergebenden  Schwierigkeiten 
möglichst  abzuschwächen,  hatte  man  daher  am  18.  August 
1846  „an  Act  for  regulating  the  Gauge  of  Railways"  er- 
lassen, welches  den  Bezirk  für  die  nun  einmal  bestehenden 
breiten  Spuren  beschränkte  und  im  übrigen  die  von  einer 
königlichen  Kommission  empfohlene  schmale  Spurweite 
von  4*  81/2"  engl.  =  1,435  m  zur  allgemeinen  Vorschrift 
in  England  und  Schottland  machte2).  Diese  Spurweite, 
die  sich  von  England  aus  über  einen  großen  Teil  des  Erd- 
balls verbreitete  und  die  man  gewöhnlich  als  europäische 
Normal-  oder  Vollspur  bezeichnet,  hatte  man  anfangs 
auch  für  die  erste  Versuchslinie  von  Calcutta  aus  erwählt, 
und  zwar  sollte  diese  Strecke  zweigleisig  gebaut  werden  3). 
Der    beratende    Ingenieur    der    indischen     Regierung,    an 


1)  Andrew,  a.  a.   0.,    S.    XXVIII. 

2)  Gustav  Cohn,  Englische  Eisenbahnpolitik,  Bd.  I,  S.  2X1. 

3)  Bell,  a.  a.   O.,    S.    10. 
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deren  Spitze  damals  (1849)  Lord  Dalhousie  stand,  war 
Mr.  W.  Simms,  und  dieser  empfahl  dem  Direktorium  der 
Ostindischen  Kompagnie,  eine  breitere  Spurweite  zu  wählen 
als  die  in  England  eingeführte,  und  zwar  vornehmlich  aus 
dem  Grunde,  daß  bei  ersterer  der  Schwerpunkt  der  Eisen- 
bahnwagen niedriger  zu  liegen  käme,  was  besonders  in 
Indien  wegen  der  heftigen  Stürme  sehr  wichtig  wäre  x) . 
Er  schlug  als  indische  Normalspur  eine  Weite  von  5'  6" 
engl.  vor.  Lord  Dalhousie  schloß  sich  den  Ansichten  des 
Ingenieurs  an  und  legte  in  seinem  Schreiben  vom  4.  Juli 
1850  dem  Direktorium  eingehend  seinen  Standpunkt  in 
bezug  auf  die  Frage  der  zu  wählenden  Spurweite  dar2). 
Er  betonte  vor  allem,  daß  die  indische  Regierung,  solange 
sie  es  noch  in  ihrer  Macht  habe,  den  im  Mutterlande  ge- 
machten Fehler  vermeiden  und  vom  ersten  Augenblick  an 
auf  das  Entschiedenste  auf  Einheit  der  Spurweite  dringen 
müsse.  Er  schlug  vor,  die  von  Calcutta  ausgehende  Ver- 
suchsstrecke eingleisig  statt  doppelt  anzulegen,  dafür  aber 
eine  breitere  Spurweite  als  4'  81  8"  engl,  zu  wählen.  Er 
wies  darauf  hin,  wie  das  Schicksal  des  ganzen  indischen 
Eisenbahnwesens  von  dem  Erfolg  dieser  ersten  Linie  ab- 
hinge. Wenn  sie  versagen  und  keine  genügenden  Erträge 
abwerfen  würde,  würde  höchstwahrscheinlich  sofort  Ent- 
mutigung eintreten.  Da  man  nicht  mit  voller  Sicherheit 
voraussagen  könnte,  ob  Eisenbahnen  in  Indien  sich  bezahlt 
machen  würden,  dürfe  man  zunächst  keine  überflüssigen 
Ausgaben  für  eine  zweigleisige  Linie  machen;  das  Risiko 
des  Fehlschiagens  wiege  unter  den  gegebenen  Umständen 
schwerer  als  alle  Unfälle,  die  sich  möglicherweise  auf  einer 
eingleisigen  Strecke  ereignen  könnten3).  Das  Direktorium 
der  Ostindischen  Kompagnie  schloß  sich  den  Ausführungen 
Lord  Dalhousies  an  und  entschied  sich  in  seinem  Antwort- 


1)  Bell,  a.  a.    0.,    S.    119. 

2)  Andrew,  a.   a.   0.,    S.    XXVIII. 

3)  Bell,  a.   a.   0.,    S.    11  ff. 
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schreiben  x)  dahin,  daß  es  die  von  Mr.  Simms  vorgeschlagene 
Spurweite  von  5'  6"  engl,  für  die  indischen  Verhältnisse 
am  geeignetsten  hielt.  Der  Generalgouverneur  hatte  sich 
inzwischen  aber  für  die  Wahl  einer  noch  größeren  Spur- 
weite entschlossen  und  meinte,  daß  eine  solche  von  6  Fuß 
noch  größere  Vorteile  hätte  2).  Aber  das  Direktorium  blieb 
bei  seiner  getroffenen  Wahl  und  teilte  Lord  Dalhousie  im 
August  1851  mit,  daß  es  doch  nach  nochmaligen  gründ- 
lichen Erwägungen  eine  Spurweite  von  5'  6"  vorziehe,  da 
diese  nach  seiner  Meinung  am  besten  den  doppelten  Vorteil, 
Billigkeit  und  Schnelligkeit,  in  sich  vereine  3) .  Daraufhin 
wurde  die  genannte  Spurweite  endgültig  als  einheitliche 
Normalspur  für  die  indischen  Eisenbahnen  gewählt  und 
als  Regel  aufgestellt,  daß  für  gewöhnlich  anfangs  die 
Strecken  eingleisig  gebaut,  die  Brücken,  Tunnel  und  Ein- 
schnitte dagegen  sogleich  für  eine  zweite  Strecke  passend 
eingerichtet  werden  sollten.  Außer  der  Einheitlichkeit  der 
Spur  wurden  auch  Vorkehrungen  getroffen,  um  in  allen 
anderen  wünschenswerten  Punkten,  wie  Abstand  zweier 
Gleise  voneinander,  Höhe  der  Tunnel-  und  Brücken- 
öffnungen über  den  Schienen,  Abstand  der  Puffer,  Maße 
der  Personenwagen  usw.,  Einheitlichkeit  zu  bewahren4). 
Seitdem  wurden  der  indischen  Regierung  zwar  ver- 
schiedentlich Vorschläge  für  die  Einführung  eines  schmal- 
spurigen Eisenbahnnetzes  in  leichterer  Bauart  unterbreitet, 
so  nachdrücklich  von  Colonel  H.  Yule  in  den  60er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts,  aber  fast  zwei  Jahrzehnte  lang 
wurde  die  Normalspur  von  5*  6"  engl,  fast  ausschließlich 
verwandt,   ohne   daß   von  der   Regierung  deren  Änderung 


1)  Despatch    No.   46,   from   Court  of   Directors  to    Government  of 
India,  dated  4th  December  1850. 

2)  Report  1870/71,   S.  4,  und  Bell,  a.  a.   O.,    S.    122. 

3)  Despatch  No.  45,  from  Court  of  Directors  to  Government  of  India, 
dated  20th  August  1851. 

4)  Report  1859,    S.  7. 
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ernstlich  in  Erwägung  gezogen  wurde  T) .  In  der  ganzen 
Zeit  bauten  nur  zwei  Gesellschaften  einige  Meilen  in 
schmaleren  Spuren,  und  zwar  legte  die  Indian  Branch 
Railway  Company,  deren  Netz  im  übrigen  mit  der  indischen 
Normalspur  gebaut  war,  zwei  kurze  Strecken  in  Meterspur2) , 
und  die  Indian  Tramway  Company  eine  19  engl.  Meilen 
lange  Bahn  von  Arconam  nach  Conjeveram  in  der  Präsi- 
dentschaft Madras  in  einer  Spur  von  3'  6"  engl,  an  3).  Diese 
letztgenannte  Linie  trug  aber  mehr  den  Charakter  einer 
Straßenbahn,  welche  der  Bevölkerung  von  Madras  den 
Besuch  von  Conjeveram,  das  eine  der  sieben  heiligen  Städte 
des  Landes,  das  ,, Benares  Südindiens",  ist4),  erleichtern 
sollte. 

Erst  als  die  indische  Regierung  sich  im  Jahre  1869 
entschlossen  hatte,  den  weiteren  Ausbau  des  Eisenbahn- 
netzes in  Indien  direkt  durch  den  Staat  vorzunehmen,  wurde 
der  wichtigen  Frage  der  Spurweite  von  neuem  eingehende 
Aufmerksamkeit  zugewandt 5) .  Die  bis  dahin  in  der  Normal- 
spur ausgeführten  Eisenbahnen  hatten  im  Durchschnitt 
rund  17  000  Pfund  Sterling  pro  englische  Meile  gekostet, 
und  die  indische  Regierung  war  sich  klar,  daß  bei  derartig 
hohen  Baukosten  der  Fortschritt  des  Eisenbahnnetzes  nur 
sehr  langsam  vor  sich  gehen  konnte  und  die  finanzielle 
Lage  des  Landes  eine  billigere  Art  des  Bahnbaues  erfor- 
derte6). Die  indische  Regierung  sprach  sich  daher  im 
Frühjahr  1869  in  einem  Schreiben  an  den  Staatssekretär 
für  Indien  für  die  Einführung  einer  schmaleren  Spur  als 
die   bisher   benutzte  von  5'  6"  engl.  aus7).    Sie  führte  aus, 

1)  do.  1S70  71,  S.  4. 

2)  do.  1864  65,  S.  7. 

3)  Report   1865  66,    S.   7. 

4)  Murray's  Handbook,    S.  399. 

5)  Report  1870  71,    S.    5. 

6)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band  III,    S.  369. 

7)  Despatch  to  Secretary  of  State,  No.  28,  Railway,  of  22nd  March 
1869. 
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daß  in  einem  dicht  bevölkerten,  hoch  zivilisierten  und  ver- 
hältnismäßig kleinem  Lande  wie  England  die  Einheit- 
lichkeit der  Spurweite  entschieden  vorzuziehen  wäre. 
Wenn  aber  in  einem  Lande  die  Entfernungen  sehr  groß 
sind  und  alle  Zentren  der  Bevölkerung  und  des  Handels 
weit  auseinanderliegen,  wie  es  gewöhnlich  in  Indien  der 
Fall  ist,  die  Nachteile,  welche  das  Vorhandensein  ver- 
schiedener Spurweiten  mit  sich  bringt,  von  untergeord- 
neterer Bedeutung  wären.  Für  den  Passagierverkehr  wäre 
ein  Wechse  n  der  Wagen,  wenn  er  nicht  allzu  häufig  statt- 
findet, nicht  sehr  hinderlich.  Beim  Güterverkehr  würden 
aber  die  Kosten  des  Umladens  nicht  mehr  als  die  Trans- 
portkosten über  10  engl.  Meilen  Eisenbahn  betragen.  Die 
pekuniären  Vorteile,  welche  ein  leichterer  Bau  der  Loko- 
motiven auf  breiter  Spur  brächte,  hielten  nicht  den  Ver- 
gleich mit  den  Ersparnissen  aus,  welche  sich  beim  Bau 
einer  Schmalspurbahn  bei  Herstellung  des  Schienenweges 
und  sonstiger  Anlagen  ergäben.  Zum  Schluß  betonte  die 
indische  Regierung  noch,  daß  sie  ja  die  Normalspur  von 
5'  6"  engl,  beibehalten  würde,  wenn  nicht  die  finanziellen 
Hindernisse  so  unüberwindlich  wären.  Der  damalige 
Staatssekretär  für  Indien,  Duke  of  Argyll,  erklärte  sich 
in  seinem  Schreiben  vom  15.  Juli  1869  im  allgemeinen  mit 
den  Ausführungen  der  indischen  Regierung  einverstanden1) , 
wenn  er  auch  nicht  gerade  warm  für  die  Annahme  einer 
schmaleren  Spurweite  eintrat  Die  indische  Regierung 
kam  daher  im  nächsten  Jahre  nochmals  auf  die  Spurfrage 
zurück  und  gestand  zu,  daß  in  einem  Lande,  dessen  Eisen- 
bahnnetz sich  der  Vollendung  näherte,  gegen  einen  Wechsel 
der  einmal  bestehenden  Spurweite  sich  ernste  Bedenken 
geltend  machten  2) .  Das  indische  Eisenbahnnetz  stecke 
jedoch  noch  ganz  in  den  Anfängen,  so  daß  in  diesem  Falle 
eine    derartige    Änderung    keine    so    schwerwiegende    Be- 

1)  Despatch   No.  42,  dated   I5th    July  1869. 

2)  Despatch  of  Government  of  India,  No.  51,  dated  I7th  May  1870. 
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deutung  hätte.  Was  Indien  jetzt  in  erster  Linie  brauchte, 
wäre  ein  ausgedehntes  Netz  von  Kleinbahnen,  auf  denen 
die  Züge  mit  geringerer  Geschwindigkeit  verkehrten  und 
die  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  und  der  Finanzlage 
des  Landes  am  besten  Rechnung  trügen.  Kostenersparnis 
nach  jeder  Richtung  hin  wäre  ein  zwingendes  Erfordernis, 
und  dies  könnte  in  genügender  Weise  nur  durch  Annahme 
einer  Schmalspur  erzielt  werden  x) .  Die  Regierung  von 
Indien  sah  eine  Weite  von  3'  6"  engl,  als  das  Maximum, 
welches  man  verwenden  sollte,  an,  bat  jedoch,  daß  dieser 
Punkt  endgültig  in  England  entschieden  werden  möchte. 
Es  wurde  demzufolge  vom  Staatssekretär  in  Überein- 
stimmung mit  den  Wünschen  der  indischen  Regierung 
noch  im  selben  Jahre  eine  Kommission  von  Ingenieuren 
und  höheren  Beamten  eingesetzt  2) ,  deren  Mitglieder  Colonel 
R.  Strachey,  Colonel  Dickens,  Mr.  John  Fowler  und  Mr. 
A.  M.  Rendel,  beratender  Ingenieur  der  East  Indian  Rail- 
way   Company,  waren. 

Das  Ergebnis  ihrer  Untersuchungen  und  Erwägungen 
wurde  in  zwei  Berichten  niedergelegt,  deren  einer  die  Be- 
schlüsse enthielt,  zu  denen  alle  Mitglieder  der  Kommission 
mit  Ausnahme  von  Mr.  John  Fowler  gekommen  waren, 
während  der  andere  Bericht  die  Me.nung  dieses  Herrn 
allein  ausführte3).  Alle,  einschließlich  Mr.  Fowler,  spra- 
chen sich  zunächst  übereinstimmend  für  die  Einführung 
einer  schmaleren  Spur  als  der  bisher  in  Indien  verwandten 
Normalspur  aus  Gründen  der  Billigkeit  in  solchen  Gegenden 
aus,  in  denen  ein  Bruch  der  einheitlichen  Spur  keine  ernsten 
Unbequemlichkeiten  erzeugen  würde.  Ihre  Meinungen 
gingen  jedoch  in  der  Frage  auseinander,  welche  Weite 
die   neue    Schmalspur   erhalten   sollte.      Colonel    Strachey, 


1)  Report  1870  71,    S.  4. 

2)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   144  ff. 

3)  Report  1870  71,   S.   5  ff. 
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Colonel  Dickens  und  Mr.  Rendel  empfahlen  eine  Spurweite 
von  2'  9U  engl.,  während  sich  Mr.  Fowler  für  die  nach  An- 
sicht der  indischen  Regierung  als  Maximum  zulässige  Weite 
von  3'  6"  engl,  entschied.  Die  drei  erstgenannten  Mit- 
glieder begründeten  ihre  Meinung  damit,  daß  zur  Erreichung 
der  größten  Billigkeit  im  Bau  und  infolgedessen  der  größt- 
möglichsten Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  in  Indien 
die  Spur  nicht  nur  schmal  sein  sollte,  sondern  überhaupt 
die  schmälste,  welche  noch  eine  angemessene  Transport- 
fähigkeit an  Gütern  und  Passagieren  zu  leidlicher  Ge- 
schwindigkeit mit  Billigkeit  und  Sicherheit  im  Betriebe  in 
sich  vereinigen  würde,  und  sie  waren  überzeugt,  daß  diese 
Bedingungen  am  besten  von  einer  Spurweite  von  2'  g" 
engl,  erfüllt  werden  würden.  Mr.  Fowler  sprach  sich  da- 
gegen für  die  Annahme  einer  Spurweite  von  3'  6"  engl, 
aus  dem  einfachen  Grunde  aus,  daß  diese  in  bezug  auf  die 
ersten  Kosten  der  Anlage  und  des  Betriebsmaterials  nicht 
größer  als  bei  der  kleineren  Spurweite  sein  würden,  dagegen 
aber  ein  viel  höheres  Maß  von  Transportfähigkeit,  Be- 
quemlichkeit und  Billigkeit  des  Betriebes  als  letztere  ge- 
währen würde.  Die  anderen  Mitg  ieder  der  Kommission 
waren  der  Ansicht,  daß  die  Kosten  einer  Eisenbahn  pro- 
portional ihrer  Spur  wären,  Mr.  Fowler  dagegen  teilte 
diese  Ansicht  nicht,  sondern  meinte,  daß  zur  Erreichung 
der  größten  Einfachheit  und  Billigkeit  des  Baues  und  Be- 
triebes bei  Verwendung  von  Lokomotiven  eine  Spurweite 
von  3*  6"  benötigt  würde.  Die  übrigen  Mitglieder  glaubten, 
daß  man  Maschinen  mit  genügender  Zugkraft  auch  auf 
einer  Spur  von  2'  9"  Weite  verwenden  könnte,  um  mit 
genügender  Schnelligkeit  den  größten  Verkehr  fortzu- 
schaffen, mit  dem  man  auf  den  Schmalspurbahnen  rechnen 
müßte.  In  ähnlicher  Weise  gingen  auch  die  Ansichten  der 
Kommissionsmitglieder  in  bezug  auf  das  auf  den  betref- 
fenden Spurweiten  zu  verwendende  rollende  Material  aus- 
einander. 
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Neben  den  Mitgliedern  der  Konimission  gaben  auch 
Mr.  John  Hawkshaw,  beratender  Ingenieur  der  Madras 
and  Eastern  Bengal  Railways,  und  Mr.  G.  P.  Bidder,  bera- 
tender Ingenieur  der  Scinde,  Punjab  and  Delhi  Railway, 
ihre  Meinungen  über  die  zu  wählende  Spurweite  ab.  Sie 
waren  beide  Gegner  der  Anwendung  irgendeiner  anderen 
Spurweite  als  der  bestehenden  auf  künftige  Eisenbahn- 
linien, welche  als  Zweiglinien  oder  Verlängerungen  des 
bestehenden  Bahnnetzes  anzusehen  seien.  Sie  maßen  den 
Nachteilen  und  Unbequemlichkeiten,  die  sich  aus  ver- 
schiedenen Spurweiten  ergeben  würden,  große  Bedeutung 
bei  und  behaupteten,  daß  die  unbedeutende  Ersparnis,  welche 
man  durch  die  Annahme  eines  schmaleren  Spursystems 
erzielen  würde  —  wenn  eine  Ersparnis  überhaupt  erreicht 
würde  —  mehr  als  ausgeglichen  werden  würde  durch  die 
Nachteile  auf  der  anderen  Seite.  Mr.  Hawkshaw  erklärte 
jedoch  in  dem  ersten  Teil  seines  Berichtes,  daß,  wenn  es 
eine  ganz  feststehende  Tatsache  wäre,  daß  es  in  Indien 
Distrikte  gäbe,  in  welchen  man  wohl  eine  Schmalspurbahn 
bauen  kennte,  der  Bau  einer  Eisenbahn  mit  der  bisher 
gebrauchten  Normalspur  sich  aber  aus  finanziellen  Gründen 
verböte,  dies  ein  Fall  wäre,  in  welchem  er  die  Wahl  einer 
schmaleren  Spur  für  eine  absolute  Notwendigkeit  ansehen 
würde.  Er  berechnete,  unter  Zugrundelegung  gewisser 
Voraussetzungen,  daß  die  Differenz  in  den  ersten  Kosten 
einer  schweren  Eisenbahn  mit  der  indischen  Normalspur 
von  5*  6"  engl,  und  einer  leichter  gebauten  Eisenbahn  mit 
der  Spur  von  3'  6"  engl.  1810  Pfund  Sterling  pro  engl. 
Meile  ausmachen  würde.  An  Unterhaltungs-  und  Er- 
neuerungskosten des  Bahnoberbaues  würden  nach  seiner 
Ansicht  bei  Verwendung  der  schmaleren  Spur  50  Pfund 
Sterling  per  annum  pro  engl.  Meile  erspart  werden  oder, 
kapitalisiert  zu  5  %  für  einen  Ankauf  nach  Jahren, 
1000  Pfund  Sterling.  Mr.  Hawkshaw  meinte  jedoch,  daß 
das  Ziel  der  Billigkeit  am  besten  durch  leichteren  Bau  der 
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Eisenbahnen,  aber  in  der  bestehenden  Normalspur,  erreicht 
werden  könnte,  und  berechnete  die  bei  den  ersten  Kosten 
auf  diese  Weise  erzielten  Ersparnisse  auf  1250  Pfund 
Sterling  und  40  Pfund  per  annum  pro  engl.  Meile  bei  den 
Kosten  für  Unterhaltung  und  Erneuerung,  also  kapitalisiert 
800  Pfund  Sterling.  Hätte  man  den  von  Mr.  Hawkshaw 
vorgeschlagenen  Weg  als  Regel  für  alle  zukünftig  zu 
bauenden  Eisenbahnen  in  Indien  angesehen,  anstatt  ihn 
nur  ausnahmsweise  zu  benutzen,  so  hätte  man  eine  Er- 
sparnis von  8  Millionen  Pfund  Sterling  beim  Bau  von 
10  000  engl.  Meilen  Bahnstrecke,  deren  Herstellung  man 
damals  noch  für  unbedingt  notwendig  zur  Befriedigung 
der  dringendsten  Verkehrsbedürfnisse  des  Landes  hielt, 
erzielt,  ohne  das  Übel  einer  verschiedenen  Spurweite  mit 
in  den   Kauf  nehmen  zu  müssen. 

Die  Fürsprecher  für  die  Schmalspur  von  3'  6"  engl, 
erwarteten  dagegen  noch  eine  weit  größere  Ersparnis.  So 
sei  angeführt,  daß  Mr.  C.  Douglas  Fox,  der  beratende 
Ingenieur  der  Carnatic  Railway  Company,  bei  Aufstellung 
der  Kostenanschläge  für  den  Bau  der  Carnatic  Railway 
in  breiter  oder  schmaler  Spurweite  bei  Benutzung  der 
letzteren  eine  Ersparnis  von  1700  Pfund  Sterling  pro  engl. 
Meile  herausrechnet.  Mit  dem  gleichen  Kapital  könnte 
man  also  112  engl.  Meilen  Eisenbahn  in  5'  6"  Spurweite, 
aber  151  engl.  Meilen  Eisenbahn  in  3'  6"  Spurweite  her- 
stellen. Mr.  Juland  Danvers,  Government  Director  of  the 
Indian  Railway  Companies,  teilte  in  seinem  Jahresbericht 
für  das  Betriebsjahr  1870/1871  mit,  daß  ihm  die  Mitteilung 
zugegangen  sei,  daß  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
80  engl.  Meilen  Bahnlinie  in  einer  Spurweite  von  3  Fuß 
engl.,  einschließlich  des  rollenden  Materials,  für  2500  Pfund 
Sterling  gebaut  worden  wären  l) . 

Die  Kommission  zur  Untersuchung  der  Spurweiten- 
frage gestand  in  ihrem  Bericht  zu,  daß  das  Bestehen  einer 
1)    Report   1870  71,    S.  5. 
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breiten  Spurweite  in  einem  Lande  notwendigerweise  die 
Frage  der  Einführung  einer  schmalen  verwickelt  gestaltete 
und  an  einigen  Stellen  und  bei  gewissen  Situationen  das 
Zusammentreffen  verschiedener  Spurweiten  so  große  Un- 
bequemlichkeiten bringen  und  der  Wert  einer  Verbindungs- 
linie für  strategische  Zwecke  dadurch  derartig  beeinträchtigt 
werden  kennte,  daß  es  richtiger  ist,  die  höheren  Kosten  für 
die  bestehende  breitere  Spur  zu  tragen.  Aber  unter  gewöhn- 
lichen Verhältnissen  könnte  man  diese  Schwierigkeiten 
durch  verbesserte  mechanische  Hilfsmittel  und  gute  Ver- 
kehrsanordnungen sehr  vermindern.  Die  Lage  der  Dinge 
in  England,  wo  bei  den  kurzen  Entfernungen  und  dem 
gewaltigen  Verkehr  eine  Verschiedenheit  der  Spurweite 
als  sehr  lästig  empfunden  worden  wäre,  wäre  grundver- 
schieden  von  den  indischen   Verhältnissen. 

Alle  geschilderten  Ansichten  l)  wurden  am  26.  Oktober 
1870  der  Regierung  von  Indien  zusammen  mit  einem 
Schreiben  des  Staatssekretärs  übersandt2),  in  welchem  er 
nochmals  die  Vorteile  und  Nachteile,  welche  die  Ver- 
wendung einer  schmaleren  Spurweite  als  die  bisher  auf 
den  indischen  Eisenbahnen  gebrauchte  in  politischer  und 
wirtschaftlicher  Hinsicht  haben  könnten,  gegeneinander 
abwog  und  sich  schließlich  zugunsten  der  Einführung  einer 
Schmalspur  aussprach.  Welche  Spurweite  jedoch  gewählt 
werden  sollte,  überließ  er  der  indischen  Regierung  zur 
endgültigen  Entscheidung,  ohne  ihr  bestimmte  Vorschriften 
zu  machen.  Der  Generalgouverneur  Lord  Mayo  befahl 
demzufolge  nach  einigem  Schwanken,  daß  die  zukünftige 
Schmalspur  der  indischen  Eisenbahnen  eine  Weite  von 
3'  3:j  B"  engl.=  1  Meter  erhalten  sollte  3),  die  er  mit  Rück- 
sicht auf  die  Breite  der  Wagen,  welche  diese  Spur  befahren 


1)  Report  1870  71,    S.   6. 

2)  Despatch  from  Secretary  of   State,    No.   72,   dated  26th   October 
1870. 

3)  Report   1870  71,    S.   38. 
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könnten,  als  die  geeignetste  hielt  und  welche,  während  sie 
den  damaligen  Anforderungen  des  Verkehrs  mit  leichten 
Schienen  und  leichtem  rollenden  Material  gerecht  werden 
konnte,  man  bequem  bei  einem  großen  Anwachsen  des 
Verkehrs  der  Verwendung  größerer  Wagen  und  schwererer 
Maschinen  anpassen  könnte.  Daß  der  Generalgouverneur 
sich  für  die  Meterspur  (3*  33  8")  entschied,  welche  bisher 
keine  Beachtung  gefunden  hatte,  ist  wohl  daraus  zu  er- 
klären, daß  in  jener  Zeit  die  Einführung  eines  metrischen 
Maß-  und  Gewichtssystems  in  Indien  erwogen  wurde  x) . 
Die  wichtigsten  Eisenbahnen,  welche  nach  Anordnung 
des  Generalgouverneurs  mit  der  Meterspur  gebaut  werden 
sollten,  waren  Linien  an  der  afghanischen  Grenze  2) ,  näm- 
lich die  Indus  Valley  State  Railway,  zwischen  Kotri  und 
Mooltan,  und  die  Punjab  Northern  State  Railway  und 
außerdem  eine  Anzahl  Eisenbahnen  in  Rajputana  und 
Indore.  Diese  Entscheidung  Lord  Mayos  wurde  aber  bald 
von  einflußreichen  Seiten  angegriffen.  Mit  Bezug  auf  die 
Bahnen  an  der  afghanischen  Grenze  trat  Lord  Napier, 
der  Höchstkommandierende  der  indischen  Truppen,  zu- 
sammen mit  Colonel  (dem  späteren  berühmten  Lord) 
F.  Roberts  entschieden  für  die  Überlegenheit  der  breiten 
Normalspur  für  militärische  Zwecke  ein,  indem  sie  aus- 
führten, daß  die  Regierung  von  Indien  die  großen  Kosten 
einer  Umwandlung  der  in  Meterspur  begonnenen  Grenz- 
bahnen aus  militärischen  Gründen  nicht  scheuen  dürfte, 
da  man  mit  der  Spurweite  zweimal  eine  Unterbrechung 
der  Bahnlinie,  in  Kotri  und  Mooltan,  erhalten  würde, 
wodurch  die  Truppenbewegungen  an  der  Grenze  aufs 
schwerste  beeinträchtigt  würden  *) .  Ferner  traten  die 
Ingenieure  in  England  der  Entscheidung  des  General- 
gouverneurs   entgegen,    indem    sich    im    Jahre    1873    das 


1)  The  Imperial    Gazetteer  of   India,   Band   III,    S.  381. 

2)  Report  1870  71,    S.   6. 

3)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   162. 
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,, Institute  of  Civil  Engineers"  dahin  aussprach1),  daß  es 
sich  in  Indien  gar  nicht  um  die  Frage  handelte,  ob  es 
praktischer  wäre,  eine  breite  oder  schmale  Spurweite  zu 
haben,  sondern  es  darauf  ankomme,  ob  man  eine  einmal 
bestehende  einheitliche  Spurweite,  mit  welcher  im  Jahre 
1871  schon  über  5000  engl.  Meilen  dem  Betriebe  übergeben 
waren  2) ,  ändern  sollte,  und  dieser  Schritt  wäre  entschieden 
zu  verwerfen.  Die  Männer,  die  sich  für  eine  Einheitlichkeit 
der  Spur  aussprachen,  hatten  schließlich  den  Erfolg  zu 
verzeichnen,  daß  Mitte  der  1870er  Jahre  wenigstens  die 
beiden  Eisenbahnen  an  der  afghanischen  Grenze,  die  Indus 
Valley  State  Railway  und  die  Punjab  Northern  State 
Railway,  von  der  Meterspur  in  die  Normalspur  umgebaut 
wurden3),  nachdem  sich  auch  der  Staatssekretär  für  Indien, 
welches  Amt  seit  Februar  1874  der  bekannte  Lord  Salisbury 
zum  zweiten  Male  bekleidete,  schließlich  den  Ansichten 
Lord  Napiers  angeschlossen  und  für  die  Umwandlung  in 
die  Normalspur  ausgesprochen  hatte  4).  DieseUmwandlung 
wurde  zum  Glück  im  Laufe  des  Jahres  1878  noch  kurz  vor 
Ausbruch  des  afghanischen  Feldzuges  vollendet  5) ,  so  daß 
die  indische  Regierung  von  diesen  Bahnen  für  ihre  Truppen- 
transporte den  größten  Nutzen  ziehen  konnte  6) .  Vor  dem 
Hauptübel,  daß  die  Grenzbahnen  von  dem  übrigen  Eisen- 
bahnnetz durch  die  Verschiedenheit  der  Spurweite  getrennt 
sind,  wurde  Indien  somit  bewahrt,  aber  es  ist  doch  noch 
genug  Unheil  dadurch  angerichtet  worden,  daß  man  auf 
der  Rajputana-Malwa  Railway  und  der  Linie  von  Nagpur 
nach  Chhattisgarh  in  den  Central  Provinces  die  Meterspur 
beibehielt").     So  brauchte  man  in  Rajputana  z.  B.  wegen 

1)  Andrew,  a.  a.    0.,    S.   LXII. 

2)  Report  1870  71,    S.   3. 

3)  Report  1875  76,    S.  3. 

4)  Bell,  a.  a.   0.,    S.    176. 

5)  Report  1880  81,    S.  7;   do.   1885  86,    S.   14. 

6)  cf.   Teil   II,    S.   82  ff. 

7)  Andrew,  a.  a.   O.,    S.    LXVII. 
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der  Verschiedenheit  der  Spurweiten  drei  verschiedene  Züge 
an  drei  aufeinanderfolgenden  Tagen,  um  eine  Schwadron 
Kavallerie  eine  Strecke  von  240  engl.  Meilen  weit  zu  be- 
fördern. Die  Linie  von  Nagpur  nach  Chhattisgarh  hätte 
dagegen,  wäre  sie  als  Normalspur  gebaut  worden,  ein 
Stück  der  direkten  Route  von  Bombay  nach  Calcutta 
abgegeben.  In  diesem  Falle  hat  man  den  begangenen  Fehler 
wenigstens  später  wieder  gut  gemacht,  indem  die  Regierung 
in  dem  im  Frühjahr  1887  mit  der  Bengal- Nagpur  Railway 
Company  abgeschlossenen  Vertrage  die  Bedingung  auf- 
nahm1), daß  die  ursprünglich  in  Meterspur  begonnene 
Strecke  von  Nagpur  nach  Chhattisgarh,  von  welcher  am 
31.  Dezember  1886  bereits  149  engl.  Meilen  dem  Verkehr 
übergeben  waren  2) ,  von  der  genannten  Gesellschaft  in  die 
Normalspur   umgewandelt   werden   mußte. 

Wie  unsicher  aber  die  Ansichten  der  höheren  Beamten 
und  Ingenieure  über  die  in  Indien  in  bezug  auf  die  Spur- 
frage einzuschlagende  Politik  v/aren,  geht  daraus  hervor, 
daß  eine  im  Jahre  1876  in  Agra  tagende  neue  Kommission, 
welche  behufs  Vornahme  von  Versuchen  mit  Schmalspur- 
bahnen, bei  besonderer  Berücksichtigung  ihrer  militärischen 
Leistungsfähigkeit,  eingesetzt  worden  war,  die  von  dem 
Köchstkommandierenden  der  indischen  Truppen  kurz 
vorher  verworfene  Meterspur  für  genügend  auch  zu 
Truppentransporten  hielt  und  sich  für  die  weitere  Aus- 
führung einer  Spurweite  von  3'  38/8"  engl,  aussprach3). 
Nachdem  sich  aber  herausstellte,  daß  der  Bau  einer  Schmal- 
spurbahn sich  keineswegs  soviel  billiger  gegenüber  einer 
in  indischer  Normalspur  gebauten  Strecke  stellte,  als  die 
im  Jahre  1870  eingesetzte  Kommission  gehofft  hatte, 
sondern  eine  engl.   Meile   in  Meterspur,    vornehmlich   des- 


1)  Report  1887  88,    S.   17. 

2)  do.   1886  87,    S.   88. 

3)  Archiv  für    Eisenbahnwesen,    Jahrgang    1885,   Abhandlung  von 
Kupka,    S.   574  ff. 
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halb,  weil  infolge  der  niedrigen  Löhne,  welche  man  in 
Indien  für  ungelernte  Arbeit  zahlen  brauchte,  die  Erd- 
arbeiten sehr  billig  zu  stehen  kamen,  nur  etwa  500  Pfund 
Sterling  weniger  kostete  als  die  Meile  Normalspur,  und 
sich  doch  bei  dem  gemischten  System  eine  Verzögerung 
und  Verteuerung  des  Transportes  fühlbar  machte,  so 
neigte  man  allmählich  wieder  mehr  der  größeren  Spurweite 
zu.  Man  baute  in  dieser  Periode  nicht  nur  Bahnen  in  breiter 
und  schmaler  Spur,  sondern  es  fanden  sogar  zuweilen  beide 
Spurweiten  auf  derselben   Linie  Verwendung. 

Da  der  Staatssekretär  für  Indien  mit  Rücksicht  auf 
die  mißliche  Lage  der  indischen  Finanzen  ständig  An- 
strengungen machte,  die  Meterspur  auch  auf  Strecken, 
die  offensichtlich  Stammlinien  waren,  zur  Annahme  zu 
bringen  1)  und  sich  bei  jedem  Eisenbahnprojekt  neue 
Schwierigkeiten  herausstellten,  zu  welcher  Spurweite  man 
sich  entscheiden  sollte,  legte  die  indische  Regierung  ihre 
Ansichten  über  die  in  der  Spurweitenfrage  einzuschlagende 
Politik  in  einem  Schreiben  an  den  Staatssekretär  nochmals 
eingehend  dar2).  Sie  kam  zu  dem  Schluß,  daß  die  Zahlen 
für  die  Transportkosten  auf  Bahnen  mit  breiter  Spurweite 
entschieden  günstiger  wären  als  auf  Schmalspurbahnen, 
gestand  aber  zu,  daß  die  ersten  Kosten  bei  Verwendung 
der  Meterspur  eine  Ersparnis  brächten.  Deshalb  sollte 
diese  Spurweite  für  kleine  lokale  und  provinziale  Strecken 
mit  geringem,  langsamen  Güterverkehr  gewählt  werden 
und  die  Anlage  eines  Netzes  dieser  Hilfslinien  zu  möglichst 
niedrigen  Baukosten  soweit  als  möglich  gefördert  werden, 
während  die  Normalspur  für  die  großen  Durchgangslinien 
des  Verkehrs  und  für  solche  Eisenbahnen  geeignet  wären, 
die  für  militärische  oder  strategische  Zwecke  bestimmt 
waren.  Die  von  der  indischen  Regierung  empfohlene 
Politik  wurde  von  der  zur  Untersuchung  einer  schnelleren 

1)  Bell,  a.  a.   O.,    S.   42. 

2)  Despatch    No.   48,    Railway,  dated  22nd  April   1884. 
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Ausdehnung  der  Eisenbahnverbindung  in  Indien  einge- 
setzten Kommission  des  Unterhauses  für  richtig  befunden  ]) . 
In  !hrem  noch  im  Jahre  1884  veröffentlichten  Bericht  kam 
sie  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  führenden  Stammlinien  und 
ihre  wichtigsten  Zuführungslinien  in  der  breiten  Normal- 
spur ausgeführt  werden  sollten,  während  die  schmale  Spur- 
weite auf  solche  Gegenden  beschränkt  werden  müßte,  in 
denen  sie  bereits  mit  Erfolg  angewandt  worden  wäre,  und 
auf  Eisenbahnen  von  rein  lokalem  Charakter,  wo  der 
Verkehr  wahrscheinlich  nur  gering  sein  werde.  Mit  be- 
sonderem Nachdruck  betonte  der  Bericht  die  Wichtigkeit 
der  Vermeidung  eines  Bruchs  der  Spurweite.  Den  Aus- 
führungen dieser  Kommission  schlössen  sich  in  Zukunft 
auch  die  Staatssekretäre  an  und  in  einem  Schreiben  an 
die  indische  Regierung  aus  dem  November  1889  führte 
Viscount  Croß  in  bezug  auf  die  Spurweitenfrage  aus,  daß 
alle  grundlegenden  Stammlinien  in  der  breiten  Spur  gebaut 
sein  sollten,  die  Meterspur  aber  in  der  Regel  auf  Strecken 
beschränkt  bleiben  sollte,  wo  dieses  System  schon  vorteil- 
haft in  Gebrauch  wäre,  und  auf  lokalen  Linien,  auf  denen 
der  Verkehr  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  so  gering  sein 
würde,  daß  die  Billigkeit  des  Baues  die  unzweifelhaften 
Nachteile  eines  Bruches  der  einheitlichen  Spurweite  mehr 
als  ausgliche  2) .  Diese  Ausführungen  waren  aber  zu  un- 
bestimmt, als  daß  sie  der  indischen  Regierung  eine  feste 
Richtschnur  hätten  geben  kennen,  und  immer  wieder  entstand 
bei  neu  anzulegenden  Eisenbahnen  große  Uneinigkeit  in  bezug 
auf  die  Spurweite,  welche  man  diesen  Strecken  geben  sollte. 
Besonders  lebhaft  begann  der  Streit  Anfang  des  Jahres  1887, 
als  es  sich  darum  handelte,  die  Spurweite  für  die  Bengal- 
Nagpur  Railway  festzusetzen,  ein  Streit,  der  schließlich 
zu  gunsten   der   breiten  Normalspur   entschieden  wurde  3) . 


1)  Report   1884  85,    S.  7. 

2)  Despatch   No.   132,   Railway,  of  1889. 

3)  Report   1886  87,    S.   88. 
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Der  Wunsch  einer  mehr  bestimmten  Politik  nach  genau 
festgelegten  Grundsätzen  wurde  immer  lebhafter  x) .  Im 
Laufe  der  Zeit  hatte  sich  die  Umwandlung  verschiedener 
Strecken,  die  in  Meterspur  begonnen  waren,  in  die  Normal- 
spur bei  einer  weiteren  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes 
als  notwendig  erwiesen,  z.  B.  bei  der  rund  150  engl.  Meilen 
langen  Strecke  Nagpur-Chhattisgarh  und  der  Linie  zwischen 
Malakwal  und  Bhera2).  Vor  Ablauf  des  Jahres  1888  war 
eine  Gesamtlänge  von  etwa  800  engl.  Meilen  von  der  Meter- 
spur in  eine  Spur  von  5*  6"  engl,  umgewandelt  worden  und 
beinahe  200  engl.  Meilen  von  der  letzteren  in  die  Meterspur, 
wodurch  dem  Staate  eine  Ausgabe  von  annähernd  4  Mil- 
lionen Pfund  Sterling  entstand,  die  bei  besserer  Voraussicht 
hätte  vermieden  werden  können.  Daneben  lagen  der  Re- 
gierung noch  weitere  Vorschläge  für  Umwandlungen  der 
Spurweiten  vor3).  Ende  des  Jahres  1889  unterbreitete 
daher  der  Regierungsdirektor  der  indischen  Eisenbahn- 
gesellschaften, Colonel  L.  Conway- Gordon,  der  indischen 
Regierung  eine  Note,  in  der  er  energisch  die  Notwendigkeit 
darlegte,  die  Politik  in  Hinsicht  auf  die  Spurweitenfrage 
genau  festzulegen.  Der  erste  Ausweg  aus  der  Notlage 
würde  sich  dadurch  bieten,  daß  man  dem  englischen  Bei- 
spiele folgte  und  es  für  ungesetzlich  erklärte,  ohne  aus- 
drückliche Genehmigung  der  Regierung  irgendeine  Eisen- 
bahn in  Indien  in  anderer  als  der  Normalspur  von  5*  6" 
anzulegen.  Ein  zweites  Mittel  bestände  darin,  die  ver- 
schiedenen Spuren  auf  gewisse  Bezirke  zu  lokalisieren 
und  nur  mit  spezieller  Erlaubnis  der  Regierung  zu  gestatten, 
daß  in  den  bestimmten  Distrikten  eine  andere  als  die  all- 
gemein dort  zugelassene  gewählt  würde.  Conway- Gordon 
meinte,  daß  der  erste  Vorschlag  sich  auf  die  Dauer  schließ- 
lich am  billigsten  stellen,  der  zweite  aber  sich  bei  den  nun 

1)  Bell,  a.  a.   O.,    S.    183. 

2)  Report  1887/88,    S.  21. 

3)  Bell,  a.  a.    0.,    S.   183  ff. 


—     179     — 

einmal  bestehenden  Verhältnissen  vielleicht  leichter  durch- 
führen assen  würde.  Infolge  d  eser  Vorschläge  sprach  sich 
der  Vizekönig  Lord  Landsdowne  in  seinem  Schreiben  vom 
25.  März  1890  dem  Staatssekretär  gegenüber  dahin  aus, 
daß  bei  dem  ständigen  Wachsen  und  der  immer  innigeren 
Verflechtung  des  Eisenbahnnetzes  sich  doch  eine  so  große 
Unbequemlichkeit  aus  der  Verschiedenheit  der  Spurweiten 
ergeben  würde,  wenn  man  auch  bisher  das  Übel  erst  wenig 
empfunden  habe,  daß  sich  eine  bedeutende  Ausgabe  für 
eine  Änderung  der  Spurweite  auf  einigen  Bahnlinien  recht- 
fertigen ließe  x) .  Einige  Monate  später  legte  die  indische 
Regierung  nochmals  in  einem  Schreiben  an  den  Staats- 
sekretär die  Nachteile  der  Verschiedenheit  der  Spurweiten 
dar,  meinte  aber,  daß  sie  eine  gesetzliche  Festlegung  der 
Spurweite  nicht  für  wünschenswert  halte  2) .  Sie  machte 
den  Vorschlag,  daß  gewisse  Landstriche,  in  denen  bereits 
die  Meterspur  die  Herrschaft  habe,  dieser  Spur  auch  ferner- 
hin vorbehalten  werden  sollten,  daß  aber,  hiervon  abgesehen, 
keine  neuen  Hauptstrecken  in  anderer  als  der  breiten 
Normalspur  gebaut  werden  sollten  und  das  Meterspurnetz 
nicht  weiter  in  neuen  Gegenden  Ausdehnung  finden  sollte. 
Der  Staatssekretär  für  Indien,  Viscount  Groß,  schloß  sich 
der  Ansicht  der  indischen  Regierung  an,  daß  eine  gesetzliche 
Festlegung  der  Spurweite  in  Indien  nicht  zu  empfehlen 
wäre  und  man  sich  das  Recht  vorbeha  ten  sollte,  bei  jedem 
neuen  Bahnprojekt  die  zu  verwendende  Spurweite  zu 
bestimmen,  welcher  Gesichtspunkt  bis  zum  heutigen  Tage 
in    Geltung  geblieben  ist. 

Mit  dem  soeben  geschilderten  Streit,  wie  weit  die  breite 
Normalspur  oder  die  Meterspur  in  Indien  Verwendung 
finden  sollte,  steht  dagegen  nicht  im  Zusammenhang  die 
Frage  der  Spurweite  für  die  eigentlichen  Kleinbahnen. 
Hier    hatte    die    Regierung    von    Indien    schon    frühzeitig 

1)  Despatch   No.  55,  dated  25th  March   1890. 

2)  Bell,  a.  a.   O.,    S.   183  184. 
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erkannt,  daß  es  für  dünn  bevölkerte  Gegenden,  auf  kurzen 
Linien  von  rein  lokaler  Bedeutung  und  in  bergigem  Terrain 
vorteilhaft  sei,  noch  unter  die  Meterspur  herabzugehen  und 
Spurweiten  von  2  bis  3  Fuß  engl,  zu  wählen  l).    Man  legte 
hierbei   die  Erfahrungen   zugrunde,   welche   man   bei  Ver- 
suchen in  Wales  auf  den  Festiniog  und  M  d- Wales  Railways 
mit   Spurweiten  von  2  Fuß  engl,  gemacht  hatte,  die  sehr 
günstig    ausgefallen    waren-).        Die    Meinungen,    welche 
Spurbreite  man  diesen   Kleinbahnen   geben   sollte,   gingen 
sehr  auseinander,  und  im  Laufe  der  Zeit  wurden  mehrere 
hundert  Meilen  sowohl  mit  einer  Spur  von  2'  ö':  engl,  als 
auch  mit  einer  solchen  von  nur  2  Fuß  engl,  angelegt,  wobei 
aber  doch  die  6  Zoll  breitere   Spur   von  Anfang  an  mehr 
Verwendung   fand  3) .      Nachdem   man   aber   ungefähr   seit 
dem  Jahre  1890  begonnen  hatte,  diese  Bahnen,  die  zuerst 
als    Straßenbahnen    meist    auf    schon    bestehenden    Land- 
straßen gelegt  worden   waren,    auf  eigenen  Unterbau  oder 
neben  den  vorhandenen  Wegen  herlaufend  zu  bauen,  wurde 
mehr  und  mehr  der  Spurweite  von  2<  6"  engl,  der  Vorzug 
gegeben.     Die  Eisenbahnkonferenzen,  welche  in   Simla  Im 
Juli  1897  und  August  1898  tagten,  beschäftigten  sich  ein- 
gehend mit   der  Spurweitenfrage   auf   diesen    Schmalspur- 
bahnen  und   sprachen   sich   dahin   aus,    daß   es   aus   kom- 
merziellen und  militärischen   Gründen  empfehlenswert  sei, 
Einheitlichkeit   der    Spur   auch   hier   anzustreben4).      Der 
Staatssekretär    empfahl    darauf    der    indischen    Regierung 
die   Annahme   der    Spurweite   von   2<    6"   als    Einheitsspur 
für    Kleinbahnen,    welcher   Vorschlag    von   der    Regierung 
in  Indien  auch  endgültig  angenommen  wurde.    Am  31.  De- 
zember   1006   hatte    das    Kleinbahnnetz   eine   Ausdehnung 

1)  Report  1869/70,    S.  6. 

2)  Report  from  Captain  H.  W.  Tyler  to  the  Board  of  Trade,  dated 
Whitehall,  4th  March   1870. 

3)  The  Imperial   Gazetteer  of  India,   Band  III,    S.  382. 

4)  Report   1896  97,    S.  6;   do.   1898  99,    S.   7. 
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• 
von    1400   engl.    Meilen,    von   denen    107 1    eine    Spurweite 
von  2'  6"  engl,  und  nur  329  engl.  ?4eilen  eine  solche  von 
2  Fuß  engl,  hatten  2) . 

Die  Frage,  wie  die  Regierung  von  Indien  die  bei 
Bestimmung  der  Spurweiten  ihres  Eisenbahnnetzes  ge- 
machten Fehler  hätte  vermeiden  können  und  ob  man  ihr 
in  bezug  auf  die  von  ihr  befolgte  Politik  überhaupt  Vor- 
würfe machen  kann,  ist  sehr  schwierig  zu  entscheiden. 
Der  Grundfehler,  auf  den  alle  im  Laufe  der  Jahre  zutage 
Getretenen  Übelstände  zurückzuführen  sind,  ist  wohl  von 
Anfang  an  dadurch  gemacht  worden,  daß  man  als  Normal- 
spur für  Indien  eine  Spur  von  5*  6U  engl,  einführte.  Diese 
Ansicht  wird  von  fast  allen  mit  dem  indischen  Eisenbahn- 
wesen vertrauten  Personen  verfochten  und  wurde  auch 
von  dem  zur  Untersuchung  des  Eisenbahnwesens  im  Jahre 
1902  von  der  Regierung  nach  Indien  gesandten  Spezial- 
kommissar  Thomas  Robertson  geteilt  2) .  Die  Kosten  der 
Erdbewegungen  einer  breiten  Spur  übertreffen  unter  Um- 
ständen die  der  Meterspur  um  das  dreifache,  da  die  schärfsten 
Kurven  der  indischen  Normalspur  sich  den  wellenförmigen 
Gestaltungen  des  Geländes,  vor  allem  bei  seitlichem  Abfall 
desselben,  viel  schwieriger  anpassen,  ais  dies  bei  den  gleich- 
artigen Kurven  der  Meterspur  der  Fall  ist3).  Die  indische 
Regierung  war  in  der  mißlichen  Lage,  sich  in  Hinsicht  auf 
den  Umfang  des  von  den  Eisenbahnen  zu  bewältigenden 
Verkehrs,  der  für  die  zu  wählende  Spurweite  bestimmend 
ist,  mit  ganz  vagen  Vermutungen  begnügen  zu  müssen. 
Vergleiche  mit  den  bei  anderen  Anlagen  unter  ähnlichen 
Verhältnissen  gemachten  Erfahrungen  standen  ihr  bei 
Einführung  von  Eisenbahnen  in  Indien  noch  nicht  zur 
Verfügung;  sie  mußte  sich  begnügen,  an  Ort  und  Steile 
allgemeine    Untersuchungen    über    die    Beschaffenheit    des 


1)  Report  1906,    S.    1. 

2)  Special   Report   1903,    S.   102. 

3)  Hehl,  a.  a.   0.,    S.   10  ff. 
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Bodens  und  seine  Fruchtbarkeitsverhältnisse  für  die  den 
klimatischen  Lagen  angemessenen  Kulturen  anzustellen. 
Lord  Dalhousie  hatte  in  seiner  am  4.  Juli  185c  dem  Direk- 
torium der  Ostindischen  Kompagnie  überreichten  Schrift  x) 
ja  darin  recht,  daß  die  breitere  Spurweite  in  eingleisiger 
Anlage  vor  einer  zweigleisigen  Strecke  mit  schmalerer 
Spur  den  Vorzug  verdient,  denn  sowohl  ihre  Herstellung 
wie  auch  ihr  Betrieb  stellt  sich  ohne  Zweifel  billiger  als 
auf  einer  in  ihrer  ganzen  Länge  zweigleisig  angelegten 
Strecke  etwa  mit  Meterspur  2) .  Aber  es  ist  zu  bedenken, 
daß  ein  Teil  der  Erzeugnisse  der  Landesteile,  welche  ihre 
Produkte  der  Bahn  zuführen,  exportiert  werden  muß, 
also  die  ganze  Bahnlänge  von  dem  Orte  seiner  Entstehung 
bis  zu  dem  Hafenplatze  durchläuft.  Daher  herrscht  in 
vielen  Fällen  nur  geringer  Betrieb  im  Innern,  aber  ein 
möglicherweise  sehr  reger  in  größerer  Nähe  der  Küste. 
Wendet  man  also  im  Innern  des  Landes  eine  Spurweite  an, 
die  dem  Verkehr  gerade  genügt,  so  wird  diese  ihn  in  der 
Nähe  des  Verschiffungshafens  nicht  mehr  bewältigen 
können.  Wird  dagegen  umgekehrt  die  Spurweite  ent- 
sprechend dem  stärksten  Verkehr  gewählt,  so  wird  im 
Innern  das  für  die  Herstellung  der  Bahn  aufgewandte 
Kapital  nicht  voll  ausgenutzt  werden.  Um  diesem  Übel- 
stande zu  begegnen,  hätte  man  durchgehend  die  Meterspur 
annehmen  müssen,  die  eine  verhältnismäßig  billige  Kon- 
struktion bei  großer  Betriebsfähigkeit,  genügender  Trans- 
portgeschwindigkeit und  Bequemlichkeit  für  das  reisende 
Publikum  gewährt  und  dieselbe  dann  nach  Bedarf  zu  dop- 
pelter oder  noch  vermehrterer  Gleisanlage,  um  jedem 
Verkehr  gewachsen  zu  sein,  auf  einem  Teil  der  ganzen 
Linienlänge  erweitert.  Dadurch  hätte  man  im  Stadium 
der  eingleisigen  Anlage  einen  großen  Teil  des  Anlage- 
kapitals   nebst    Zinsen,    welches    man    bei    normalspuriger 

1)  cf.   Kapitel   I,    S.    12. 

2)  Hehl,  a.  a.   0.,    S.   24  ff. 
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Anlage  hätte  bezahlen  müssen,  gespart,  und  weiter  wird 
noch  die  Differenz  zwischen  den  Einheitstransportkosten 
auf  beiden  Spurweiten  gespart,  da  die  Betriebsfähigkeit 
der  breiteren  nicht  ausgenutzt  wird  und  sich  die  Transport- 
kosten  der   schmaleren   billiger   stellen. 

Da  die  indische  Regierung  bei  der  ungünstigen  Finanz- 
lage den  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  in  Indien  in  der 
Normalspur,  welche  über  die  Erfordernisse  des  Landes 
hinausging  und  zu  große  Baukosten  verursachte,  nicht 
genügend  schnell  fortsetzen  konnte,  war  die  Einführung 
der  schmaleren  Meterspur  in  einer  späteren  Periode  die 
unvermeidliche  Folge,  wodurch  über  Indien  alle  die  Übel 
heraufbeschworen  wurden,  vor  denen  Lord  Dalhousie 
Indien  hatte  verschonen  wollen  l).  Wenn  auch  bei  den 
großen  Entfernungen,  mit  welchen  man  in  Indien  rechnen 
muß,  sich  das  Bestehen  zweier  Spurweiten  nicht  so  fühlbar 
macht  wie  in  europäischen  Ländern,  so  sind  die  Nachteile 
einer  Verschiedenheit  der  Spurweiten  doch  unzweifelhaft 
sehr  groß2).  Die  direkte  Ausgabe  für  die  Überführung 
von  Gütern  von  einer  Bahnlinie  nach  einer  anderen  bei 
dem  Vereinigungspunkte  der  Normal-  und  der  Meterspur 
spielt  hierbei  keine  so  bedeutende  Rolle,  denn  die  Kosten 
der  Umladung  entsprechen  nur  einer  Weiterverfrachtung 
von  3  bis  6  engl.  Meilen.  Mitte  der  1870er  Jahre  stellten 
sich  die  Umladekosten  auf  i1, .,  d.  bis  2  d.  per  Tonne3). 
Der  Kontraktsatz  für  diese  Arbeit  war  in  Delhi,  wo  die 
Rajputana- Linie  auf  die  East  Indian  und  Punjab  and 
Delhi  Railways  trifft,  um  die  genannte  Zeit  21  .,  Rupien 
für  1000  maunds  (1  maund  =  82,28  Pfund  engl.)  4).  Von 
größerer  Bedeutung  ist  dagegen,  daß  eine  Verschiedenheit 
der  Spurweite  einen  getrennten  Bestand  rollenden  Materials 


1)  Andrew,  a.  a.   0.,    S.    LIX. 

2)  Bell,  a.  a.    0.,    S.  49. 

3)  Report  1875  76,    S.   10. 

4)  do.   1875  76,    S.   10. 
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nötig  macht  und  gewöhnlich  auch  die  Unterhaltung  ge- 
trennter Werkstätten  verlangt1).  Die  Umladung  stellte 
sich  außerdem  dadurch  teurer  als  die  direkten  Kosten  be- 
trugen, daß  den  Kaufleuten  viel  Schaden  durch  den  Regen, 
besonders  bei  Getreide,  und  durch  Diebstähle  zugefügt 
wurde,  während  die  Waren  an  den  Umladestationen  auf- 
gestapelt waren.  Die  Verluste,  welche  die  Kaufleute  auf 
den  indischen  Eisenbahnen  durch  Aufenthalt  von  Getreide- 
transporten auf  den  Umladestationen  erlitten,  wenn  das 
Getreide  heftigen  Regengüssen  ausgesetzt  war,  waren  sehr 
bedeutend,  und  die  Eisenbahngesellschaften  mußten  an- 
sehnliche Entschädigungen  zahlen.  Ich  will  nur  eines  von 
den  vielen  Beispielen  wiedergeben,  die  Sir  Williams  P. 
Andrew  anführt.  Die  East  Indian  Railway  Company 
erlitt  im  Januar  1877  einen  Verlust  von  28  049  Pfund 
Sterling  durch  einen  unerwarteten  Platzregen,  und  das  ist 
nicht  der  zehnte  Teil  von  dem,  was  in  früheren  Jahren  an 
Getreide  und  Hülsenfrüchten,  die  auf  kleinen  Stationen  in 
Ballen,  Wind  und  Wetter  ausgesetzt,  lagen2).  An  diesem 
Übelstande  wurde  später  insofern  Besserung  geschaffen, 
als  die  indische  Regierung  und  die  Eisenbahngesellschaften 
große  Speicher  anlegten,  wo  das  Getreide  sorgsam  be- 
handelt und  bis  zum  Weitertransport  aufbewahrt  werden 
kann  wie  solche  Anlagen  zuerst  in  Amerika  und  dann 
auch  in  Rußland  an  den  Staatsbahnen  angelegt  worden 
sind  und  sich  außerordentlich  bewährt  haben  3) .  Daß  die 
Verschiedenheit  der  Spurweite  große  Verluste  durch  Dieb- 
stähle veranlaßt  hat,  mag  denen,  die  mit  dem  Betrieb  in- 
discher Bahnen  nicht  vertraut  sind,  sonderbar  erscheinen. 
Aber  wenn  Güter  auf  einer  Station  sich  anhäufen,  wenn  der 
Verkehr  mit  ungenügendem  rollenden  Material   vermittelt 


1)  Bei!,  a.  a.    0.,    S.  49. 

2)  Andrew,  a.  a.   O.,    S.    LXXII. 

3)  Conrad,      Grundriß     zum    Studium    der    politischen    Ökonomie, 
Jena  1904,  2.   Teil,    S.   120. 
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wird,  muß  man  in  Indien  immer  mit  Diebstählen  rechnen  1). 
Im  Jahre  1877  hatte  allein  die  Great  Indian  Peninsula 
Railway  Company  für  Verluste  durch  Diebstähle  in  Höhe 
von  32  762  Pfund  Sterling  aufzukommen.  Es  wurde  dabei 
entdeckt,  daß  Getreide,  welches  in  die  von  Hungersnot 
befallenen  Distrikte  transportiert  wurde,  systematisch 
durch  organisierte  Diebesbanden  gestohlen  wurde,  zuweilen 
sogar  unterstützt  durch  Angestellte  der  betreffenden  Eisen- 
bahngesellschaft. Abgesehen  davon,  daß  die  Güter  in 
Zeiten  lebhaften  Verkehrs  eine  Verzögerung  oft  von  meh- 
reren Tagen  an  den  Umladestationen  erlitten,  entstanden 
aber  durch  die  Umladung  selbst  noch  Verluste  2) .  Die 
Güter  werden  von  den  Arbeitern  roh  behandelt,  wodurch 
häufig  Warenballen  auseinanderreißen,  und  Gewicht  geht 
dadurch  verloren,  daß  die  Güter  oft  mehrere  Tage  der 
Sonne  ausgesetzt  sind.  Der  Verlust  aus  all  diesen  Ursachen 
wurde  an  einer  einzigen  Umladestation  (in  Sabarmati) 
auf  1  %  des  Güterwertes  oder  auf  rund  20000  Pfund 
Sterling  jährlich  geschätzt3).  Die  Bombay  Chamber  of 
Commerce  bemerkte  hierzu  in  einer  an  Lord  Ripon  ge- 
richteten Denkschrift,  daß  der  tatsächliche  Verlust,  welchen 
der  Handel  durch  die  Verschiedenheit  der  Spurweite  erleide, 
sich  sehr  unvollkommen  durch  den  Geldverlust  ausdrücken 
lasse.  Die  Konkurrenz  zwischen  indischem  und  ameri- 
kanischem Weizen  wäre  so  scharf,  daß  selbst  ein  noch 
kleinerer  Betrag  als  1  '  zu  Ungunsten  Indiens  ausschlag- 
gebend  sein   könnte. 

Aber  alle  Nachteile  der  Verschiedenheit  der  Spurweite 
lassen  sich  einigermaßen  berechnen,  und  danach  muß  man 
sich  überlegen,  ob  ein  Bruch  mit  der  Einheitlichkeit  der  Spur 
wirtschaftlich  ist  oder  nicht  4) .    Man  muß  sich  klar  werden. 


1)  Andrew,  a.  a.    O.,    S.    LXXV. 

2)  do.,    S.    LXXV. 

3)  Andrew,  a.  a.   O.,    S.    LXXVI. 

4)  Bell,  a.  a.    0.,    S.   49. 
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ob  die  in  Frage  stehende  Linie  Aussicht  hat,  einmal  eine 
Durchgangslinie  zu  werden  oder  auch,  ob  sie  nur  eine 
kurze,  aber  wichtige  Zweigbahn  ist,  z.  B.  nach  e  nem 
Kohlenbergwerk,  in  welchem  Falle  die  breite  Spur  sich 
nur  wenig  teurer  stellt  als  die  Meterspur.  Die  Meterspur 
darf  dagegen  nur  dort  Verwendung  finden,  wo  eine  Aus- 
gestaltung zu  einer  Hauptbahn  im  Laufe  der  Zeit  aus- 
geschlossen ist1).  Es  giebt  in  Indien  einige  Distrikte,  die 
wahrscheinlich  ständig  isoliert  sein  werden,  es  gab  Gegen- 
den, die  dringend  nach  Verkehrsmitteln  verlangten,  wo 
selbst  gewöhnliche  befestigte  Landstraßen  noch  nicht  be- 
standen und  der  Verkehr  in  Generationen  noch  von  einer 
schmalspurigen,  billigen  Eisenbahn  bewältigt  werden  kann; 
hier  war  die  Meterspur  angebracht'2).  „Wenn",  wie  Sir 
John  Strachey  sagte,  ,,wir  Eisenbahnen  herstellen  können, 
die  selbst  ihre  Unterhaltungskosten  aufbringen,  so  ist  es 
von  jedem  Standpunkt  aus  vorteilhaft,  sie  an  die  Stelle 
von  beschotterten  Wegen  zu  setzen.  Wir  erlangen  weit 
bessere  Kommunikationsmittel,  wir  schaffen  vorzügliche 
Zufuhrlinien  zu  den  großen  Stammbahnen  und  nützen 
dadurch  nicht  nur  dem  Lande,  sondern  auch  den  finan- 
ziellen Interessen  der  kaiserlichen  Regierung,  und  gleich- 
zeitig befreien  wir  noch  die  provinzialen  Einkünfte  von 
einer  schweren  Last 3)."  Der  Fehler,  der  in  Indien  gemacht 
wurde,  besteht  darin,  daß  man,  trotzdem  die  Spur  von  5'  6" 
als  Normalspur  schon  bestand,  die  Meterspur  nicht  ge- 
nügend beschränkte,  sondern  Eisenbahnen,  die  offen- 
sichtlich Durchgangslinien  waren,  mit  der  schmaleren 
Spur  baute  und  dadurch  das  ganze  Eisenbahnnetz  aus- 
einanderriß. Ein  Blick  auf  die  Eisenbahnkarte  zeigt,  daß 
eine  Eisenbahn  von  Lahore  nach  dem  Hafen  Kurrachee  als 
eine  der  Hauptstammlinien  des  indischen  Bahnnetzes  an- 


1)  Hehl,  a.  a.    0.,    S.  23. 

2)  Report  1875  76,    S.    10. 

3)  do.,   1875  76,    S.   10. 
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gesehen  werden  muß.  Trotzdem  hatte  man  Teile  dieser 
814  engl.  Meilen  langen  Strecke  erst  in  Meterspur  gebaut, 
obgleich  noch  dazu  an  jedem  Ende  ein  Stück  von  zusammen 
324  engl.  Meilen  Länge  bereits  mit  der  breiten  Normalspur 
in  Betrieb  war1).  Auch  ein  Stück  der  Bengal- Nagpur 
Raüway  wurde,  wie  bereits  erwähnt,  anfangs  in  Meterspur 
angelegt,  trotzdem  diese  Bahn  die  direkte  Verbindung 
zwischen  Bombay  und  Calcutta  bildet.  In  diesen  beiden 
Fällen  mußte  sich  die  indische  Regierung  notgedrungen 
zu  einer  Umv/andlung  in  die  Normalspur  bequemen. 
Die  Linien,  welche  durch  Rajputana  gehen  und  Delhi 
direkt  mit  Kurrachee  und  Bombay  verbinden,  sind  fälsch- 
licherweise auch  in  Meterspur  angelegt  worden,  ohne  daß 
in  diesen  Fällen  bisher  eine  Umwandlung  der  Spur  statt- 
gefunden   hat. 

Da  man  das  Meterspurnetz  zu  weit  ausgedehnt  hatte, 
als  eigentlich  im  Hinblick  auf  die  nun  einmal  bestehende 
Normalspur  angebracht  war,  und  auch  die  Entwicklung 
des  Verkehrs  auf  den  indischen  Eisenbahnen,  welche  be- 
sonders seit  dem  großen  Aufschwung  des  indischen  Export- 
handels nfolge  der  Eröffnung  des  Suezkanals  einsetzte, 
unterschätzt  hatte  2) ,  so  war  man  bald  gezwungen,  von 
der  ursprünglichen  Idee,  die  Meterspurbahnen  so  leicht 
wie  möglich  zu  bauen,  abzuweichen  3) .  Um  der  unerwartet 
raschen  und  weiten  Ausdehnung  des  Verkehrs  gewachsen 
zu  sein,  mußte  man  auch  die  mit  Meterspur  angelegten 
Bahnen  schwerer  herstellen,  wodurch  die  Ersparnis  bei 
den  Baukosten  wieder  aufgezehrt  wurde.     Die   Steigerung 

1)  Bell,  a.   a.    0.,    S.   169. 

2)  Man  nahm  in  den  1870er  Jahren  an,  daß  keine  Eisenbahn  in  Indien 
für  einen  größeren  Verkehr  als  840  Tonnen  Güter  und  1064  Passagiere 
pro  engl.  Meile  in  24  Stunden  eingerichtet  sein  brauche,  da  dies  nämlich 
damals  der  Verkehr  auf  der  East  Indian  Railway  war.  Aber  schon  1882 
wies  diese  Bahn  einen  Verkehr  von  1  825  Tonnen  Güter  und  1417  Passa- 
gieren pro  engl.  Meile  in  24  Stunden  auf.    Andrew,  a.  a.  0.,  S.  LX  ff. 

3)  The   Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.   381  ff. 
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der     Leistungsfähigkeit    der    Meterspur    durch    schwerere 
Bauart  war  aber  immerhin  noch  weniger  kostspielig,   als 
sie  in  die  breite  Normalspur  umzuwandeln.    Die  Folge  war, 
daß  die  Bauart  und  Ausrüstung  der  Meterspurbahnen  fast 
das    Normalmaß  der    Spur    von  5'   6"  Weite    erreicht  hat 
und    die    Netze   mit   Meterspur   immer   mehr    Verbreitung 
gefunden  haben.      Sie  beherrschen  heute  durch  die  Rohil- 
khand  and   Kumaon  und  die   Bengal  and    North-Western 
Railways  und  durch  Teile  der  Eastern  Bengal  State  Railway 
das  Gebiet  nördlich  des  Ganges:   Rajputana  und  die  v/est- 
lichen Teile  von  Central  India,   Kathiawar  am  Meerbusen 
von  Arabien,  Southern  Mahratta,  Mysore  und  Hyderabad 
und    der    Süden    der    vorderindischen    Halbinsel    verfügen 
über    große    Meterspurnetze,    und    Assam    und    Burma    ist 
einzig    und    allein    von    Eisenbahnen    in    dieser    Spurweite 
erschlossen  worden  x) .     Alle  diese  Eisenbahnnetze  wurden 
getrennt  begonnen,  und  man  ahnte  nicht,  daß  sich  daraus 
wichtige  durchgehende  Linien,  "reiche  den  in   Normalspur 
angelegten  Bahnen  Konkurrenz  machen,  entwickeln  wür- 
den 2) .     Daß  dies  geschehen   ist,    gibt   aber  keinen   Grund, 
das  Prinzip  zu  verwerfen,  welches  sie  vertreten.     Die  Ein- 
führung der  Meterspur  im   Jahre   1870  war  unzweifelhaft 
ein    Schritt  in  der  richtigen   Richtung;    denn  hätte  die  in- 
dische  Regierung  ständig  für  alle   Eisenbahnen  in   Indien 
an  der   Normalspur  von  5'  6"  engl,  festgehalten,  so  hätte 
man    bei    der    ungünstigen    Lage   der    indischen    Finanzen 
heute  entweder  ein  bedeutend  kleineres  Eisenbahnnetz  in 
Indien,  oder  es  würde,  wenn  es  den  jetzigen  Umfang  erreicht 
hätte,   eine   drückende    Last   für   die   staatlichen   Finanzen 
sein.     Die   Spurweitenfrage  ist  der  einzige   Punkt,  in  dem 
die  Eisenbahnpolitik  in  Indien  ernstlich  angegriffen  worden 
ist.     Aber  es  ist  zu  beachten,  daß  diese  Debatte  in  Indien 

1)  Report   1906,    S.    125,    129,    157,    168,    170,    174  ff.,    17811-»    l85> 
194  ff. 

2)  Bell,  a.   a.    0.,    S.  250. 
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selbst  weniger  heftig  geführt  wurde  als  in  Europa,  da  im 
erstgenannten  Lande  die  Verschiedenheit  der  Spurweite 
bei  den  großen  Entfernungen  gar  nicht  so  ungeheuer  lästig 
empfunden  wurde,  wie  es  denen  erscheint,  die  nach  euro- 
päischen Verhältnissen  die  Frage  beurteilen.  In  England 
fanden  die  Gegner  der  Verschiedenheit  der  Spurweite  aber 
immer  ein  geneigtes  Ohr  und  bereitwillige  Zustimmung, 
daß  es  ein  unvergleichlich  ernstes  Übel  wäre.  Dies  rührte 
von  der  unglücklichen  Tendenz  her,  alles  unter  Zugrunde- 
legung englischer  Verhältnisse  zu  betrachten  und  die  un- 
geheure Ausdehnung  Indiens,  die  einschneidende  Ver- 
schiedenheit der  Bedingungen  in  seinen  Provinzen  und  den 
noch  größeren  Kontrast  in  den  Gewohnheiten  und  Zielen 
der  Bevölkerung,  verglichen  mit  denen  der  vorgeschrittenen 
europäischen  Kulturländer,  völlig  zu  ignorieren.  Die 
gänzlich  verschiedene  Lage  der  Dinge  n  Indien  wurde 
zum  Glück  für  Indien  und  seine  Finanzen  von  seinen 
Staatsmännern  erkannt.  Man  könnte  nur  im  Zweifel  sein, 
ob  es  nicht  besser  gewesen  wäre,  eine  noch  größere  Re- 
duktion gegenüber  der  breiten  Normalspur  vorzunehmen 
und  die  Schmalspur  z.  B.  auf  2'  9"  engl,  oder  gar  auf  2'  6U 
engl,  zu  fixieren,  welch  letztere  heute  die  einheitliche 
Spezialspur  ist.  Diese  Schmalspur  wäre  dann  so  klar  ge- 
eignet nur  für  Eisenbahnen  mit  begrenztem  Verkehr,  daß 
die  Fehler  vermieden  worden  wären,  eine  Schmalspur  in 
Gegenden  zu  verwenden,  wo  man  guten  Grund  zu  der 
Annahme  hatte,  daß  die  Verkehrsentwicklung  schließlich 
die   Normalspur   verlangen  würde. 

Um  die  Verschiedenheit  der  Spurweite  in  Indien  so 
wenig  wie  möglich  fühlbar  zu  machen,  hat  man  seit  Anfang 
der  1890er  Jahre  begonnen,  die  einzelnen,  ganz  isoliert 
voneinander  entstandenen  Meterspurnetze  durch  Ver- 
bindungsglieder zu  vereinigen  und  den  Meterspurbahnen 
auch  den  Ausweg  nach  den  Seehäfen  zu  eröffnen  l) .  Im 
1)    The  Imperial    Gazetteer  of   India,    Band  III,    S.  382. 
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Jahre  1892  wurde  die  Verbindung  zwischen  den  Southern 
Mahratta  und  South  Indian  Railways  in  Dharmavaram 
hergestellt1).  Im  Oktober  1894  wurde  der  Bau  der  zum 
Betriebsbereich  der  Oudh  and  Rohilkhand  State  Railway 
gehörigen  Verbindungsbahn  von  Cawnpore  nach  Burhwal 
genehmigt,  um  die  nördlich  des  Ganges  liegenden  Meter- 
spurnetze untereinander  zu  verketten2).  Im  Jahre  1897 
wurde  dann  die  Verbindung  zwischen  den  in  Meterspur 
gebauten  Bahnen  nördlich  des  Ganges  und  dem  Meterspur- 
netz in  Rajputana  hergestellt  und  dieses  erhielt  im  Jahre 
1902  Anschluß  an  die  Bahnen  in  Kathiawar.  In  Erwägung 
ist  der  Bau  des  fehlenden  Gliedes  zwischen  dem  Eisen- 
bahnnetz in  Rajputana  und  den  Bahnen  in  Hyderabad 
und  Southern  India  durch  Verlängerung  der  Rajputana- 
Malwa  Railway  über  Khandwa ,  wo  sie  auf  die  Great 
Indian  Peninsula  Railway  stößt,  hinaus  in  südlicher  Rich- 
tung bis  zur  Hyderabad- Godavari  Valley  Railway  3).  Ferner 
ist  bereits  im  Bau  befindlich  das  fehlende  Verbindungs- 
glied zwischen  den  nördlich  des  Ganges  gelegenen  Meter- 
spurbahnen und  den  Bahnen  in  Assam,  indem  die  Eastern 
Bengal  Railway  über  Kokrajhar,  parallel  dem  Brahmaputra 
laufend,  bis  Gauhati  North  Bank,  am  rechten  Ufer  des 
Brahmaputra  gelegen,  verlängert  wird,  wo  dann  bei  dem 
gegenübergelegenen  Orte  Gauhati  die  Eisenbahnen  Assams 
beginnen.  Zur  Angliederung  der  Eisenbahnen  Burmas  an 
die  übrigen  Meterspurbahnen  Indiens  sind  zwei  Linien 
projektiert,  die  Manipur- Route  und  die  Hukong  Valley 
Route,  die  beide  Anschluß  an  das  Eisenbahnnetz  in  Assam 
finden.  Wenn  alle  geschilderten  Verbindungslinien  fertig- 
gestellt sind,  sind  sämtliche  Meterspurbahnen  Indiens 
untereinander  in  direktem  Zusammenhang.  Bei  den 
jetzigen    Verhältnissen    kann    man    dann    eigentlich    nicht 

1)  Report  1906,    S.   189. 

2)  Report   1904,    S.   179. 

3)  The   Imperial    Gazetteer  of   India,   Band   III,    S.   382. 
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mehr  von  einer  indischen  Normalspur  sprechen,  sondern 
man  muß  zwei  Normalspuren  unterscheiden,  die  ursprüng- 
liche von  5'  6"  engl.  Weite,  mit  der  bis  zum  31.  Dezember 
1906  15  548  engl.  Meilen  dem  Verkehr  übergeben  waren, 
und  die  Meterspurweite  (3'  3''  ti"  engl.),  welche  ein  von 
den  Normalspurbahnen  völlig  unabhängiges,  geschlossenes 
Netz  für  sich  bildet,  das  am  31.  Dezember  1906  12  149 
engl.  Meilen  eröffnete   Bahnen  umfaß  e1). 

Bei  diesem  doppelten  Netzsystem  wird  es  aller  Voraus- 
setzung nach  in  Zukunft  bleiben.  Nachdem  das  Meterspur- 
netz einen  derartigen  Umfang  angenommen  hat  und  die 
einzelnen  Teile  desselben  zu  einem  geschlossenen  Ganzen 
vereinigt  worden  sind,  läßt  sich  kaum  annehmen,  daß  die 
indische  Regierung  jemals  daran  denken  wird,  die  Ein- 
heitlichkeit der  Spurweite  wiederherzustellen  Um  das 
rollende  Material  eventuell  auf  beiden  Spurweiten  ver- 
wenden zu  können,  sind  in  Indien  viele  Wagen,  die  eigent- 
lich für  Meterspurbahnen  bestimmt  sind,  so  gebaut,  daß 
die  Radsätze  jederzeit  ausgewechselt  werden  können  und 
die  Wagen  sodann  auch  auf  Strecken  mit  5*  6"  engl.  Spur- 
weite gebraucht  werden  können  2) .  Auch  hat  man  in  den 
letzten  Jahren  fünf  Einheitstypen  von  Lokomotiven  ein- 
geführt, die  sowohl  für  die  Meter-  als  auch  für  die  breite 
Spur    Verwendung   finden   können3). 

Zum  Schluß  dieses  Kapitels  sei  noch  kurz  bemerkt, 
daß  das  rollende  Material  auf  den  indischen  Eisenbahnen 
mit  5'  6"  Spur  im  Verhältnis  zu  den  in  Europa  und  Amerika 
üblichen    Maßen    kleinere    Dimensionen    hat   und    deshalb 


1)  Report  1906,    S.   1. 

2)  Special   Report  1903,    S.   105. 

3)  Letter  No.  190  of  6th  February  1904  from  Government  of  India, 
Public  Works  Department,  Railways  an  die  Regierungen  von  Madras, 
Bombay  und  Burma,  die  Residenten  in  Hyderabad  und  Rajputana  und 
die  beratenden  Ingenieure  und  Betriebsleiter  der  verschiedenen  Bahn- 
verwaltungen. 
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die  Leistungsfähigkeit  der  indischen  Eisenbahnen  nicht 
genügend  ausgenutzt  wird.  In  England  beträgt  die  Breite 
eines  Wagens  für  die  4'  81  .,"  Spurweite  8'  6'\  in  Amerika 
10'  o"  und  auf  dem  europäischen  Kontinent  10'  6"  engl.  1). 
In  Indien  dagegen  haben  die  für  eine  Spur  von  5'  6"  be- 
stimmten Wagen  nur  eine  Breite  von  9'  6"  oder  1  Fuß 
weniger  als  auf  den  kontinentalen  Eisenbahnen  und  nur 
1  Fuß  mehr  als  auf  den  englischen  Eisenbahnen,  Die 
Meterspur  wird  dagegen  in  Indien  mit  Wagen  von  Jl  9" 
Breite  befahren,  d.  h.  also  nur  9"  weniger,  als  die  W>^en 
der  englischen  Eisenbahnen  auf  einer  Spur  von  4*  8  8" 
Weite  messen.  Der  Wagenpark  für  die  5'  6' '-spurigen 
Strecken  in  Indien  ist  also  offenbar  nicht  genügend  breit; 
denn  hätten  die  indischen  Eisenbahnwagen  relativ  dieselbe 
Breite  wie  das  Material  auf  dem  Kontinent,  so  müßten 
sie  12'  3"  messen,  so  daß  also  die  Eisenbahnen  in  Indien 
niemals  den  vollen  Nutzen  aus  ihrer  weiteren  Spur  gezogen 
haben,  sondern  mit  ungefähr  221  ',  %  unter  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit betrieben  wurden.  Andererseits  leisten  die  Meter- 
spurlinien mit  Wagen  von  7'  9"  Breite  verhältnismäßig 
mehr  als  selbst  die  Eisenbahnwagen  auf  dem  europäischen 
Kontinent.  Eine  Änderung  der  auf  der  5'  6"- Spur  laufenden 
Wagen  ist  in  Indien  aber  heute  nicht  mehr  möglich,  da  alle 
Tunnel,  Brücken  und  sonstige  feste  Bauten,  wahrscheinlich 
auch  der  Bahnoberbau  und  die  Stationsgebäude  geändert 
werden  müßten.  Man  könnte  jedoch  die  Breite  auf  die  für 
den  europäischen  Kontinent  geltende  Weite  von  10'  6",  ohne 
Umänderungen  an  den  festen  A.nlagen  vornehmen  zu 
müssen,  bringen.  Die  ganze  Frage  der  Wagenbreite  findet 
jetzt  eingehende  Beachtung,  und  es  wird  geprüft,  welche 
Erweiterung  die  festen   Bauten  gestatten. 

1)    Special   Report  1903,    S.   102/103. 


V.   Kapitel 

Das  Tarifwesen 
der  ostindischen  Eisenbahnen 

A.  Personentarif 

In  den  ursprünglichen  Kontrakten,  welche  die  Ost- 
indische Kompagnie  mit  den  ersten,  mit  Zinsgarantie 
ausgestatteten  Eisenbahngesellschaften  abgeschlossen  hatte, 
war  bestimmt  v/orden,  daß  die  Fahrpreise  und  Frachtsätze 
anfangs  nur  unter  Genehmigung  der  Ostindischen  Kom- 
pagnie festgesetzt  und  Änderungen  nur  in  Übereinstimmung 
mit  dieser  vorgenommen  werden  durften1).  Wenn  die 
Reineinnahmen  der  Eisenbahngesellschaften  10  %  über- 
stiegen, konnte  die  Ostindische  Kompagnie  eine  Herab- 
setzung des  Tarifs  vornehmen,  doch  nicht  in  dem  Umfange, 
daß  die  Reinerträge  nun  unter  10  %  des  aufgewandten 
Kapitals  sanken.  Die  Eisenbahnbeamten  waren  ferner 
verpflichtet,  die  Postsachen  und  Postbeamten  frei  zu  be- 
fördern, Offiziere  in  I.  Klasse  zu  den  Fahrpreisen  der  IL, 
und  Soldaten ,  wenn  sie  sich  im  Dienst  befanden ,  in 
II.  Klasse  zu  den  niedrigsten  Fahrpreisen  zu  befördern. 
Die  indische  Regierung  übernahm  als  Rechtsnachfolgerin 
der  Ostindischen  Kompagnie  diese  Bedingungen  und  setzte 
fest,   daß   die    Gesellschaften   dem   Publikum  zu   denselben 


i)    Report  1859,   S.  7. 
E.    Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen  13 
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Fahrpreisen,  wie  sie  von  der  Ostindischen  Kompagnie 
angesetzt  worden  waren,  auch  fernerhin  die  Benutzung 
der  Eisenbahnen  gestatten  sollten  und  eine  Erhöhung  der 
Gebühren  nur  mit  Genehmigung  der  indischen  Regierung 
stattfinden  dürfte  *) . 

Die  Festsetzung  passender  Fahrpreise  war  natürlicher- 
weise sehr  schwierig,  da  sowohl  die  Regierung  als  auch 
die  Eisenbahngesellschaften  keine  praktische  Erfahrung 
hatten  und  ganz  auf  theoretische  Erwägungen  angewiesen 
waren  2) .  Beide  Parteien  kamen  daher  anfangs  darin 
überein,  daß  die  ersten  Fahrpreise  als  Versuchssätze  anzu- 
sehen wären  und  endgültig  von  der  Regierung  erst  fest- 
gesetzt werden  sollten,  wenn  die  Eisenbahnlinien  einige 
Zeit  im  Betrieb  gewesen  waren  und  man  die  Tendenz  und 
den  Charakter  des  Verkehrs  genügend  erkannt  hatte. 
Allgemein  wurde  bei  Einführung  der  Eisenbahnen  in  Indien 
die  Ansicht  vertreten,  daß  man  genügende  Einnahmen  nur 
durch  den  Güterverkehr  erzielen  würde,  da  die  Eingeborenen 
selbst  teils  aus  Vorurteil  sie  nicht  benutzen  würden  und 
teils  auch  die  Armut  der  großen  Masse  des  Volkes  sie  an 
der  Benutzung  des  neuen  Verkehrsmittels  hindern  würde  2). 
Aber  gleich  bei  Eröffnung  der  ersten  Bahnstrecke  zeigte 
sich,  daß  die  Bevölkerung,  obgleich  arm  und  beharrlich 
an  ihren  Vorurteilen  festhaltend,  dennoch  für  die  Vorteile 
der  Eisenbahnen  empfänglich  war  und  sie  gern  benutzte, 
wenn  sie  nur  billig  reiste.  Welchen  Wert  die  Eingeborenen 
dem  billigen  Reisen  beilegten,  kann  man  daraus  ermessen, 
daß  sogar  die  sonst  so  streng  gewahrten  Kastenunterschiede 
verwischt  wurden  und  die  Ströme  von  Pilgern,  welche 
früher  zu  Fuß  durch  das  Land  zogen,  keine  religiösen  Be- 
denken   hatten,    ihre    Heiligtümer    bequem    per    Bahn    zu 

i)    Bell,  a.'a.   O.^S.   187;    Report  1859,    S.  46. 

2)  Bell,  a.  a.   O.,    S.   187. 

3)  Railways  in   India,    S.   19. 
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besuchen1).  Ein  Angehöriger  einer  höheren  Kaste  reiste 
lieber  in  demselben  Wagenabteil  zusammen  mit  einem 
Mitbruder  aus  einer  niedrigeren  Kaste,  ehe  er  einen  höheren 
Fahrpreis  bezahlte  und  sich  von  seinen  Pfennigen  trennte. 
Auch  die  Agitation  der  Brahminen  gegen  die  Eisenbahnen 
vermochte  die  Eingeborenen  nicht  von  ihrer  Benutzung 
zurückzuschrecken  2).  Die  Brahminen  wußten  ganz  genau, 
daß  das  Fundament  ihres  Einflusses  Unwissenheit  und 
Aberglaube  seien,  und  sie  entsetzten  sich,  wenn  sie  an  die 
Folgen  der  Aufklärung  und  des  Fortschrittes  dachten. 
Vor  allem  waren  ihnen  daher  die  Eisenbahnen  und  Tele- 
graphen ein  Dorn  im  Auge;  denn  diese  Beweise  euro- 
päischer Überlegenheit  sprangen  doch  zu  lebhaft  in  die 
Augen,  als  daß  sie  sich  so  ohne  weiteres  hätten  weg- 
disputieren lassen. 

Die  indische  Regierung  hatte  richtig  erkannt,  daß  bei 
der  Armut  der  großen  Masse  des  Volkes  die  Fahrpreise  der 
untersten  Klasse  so  niedrig  wie  möglich  sein  müßten,  um 
die  Eingeborenen  heranzulocken,  während  für  die  oberen 
Wagenklassen,  die  von  den  Europäern  und  reichen  in- 
dischen Kaufleuten  benutzt  werden,  ziemlich  hohe  Fahr- 
preise gefordert  werden  könnten,  da  für  diese  Leute  das 
Reisen  in  Indien  sehr  teuer  war  und  sie  selbst  bei  hohen 
Tarifsätzen  noch  billiger  und  dazu  bequemer  fortkommen 
als  bei  Benutzung  der  alten  Reisegelegenheiten.  Ein  Europäer 
oder  vornehmer  Eingeborener,  der  per  Däk,  d.  h.  mit  der 
Extrapost,  reiste,  brauchte  für  die  428  engl.  Meilen  lange 
Strecke  von  Calcutta  nach  Benares  fünf  Tage  und  mußte 
pro  Person  25  Pfund  Sterling  zahlen,  während  der  Eisen- 
bahnzug Anfang  der  1850er  Jahre  die  Strecke  in  30  Stunden 
zurücklegte  und  die  Reise  sich  I.  Klasse  auf  6 — 7  Pfund 
Sterling,    II.    Klasse     auf    2    Pfund     Sterling    15     s.     und 


1)  Report  1875  76,    S.   11;    Bell,  a.  a.   O.,    S.  4. 

2)  Lord  Roberts,  Einundvierzig  Jahre  in  Indien,  Band  I,  S.  306. 
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III.  Klasse  auf  25  s.  stellte1).  Reiste  man  dagegen  per 
Palkee,  einer  Reisesänfte,  welche  8  Träger  erforderte,  von 
denen  sich  je  4  und  4  einander  ablösten,  so  betrug  der  Preis 
für  die  genannte  Reise  12  Pfund  Sterling  10  s.  und  2  Pfund 
Sterling  10  s.  für  den  Gepäckträger,  und  maif  war  fast 
einen  Monat  unterwegs,  wobei  man  außerdem  noch  Gefahr 
lief,  von  Räubern  angefallen  zu  werden.  Die  Reise  zu 
Pferde  nahm  immerhin  noch  16  Tage  in  Anspruch  und  zu 
Wasser  dauerte  sie  stromaufwärts  in  den  primitiven  Ein- 
geborenenfahrzeugen 40  Tage  und  kostete  15  bis  25  Pfund 
Sterling. 

Die  ersten  Tarifsätze,  die  versuchsweise  auf  den  in- 
dischen Eisenbahnen  eingeführt  wurden,  waren  pro  engl. 
Meile  2) : 


East   Indian   Railway 
1854  1855  1858 


Wagen- 
klasse 

I       2  Annas  =  3  d.  1  Anna  6  Pies  =  2l  4d.      1  Anna  6  Pies  =  21/i  d. 

II       9  Pies  =  i1  ,  d.  10  Pies  =  i1  4  d.  9  Pies  =  I1  ,  d. 

III       3  Pies  =  ■  ;  d.  3  Pies  =*/8d.  3  Pies  =  ■  s  d. 


Great   Indian  Peninsula   Railway 
1853  1857  1858 


Wagen- 
klasse 

I       2  Annas  =  3  d.  1  Anna  6  Pies  =  21  4  d.    1  Anna  6  Pies  =  2l/4  d. 

II       10  Pies  =  i1  4  d.  1  Anna  =  i»/,  d.  6  Pies  =  3  ,  d. 

III       3  Pies  =  3  ;  d.  3  Pies  =»/,,d  3  Pies  =  »/«  * 


Wagen- 
klasse 


Madras   Railway 
1856  1858  1859 


I       1  Anna  6  Pies  =  21  '.  d.     1  Anna  6  Pies  =  21  i  d.     1  Anna  =  i1  ...  d. 
II       9Pies=lV8i  6  Pies  =  3,'4  d.  6  Pies  =  ^  i  d. 

III       4  Pies  =  1  ,  d.  4  Pies  =  'J.  2  Pies  =l/44 

1)  Andrew,  a.   a.   0.,    S.    159,  und   Raihvays  in   India,    S.  22. 

2)  Report  1859,    S.  54. 
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Die  indische  Regierung  erkannte  bald,  daß  der  Per- 
sonenverkehr besonders  in  der  III.  Klasse  eine  wichtige 
Einnahmequelle  werden  könnte  x) .  In  dem  mit  dem  30.  Juni 
1860  endenden  Betriebsjahre  betrug  die  Zahl  der  Passagiere 
und  die  aus  diesem  Verkehr  erzielten  Roheinnahmen  auf 
den  oben  genannten  drei   Linien  2) : 

Eröffnete  Zahl     der     Passagiere  Roheinnahmen    aus 

Meilen  I.  Klasse       II.  Klasse      III.   Klasse     dem  Personenverkehr 

723  33,792  254,212  3,549,324        226.841  Pfund  Sterl. 

Der  Prozentsatz  der  in  jeder  Wagenklasse  auf  den  drei 
Eisenbahnen  beförderten  Personen  betrug  in  dem  mit  dem 
30.    Juni   1860  endenden   Betriebsjahre 

I.   Klasse  0,8  % 

II.    Klasse  6,4 

III.   Klasse        92,8  % 

Dieses  Verhältnis  zeigt,  wie  groß  das  Bedürfnis  der 
breiten  Volksmassen  in  Indien,  welche  man  gewöhnlich 
als  untätig  und  an  einem  Orte  sitzend  ansah,  war,  zu  reisen. 
Die  eigentlichen  Einnahmen  bei  der  Personenbeförderung 
erzielten  die  Eisenbahngesellschaften  aus  dem  Verkehr 
in  der  untersten  Klasse,  und  ein  leitender  Eisenbahnbeamter 
in  Indien  sagte,  daß  es  sich  rentieren  würde,  jedem  Reisen- 
den I.  Klasse  20  Rupien  dafür  zu  zahlen,  daß  er  wegbliebe  3). 
Bei  einer  Betrachtung  des  Personentarifwesens  muß  man 
daher  sein  Augenmerk  in  erster  Linie  auf  die  Fahrpreise 
in  der  III.  Klasse  richten  und  kann  die  Preise  der  beiden 
anderen  Klassen  fast  unberücksichtigt  lassen,  da  diese 
keinen  praktischen  Einfluß  auf  die  Einnahmen  der  in- 
dischen  Eisenbahnen  ausüben. 

Ende  der  1850er  Jahre  fürchteten  die  Leiter  der 
indischen    Eisenbahnen    noch,    daß    die    Betriebsausgaben, 

1)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   189/190. 

2)  Report  1860  61,    S.  24. 

3)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   190. 
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wenn  sich  der  Passagierverkehr  infolge  der  Einführung 
niedrigerer  Fahrpreise  vermehren  würde,  derartig  steigen 
könnten,  daß  kein  Gewinn  mehr  erzielt  würde  x) .  Aber 
schon  wenige  Jahre  später  sah  man  ein,  daß  hohe  Fahr- 
preise und  hohe  Gewinne  durchaus  nicht  gleichbedeutend 
wären,  sondern  niedrige  Sätze,  d,  h.  niedrig  im  Vergleich 
mit  den  in  Europa  geltenden  Tarifen,  durchaus  mit  guten 
Einnahmen  vereinbar  wären  2) .  Die  Eisenbahngesell- 
schaften v/aren  besorgt,  es  möchte  die  Regierung  auf 
Grund  des  Kontrollrechtes,  welches  sie  gemäß  den  ver- 
traglichen Vereinbarungen  in  bezug  auf  die  Fahrpreise 
ausüben  konnte,  einen  zu  niedrigen  Tarif  festsetzen,  um 
möglichst  vielen  Leuten  die  Benutzung  der  Eisenbahnen 
zu  ermöglichen,  ohne  die  Erzielung  von  angemessenem 
Gewinn  zu  beachten.  Aber  diese  Besorgnis  war  nicht  so 
begründet,  wie  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  mag;  da 
nämlich  die  Regierung  den  Gesellschaften  eine  bestimmte 
Verzinsung  ihres  Kapitals,  noch  dazu  gewöhnlich  in  Höhe 
von  5  %,  garantiert  hatte,  lag  ihr  ebenso  daran,  daß  die 
Eisenbahnen  sich  rentierten,  wie  den  Unternehmern.  Er- 
zielten die  Bahnen  ungenügende  Einnahmen,  so  wurde 
infolge  der  Zinsgarantie  die  gesamte  Bevölkerung  belastet 
für  Vorteile,  welche  die  Leute  gehabt  hatten,  welche  die 
Eisenbahnen  benutzten.  Außerdem  bestand  das  beste 
Mittel,  die  Kapitalisten  zur  Anlage  ihres  Geldes  in  in- 
dischen Eisenbahnen  zu  bewegen,  darin,  daß  diese  erfolg- 
reich betrieben  wurden  und  5,  6,  8  und  mehr  Prozent  Zinsen 
abwarfen.  Die  Fahrpreise,  welche  während  des  Betriebs- 
jahres 1864  65,  als  9  Eisenbahngesellschaften  in  Indien 
mit  einem  im  Verkehr  befindlichen  Bahnnetz  von  insgesamt 
über  2500  engl.  Meilen  vorhanden  waren,  in  Geltung 
waren,  hatten  folgende   Höhe  3) : 

1)  do.,  S.  188. 

2)  Report  1864  65.    S.  20. 

3)  Report  1864 '65,    S.   3  und   S.   19. 
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Eisenbahn  Für  die  engl.  Meile 

I.        II.       in.      iv. 
d.  d.  d.  d. 

East  Indian x    -  • 

Great  Indian  Peninsula  .    .  i  x 

Madras »Vi 

Bombay  and  Baroda    ...  i*/s  x 


Scinde »V«       3  « 

Punjab »Vi  ' 

Calcutta  and   South- Eastern      i    ,         1t 

Great   Southern rVi  l         J* 

Eastern  Bengal l     -  •> 

Diese    Fahrpreise   wurden    von   den    Eisenbahngesell- 
schaften für  zu  niedrig  angesehen,  und  es  zeigte  sich  all- 
gemein die  Tendenz,  die  Tarifsätze  zu  erhöhen  )     TeUweise 
wirkte  auf  eine  Steigerung  der  Fahrpreise  auch  der  Mangel 
an  Wagenmaterial  auf  den  Hauptlinien  hin.    Das  Ziel  der 
Regierung  ging  nun  dahin,  vor  allem  genügendes  rollendes 
Mater.al  zu  beschaffen  und  dann  solche  Fahrpreise  einzu- 
führen, die  eine  beständige  Ausnutzung  des  Wagenparks 
ermöglichten;  denn  sowohl  eine  Überlastung,  als  auch  eine 
ungenügende    Ausnutzung    des    Materials    bewirken    eine 
Steigerung  der  Tarifsätze.     Sind  zu  wenig  Wagen  vorhan- 
den, so  muß  man  durch  hohe  Sätze  den  Verkehr  eindämmen 
im  umgekehrten  Falle  müssen;  die  Sätze  dagegen  so  hoch 
sein,  um  auch  die  Kosten  für  die  unbenutzt  dastehenden 
einzubringen. 

Die  Erwägung,  daß  durch  zu  niedrige  Fahrpreise  das 
Interesse  der  Steuerzahler,  welche  den  garantierten  Zins 
für  die  Kapitalausgabe  der  Eisenbahnen  aufzubringen 
hatten,  zugunsten  bestimmter  Bevölkerungsklassen  ver- 
nachlässigt würde,  begann  in  dieser  Zeit  ihren  Einfluß  auf 
die    Handlungsweise   der    Regierung   bei   Bestimmung   der 

i)   Report  1865  66,   S.   19  20. 
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Tarife  auszuüben  x) .  Sie  erkannte  im  großen  und  ganzen 
die  allgemeinen  Vorteile,  welche  das  Vorhandensein  eines 
Eisenbahnnetzes  direkt  und  indirekt  dem  Lande  bringt,  an, 
aber  sie  sah  auch  ein,  daß  den  Handel  treibenden  und 
reisenden  Klassen  besondere  Vorteüe  gewährt  würden  und 
daher  die  Zinslast  nicht  zu  schwer  auf  die  Bevölkerung  in 
ihrer  Gesamtheit  drücken  dürfe.  Sie  betonte  infolgedessen 
im  Frühjahr  1867  in  einem  Schreiben  an  den  Staatssekretär 
ihre  feste  Absicht,  nicht  die  Kontrolle  über  die  Fahrpreise, 
welche  die  Eisenbahngesellschaften  auf  ihren  Linien  er- 
heben, zu  verlieren,  damit  sie  in  Indien,  wo  den  Gesell- 
schaften außer  mancherlei  Vorteilen  und  Privilegien  noch 
eine  staatliche  Zinsgarantie  gewährt  worden  war,  die  In- 
teressen der  Bevölkerung  wahrnehmen  könnte2).  Im 
Herbst  desselben  Jahres  schrieb  sie  an  den  Staatssekretär, 
daß  die  damals  in  Kraft  befindlichen  Fahrpreise  als  Maxima 
angesehen  werden  möchten  und  bei  Eröffnung  künftiger 
Bahnen  der  höchste  Satz  in  der  untersten  Wagenklasse 
2  Pies  pro  engl.  Meile  betragen  solle,  wofür  mit  Verdeck 
versehene  Wagen  ohne  Sitzbänke  gestellt  werden  sollten  3). 
Diese  letzte  Bedingung  ist  jedoch  niemals  ausgeführt 
worden,  ungeachtet,  daß  die  Gewohnheiten  der  ein- 
heimischen Bevölkerung  die  Verwendung  von  Wagen  ohne 
Sitzgelegenheit  ganz  annehmbar  gemacht  hätten  4) .  Die 
hauptsächlichsten  Bedenken  hatte  man  wegen  der 
Schwierigkeit,  e'ner  Überfüllung  solcher  Wagen  vorzu- 
beugen und  jedem  Reisenden  genügend  Raum  zu  geben, 
was  bei  dem  tropischen  Klima  ganz  besonders  zu  beachten 
war.  Als  der  Staatssekretär  von  der  Absicht  der  indischen 
Zentralregierung,  Tarifmaxima  für  alle  Eisenbahnen  fest- 
zusetzen,  Kenntnis  erhielt,  trat  er  diesem  Plane  entgegen 


1)  Bell,  a.   a.   O.,    S.   191 /192. 

2)  Despatch  of  Government  of  India  No.  26,  dated  8th  February  1867. 

3)  Despatch   No.   10,   Railway,  dated  iöth  October  1867. 

4)  Bell,  a.  a.   0.,    S.   193. 


—       201       — 

und  bestimmte  in  seinem  Schreiben  vom  29.  Februar  18681), 
daß  den  Loka' Verwaltungen  nicht  das  bisher  ausgeübte 
Recht  entzogen  werden  sollte,  auf  die  Festsetzung  der 
Fahrpreise  und  Frachtsätze  für  die  Bahnen  in  ihren  Prä- 
sidentschaften einen  entscheidenden  Einfluß  auszuüben. 
Er  war  seinem  durchaus  doktrinären  manchesterlich- 
liberalen  Standpunkt  entsprechend  der  Meinung,  daß  es 
ebenso  das  Interesse  der  Eisenbahngesellschaften  wie  der 
Regierung  wäre,  die  höchste  Zahl  von  Passagieren  mit 
möglichst  großem  Gewinn  zu  befördern.  Die  Regierung 
in  Indien  protestierte  aber  gegen  diese  Entscheidung  2)  und 
führte  auf  Grund  gemachter  Erfahrungen,  die,  wie  so  oft, 
auch  hier  einmal  wieder  den  manchesterlich-liberalen 
Doktrinarismus  Lügen  straften,  aus,  daß  nach  ihrer  An- 
sicht den  Eisenbahngesellschaften  viel  mehr  daran  gelegen 
wäre,  den  höchsten  Gewinn  durch  die  Beförderung  von 
möglichst  wenigen  Passagieren  zu  erzielen  und  daß  darum 
die  Interessen  der  Regierung,  welche  die  Interessen  der 
Allgemeinheit  zu  vertreten  hätte,  durchaus  nicht  identisch 
wären  mit  den  Interessen  der  Eisenbahngesellschaften. 
Es  wäre  für  die  Bahnverwaltungen  vorteilhafter,  z.  B. 
2  Millionen  Passagiere  in  einem  halben  Jahre  zu  3  Pies 
pro  engl.  Meile  zu  befördern,  anstatt  3  Millionen  Passagiere 
zum  Preise  von  2  Pies.  Die  Regierung  und  die  Gesell- 
schaften hätten  zwar  beide  das  gleiche  Interesse  an  hohem 
Gewinn,  aber  in  bezug  auf  die  Art  und  Weise,  wie  diese  er- 
zielt würden,  stimmten  ihre   Interessen  nicht  überein. 

Die  indische  Regierung  drang  schließlich  mit  ihrer 
Ansicht  durch,  und  noch  im  Jahre  1868  trat  das  neue 
System,  nach  welchem  die  Regierung  Max  maisätze  be- 
stimmte  und    unter    diesen    die    Eisenbahnen    ihren 


1)  Despatch  No.  17,  of  29th  February  1868,  from  Secret 

2)  Despatch  No.  76,  Raüway,  of  25th  April  1868,  und 
S.   193  ff. 
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regulieren  konnten,  in  Kraft *) .  D:e  Notwendigkeit,  auch 
ein  Minimum  für  die  Tarifsätze  anzuordnen,  war  damals 
noch  nicht  entstanden  und  kam  erst  Anfang  der  1880er 
Jahre  auf2),  als  der  Konkurrenzkampf  zwischen  rivali- 
sierenden Linien  die  indische  Regierung  zwang,  ihre  In- 
teressen, die  sie  wegen  der  übernommenen  Zinsgarantien 
an  der  Rentabilität  der  Eisenbahnen  hatte,  zu  schützen 
und  der  Verwendung  zu  niedriger  Tarifsätze  Einhalt  zu 
tun.  Wenn  aber  einerseits  die  Meinung  vertreten  wurde, 
daß  die  Eisenbahngesellschaften  bestrebt  wären,  hohe 
Tarifsätze  anzunehmen,  so  konnte  andrerseits  auch  der 
Fall  eintreten,  daß  die  Regierung  in  ihrem  Bemühen,  die 
Benutzung  der  Eisenbahnen  möglichst  weiten  Schichten 
der  Bevölkerung  zugänglich  zu  machen,  zu  weit  ging  und 
unverhältnismäßig  niedrige  Sätze  fixierte 3) .  Dieser  Fall 
trat  z.  B.  um  diese  Zeit  auf  der  Bombay,  Baroda  and 
Central  India  Railway  ein,  wo  man  in  der  Absicht,  Verkehr 
von  der  See  heranzuziehen,  den  Tarif  zu  niedrig  normiert 
hatte  und  infolgedessen  sich  die  Gewinne  der  Bahn  be- 
deutend verringerten.  Um  den  Verkehr  in  der  untersten 
Wagenklasse  möglichst  zu  fördern,  erklärte  sich  die  Re- 
gierung von  Indien  im  Jahre  1869  sogar  bereit,  selbst 
Verluste  infolge  der  garantierten  Zinsen  zu  erleiden4). 
Sie  meinte,  daß  es  von  der  größten  Wichtigkeit  wäre,  die 
Fahrpreise  der  untersten  Klasse  auf  den  indischen  Eisen- 
bahnen so  niedrig  wie  möglich  anzusetzen,  da  die  große 
Masse  der  Eingeborenen  das  Reisen  zu  Fuß  oder  Wagen 
ungeachtet  der  Unbequemlichkeiten  und  des  Zeitverlustes 
der  Benutzung  der  Eisenbahnen  vorziehen  wird,  wenn  sie 
dadurch  billiger  wegkommt  als  beim  Reisen  auf  der  Bahn. 


1)  Report  1867  68,    S.   24  ff. 

2)  Näheres  siehe  Teil   B  dieses   Kapitels. 

3)  Report   1867 '68,    S.  24  fr. 

4)  Despatch   No.    115,   Railway,  24th   November  1869. 
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Als  die   indische   Regierung  im  Betriebsjahre   1869  70 
mit    dem    Bau   und    Betrieb    von    Staatsbahnen   begonnen 
hatte,  hielt  sie  es  anfangs  für  zweckmäßig,  abgesehen  von 
einigen   an   sich   unbedeutenden   Vereinfachungen,   die   für 
die    garantierten    Bahnen    geltenden    Tarife    auch    für    die 
Staatsbahnen    anzunehmen,    und    trat   mit  dahingehenden 
Vorschlägen  demgemäß  an  den   Staatssekretär  heran,  der 
sich  auch  damit  einverstanden  erklärte  1).     Bald  aber  kam 
man  von  diesem  Plane  ab,  indem  man  auf  den  Staatsbahnen 
den  Personenverkehr  für  die  untersten  Volksk:assen  durch 
Schaffung  einer   vierten   Eisenbahnklasse  nach  dem   Vor- 
bilde    der     norddeutschen     Eisenbahnen    noch     bedeutend 
herabsetzte.       So    hatten    die    ältesten    staatlichen    Eisen- 
bahnlinien wie  die  Calcutta  and  South  Eastern,  Rajputana 
und  Tirkoot  Railways  nur  drei,  die  späteren  aber,  wie  die 
Nalhati,    Amraoti,    Khamgaon,    vier   Wagenklassen.      Die 
Erfahrungen   nun,    welche   man   bei   diesen    verschiedenen 
Systemen    machte,    bewogen    die    indische    Regierung,    im 
Prinzip  auf  die  bisherige  dritte  Klasse  ganz  zu  verzichten 
und  diese  nur  auf  einigen    Strecken,   die  durch  besonders 
wohlhabende  Gebiete  gingen,  beizubehalten.     Es  hatte  sich 
nämlich    einerseits   auf   den    Bahnen,    wo   man   die    vierte 
Wagenklasse    eingeführt    hatte,    ein    bedeutend    größerer 
Verkehr   als   auf   den   anderen   Linien   gezeigt,   andrerseits 
aber  war  auf  diesen  Linien  die  dritte  Klasse  meist  merk- 
würdig  vernachlässigt  worden.      Es   zeigte   sich   also,   daß 
bei  dem  Fehlen  eines  Mittelstandes  die  dritte  Wagenklasse 
für  indische  Verhältnisse  im  allgemeinen  nicht  angebracht 
war.      So  hatte  man  also   jetzt  wieder  auf  den  indischen 
Staatsbahnen  mit  wenigen  Ausnahmen  nur  drei   Klassen, 
aber  so,  daß  die  dritte  Klasse  in  der  Ausstattung  der  nur 
kurze  Zeit  bestehenden  vierten  Klasse  gleichkam  und  der 
Preis  für  diese  auch  nur  2  Pies  für  die  englische  Meile  war. 


1)    Bell.    a.  a.   0.,    S.   195- 
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Wo  man  die  alte  dritte  Klasse  beibehielt,  nannte  man  sie 
jetzt  Mittelklasse. 

Um  möglichste  Einheit  der  Tarife  auf  allen  indischen 
Eisenbahnen  zu  erzielen,  berief  die  Regierung  im  Jahre 
1876  eine  Tarifkonferenz  aus  höheren  indischen  Eisen- 
bahnbeamten und  trat  auf  dieser  dafür  ein,  daß  der  Fahr- 
preis für  die  niedrigste  Wagenklasse  wenigstens  nicht 
höher  als  21  '._,  Pies  angesetzt  werden  sollte,  konnte  aber, 
abgesehen  von  den  Staatsbahnen,  diese  Herabsetzung  all- 
gemein vorläufig  noch  nicht  erreichen1).  Darauf  richtete 
sie  zu  Beginn  des  Jahres  1881  Rundfragen  an  die  einzelnen 
Provinzialregierungen  und  an  höhere  Eisenbahnbeamte, 
um  deren  Meinung  in  bezug  auf  niedrige  Fahrpreise  für 
den  Passag!erverkehr  zu  hören2).  Der  Leiter  einer  der 
Staatsbahnen,  der  damalige  Major  Sedgwick,  sprach  sich 
auf  Grund  dieser  Rundfragen  dahin  aus,  daß  die  Güter- 
frachtsätze im  Vergleich  zu  den  Kosten  des  Karren-  oder 
Wassertransportes  niedrig,  die  Fahrpreise  für  den  Per- 
sonenverkehr aber  nicht  niedrig  genug  wären.  Wer  die 
Gewohnheiten  und  den  Charakter  des  Orientalen  kennt, 
weiß,  daß  Zeit  und  besonderer  Komfort  bei  ihm  keine  Rolle 
spielen  und  er  Anstrengungen  und  Unbequemlichkeiten, 
die  der  Europäer  im  tropischen  Klima  drückend  empfindet, 
mit  Gleichmut  trägt.  Alles,  was  der  einfache  Kuli  ver- 
langt, ist  per  Bahn  billiger  zu  reisen  als  zu  Fuß,  und  alles 
andere,  Aufenthalt  für  einige  Stunden  auf  den  Stationen 
usw.,  spielt  bei  ihm  keine  Rolle.  Es  müßten  daher  die 
Fahrpreise  auf  1  Pie  pro  engl.  Meile  und  in  ärmeren 
Distrikten  vielleicht  auf  3  \  Pie  herabgesetzt  werden. 

Seit  dem  1.  Januar  1880  war  die  East  Indian  Railway 
vom  Staate  angekauft,  dieser  Gesellschaft  aber  zum  Be- 
triebe überlassen  worden.     Die   Regierung  machte  nun  in 


1)  Bell,  a.  a.   O.,    S.    197/198. 

2)  do.,    S.  200. 
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dem  ihr  im  Kontrakt  vom  22.  Dezember  1879  zugestan- 
denen Recht  bezüglich  der  Bestimmung  des  Tarifes  Ge- 
brauch. Sie  führte  zunächst  auf  den  Abschnitten  der  East 
Indian  Railway  zwischen  Allahabad,  Jubbulpore  und 
Delhi  Fahrpreise  III.  Klasse  in  Höhe  von  21  .,  Pies  pro 
engl.  Meile  ein,  und  vom  1.  Januar  1882  an  nahm  sie  diese 
Reduktion  auch  für  den  Rest  der  Linie  vor1). 

Die  Maßnahme  gab  dem  Verkehr  in  der  III.  Klasse 
einen  großen  Aufschwung,  denn  die  Zahl  der  Passagiere, 
welche  diese  Wagenklasse  mit  der  East  Indian  Railway 
benutzten,  überstieg  während  des  Jahres  1882  die  ent- 
sprechende Zahl  aus  dem  vorhergehenden  Jahrs  um 
191  2%   und  die  für  das   Jahr   1880  um  24  %  2). 

Auf  anderen  Linien,  z.  B.  der  Madras  Railway,  wurde 
der  Fahrpreis  sogar  von  3  auf  2  Pies  herabgesetzt.  Das 
Resultat  rechtfertigte  die  Beschlüsse  der  Regierung,  indem 
sie  sich  sowohl  in  bezug  auf  die  Zahl  der  Passagiere  der 
niedrigsten  Klasse  als  auch  in  bezug  auf  die  tatsächlichen 
Einnahmen  aus  diesem  Verkehr  erfolgreich  erwiesen3). 
In  dem  Geschäftsbericht  für  das  mit  dem  30.  Juni  1882 
endende  Halbjahr  teilten  die  Direktoren  der  Madras  Rail- 
way Company  mit,  daß  die  Herabsetzung  der  Fahrpreise 
für  die  niedrigste  Wagenklasse  auf  2  Pies  pro  engl.  Meile 
weiter  sichtlichen  Erfolg  brächte,  indem  nicht  nur  die  Zahl 
der  Passagiere  bedeutend  gestiegen  wäre,  sondern  auch  die 
Einnahmen  aus  dieser  Klasse  größer  gewesen  wären  als 
in  früheren  Halbjahren  seit  Vollendung  der  Linie  im  Jahre 
1873,  mit  Ausnahme  des  Dezember  1877  und  des  Juni  1878, 
wo  sie  einen  noch  größeren  Betrag  erreichten.  Der  Chair- 
man  der  East  Indian  Railway  Company  sagte  in  der  Ge- 
neralversammlung der  Aktionäre  im  Jahre  1883,  daß  die 
Reineinnahmen   nicht   geringer   gewesen   wären   als   unter 


1)  Report  1881  82,    S.  35. 

2)  Report  1882  83,  S.  56. 

3)  do. 
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dem  alten  Tarife,  die  Zahl  der  Passagiere  sich  aber  be- 
deutend gesteigert  hätte1).  Im  Jahre  1880,  als  noch  der 
Satz  von  3  Pies  pro  Meile  in  Kraft  war.  betrug  die  Zahl  der 
Passagiere  III.  Klasse  7  792  724,  und  die  Passagierzahl 
und  die  Einnahmen  pro  eröffnete  Meile  5181  und  5748 
Rupien  2).  Im  Jahre  1892  dagegen,  als  seit  1881  der  nied- 
rigste Fahrpreis  von  21  2  Pies  auf  dem  gesamten  Eisen- 
bahnnetz in  Kraft  gewesen  war,  betrug  die  Gesamtzahl 
der  Passagiere  III.  Klasse  11  769  923  und  die  Passagier- 
zahl und  die  Einnahmen  pro  eröffnete  Meile  8841  und 
7310   Rupien. 

Aber  die  Regierung  gab  sich  mit  einem  Tarifsatz  von 
21  2  Pies  pro  engi.  Meile  für  die  unterste  Wagenklasse 
nicht  zufrieden  und  strebte  bis  zum  Jahre  1890  auf  einen 
Minimalfahrpreis  von  i3  4  Pies  hin,  der  aber  bis  zu  dieser 
Zeit  nur  auf  der  Tirhoot  State  Railway  erreicht  wurde, 
während  sonst  der  niedrigste  Fahrpreis  auf  den  Haupt- 
linien 2  Pies  betrug3).  Im  Juli  1891  reduzierte  jedoch  die 
indische  Regierung  den  niedrigsten  Fahrpreis  noch  ein- 
mal, indem  sie  folgende  Fahrpreise  ansetzte  4) : 

Wagenklasse  Maximum  Minimum 

Pies  pro  Meile  Pies   pro  Meile 

I.   Klasse  18  12 

II.   Klasse  9  6 

Zwischenklasse  4V2  3 

III.   Klasse  3  ll  2 

Auf  den  Staatsbahnen  und  den  Linien  der  sogenannten 
unterstützten    Gesellschaften,    über   welche   die    Regierung 


1)  Report  1883 '84,    S.   51. 

2)  Bell,  a.  a.   O.,    S.    199. 

3)  do.,    S.  202.   —  Report  1890/91,    S.   120. 

4)  do.,  1891  92,  S.  227,  Anhang  J.,  und  Circular  No.  17,  Railway, 
dated  Simla,  the  30th  October  1891,  Resolution  by  the  Government  of 
India,   Public  Works  Department. 


—    207    — 

in  bezug  auf  Fahrpreise  und  Frachtsätze  volle  Kontrolle 
hatte,  war  deren  Herabsetzung  leicht  durchzuführen, 
gegenüber  den  garantierten  Gesellschaften  und  den  Eisen- 
bahnen der  Eingeborenen- Staaten  konnte  die  Regierung 
jedoch  nur  etwas  dadurch  erreichen,  daß  sie  mit  gutem 
Beispiel  voranging.  Die  Reduktion  des  Minimalfahr- 
preises wurde  allein  auf  der  Madras  Railway  angenommen1), 
so  daß  ihre  Fahrpreise  im  August  1891  folgende  Höhe 
hatten: 

I.   Klasse  12   Pies  pro  Meile, 

II.   Klasse  6         ,,     ,,        ,, 

III.   Klasse  21  2    ,,     „        „      für  Post-  d.  h. 

Schnellzüge, 
„     ,,  1V2    11     m        11      für  Personenzüge. 

Mit  der  Festsetzung  des  niedrigen  Fahrpreises  zu  i1  2 
Pies  hatte  die  Madras  Railway  Company  sehr  ermutigende 
Resultate  erzielt2).  Eine  andere  Eisenbahn,  die  Bengal 
and  North- Western  Railway  folgte  mit  ihrem  Tarife  dicht 
hinterher,  indem  sie  mit  durchaus  befriedigender  Wirkung 
einen  Minimalsatz   von  ungefähr   i3  4  Pies  ansetzte. 

Die  im'  Juli  1891  von  der  indischen  Regierung  fest- 
gesetzten Maxima  und  Minima  wurden  ein  Jahr  später 
noch  auf  folgenden  Eisenbahnen  eingeführt:  Auf  den 
Bengal- Nagpur,  Indian-Midland ,  Bengal  and  North- 
Western  Railways  und  auf  dem  Lucknow-Bareilly-Ab- 
schnitt  der  Rohilkhand  and  Kumaon  Railway.  Dann 
nahmen  diesen  Tarif  auch  noch  die  South  Indian  und 
Southern  Mahratta  Railways  an.  Bei  Eröffnung  der  East 
Coast  State  Railway  am  21.  August  1893  wurde  wieder 
der  Minimalsatz  zu  i1  .,  Pies  festgesetzt.  Diese  Höhe  des 
Fahrpreises  wurde  dann  noch  auf  der  Kolar-Goldfields 
Railway  gewährt.   Im  übrigen  trat  aber  seit  Mitte  der  1890er 


1)  Report  1891  92,    S.   139. 

2)  Bell,  a.  a.   0.,    S.  203. 
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Jahre  die  Tendenz  auf,  den  Fahrpreis  von  i1  2  Pies  für  die 
unterste  Klasse  wieder  etwas  zu  erhöhen.  Vom  i.  Januar 
1894  an  wurde  für  den  lokalen  Verkehr  auf  der  East  Coast 
State  Railway  eine  IV.  sogenannte  Kuli- Klasse  zum  Satze 
von  i1  2  Pies  pro  Meile  eingeführt,  während  der  gewöhnliche 
III.  Klasse- Fahrpreis  von  i1  /,  auf  2  Pies  erhöht  wurde. 
Während  des  Betriebsjahres  1895  9^  wurde  auch  auf  der 
Madras  Railway  der  Fahrpreis  der  III.  Wagenklasse  in 
gewöhnlichen  Zügen  von  i1  '.,  auf  2  Pies  erhöht  und  ebenso 
erging  es  der   Bahn   Kolar   Goldfields  1). 

Bei  Eröffnung  der  Hauptlinie  der  Burma  Railway 
versuchte  die  indische  Regierung  wiederum,  den  Fahrpreis 
der  niedrigsten  Wagenklasse  unter  2  Pies  festzusetzen  2). 
Sie  führte  am  16.  Januar  1898  einen  Zonentarif  für  drei 
Klassen  ein,  und  zwar  rangierend  von  3  Pies  für  kleine 
Entfernungen  auf  1  Pie  pro  engl.  Meile  für  große  Ent- 
fernungen. Aber  schon  am  1.  November  1899  wurden  die 
nach  dem  Zonentarif  eingeführten  Dreiklassen- Fahrpreise 
aufgehoben  und  ein  einheitlicher  Satz  von  3  Pies  pro  engl. 
Meile  auf  der  Hauptlinie  und  von  2  Pies  pro  Meile  auf  der 
Mu  Valley  Strecke,  welche  von  Sagaing  am  Irawadi  das 
Tal  des  Mu- Flusses  aufwärts  läuft,  eingeführt3).  In  den 
folgenden  Jahren  fanden  keine  bemerkenswerten  Ände- 
rungen der  Fahrpreise  statt4).  Erst  im  Jahre  1905  wurden 
wieder  einige  Herabsetzungen  von  Fahrpreisen  vorge- 
nommen. So  führte  die  East  Indian  Railway  für  den  Per- 
sonenverkehr III.  Klasse  folgenden  reduzierten  Tarif  ein5): 


1)  Report  1892,93,  S.  146;  do.  1893  94>  s-  *5*;  1894  95»  SL  170; 
1895-96,    S.   166  und   S.   170. 

2)  Report  189899,    S.   169. 

3)  do.   1899  1900,    S.   167. 

4)  Vom  Jahresbericht  für  1900  an  fehlen  die  üblichen  systematischen 
Zusammenstellungen  der  auf  den  indischen  Eisenbahnen  geltenden  Fahr- 
preise und  Frachtsätze  überhaupt. 

5)  Report  1905,    S.  6. 


—     209     — 

Für  die  ersten   ioo  Meilen  21   a   Pies  pro    Meile, 

von   101   bis  300  Meilen  2  ,,        ,,        ,, 

für   Entfernungen  über  300  Meilen         i1/a      ,,        ,,        ,, 

Eine  Verbilligung  der  Fahrpreise  III.  Klasse  nahm 
im  selben  Jahre  auch  die  Oudh  and  Rohilkhand  State 
Railway  vor  x) .  Der  Satz  von  2  Pies  pro  engl.  Meile,  welcher 
vorher  nur  auf  Entfernungen  über  100  engl.  Meilen  an- 
gewandt wurde,  erhielt  jetzt  schon  Gültigkeit  bei  Ent- 
fernungen über  75  Meilen,  und  der  Meilenfahrpreis  von 
i1  a  Pies  trat  schon  bei  Entfernungen  über  150  Meilen, 
anstatt  erst  bei  solchen  über  300  Meilen,  in  Kraft. 

Aus  dem  Bericht  für  das  Jahr  1906,  dem  letzten, 
welcher  mir  bei  meiner  Arbeit  zugänglich  war,  sind  nur 
noch  einige  Herabsetzungen  der  Fahrpreise  III.  Klasse 
von  lokaler  Bedeutung  zu  erwähnen  2).  So  wurden  auf 
der  Bengal- Nagpur  Railway  für  einzelne  Teile  ihres  Bahn- 
netzes Rückfahrtkarten  für  Kulis  zum  Satze  von  i1  .-,  Pies 
statt  21  2  Pies  eingeführt,  um  Arbeiter  nach  Calcutta  zu 
ziehen.  Eine  Herabsetzung  der  Fahrpreise  fand  auch  auf 
der  East  Indian  Railway  statt  im  Zusammenhang  mit 
der  Indian  Industrial  Exhibition  in  Calcutta.  Auch  wurden 
auf  i1  2  Pies  ermäßigte  Sätze  für  Kulis  auf  den  Strecken 
nach  Assam  festgesetzt,  um  den  dortigen  Teepflanzungen 
die  Beschaffung  der  Arbeiter  zu  erleichtern.  Aus  dem 
letzten  Bericht  geht  hervor,  daß  die  Fahrpreise  von  2  Pies 
für  die  niedrigste  Wagenklasse  zu  hoch  sind  und  die  Kulis 
vielfach  vorziehen,  zu  Fuß  zu  reisen,  und  erst  mit  einem 
Minimalsatze  von  i1  _  Pies  eine  allgemeine  Benutzung 
der  Eisenbahnen  auch  von  den  ärmsten  Eingeborenen 
erreicht  wird. 

Zum  Schluß  dieses  Abschnittes  sei  noch  eine  Tabelle 
über  die  durchschnittliche   Höhe  der   Fahrpreise  auf  allen 


1)  do.  1905,  S.  6. 

2)  Report  1906,    S.   56. 

E.    Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen  14 
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indischen   Eisenbahnen  in  den   verschiedenen    Jahren  an- 


geführt  *) : 

Jahr 

Fahrpreise 

pro 

engl.    Meile 

I.    Klasse 

II. 

,  Klasse 

Zwischen- 

II] 

:.  Kla 

klasse 

Pies 

Pies 

Pies 

Pies 

1871 

17,00 

7<92 

3,84 

2,77 

1881 

i3,oi 

4,75 

4,04 

2,55 

1891 

12,32 

4,92 

3,n 

2,33 

1901 

12,75 

549 

3,09 

2,31 

1904 

I3,4i 

5,69 

3,09 

2,34 

B.  Gütertarif 


Dasselbe  Bestimmungsrecht,  welches  sich  die  indische 
Regierung  in  bezug  auf  die  Höhe  des  Personentarifes 
vorbehalten  hatte,  konnte  sie  auch  nach  den  ursprüng- 
lichen Kontrakten  den  Eisenbahngesellschaften  gegenüber 
hinsichtlich  des  Gütertarifes  ausüben  2) .  Besonders  war 
in  sämtlichen  Kontrakten  die  Bedingung  aufgenommen 
worden,  daß  Kanonen,  Militärpferde,  Wagen  und  sonstige 
militärischen  Zwecken  dienende  Materialien  zu  den  nied- 
rigsten Frachtsätzen  befördert  werden  mußten,  welche  in 
der  betreffenden  Zeit  auf  derartige  Güter  Anwendung 
fanden3).  Aber  auch  hier  war  man  sich  klar,  daß  wegen 
des  Mangels  an  praktischer  Erfahrung  die  ersten  Fracht- 
sätze als  provisorisch  anzusehen  wären  und  ihre  Höhe 
erst  fest  bestimmt  werden  sollte,  nachdem  die  Eisenbahn- 
linien einige  Jahre  in  Betrieb  gewesen  waren  und  man 
den  Charakter  des   Güterverkehrs  genügend  erkennen  ge- 


1)  Report   1870  71,    S.    33,   und  The  Imperial   Gazetteer   of    India, 
Band  III,   S.  413.  —  Bei  der  Umrechnung  ist  1  d.  =  8  Pies  gerechnet. 

2)  Report  1859,    S.  7. 

3)  do.,    S.  7. 


211 


lernt  hatte1).  Die  Güter  wurden  für  die  Festsetzung  des 
Tarifes  in  mehrere  Klassen  eingeteilt,  für  welche  ver- 
suchsweise folgende  aus  umstehender  Tabelle  ersichtlichen 
Frachtsätze  pro  engl.  Meile  angeordnet  wurden 2) : 

Außerdem  wurden  aber  im  Jahre  1856  auf  der  Madras 
Railway  noch  Abfertigungsgebühren  erhoben.  Schon  1857 
verzichtete  man  aber  auch  auf  diese  und  erhöhte,  um  diesen 
Ausfall  zu  decken,  die  Streckengebühren  in  der  oben  ange- 
gebenen Weise. 

Bedenkt  man,  daß  vor  dem  Bestehen  der  Eisenbahn- 
verbindung Waren  meist  nur  von  Büffeln,  Kamelen  und 
Packochsen  zum  Preise  von  6  d.  bis  1  s.  pro  Tonnenmeile 
getragen  wurden,  so  zeigen  diese  in  den  umstehenden 
Tabellen  angeführten  Gütertarife  schon  eine  erhebliche 
Verbilligung  der  Transportkosten  3).  Ehe  Eisenbahnen 
vorhanden  waren,  betrugen  z.  B.  die  Transportkosten  für 
Baumwolle  mehr  als  das  Doppelte  der  Produktionskosten  4). 
Noch  mehr  als  bei  dem  Personentarif  zeigte  sich  in  den 
1860er  Jahren  infolge  des  Wagenmangels  eine  Tendenz, 
die  Gütertarife  zu  erhöhen 5) .  Die  East  Indian  und  die 
Great  Indian  Peninsula  Railways  waren  so  wenig  in  der 
Lage,  den  Ansprüchen  des  Verkehrs  zu  genügen,  daß  zu 
Zeiten  die  Frachtsätze  eine  ganz  außerordentliche  Höhe 
erreichten.  Auf  einigen  Stationen  der  East  Indian  Railway 
ging  die  Nachfrage  nach  Güterwagen  so  sehr  über  das 
vorhandene  Wagenmaterial  hinaus,  daß  die  Kaufleute 
sogar  Geschenke  gemacht  haben  sollen,  um  eine  Berück- 
sichtigung zu  erreichen.  Die  Notlage  war  so  groß,  daß  eine 
Kommission,    die    zur    Beschaffung    von    Abhilfe    ernannt 


1)  Bell,  a.  a.   O.,   S.   187. 

2)  Report  1859,    S.   54  55. 

3)  Andrew,  a.   a.   O.,    S.    IX. 

4)  Railways  in   India,    S.   24. 

5)  Report  1865  66,    S.    19  20. 

14' 
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East  Indian 

Jahr 

I     Klasse 

II.   Klasse 

i854 

1  3   Pie  per 

1  2   Pie  per 

Maund  oder 

Maund  oder 

9  Pies—  iVgii. 

1  Anna  i1  2  Pies 

per  Tonne1) 

—  T11           d 

—  1      16  a. 
per  Tonne 

Great  Indian 

Jahr 

I.   Klasse 

II.   Klasse 

i853 

14   Pies  = 

18  Pies  = 

i3  4  d.   per 

2V4  d.   per 

Tonne 

Tonne 

1856 

10  Pies  = 

14   Pies  ■=. 

i1/4  d.   per 

i3/4  d.   per 

Tonne 

Tonne 

Madras 

Jahr 

I.   Klasse 

II.   Klasse 

1856 

63  4  Pies  = 

131  2   Pies  = 

27    3  2    d       Per 

27i6  d.   per 

Tonne 

Tonne 

1858 

8   Pies  =  1  d. 

10   Pies  = 

per   Tonne 

i1  |  d.   per 
Tonne 

1859 

8   Pies  =  1  d. 

10   Pies  = 

per   Tonne 

i1  4  d.   per 
Tonne 

1)    Kohlen  werden  auf  dieser  Linie  zum  Satze  von  7  Pies  per  Tonnen- 


—      213 


Aray 

.   Klasse 

IV.   Klasse 

V.    Klasse 

Pie  per 

1    Pie   per 

2  Pies  per 

and  oder 

Maund  oder 

Maund  oder 

ma  6  Pies          2 

Annas  3  Pies 

4  Annas  6  Pies 

2V4  d. 

=  33/4  d. 

=  6»/4  d. 

r  Tonne 

per  Tonne 

per  Tonne 

insuia  Railway 

11.   Klasse 

IV.   Klasse 

V.   Klasse 

l  Pies  = 

30   Pies  — 

||  d.   per 

33  U  d-   Per 

Tonne 

Tonne 

>   Pies  = 

20   Pies  = 

30   Pies  = 

U  d-  Per 

23  4   d.   per 

33/4  d.   per 

Tonne 

Tonne 

Tonne 

ilway 


II.   Klasse 

IV.   Klasse 

|/4  Pies  = 

V'32  d-   Per 

Tonne 

[5   Pies  — 

2  Annas  = 

[3/8  d.   per 

3  d.   per 

Tonne 

Tonne 

1   Anna  = 

i1/,  d.   per 

Tonne 

leile  befördert. 
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worden  war,  selbst  vorschlug,  den  festgesetzten  Gütertarif 
völlig  zu  ignorieren  und  die  Güterwagen  im  Wege  der  Ver- 
steigerung zu  verteilen.  Auf  diesen  sonderbaren  Vorschlag 
ging  jedoch  die  indische  Regierung  nicht  ein,  sondern 
bestimmte,  daß  die  Frachtsätze  allgemein  erhöht  werden 
sollten.  Die  Verwaltung  der  Präsidentschaft  Bombay 
führte  zürn  ersten  Male  das  Prinzip  der  Fixierung  von 
Maximal- Frachtsätzen  ein  und  gewährte  den  in  ihrem 
Verwaltungsbereich  liegenden  Gesellschaften  das  Recht, 
innerhalb  der  so  festgelegten  Grenze  den  Gütertarif  ein- 
zuführen, welchen  diese  für  den  geeignetsten  hielten. 
Wie  hoch  aber  auch  der  Tarif  sein  möge,  so  ist  von  be- 
sonderer Bedeutung  für  seinen  Nutzen  die  Verteilung  der 
verschiedenen  Güter  auf  die  einzelnen  Klassen.  So  war 
z.  B.  auf  der  Great  Indian  Peninsula  Railway  die  Über- 
führung von  Baumwolle  aus  der  IV.  Güterklasse  in  die 
II.  von  beachtenswertem  Erfolge  begleitet.  Im  Betriebs- 
jahr 1865  66,  als  es  über  3000  engl.  Meilen  Bahnstrecken 
gab,  die  eröffnet  waren,  standen  auf  den  neun  damals  vor- 
handenen Eisenbahnen  die  folgenden  Frachtsätze  in 
Geltung: 

Eisenbahn  Per  Tonne  per  engl.  Meile 

Klasse  I         II       III      IV        V 


East   Indian       

Great   Indian   Peninsula 

Madras 

Bombay  and   Baroda  .    .    . 

Scinde 

Punjab 31/ 

Eastern   Bengal 

Calcutta  and  South- Eastern 
Great   Soulhern     


d. 

d. 

d. 

d. 

d. 

13  4 

2V4 

31/. 

7 

i1/. 

21  4 

3 

41  ■ 

63/4 

iVi 

i3/4 

2 

3 

41  . 

i1/. 

2 

31/« 

47. 

IV4 

I3/4 

31  4 

— 

— 

31/. 

■v. 

l1/. 

1 

— 

I3/4 

21   4 

31/, 

7 

I3/4 

21   . 

3V. 

7 

T1  / 



—^ 



— 
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Während  die  indische  Regierung  bisher  bei  der  Fest- 
setzung der  Frachtsätze  ziemlich  unsicher  herumprobiert 
hatte.,  setzte  sie  im  Jahre  1867  ihre  endgültige  Stellung- 
nahme in  bezug  auf  den  Gütertarif  fest1).  Wie  bereits 
im  ersten  Teile  bei  Besprechung  des  Personentarifs  er- 
wähnt, schrieb  sie  an  den  Staatssekretär,  daß  sie  die  Tarife 
selbst  bestimmen  wollte,  um  die  Interessen  des  Landes 
wahrnehmen  zu  können,  während  nach  den  bisherigen 
Vereinbarungen  der  Einfluß  der  Regierung  beschränkt  war 
auf  die  Festsetzung  des  Tarifes  bei  der  ersten  Eröffnung 
einer  Eisenbahn  und  auf  die  Zustimmung  zur  Erhöhung 
der  Frachtsätze,  nachdem  diese  einmal  fixiert  worden 
waren2).  Der  Staatssekretär  wollte  jedoch  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Gütertarifwesens  den  Lokalverwaltungs- 
behörden ihr  Mitwirkungsrecht  bei  Bestimmung  der  Fracht- 
sätze nicht  schmälern,  sondern  meinte,  daß  die  Zentral- 
regierung nur  die  allgemeine  Politik  fixieren  sollte,  während 
zur  genaueren  Festsetzung  der  Frachtsätze  sich  die  Gesell- 
schaften mit  den  lokalen  Verwaltungen  in  Verbindung 
setzen  sollten  3) .  Er  vertrat,  auch  hier  seinem  durchaus 
doktrinären  manchesterlich-liberalen  Standpunkt  ent- 
sprechend, die  Ansicht,  daß  die  Interessen  der  Regierung 
als  auch  der  Gesellschaften  dahin  gingen,  ein  Maximum 
von  Verkehr  mit  einem  möglichst  hohen  Gewinn  zu  er- 
zielen, welcher  Anschauung  die  indische  Regierung  auch 
hier  auf  Grund  von  Erfahrungen,  welche  den  liberalen 
Doktrinarismus  klar  widerlegten,  in  ihrem  Antwortschreiben 
entgegentrat,  indem  sie  ausführte,  daß  die  Gesellschaften 
wohl  nach  einem  möglichst  hohen  Gewinn  trachteten,  es 
aber  in  ihrem    Interesse  läge,   diesen  durch   möglichst  ge- 


1)  Bell,  a.  a.    0.,    S.  206. 

2)  Despatch  No.  26,  dated  8th  February  1867. 

3)  Despatch   from    Secretary  of    State    for    India    No.    17,    of   29th 
February    1868. 
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ringen  Verkehr  zu  erzielen  x) .  Schließlich  drang  die  in- 
dische Regierung  auch  hier  mit  ihrer  Ansicht  durch,  und 
noch  im  Jahre  1868  trat  das  neue  System  in  Kraft,  dem- 
zufolge die  Regierung  Maximalsätze  bestimmte  und  die 
Gesellschaften  innerhalb  dieser  Grenze  die  Tarifsätze  nach 
Belieben  anordnen  konnten2).  Sobald  sich  der  erste  Ab- 
schnitt der  im  Jahre  1869  70  begonnenen  Staatsbahnen 
der  Vollendung  näherte,  benutzte  die  indische  Regierung 
den  größeren  Einfluß,  welchen  sie  auf  die  Gestaltung  der 
Frachtsätze  infolge  des  ihr  zugestandenen  Rechtes  der 
Fixierung  von  Maximaltarifen  hatte,  um  eine  Herab- 
setzung und  Vereinfachung  der  Frachtsätze  zu  erreichen  3) , 
und  wandte  sich  in  diesem  Sinne  an  den  Staatssekretär, 
welcher  ihren  Vorschlägen  zur  Vereinfachung  der  Güter- 
klassifikation und  Reduzierung  des  Gütertarifes  wie  bei 
den  Personentarifen,  so  entsprechend  auch  hier  seine  Zu- 
stimmung gab  4) .  Als  Einheit  für  die  Frachtberechnung 
wurde  das  „Maund"  =  82  engl.  Pfund  angenommen. 
Die  Notwendigkeit,  die  indischen  Frachttarifsätze 
sehr  wesentlich  herabzusetzen,  begründete  Mr.  Juland 
Danvers5),  Government  Director  of  the  Indian  Railway 
Companies,  in  seinem  Bericht  von  1875  76  in  der  folgenden 
Weise,  daß  hohe  und  niedrige  Frachtsätze  keine  absoluten 
sondern  relative  Begriffe  wären,  welche  keine  endgültige 
Bedeutung  hätten.  Auf  indische  Verhältnisse  angewendet, 
würde  er  Frachtsätze  als  zu  hoch  bezeichnen,  wenn  sie 
nicht  imstande  wären,  die  Fortschaffung  der  Erzeugnisse 
aus  den  Distrikten,  durch  welche  die  betreffenden  Bahn- 
linien hindurchgehen,  oder  die  Importierung  von  Gütern 
in  diese  Distrikte  zu  sichern;  ferner,  wenn  sie  den  Verkehr 


1)  Despatch   No.  76,   Railway,   of  2Öth  April   1868. 

2)  Report  1867  68,    S.   24  ff. 

3)  Bell,  a.   a.    0.,    S.   195. 

4)  Despatch  No.  26,  Railway,  of  29th  January  1873. 

5)  Report  1867  68,    S.  25. 
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verhindern  oder  ungebührlich  hemmen  und  dadurch  den 
Handel  beschränken,  wenn  sie  eine  Erweiterung  der  Pro- 
duktion verhindern  und  wenn  sie  die  Beförderungskosten 
durch  Verminderung  des  Gebrauchs  des  Wagenparkes 
steigern.  Dies  wäre  vielfach  in  Indien  der  Fall  gewesen, 
weshalb  die  Eisenbahnen  dem  Lande  noch  nicht  im  vollen 
Umfange  die  Vorteile  gebracht  und  die  Erträge  geliefert 
hätten,  we  che  sie  sonst  ergeben  haben  würden.  Der  kleinste 
Zusatz  zu  den  Kosten  eines  Artikels  gebe  sehr  oft  den  Aus- 
schlag, ob  er  noch  Absatz  finden  kann  oder  nicht.  Die 
Transportkosten  übten  einen  sehr  wichtigen  Einfluß  auf 
den  Verkaufspreis  aus,  zu  welchem  die  betreffende  Ware 
noch  geliefert  werden  kann.  Je  niedriger  nun  die  Pro- 
duktionskosten seien,  um  so  größere  Bedeutung  hätten  die 
Transportkosten,  was  besonders  bei  Korn,  Salz,  Kohlen, 
Baumwolle  und  fast  allen  übrigen  Haupterzeugnissen 
Indiens  in  Betracht  komme.  Als  Beispiel  erwähnte  Mr. 
Danvers,  daß  damals  infolge  des  niedrigen  Preises  von 
Weizen  (16  s.  per  Quarter)  in  den  Provinzen  Oudh  und 
Rohilkhand  und  der  Erleichterungen,  welche  die  Eisen- 
bahnen für  den  Transport  desselben  nach  Calcutta  ge- 
währten, eine  größere  Menge  nach  England  und  anderen 
Teilen  Europas  versandt  wurde  als  wohl  je  vorher.  In 
runden  Zahlen  kostete  er,  einschließlich  Transportkosten 
zur  See  und  auf  dem  Lande,  bei  seiner  Ankunft  in  London 
38  bis  40  Schilling  per  Quarter,  während  der  Preis  in  Eng- 
land dafür  ungefähr  43  bis  44  Schilling  betrug.  Ein  weiterer 
Vorteil,  welcher  sich  aus  niedrigen  Frachtsätzen  ergab, 
läge  noch  darin,  daß  sie  durch  Förderung  des  Exports  von 
indischen  Produkten  die  Nachfrage  nach  Silber  zum  Zwecke 
der  Zahlung  fördern  und  dadurch  dazu  beitragen  würden, 
den  Wechselkurs  der   Rupie  zu  heben. 

Schon  vordem  waren  auf  der  Oudh  and  Rohilkhand 
Railway  am  1.  Januar  1875  reduzierte  Frachtsätze  in 
Kraft  getreten,  worauf  ein  großes  Anwachsen  des  Verkehrs 
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auf  dieser  Bahn  erfolgte.  Auf  der  Eastern  Bengal  Railway 
wurden  zu  Beginn  des  Jahres  1875  um  33  %  niedrigere 
Frachtsätze  für  Salz  eingeführt,  wodurch  sich  das  beförderte 
Quantum  um  66840  Maunds  gegenüber  dem  vorher- 
gehenden Jahre,  d.  h.  um  101  %  vermehrte.  Infolge  der 
Wasserkonkurrenz  wurden  der  East  Indian  Railway,  wie 
Colonel  Hancock,  Consulting  Engineer  and  Under-Secretary 
to  the  Bombay  Government,  in  seinem  Bericht  über  den 
Betrieb  der  Linie  berichtet,  niedrigere  Frachtsätze  auf- 
gezwungen, und  die  Folge  war,  daß  ihr  Verkehr  nach 
deren  Einführung  aufblühte.  In  einem  um  diese  Zeit  er- 
gangenen Bericht  des  Direktoriums  der  genannten  Bahn 
an  ihre  Agenten  sprach  es  seine  Meinung  dahin  aus,  daß 
man  die  Frachtsätze  für  die  Hauptprodukte  des  Landes,  um 
eine  gehörige  Entwicklung  des  Verkehrs  zu  erreichen,  so 
niedrig  wie  möglich  ansetzen  müßte.  Praktische  Wirkung 
hatte  dieser  Erkenntnis  die  Great  Indian  Peninsula  Railway 
Company  gegeben,  indem  sie  auf  ihrem  Bahnnetz  die 
Frachtsätze  für  Getreide  herabsetzte  und  auch  andere 
Reduktionen  einführte.  Auch  die  Bombay,  Baroda  and 
Central  India  und  die  South  Indian  Railway  Companies 
nahmen  für  gewisse  Güter  niedrigere  Sätze  an.  Es  gewann 
also  in  dieser  Zeit  mehr  und  mehr  die  Anschauung  Boden, 
daß  eine  liberale  Politik  in  bezug  auf  die  Normierung  der 
Tarife  die  beste  wäre. 

Bisher  hatte  es,  wie  auch  beim  Personentarif,  völlig 
genügt,  daß  die  indische  Regierung  die  Maximaltarife  fest- 
gesetzt hatte,  um  die  Interessen  des  Landes  gegenüber  den 
Gesellschaften  zu  wahren  l).  Aber  im  Laufe  der  Zeit  war 
das  Eisenbahnnetz  so  ausgedehnt  worden,  daß  die  Haupt- 
strecken keine  geschlossenen  Arbeitsfelder  unabhängig 
voneinander  hatten ,  sondern  ineinander  übergriffen  und 
miteinander   rivalisierten.      Ganz   besonders  aber   entstand 


1)    The  Imperial   Gazetteer  of  India,  Band  III,   S.  262. 
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nach  der  Eröffnung  des  Suezkanals,  welcher  es  ermöglichte, 
indische  Produkte  in  größerem  Umfange  zu  günstigen 
Bedingungen  auf  den  europäischen  Markt  zu  bringen, 
ein  scharfer  Wettkampf  zwischen  den  zu  den  hauptsäch- 
lichsten Ausfuhrhäfen  führenden  Eisenbahnen.  Ähnliche 
Wirkung  hatte  auch  eine  Reihe  schwerer  Hungersnöte, 
welche  verschiedene  Teile  des  Landes  heimsuchten  ").  Die 
unvermeidliche  Folge  war  der  Ausbruch  eines  Tarifkrieges. 
Den  Anstoß  hierzu  gab  der  Umstand,  daß  durch  Er- 
öffnung des  Abschnittes  der  Rajputana-Malwa  State  Rail- 
way  zwischen  Ajmere  und  Pahlunpur  diese  Bahnlinie  im 
Zusammenhang  mit  der  Bombay,  Baroda  and  Central 
India  Railv/ay  eine  direkte  Verbindung  von  Agra  und  Delhi 
nach  Bombay  bildete  und  die  Route  Delhi- Bombay  auf 
889  engl.  Meilen  verkürzt  wurde,  während  die  Entfernung 
von  Delhi  nach  Calcutta  auf  der  East  Indian  Railway 
954  engl.  Meilen  betrug2).  Diese  Linie  hatte  die  breite 
indische  Normalspur  und  wies  nur  leichte  Ste'gungen  und 
einen  umfangreichen,  regelmäßigen  Verkehr  vom  Innern 
nach  Calcutta  und  in  umgekehrter  Richtung  auf.  Die 
Route  von  Delhi  nach  Bombay  setzte  sich  dagegen  aus 
einer  in  Meterspur  gebauten  579  engl.  Meilen  langen  Strecke 
mit  z.  T.  sehr  erheblichen  Steigungen  und  einer  310  engl. 
Meilen  langen  normalspurigen  Strecke  von  beinahe  ebenem 
Verlauf  zusammen.  Der  Tarifkampf  zwischen  den  beiden 
Routen  drehte  sich  nun  vor  allem  um  die  Höhe  der  Fracht- 
sätze für  Korn,  welches  zur  Küste  für  den  Export  nach 
Europa  geschafft  wurde.  Die  Kosten  des  Transportes  nach 
Europa  hängen  von  den  Eisenbahnfrachten  bis  zur  Küste 
ebenso  ab  wie  von  der  Seefracht  einschließlich  der  Hafen- 
gebühren. Die  große  Masse  des  Verkehrs  wird  natürlich 
nach  der  Richtung  zur  Küste  fließen,  welche  sich  weniger 
teuer  stellte.     Es  mußte  daher  das  Bestreben  der  Betriebs- 


1)  Bell,  a.  a.    O.,    S.   210. 

2)  Report  1880  81,    S.  33;   do.   1881  82,    S.   35  36. 
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leiter  jeder  der  beiden  von  Delhi  nach  den  Ost-  und  West- 
häfen führenden  Linien  sein,  die  niedrigsten  Frachtsätze 
zu  erheben,  welche  noch  angemessene  Erträge  abwerfen, 
und  wenn  hieraus  ein  gesunder  Wettkampf  entstand,  so 
war  dieses  Resultat  als  eine  Wohltat  für  die  Gesamtheit 
und  speziell  für  die  Produzenten  und  Händler  zu  begrüßen. 
Wurden  jedoch,  um  den  Gegner  tot  zu  machen,  auf  den 
rivalisierenden  Eisenbahnen  derartig  niedrige  Fracht- 
sätze für  den  Getreidetransport  angesetzt,  daß  die  Be- 
förderung nur  mit  Verlust  geschehen  konnte,  so  ging  der 
Wettstreit  über  die  rechtmäßigen  Grenzen  hinaus;  denn 
die  Gesellschaften  mußten  den  Verlust,  welchen  sie  bei  der 
einen  Güterart  verloren,  aus  den  Erträgen  des  anderen 
Verkehrs  wieder  wettmachen,  dem  dadurch  ungerecht- 
fertigte Lasten  aufgebürdet  wurden. 

Das  erste  Anzeichen  eines  ernsten  Konfliktes  bestand 
darin,  daß  die  Kaufleute  von  Calcutta  im  Jahre  1881  der 
indischen  Regierung  eine  Denkschrift  vorlegten  x) ,  in 
welcher  sie  auseinandersetzten ,  daß  die  Frachtsätze 
zv/ischen  Oberindien  und  Bombay  den  Handel  von  Calcutta 
schädigten,  und  die  Regierung  um  Abhilfe  baten,  indem 
entweder  die  Frachtsätze  auf  der  Calcutta- Route  ent- 
sprechend reduziert  würden  oder  auf  der  Bombay- Route 
höhere  Frachtsätze  erzwungen  werden  sollten.  Diese 
Klagen  wurden  von  der  Bengal  Chamber  of  Commerce 
unterstützt,  und  da  ein  Teil  der  Route  nach  Bombay  über 
eine  Staatsbahn  (Rajputana-Malwa)  ging,  hielt  es  die 
indische  Regierung  für  nötig,  einzugreifen.  Da  die  East 
Indian  Railway  seit  1879  Staatseigentum  geworden  war, 
hatte  sie  die  Bestimmung  der  Frachtsätze  auf  der  Route 
nach  Calcutta  völlig  in  der  Hand.  Hier  wollte  sie  jedoch 
keine  weitere  Reduzierung  der  Gütertarife  vornehmen. 
Sie  befahl  daher  dem  Betriebsleiter  der  zur  Bombay- Route 


1)    Bell,  a.   a.    0.,    S.   210  211. 
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gehörenden  Staatsbahn  in  Rajputana  die  Frachten  so 
anzusetzen,  daß  die  Transportkosten  nach  Bombay  sich 
nicht  billiger  stellten  als  die  Kosten  für  den  Transport  der 
gleichen  Güter  nach  Calcutta.  Die  Kaufmannschaft  in 
Bombay  war  natürlich  darauf  bedacht,  die  Vorteile  der 
kürzeren  Entfernung  nach  diesem  Hafen  voll  zu  genießen, 
und  die  Maßnahmen  der  indischen  Zentralregierung  wurden 
prompt  von  den  nach  Bombay  führenden  Linien  bekämpft, 
soweit  sie  in  Händen  von  Gesellschaften  waren,  unter- 
stützt von  der  Bombay  Chamber  of  Commerce  und  der 
Verwaltung  der  Präsidentschaft  Bombay  1) .  Die  beiden 
auf  der  Bombay- Route  in  Betracht  kommenden  Privat- 
bahnen hatten  hierbei  den  Vorteil,  daß  sie  mit  staatlicher 
Zinsgarantie  ausgestattet  waren  und  stets  einen  festen  Ge- 
winn hatten.  Die  Zentralregierung  teilte  infolge  der  Gegen- 
maßregeln der  Verwaltung  in  Bombay  mit,  daß,  im  In- 
teresse der  Wohlfahrt  des  Landes,  keine  künstlichen  Hin- 
dernisse geschaffen  werden  dürften  2) .  Sie  wäre  ganz  bereit, 
die  Vorteile  der  Konkurrenz  für  die  Anspornung  des  Ver- 
kehrs zuzulassen,  aber  die  verhängnisvollen  Wirkungen 
eines  regellosen  Konkurrenzkampfes,  in  den  die  Rivalität 
zwischen  den  verschiedenen  Linien  ausarte,  dürften  auf 
keinen  Fall  ignoriert  werden,  wie  die  auf  englischen  und 
amerikanischen  Eisenbahnen  gemachten  Erfahrungen  ge- 
zeigt hätten.  Die  Verwaltung  in  Bombay  protestierte 
gegen  diese  Entscheidung  der  indischen  Zentralregierung 
und  verlangte,  daß  auf  beiden  Routen  die  Frachtsätze 
pro  Meile  gleich  hoch  angesetzt  werden  sollten,  um  dem 
Verkehr  seinen  natürlichen  Abfluß  auf  der  kürzeren 
Bombay- Route  zu  gewähren. 

Inzwischen  hatte  der  Staatssekretär  in  England  dieser 
Angelegenheit  seine  Aufmerksamkeit  gewidmet  und  trat 
in  einem   Schreiben  an  die  Zentralregierung  in  Indien  für 

i)    Report   1882  83,    S.   56. 
1)    Bell,  a.   a.   O.,    S.  212. 
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die  Verwaltung  in  Bombay  ein,  indem  er  der  Regierung 
von  Indien  riet,  sich  nicht  in  diesen  Konkurrenzkampf 
einzumischen  und  die  Eisenbahnen  durch  verschiedene 
Anordnung  der  Frachtsätze  zu  hindern,  die  Vorteile  ihrer 
geographischen  Lage  auszunutzen  x) .  Dieser  Rat  verfehlte 
ganz  seine  Wirkung  bei  der  indischen  Regierung,  und  sie 
teilte  der  Verwaltung  in  Bombay  mit,  daß  es  gar  nicht  ihre 
Absicht  wäre,  sich  in  den  Wettstreit  zwischen  den  beiden 
Häfen  einzumischen,  sondern  ihre  Anordnungen  von  dem 
Wunsche  ausgegangen  wären,  die  Gütertarife  im  allge- 
meinen Interesse  des  Landes  auf  die  niedrigste  Grenze  zu 
reduzieren,  welche  noch  einen  angemessenen  Gewinn  ab- 
werfe 2) .  Dieses  Ziel  könnte  aber  nicht  durch  einen  einheit- 
lichen Meilenfrachtsatz  für  alle  Linien  erreicht  werden, 
denn  eine  Eisenbahn  mit  hohen  Steigungen  könne  nicht 
so  billig  transportieren  wie  eine  Strecke,  v/elche  günstige 
Terrainverhältnisse  habe  und  über  billige  Brennmaterialien 
verfüge.  Von  dieser  Verfügung  wurde  dem  Staatssekretär 
für  Indien  Kopie  übersandt3).  Der  Staatssekretär,  der 
uns  schon  als  eingefleischter  Liberaler,  als  Doktrinär  von 
reinstem  Wasser  bekannte  Lord  Hartington ,  der  spätere 
Duke  of  Devonshire,  trat  in  seinem  Schreiben  vom  19.  Ok- 
tober 1882  entschieden  den  Ansichten  der  indischen  Re- 
gierung entgegen  4).  Er  gab  zu,  daß  die  Kosten  für  Brenn- 
material und  die  Terrainverhältnisse  einer  Eisenbahn 
beachtenswerte  Faktoren  für  die  Normierung  der  niedrigsten 
Frachtsätze,  zu  denen  Güter  auf  der  betreffenden  Linie 
noch  mit  einem  angemessenen  Gewinn  befördert  werden 
könnten,  wären.  Er  meinte  aber,  daß  der  Versuch,  aus 
diesen  Gründen  die  Frachtsätze  entsprechend  den  Trans- 
portunkosten    auf     konkurrierenden     Linien     abzustufen, 


1)  Despatch   No.   41,   Railway,  9th  March   1882. 

2)  Bell,  a.  a.   0.,    S.  44. 

3)  do.,   S.  213. 

4)  Despatch    No.    132,    Railway,  of  ioth   October   1882. 
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praktisch  nicht  durchführbar  wäre.  Selbst  wenn  man  es 
aber  durchführen  könnte,  so  wäre  diese  Maßnahme  durchaus 
nicht  wünschenswert.  Man  sollte  es  den  einzelnen  Bahn- 
verwaltungen überlassen,  solche  Frachtsätze  anzuordnen, 
welche  sie  für  die  vorteilhaftesten  ansahen.  Bei  der  da- 
maligen Lage  des  indischen  Eisenbahnverkehrs  würden 
sowohl  die  Interessen  der  Eisenbahngesellschaften  als 
auch  des  Handels  am  besten  gev/ahrt  werden  durch  die 
natürlichen  Folgen  der  Konkurrenz,  welche  reguliert  werden 
müßten  durch  Sparsamkeit  im  Betrieb,  Einführung  von 
Verbesserungen  bei  den  Hafeneinrichtungen  in  den  Ver- 
schiffungshäfen, zu  denen  die  rivalisierenden  Bahnlinien 
führen,  und  ähnliche  Mittel.  Die  praktischen  Schwierig- 
keiten, die  sich  einer  verschiedenen  Normierung  der  Fracht- 
sätze auf  Grund  der  tatsächlichen  Transportkosten  ent- 
gegenstellten, hielt  er  dagegen  für  unüberwindlich.  Die 
indische  Regierung  schloß  sich  nunmehr  leider  den  Aus- 
führungen des  Staatssekretärs  an  und  verzichtete  auf  eine 
weitere  Einmischung  in  den  Wettkampf,  indem  sie  zugab, 
daß  das  von  ihr  vorgeschlagene  Hilfsmittel  zur  Regelung 
der  Transportkosten  praktisch  nicht  durchführbar  und 
unvorteilhaft  wäre1).  Man  konnte  es  aber  der  indischen 
Regierung  als  der  unmittelbaren  und  mittelbaren  Eigen- 
tümerin aller  indischen  Eisenbahnen  nicht  verdenken,  daß 
sie  mit  Unruhe  und  Besorgnis  dem  Ausbruch  eines  Tarif- 
krieges entgegensah,  der  ihre  finanziellen  Resultate  zu 
vernichten  drohte,  und  sie  alle  Hebel  in  Bewegung  gesetzt 
hatte,  den  Kampf  zu  verhindern.  An  die  Regierung  von 
Bombay  schrieb  die  Zentralregierung  dann  im  März  1883, 
daß  es  das  fundamentale  Bestreben  einer  Bahn  sein  müßte, 
die  größte  Menge  Verkehr,  die  die  Linie  bewältigen  kann, 
heranzuziehen  zu  den  günstigsten  Frachtsätzen,  welche  sie 
erhalten  könnte,  und  räumte  ein,  daß  sich  der  Staat 


1)    Bell,  a.  a.   0.,    S.   44. 
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in  den  Wettkampf  rivalisierender  Linien  einmischen  solle, 
sondern  es  den  betreffenden  Eisenbahnen  überlassen  müßte, 
soviel  Verkehr  an  sich  zu  locken ,  als  sie  bekommen 
könnten1).  Sie  würde  nur  eingreifen,  wenn  der  Kon- 
kurrenzkampf ausarten  würde  und  die  Frachtsätze  aus 
unlauterem  Wettbewerb  unvernünftig  tief  herabgesetzt 
werden  würden. 

Die  Folge  dieser  Entscheidung  war,  daß  vom  i.  Mai 
1883  an  auf  der  Strecke  von  Delhi  nach  Bombay  der  Durch- 
gangsfrachtsatz für  Weizen  von  131  .,  Annas  auf  11  Annas 
per  Maund  oder  um  181  2  %  herabgesetzt  wurde2).  Als 
Gegenmaßregel  führten  die  Leiter  der  East  Indian  Railway 
für  Weizen  im  Durchgangsverkehr  von  Delhi  nach  Howrah 
vom  gleichen  Datum  an  eine  Reduktion  der  Frachtkosten 
von  11,20  Annas  auf  10,40  Annas  per  Maund  ein  und  setzten 
vom  1.  Juni  1883  an  den  Tarif  weiter  herab  auf  9,60  Annas. 
Im  allgemeinen  wurden  auch  niedrigere  Frachtsätze  auf 
der  Sind,  Punjab  and  Delhi  und  Indus  Valley  Railways 
angesetzt,  die  das  sich  mehr  und  mehr  zu  einem  bedeutenden 
Ausfuhrhafen  entwickelnde  Kurrachee  als  Basis  hatten. 
Der  Erfolg  war  besonders  auf  diesen  Linien  überraschend  3) , 
wie  die  folgende  Tabelle  über  die  Entwicklung  des  Getreide- 
transportes auf  der  Indus  Valley  State  Railway  nach  Ver- 
besserung der   Hafenanlagen  in   Kurrachee  zeigte: 

Jahr         Menge  des  transportierten  Einnahme  aus  dem 

Weizens  Transport 

Tonnen  Rupien 

1881  82635  795  323 

1882  126  770  1  265  162 
Diese    günstige    Entwicklung    auf    der    Indus    Valley 

Railway  hielt  auch  weiter  an,  und  während  im  Betriebsjahre 


1)  do.,  S.  214  ff. 

2)  Report  1882  83,  S.  56. 

3)  do.,  S.  57. 
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1884/85  fast  alle  Linien  schwer  unter  der  Depression  im 
Weizenhandel  zu  leiden  hatten  und  bedeutende  Ausfälle 
in  den  Gewinnen  aufwiesen,  zeigten  die  Einnahmen  der  ge- 
nannten Bahn  für  das  Jahr  1884  85  nach  dem  Berichte 
ihres  Betriebsleiters  eine  beträchtliche  Steigerung1).  Der 
Weizenhandel  ging  auf  dieser  Linie  nur  um  rund  25 
zurück  gegenüber  dem  sehr  hohen  Betrage  des  vorher- 
gehenden Jahres,  und  eine  vorzügliche  Ernte  an  ölhaltigen 
Sämereien  im  Punjab  glich  dieses  Defizit  bei  weitem  aus. 

Während  der  Weizenexport  von  Calcutta  im  Jahre 
1882  83  verglichen  mit  dem  des  vorhergehenden  offiziellen 
Jahres  der  Menge  nach  um  33V2  %  un<^  der  von  Bombay 
um  381/2  %  zurückging,  stieg  die  Weizenenausfuhr  über 
Kurrachee  in  derselben  Zeit  um  48  %,  wobei  noch  bei 
diesem  Hafen  der  Mangel  einer  ausreichenden  Rückfracht 
nach  dem  Innern  den  Verkehr  nachteilig  beeinflußte 2). 
Diesem  Übelstande  suchte  die  indische  Regierung  dadurch 
abzuhelfen,  daß  sie  den  Leiter  der  Indus  Valley  State 
Railway  ermächtigte,  den  Frachtsatz  für  Kohle  von 
Kurrachee  nach  dem  Inland  auf  1  ]0  Pie  per  Maund  für 
die  engl.  Meile  zu  reduzieren.  Abgesehen  von  der  Absicht, 
durch  die  Einführung  dieses  niedrigen  Frachtsatzes  die 
Wagen  auszunutzen,  welche  sonst  leer  von  Kurrachee 
zurückkehren  mußten,  spielte  bei  der  Herabsetzung  auch 
der  Umstand  mit,  daß  die  East  Indian  Railway  Company 
nicht  zu  bewegen  war,  ihre  Frachtsätze  für  Kohle  in  dem 
von  der  Regierung  gewünschten  Umfange  herabzusetzen. 
Nach  den  Bestimmungen  des  Kontraktes,  durch  welchen 
der  Betrieb  der  im  Staatseigentum  befindlichen  East 
Indian  Railway  an  die  genannte  Gesellschaft  verpachtet 
worden  war,  brauchte  diese  nämlich  eine  Herabsetzung 
des  Tarifsatzes  für  Mineralien  und   Getreide  unter  l/a   Pie 


1)  Report   1884  85,    S.  75. 

2)  do.,  1882  83,   S.  56;  do.   1883  84,   S.  51. 

E.    Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen  1^ 
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per  Maund  nicht  anzunehmen.  Versuchsweise  wurde  auch 
auf  der  Punjab  Northern  State  Railway  der  Frachtsatz 
für  Getreide  vom  i.  Mai  1883  an  auf  1  B  Pie  per  Maund  für 
die  engl.  Meile  reduziert,  was  sich  auch  auf  dieser  Linie  als 
vorteilhaft  erwiesen  hat.  Während  also  infolge  des  Kon- 
kurrenzkampfes auf  den  East  Indian,  Rajputana-  und 
Punjab- Routen  eine  beträchtliche  Herabsetzung  der  Fracht- 
sätze, zumal  für  den  Getreidetransport,  stattfand,  hielt  es 
die  Great  Indian  Peninsula  Railway  Company  infolge  des 
Fehlens  einer  Konkurrenzlinie  auf  ihrem  Bahnnetz  nicht 
für  nötig,  ähnliche  Reduktionen  des  Gütertarifes  eintreten 
zu  lassen1).  Sie  erhob  für  den  Getreidetransport  auf  der 
616  engl.  Meilen  langen  Strecke  von  Jubbulpore  nach 
Bombay  einen  höheren  Betrag,  als  die  Transportkosten 
über  4000  engl.  Meilen  Eisenbahnen  in  Amerika  von  Chicago 
nach  Liverpool  ausmachten2).  Auch  die  Vorstellungen 
der   Handelskammer   in   Bombay  hatten  keinen   Erfolg3). 

Wenn  auch  die  Regierung  auf  den  Staatsbahnen  die 
Festsetzung  der  Tarife  in  der  Hand  hatte,  so  konnte  sie 
auf  die  garantierten  und  unterstützten  Gesellschaften  nur 
einen  ganz  ungenügenden  Einfluß  ausüben  und  mußte 
sich  meist  darauf  beschränken,  den  Gesellschaften  mit 
gutem  Beispiel  voranzugehen.  Allgemein  wurde  geklagt, 
daß  die  Gesellschaften,  besonders  auch  bei  den  Fracht- 
sätzen für  Getreidetransporte,  bei  denen  die  amerikanische 
Konkurrenz  zu  beachten  war,  mit  der  Reduzierung  der 
Tarife  nicht  weit  genug  gingen,  während  den  Staatsbahnen 
gerade  von  den  Geschäftsleuten  in  diesen  Punkten  Lob 
gezollt  wird4).      Ein  großer   Textilfabrikant   in    Bengalen, 


1)  Report  1882  83,    S.   56. 

2)  Archiv   für    Eisenbahnwesen,    Jahrgang  1885,   Abhandlung   von 
Kupka,    S.   583. 

3)  Andrew,  a.  a.    0.,    S.    LXXXIV. 

4)  Archiv   für    Eisenbahnwesen,    Jahrgang    1886,   Abhandlung   von 
Gustav  Cohn,    S.   8  ff. 
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Birkmyre,  sprach  seine  Ansicht  im  Jahre  1884  dahin  aus, 
daß  man  in  Indien  allgemein  der  Meinung  wäre,  die  Staats- 
bahnverwaltungen wären  in  Tariffragen  weit  zugänglicher 
als  die  Verwaltungen  der  Privatbahnen.  So  hatte  z.  B. 
zur  Zeit  der  Hungersnot  in  Bengalen  während  des  Jahres 
I873/74  die  Regierung,  um  die  East  Indian  Railway 
Company  zur  Ermäßigung  ihrer  sehr  hohen  Frachtsätze 
bewegen  zu  können,  erst  die  Übernahme  des  etwaigen 
Ausfalles  am  Reinertrage  versprechen  müssen.  Tat- 
sächlich stellten  sich  dann  die  Einnahmen  so  günstig,  daß 
die  Gesellschaft  in  ihrem  eigenen  Interesse  an  dem  er- 
mäßigten Satze  auch  nach  der  Hungersnot  festhielt.  Auch 
Graham,  Inhaber  eines  großen  Handelshauses,  welches 
in  Calcutta,  Glasgow,  London,  Liverpool,  Manchester  usw. 
Niederlassungen  hatte,  gab  den  Staatsbahnen  in  dieser 
Beziehung  den  Vorzug1).  Die  Bengal  Chamber  of  Com- 
merce erklärte  dem  Vizekönig  Lord  Ripon  (1881 — 84) 
besonders  die  Frachtsätze  für  Getreide  für  viel  zu  hoch  2). 
Auf  der  Southern  Mahratta  Railway  ist  der  Satz  von 
1  '5  Pie  per  Maund  für  die  engl.  Meile  doppelt  so  hoch  wie 
der  amerikanische  Tarif  für  Weizen.  Die  Eastern  Bengal 
Railway  Company  konnte  sogar  auf  Grund  ihrer  kon- 
traktlichen Rechte  einen  Frachtsatz  erheben,  der  das 
Dreifache  des  amerikanischen  ausmachte.  Dabei  nahmen 
die  amerikanischen  Bahnen  bei  den  Frachtsätzen  keine 
Rücksicht  auf  die  angebotene  Getreidemenge,  während 
auf  den  indischen  Eisenbahnen  die  günstigeren  Fracht- 
sätze nur  in  Geltung  traten,  wenn  bestimmte  Bedingungen 
in  bezug  auf  Quantum  und  Art  der  Verfrachtung,  Gewicht 
der  Säcke  und  ähnliches  erfüllt  sein  mußten,  durch  welche 
Vorschriften     der     kleine,     einheimische     Kaufmann     fast 


1)  Andrew,  a.  a.   O.,    S.    LXXXIII  ff. 

2)  Wheat  Production  and  Trade  of  India,  S.  53  54.  Letter  from 
the  Chamber  of  Commerce,  Bombay,  dated  24m  November  1882  to  the 
Government  of  India. 

15* 
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gänzlich  von  diesen  Vergünstigungen  ausgeschlossen  war  2) . 
Was  namentlich  die  Verwaltungen  der  Privatbahnen  so 
schwerfällig  und  bei  den  Geschäftsleuten  unbeliebt  machte, 
war  der  Umstand,  daß  ihre  Verv/altungsräte  ihren  Sitz  in 
London  hatten  und  dorthin  alle  Gesuche  wegen  Tarifsätze 
gerichtet  werden  mußten,  ehe  sie  erledigt  werden  konnten  2) . 
Daher  erklären  sich  die  Klagen  der  Geschäftsleute  über 
Mängel,  welche  man  sonst  gerade  den  Staatsbahnverwal- 
tungen   vorzuwerfen    pflegte. 

Infolge  der  Erfahrungen,  welche  die  indische  Re- 
gierung bei  den  oben  geschilderten  Konkurrenzkämpfen 
rivalisierender  Linien  gemacht  hatte,  behielt  sie  sich  seit- 
dem bei  neuen  Kontrakten  nicht  nur  das  Recht  vor, 
Maximal-,  sondern  auch  Minimaltarife  zu  bestimmen. 
Zum  ersten  Male  wurden  diese  Vereinbarungen  getroffen 
bei  der  Verpachtung  der  Rajputana-Malwa  State  Railway 
an  die  Bombay,  Baroda  and  Central  India  Railway  Com- 
pany, und  zwar  wurden  folgende  Frachtsätze  pro  engl. 
Meile  mit    Gültigkeit   vom   i.    Januar   1885   angesetzt3): 


Maximum 

Minimum 

Pies 

per  Maund 

Pies  per  Maund 

I.   Klasse  und 

Spezial- 

guter 

o,35 

0,14 

II.   Klasse 

o,55 

0,50 

III.   Klasse 

0,70 

0,60 

IV.   Klasse 

0,85 

o,75 

V.   Klasse 

1,00 

0,90 

Als   Ausnahme   wurde   aber   für   den    Durchgangsver- 
kehr von  Weizen  von  Delhi  nach  Bombay  ein  Transport- 


1)  Kupka,  a.  a.    0.,    S.  583,  Archiv  für  Eisenbahnwesen,   1885. 

2)  Gustav  Cohn,  a.  a.  0.,   S.  8,  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  1886. 

3)  Report  1884  85,    S.  69. 
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satz  von  n  Annas  und  für  die  sonstigen  Korn-  und  Sämerei- 
arten  derselben    Güterklasse    n1'.,   Annas   zugelassen1). 

Maximal-  und  Minimaltarife  wurden  in  ähnlicher  Höhe 
auch  in  derselben  Zeit  auf  der  Bengal  and  North- Western 
und  der  Bengal- Nagpur  Railway  eingeführt  und  beim 
Abschluß  aller  späteren  Kontrakte  behielt  sich  die  Re- 
gierung dieses  Recht  in  bezug  auf  die  Normierung  der 
Tarife   vor  2) . 

Bei  der  ständig  fortschreitenden  Entwicklung  des 
indischen  Eisenbahnnetzes  wurden  die  einzelnen  Linien 
immer  enger  untereinander  verflochten.  Die  Regierung 
bemühte  sich  aus  diesem  Grunde,  eine  möglichste  Einheit 
der  Frachtsätze  und  Klassifikation  der  Güter  zu  erzielen. 
Zu  diesem  Zwecke  berief  sie  nach  Calcutta  am  n.  Februar 
1884  eine  Verkehrskonferenz  ein3),  welche  aus  einem 
Präsidenten,  ferner  einem  mit  den  Handels-  und  Pro- 
duktionsverhältnissen Indiens  möglichst  genau  vertrauten 
Beamten  bestand,  die  beide  von  der  Regierung  von  Indien 
ernannt  wurden,  und  je  einem  Beamten  jeder  Staats-  und 
Privatbahn.  Nach  achtzehn  Sitzungen  einigte  man  sich 
auf  eine  Anzahl  Regeln,  um  die  Tarife  in  den  einzelnen 
Güterklassen  möglichst  einheitlich  zu  gestalten,  und  stellte 
eine  Anzah.  Bestimmungen  zur  Erleichterung  des  Durch- 
gangsverkehrs und  der  Teilung  der  Gewinne  zwischen 
den  verschiedenen  Bahnen,  über  welche  ein  Gut  gelaufen 
war,  auf.  Im  allgemeinen  sollte  in  solchen  Fällen  der 
Gewinn  nach  der  auf  den  einzelnen  Strecken  durchlaufenen 
Meilenzahl    verteilt   werden. 

Die  Tarife,  auf  welche  man  sich  auf  dieser  Konferenz 
für  Durchgangsgüter  geeinigt  hatte,  waren,  abgesehen  von 


1)  Public  Works  Department,  letter  to  the  Government  of  Bombay, 
No.    162  R.   T.,  cteted  2nd  March   1883. 

2)  Report  1884/85,   S.  70. 

3)  do.   1883/84,  S.   56  ff. 
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Spezialtarifen    und    besonderen    Abmachungen,     die    fol- 
genden 1) : 

I.    Güterklasse  1/3  Pie  per  Maund   pro  engl.  Meile 


II. 
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III. 
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Aber  die  Vorschläge  der  Tarifkonferenz  vom  Jahre 
1884  wurden  von  verschiedenen  Eisenbahn  Verwaltungen, 
denen  sie  unterbreitet  worden  waren,  nicht  angenommen, 
und  der  Streit  über  die  Frachtsätze  für  den  Durchgangs- 
verkehr auf  konkurrierenden  Linien  dauerte  fort,  da  die 
Ausdehnung  der  bestehenden  Eisenbahnen  und  die  Er- 
öffnung neuer  diese  Fragen  immer  wieder  in  den  Vorder- 
grund rückten  2) .  Aus  der  Verwicklung  hoffte  die  indische 
Regierung  schließlich  durch  die  Errichtung  eines  Clearing 
House  herauszukommen,  welches  unabhängig  von  der 
Regierung  sein  sollte  und  nicht  nur  die  Einnahmen  aus 
dem  Durchgangsverkehr  unter  die  partizipierenden  Gesell- 
schaften verteilen,  sondern  auch  die  Frachtsätze  auf 
rivalisierenden  Bahnen  regeln  und  die  Klassifizierung  der 
Güter  vereinfachen  sollte3).  Die  indische  Regierung  hatte 
diese  Idee  zunächst  den  Vertretern  der  indischen  Eisenbahn- 
verwaltungen unterbreitet,  fand  aber  mit  ihrem  Plan  keine 
günstige  Aufnahme.  Dann  legte  sie  diesen  Vorschlag  im 
August  1885  dem  Staatssekretär  für  Indien  vor  und  bat 
diesen,  die  Meinung  der  verschiedenen  Eisenbahnverwal- 
tungen der  englischen  Bahnen  einzuholen4).  In  seiner 
Antwort  vom  25.  Februar  des  folgenden  Jahres  erhielt 
sie  vom  Staatssekretär  Lord  Kimberley  den  Bescheid,  daß 

1)  Report  1883 '84,    S.   58. 

2)  do.   1884  85,    S.  69  und  S.  71. 

3)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  379  '380,  und  Bell, 
a.  a.   0.,    S.   217. 

4)  Despatch   No.    120,    Railway,   of  7th   August  1885. 
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die  englischen  Eisenbahngesellschaften  entschieden  gegen 
den  Plan  wären  und  daß  die  vorgeschlagenen  Funktionen 
des  Clearing  House  weit  über  den  Rahmen  der  Tätigkeit 
der  in  England  mit  diesem  Namen  bezeichneten  Ein- 
richtung hinausgingen1).  Der  Staatssekretär  meinte,  daß 
er  es  über  die  Aufgaben  der  Regierung  für  hinausgehend 
halte,  noch  in  anderer  Weise  einen  Einfluß  auf  die  Tarif- 
bildung auszuüben,  als  sie  schon  gemäß  den  bestehenden 
Kontrakten  oder  als  Eigentümerin  von  Staatsbahnen  besaß. 
Die  Ausübung  eines  bloßen  ,, Einflusses"  war  aber 
natürlich  für  die  Zwecke  der  Regierung ,  die  Gesell- 
schaften zur  Annahme  der  Tarifsätze  zu  bringen,  welche 
sie  für  die  Entwicklung  des  Verkehrs  am  geeignetsten  hielt, 
gänzlich  unzureichend  2) .  Daher  legte  der  damalige  Go- 
vernment Director  of  the  Indian  Railway  Companies, 
Colonel  L.  Conway-  Gordon,  der  indischen  Regierung  ein 
ausführliches  Schreiben  vor,  in  welchem  er  gewisse  Prin- 
zipien in  bezug  auf  die  Frachtsätze  und  Fahrpreise  ent- 
wickelte, die  auf  in  England  und  anderen  Ländern  ge- 
machten Erfahrungen  basiert  waren.  Den  in  dieser  Note 
gemachten  Empfehlungen  schloß  sich  im  allgemeinen  die 
indische  Regierung  in  einer  Resolution  vom  Dezember 
1887  an  3).  Aber  sie  hielt  es  nach  den  mit  den  Eisenbahn- 
gesellschaften nun  einmal  geschlossenen  Kontrakten  nicht 
für  möglich,  ihren  Beschluß  auf  anderen  als  auf  Staats- 
bahnen zur  Annahme  zu  bringen.  Sie  betonte  als  Grund- 
prinzip, daß  man  die  Eisenbahnverwaltungen  im  allge- 
meinen die  Fahrpreise  und  Frachtsätze  fixieren  lassen 
sollte  und  daß  dem  Interesse  der  Eisenbahnen  und  des 
Handels  im  allgemeinen  am  besten  gedient  werden  würde 
durch  Zulassung  der  regelrechten  Folgen  der  Konkurrenz. 
Eine  Einmischung  der  Regierung  wäre  nur  gerechtfertigt. 

1)  Despatch,    No.    16,    Railway  of  25th   February   1886. 

2)  Bell,  a.  a.   0.,    S.  218  ff. 

3)  Resolution  No.  1446,  Railway  Traffic,  dated  I2th  December  1887. 
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wenn  Gesellschaften  auf  Grund  der  ihnen  durch  die  Zins- 
garantie gewährten  Sicherheit  vor  Unrentabilität  Tarif- 
sätze so  niedrig  fixieren  sollten,  daß  die  Transportkosten 
nebst  einem  angemessenen  Gewinn  nicht  herausgewirt- 
schaftet  würden.  Sie  setzte  bestimmte  Maximal-  und 
Minimalsätze  fest,  welche  von  allen  direkt  vom  Staate 
betriebenen  Eisenbahnen  angenommen  werden  sollten 
und  von  den  übrigen  Eisenbahnverwaltungen  soweit,  als 
sie  nicht  früher  mit  ihnen  eingegangenen  Abmachungen 
widersprachen.  Wenn  nicht  besondere  Gründe  vorge- 
bracht werden  konnten,  sollte  die  Güterklassifikation,  wie 
sie  damals  auf  der  East  Indian  Rai.way  in  Kraft  war,  von 
allen  Staatsbahnen  übernommen  werden  und  von  den 
privaten  Eisenbahngesellschaften  soweit,  als  sie  gemäß 
den  abgeschlossenen  Kontrakten  dazu  gezwungen  werden 
konnten.  Sie  verbot  auch  die  sogenannten  Refaktien,  d.  h. 
jede  ungerechte  Bevorzugung  zwischen  zwei  Eisenbahn- 
verwaltungen oder  zwischen  einer  Eisenbahngeseilschaft 
und  einer  bestimmten  Person  oder  Klasse  von  Individuen 
durch  Vorzugstarife  und  Gewährung  günstigerer  Transport- 
bedingungen, als  sie  dem  großen  Publikum  allgemein 
geboten  würden.  Die  indische  Regierung  hob  hervor, 
daß  der  Grundsatz  der  Fixierung  von  Maximalsätzen 
in  jedem  englischen  Eisenbahngesetz  und  auch  in  der 
Gesetzgebung  des  übrigen  Europas  und  Amerikas  aner- 
kannt wäre.  In  Indien  müßte  man  jedoch  wegen  der  ver- 
schiedenen Eisenbahnen  gewährten  Zinsgarantie  auch 
Minimalsätze  ansetzen,  da  diese  Vergünstigung  die  betref- 
fenden Verwaltungen  in  den  Stand  setzten,  mit  Verlust  für 
die  Regierung  und  auf  Kosten  der  Steuerzahler  zu  arbeiten, 
ohne  die  pekuniären  Interessen  der  Aktionäre  zu  verletzen. 
In  bezug  auf  die  Frage  einer  endgültigen  Festsetzung  von 
Maximal-  und  Minimalsätzen  für  das  gesamte  indische 
Eisenbahnnetz  gestand  die  Regierung  zu,  daß  es  unmöglich 
wäre,   solche   Tarife  zu  bestimmen,   welche  für  alle   Fälle 
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passend  wären.  Der  Schutz  der  Interessen  der  Allgemeinheit 
in  dieser  Hinsicht  wurde  in  der  Folge  durchgeführt  durch 
Revision  der  Indian  Railway  Act  und  Annahme  eines 
neuen  Eisenbahngesetzes  unter  der  Bezeichnung  Act  IX 
of  1890  1).  Die  revidierten  Maximal-  und  Minimalfracht- 
sätze, welche  im  Betriebsjahre  1891/92  in  Kraft  traten 
und  die  außer  für  die  in  dieser  Beziehung  unter  staatlicher 
Kontrolle  stehenden  Eisenbahnen  auch  für  die  Indian 
Midland,  Bengal- Nagpur,  Bengal  and  North-Western  und 
Rohilkhand  -  Kumaon  Railways  vorgeschrieben  wurden 
und  etwas  später  auch  noch  auf  der  South  Indian  und 
Southern  Mahratta  Railway  eingeführt  wurden,  waren  2) : 


Frachtsätze 

Pies 

per   Maund 

pro 

engl.    Mei 

Maximum 

Minimum 

V.   Klasse 

1 

— 

IV.   Klasse 

5/8 

— 

III.   Klasse 

2/3 

V« 

II.   Klasse 

7* 

— 

I.   Klasse 

V* 

— 

Spezialklasse  3) 

V. 

Vit 

Die  von  der  Regierung  eingeführten  Normalsätze  wur- 
den von  fast  allen  Eisenbahnverwaltungen  angenommen 
mit  der  Wirkung,  daß  die  vielen  Streitigkeiten  auf  diesem 
Gebiete  seitdem  beinahe  gänzlich  aufgehört  haben,  und 
wo  Differenzen  auftraten,  diese  bald  durch  Verhandlungen 
zwischen  den  verschiedenen  Gesellschaften  beigelegt  werden 
konnten  4) . 

Zum  Schluß  sei  noch  eine  Übersicht  der  durchschnitt- 
lichen Frachtsätze  auf  allen  indischen  Eisenbahnen  in  den 


1)  Report  1889/90,  Anhang. 

2)  do.   1891/92,   S.   138  und  S.  228. 

3)  Für  Kohle,    Getreide  und  andere  billige  Massengüter. 

4)  Bell,  a.  a.  0.,  S.  222.  —  Report  1870/71,  S.  33.  —  The  Imperial 
Gazetteer  of  India,   Band  III,   S.  413. 
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verschiedenen    Jahren    angeführt,    und    zwar    alle    Güter- 
klassen  zusammengefaßt l) : 


Jahr 

Durchschnittsfrachtsatz 

per  Tonnenmeile 

Pies 

1871 

25,2 

1881 

7,95 

1891 

6,75 

1901 

5,77 

1904 

5*39 

1)   Bei  der  Umrechnung  ist  1   d.  =  8  Pies  gesetzt. 


VI.   Kapitel 

Schlußbetrachtung 

Wie  wir  aus  der  in  den  ersten  drei  Kapiteln  geschilderten 
Entwicklung  des  indischen  Eisenbahnnetzes  sahen,  ist  die 
Eisenbahnpolitik  in  Indien  verschiedenen  Schwankungen 
ausgesetzt  gewesen.  Man  kann  nicht  behaupten,  daß  sie 
heute  etwa  endgültig  entschieden  sei.  In  der  weit  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Länder  wurde  die  Anlage  und  der 
Betrieb  der  Eisenbahnen  zunächst  dem  privaten  Unter- 
nehmungsgeist überlassen,  was,  abgesehen  von  einzelnen 
Ländern,  in  denen,  wie  bei  Preußen,  besondere  Gründe  mit- 
spielten, nicht  nur  der  in  jener  Zeit  herrschenden  liberalen 
Wirtschaftstheorie  zuzuschreiben  ist,  sondern  auch  dem  Um- 
stände, daß  man  den  die  ganze  Volkswirtschaft  eines  Landes 
beeinflussenden  und  sogar  beherrschenden  Charakter  der 
Eisenbahnen  nicht  erkannt  hatte  1).  Ohne  sich  weiter  um 
die  eigenartige  technische  Natur  der  Eisenbahnen  zu  küm- 
mern, die  sie  damals  auch  wohl  schwerlich  schon  in  ihrer 
ganzen  Tragweite  einzusehen  vermochte,  glaubte  die  Man- 
chesterschule mit  wenigen  rationalistischen  Deduktionen 
den  Beweis  erbringen  zu  können,  daß  die  freie  Konkurrenz 
sich  auch  auf  diesem  Gebiet  als  völlig  genügende  Hüterin 
des  allgemeinen  Wohles  bewähren  werde  und  daß  auch  hier 
die  Interessen  der  Eisenbahnunternehmer  mit  denen  der 
Gemeinschaft  identisch  seien.  Aber  ganz  konnte  doch  die 
i)    Keller,    Staatsbahngedanke,    S.  228  ff. 
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Eigenart  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Schienen- 
straße nicht  verborgen  bleiben  und  verkannt  werden.  Dies 
brachte  in  Verbindung  mit  dem  Umstand,  daß  der  Bau  und 
Betrieb  von  Eisenbahnen  ohne  erhebliche  Eingriffe  in 
öffentliche  und  private  Interessen  mannigfacher  Art  nicht 
möglich  ist,  den  Staat  dazu,  das  Recht  zur  Eisenbahnunter- 
nehmung von  einer  Konzession  abhängig  zu  machen  und  die 
Gesellschaften  zur  Wahrung  der  gemeinwirtschaftlichen 
Interessen  einer  gev/issen  staatlichen  Kontrolle  zu  unter- 
stellen. So  gestaltete  sich  auch  die  Einführung  der  Eisen- 
bahnen in  Indien.  Ende  der  1840er  Jahre  wurde  unter  Lord 
Dalhousie  das  dortige  Eisenbahnnetz  mit  der  Anlage  breit- 
spuriger Linien  begonnen,  deren  Bau  und  Betrieb  gänzlich 
privaten  Gesellschaften  unter  Gewährung  einer  fünfprozen- 
tigen  Zinsgarantie  überlassen  wurde,  da  alle  Anstrengungen, 
Geld  ohne  Garantie  aufzunehmen,  vollständig  fehlschlugen. 
Zv/ei  Jahrzehnte  ^ang  fand  kein  erwähnenswerter  Wechsel 
in  dieser  Politik  statt.  Ein  Umschwung  der  Ansichten  trat 
erst  gegen  Ende  der  Amtszeit  des  Lord  Lav/rence  im  Jahre 
1869  70  ein,  als  die  auf  Grund  des  Lord  Dalhousieschen 
Eisenbahnprogramms  ausgeführten  Stammlinien  tatsäch- 
lich vollendet  waren.  Damals  wurde  allmählich  klar,  daß 
die  Last  der  alten,  mit  den  Gesellschaften  abgeschlossenen 
Kontrakte  für  den  Staat  zu  drückend  waren  und  das  Privat- 
kapital, nachdem  de  aussichtsreichsten  Linien  angelegt 
waren  und  es  nun  an  den  Ausbau  des  Netzes  gehen  sollte, 
nicht  mehr  zu  haben  war,  wie  es  sich  auch  in  Europa  in 
dieser  Beziehung  gezeigt  hatte.  Man  versuchte  es  daher  mit 
dem  Staatsbahnsystem,  und  der  Nachfolger  des  Lord  Law- 
rence, der  Earl  of  Mayo,  entwarf  ein  Programm,  auf  Grund 
dessen  die  großen  Stammlinien  zur  Steigerung  ihrer  Ren- 
tabilität und  weiteren  Erschließung  des  Landes  durch  eine 
große  Anzahl  von  der  Regierung  erlaubter  und  verwalteter 
Nebenlinien  in  Meterspurweite,  sog.  „Feeders",  ergänzt 
werden  sollten.     Die  Kosten  für  diese  neuen  Bahnen  sind 
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zum  größten  Teil  aus  staatlichen  Anleihen  bestritten  worden, 
deren  Zinssätze  von  3  bis  43/4  %  variieren  1).  Aber  nachdem 
nun  einmal  die  Erträge  der  günstigsten  Linien  in  die  Taschen 
der  Aktionäre  flössen,  war  der  Staat  in  einer  sehr  mißlichen 
Lage,  und  da  die  indischen  Finanzen  in  einem  ungünstigen 
Zustande  waren  und  durch  Krieg  und  Hungersnot  ander- 
weitig in  Anspruch  genommen  wurden,  war  die  nächste 
Entwicklung,  welche  um  1880  einsetzte  und  noch  in  der 
Gegenwart  herrscht,  eine  teilweise  Rückkehr  zur  Ver- 
wendung von  Gesellschaften,  so  daß  in  dieser  letzten  Phase 
der  indischen  Eisenbahnpolitik  die  Tätigkeit  von  Staat  und 
Gesellschaften  zusammengehen.  In  bezug  auf  die  Be- 
dingungen, auf  Grund  deren  die  Regierung  privaten  Unter- 
nehmern die  Konzession  erteilte,  wurde  sie  dabei  durch 
wechselnde  Umstände  gezwungen,  die  Politik  fortwährend 
zu  ändern,  so  daß  sich  bei  der  Finanzierung  der  Eisenbahnen, 
der  Zulassung  von  Gesellschaften  für  den  Bau  und  Betrieb 
und  der  Frage  der  Spurweite  und  anderen  Dingen  kein  ganz 
genau  festgelegtes  Ziel  erkennen  läßt.  Eine  Erfahrung 
hat  man  aber  gemacht.  Nichtgarantierte  Unternehmungen 
sind  stets  unpopulär  gewesen,  und  bis  zur  Gegenwart  sind 
auch  solche  Unternehmungen,  bei  denen  die  gewährten 
Zinsgarantien  nicht  von  vornherein  e'ne  angemessene  Ver- 
zinsung sichern,  nur  wenig  beliebt  und  verfehlen  ihre  An- 
ziehungskraft *2) .  Die  Regierung  ist  daher  gezwungen,  ent- 
weder für  alle  neuen  Eisenbahnlinien  eine  genügend  hohe 
Zinsgarantie  zu  gewähren  oder  selbst  das  Kapital  aufzu- 
bringen. Einen  Mangel  zeigt  die  Kapitalbeschaffung  durch 
den  Staat.  Bei  dem  anderweitigen  Bedarf  des  Staates  ist 
die  Höhe  des  Betrages,  den  er  alljährlich  für  Eisenbahn- 
zwecke durch  Anleihen  aufbringen  kann,  großen  Schwan- 
kungen ausgesetzt,  und  diese  Ungewißheit  macht  die  Auf- 
stellung eines  umfassenden  Programms,  welches  sich  über 

1)  Report  1881  '82,   S.  62. 

2)  Special   Report  1903,    S.  30. 
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eine  längere  Reihe  von  Jahren  erstreckt,  unmöglich  1). 
Wenn  dieser  Mangel  sich  in  praktischer  Weise  beseitigen 
läßt  —  und  bei  der  sich  in  den  letzten  Jahren  allmählich 
günstiger  gestaltenden  Finanzlage  Indiens  bestehen  hierzu 
gute  Aussichten  — ,  kann  es  keine  Frage  sein,  daß  die  Auf- 
nahme von  Anleihen  direkt  durch  die  Regierung  sich  am 
billigsten  für  das   Land  stellt. 

Wenn  nun  auch  noch  in  den  letzten  Jahren  neue 
Eisenbahnlinien  privaten  Gesellschaften  zum  Bau  und  Be- 
trieb übergeben  worden  sind,  so  läßt  sich  dennoch  in  den 
ersten  Anfängen  auch  in  Indien  der  allgemeine  Zug  der 
Entwicklung  vom  Privatbahnsystem  zum  Staatsbahnsystem 
erkennen.  Die  Regierung  hat  von  ihrem  Ankaufsrecht,  das 
sie  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  nach  Abschluß  der  Kon- 
trakte mit  den  Eisenbahngesellschaften  ausüben  konnte, 
regelmäßig  Gebrauch  gemacht,  so  daß  von  den  alten,  auf 
Grund  des  Lord  Dalhousieschen  Eisenbahnprogramms 
gebildeten  Gesellschaften  nur  noch  eine  vorhanden  ist,  d.  i. 
die  Madras  Railway  Company,  welche  am  i.  April  1907 
von  der  Regierung  angekauft  werden  konnte  2) .  Ferner 
übergab  sie  zwar  bei  einer  Anzahl  in  der  letzten  Periode 
geschaffenen  Eisenbahnen  den  Betrieb  Gesellschaften,  das 
Eigentum  an  den  Linien  —  ich  nenne  hier  die  Southern 
Mahratta,  die  Bengal- Nagpur  und  die  Indian  Midland  Rail- 
ways  —  behielt  sich  der  Staat  aber  selbst  vor.  Man  hat 
auch  in  anderen  Ländern  geglaubt,  mit  einem  ähnlichen 
Verpachtungssystem  oder  gemischten  System  die  end- 
gültige und  zweckmäßigste  Lösung  der  Eisenbahnsystem- 
frage gefunden  zu  haben,   aber  die    Geschichte  zeigt  uns, 


1)  do.,  S.  37. 
^j  2)  Report  1906,  S.  149.  —  Aus  dem  kürzlich  erschienenen  Bericht 
für  das  Jahr  1907  (S.  162)  ersehe  ich,  daß  die  Regierung  tatsächlich  die 
Madras  Railway  angekauft  hat  und  diese  Linie  zusammen  mit  den 
Southern  Mahratta  und  South  Indian  Railways  als  ein  einheitliches  Netz 
betrieben  wird. 
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besonders  die  Beispiele  von  Holland  und  früher  von  Italien 
einerseits,  von  Belgien,  Bayern,  Preußen,  Sachsen  und 
Dänemark  andererseits,  daß  beide  Formen  höchstens  als 
Übergangsmaßregel  von  praktischem  Wert  gewesen  sind  1). 
In  Indien  wird  wohl  schließlich  auch  der  eine  volkswirtschaft- 
liche Gedanke,  der  sich  überall,  in  Monarchien  und  Repu- 
bliken, beobachten  läßt,  die  Oberhand  gewinnen,  das  sich 
aus  der  technischen  Natur  der  Eisenbahnen  unvermeid- 
lich ergebende  und  ökonomisch  auch  allein  als  zweck- 
mäßig erkannte  Eisenbahnmonopol  für  die  Gemeinwirtschaft 
in  Anspruch  zu  nehmen2).  Die  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnnetzes führt  notwendigerweise  dahin,  daß  man  nicht 
fragt  ,, Privat-  oder  Staatsbahnsystem'',  sondern  ,, Privat- 
eisenbahnmonopol oder  Staatseisenbahnmonopol".  Es 
handelt  sich  bei  Inanspruchnahme  der  Eisenbahnen  durch 
den  Staat  nicht  um  die  Schaffung  eines  neuen  Monopols, 
sondern  lediglich  um  die  Übertragung  eines  schon  lange 
bestehenden  Monopols  an  den  Staat3),  und  dieser  Einsicht 
wird  sich  auch  die  indische  Regierung  schwerlich  noch 
lange  entziehen  können. 

Die  verschiedenen  Schwankungen  der  indischen  Eisen- 
bahnpolitik lassen  sich  außer  durch  die  fortgesetzten  finan- 
ziellen Schwierigkeiten  auch  aus  dem  verhältnismäßig 
raschen  Wechsel  der  höchsten  Beamten  des  Landes,  der 
damit  zusammenhängenden  Diskontinuität  der  staats- 
männischen Ansichten  und  dem  Mangel  an  durch  lang- 
jährige Erfahrung  gesammelten  Kenntnissen  erklären4). 
Die  Amtsdauer  der  Generalgouverneure  ist  für  gewöhnlich 
auf  fünf  Jahre  angesetzt,  welche  Zeit  für  einen  derartigen 
Posten  schon  an  und  für  sich  kurz  ist.  Dazu  kommt  noch, 
daß   von  den  dreizehn    Generalgouverneuren,   welche   von 


i)  Em.   Sax,  in   Schönberg's  Handbuch,   Band  I,   S.  556  557, 

2)  Keller,    a.  a.   0.,    S.  236  237. 

3)  do.,    S.  5. 

4)  Bell,  a.  a.   0.,    S.  248. 
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Lord  Dalhousie  an  bis  zur  Gegenwart  an  der  Spitze  der 
Verwaltung  in  Indien  standen,  fünf  schon  vor  Ablauf  der 
gewöhnlichen  Amtsdauer  ihren  Posten  verloren1).  Von 
geringerer  Bedeutung,  doch  nicht  ganz  ohne  Einwirkung, 
war  auch  der  Wechsel  in  der  Home  Government.  Wenn 
auch  neue  Männer  oft  vorteilhafte  neue  Ideen  bringen, 
so  entstehen  doch  auch  leicht  einem  Lande  Nachteile  und 
unnötige  Kosten,  wenn  das,  was  für  einen  längeren  Zeitraum 
eingehend  beraten  und  anscheinend  endgültig  entschieden 
worden  war,  bald  darauf  von  neuem  einer  Beratung  unter- 
zogen, umgemodelt  oder  auch  gar  völlig  geändert  wird. 

Die  verschiedenen  Änderungen  in  der  Eisenbahnpolitik 
kann  man  gut  aus  einer  Zusammenstellung  der  verschie- 
denen Formen  ersehen,  welche  zum  Bau  sowohl  als  auch  für 
den  Betrieb  des  indischen  Eisenbahnnetzes  verwandt  worden 
sind.    Es  sind  dies  am  Schlüsse  des  Kalenderjahres  1906  2) : 

1.  Staatsbahnen,  welche  vom  Staate  selbst  betrieben 
werden,  6  105,07  engl.  Meilen; 

2.  Staatsbahnen,  welche  durch  Vermittlung  von  Gesell- 
schaften betrieben  werden,   15  614,08  engl.  Mei'en; 

3.  eine  alte  Garantiegesellschaft,  die  Madras  Railway 
Company,  936,05  engl.  Meilen; 

4.  die  sog.  unterstützten  Gesellschaften,  2  855,14  engl. 
Meilen; 

5.  Gesellschaften,  denen  außer  dem  nötigen  Land  keine 
Unterstützung  gewährt  worden  ist,  41,77  engl.  Meilen. 

6.  Eisenbahnen,  welche  Eigentum  von  Eingeborenen- 
Staaten  sind  und  betrieben  werden 

a)  von     dem      betreffenden      Eingeborenenstaat     selbst, 
1  338,30  engl.  Meilen; 

b)  von  privaten   Gesellschaften,   1  898,10  engl.  Meilen; 

c)  von  der  indischen  Regierung,  235,28  engl.  Meilen. 

7.  Ausländische  Linien,  73,60  engl.  Meilen. 

1)  Report  1906,   S.  21. 

2)  Report  1906,    S.   15  ff.  Anhang  1. 
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Im  ganzen  umfaßte  das  indische  Eisenbahnnetz  am 
31.  Dezember  1906  also,  auf  ganze  Meilen  abgerundet, 
29  097  engl.  Meilen  dem  Verkehr  übergebene  Eisenbahnen1), 
welche  folgende  vier  Spurweiten  hatten: 

15  548  Meilen  von  5'  6"  Spurweite  ( Normalspur) 
12  149       „  ,.     3'33/g"     m  (Meterspur) 

1  071       ,,  ,,     2'  6"  ,,  (Spezialspur) 

329       »  „     2'  o" 

Insgesamt   29  097  Meilen. 

Wie  sich  dieses  Netz  unter  der  Amtszeit  der  einzelnen 
Vizekönige  entwickelt  hat,  zeigt  folgende  Tabelle2) : 


Kalender- 
jahr 

Vermehrung 
in  den  einzel- 
nen    Jahren 
in  Meilen 

Gesamte,  am 
Ende  jeden 

Jahres    dem 

Verkehr 
übergebene 
Meilenzahl 

Gesamte, 
unter    jedem 

Vizekönig 

hinzugefügte 

Meilenzahl 

Vizekönige 

1853 
1854 
1855 

20 

51 
98 

20 

71 
169 

169 

Marquis    of 
Dalhousie 

1856 

103 

272 

1857 

15 

287 

1858 
1859 

I40 
198 

427 
625 

I.418 

Earl  Canninj 

1860 

213 

838 

1861 

749 

I   587 

1862 
1863 

746 
174 

2  333 
5  507 

920 

Earl  of 
Elgin 

1)    Report  1906,    S.    1. 

2)   do., 

S.   21,   Anhang 

3- 

E.    Seh 

ulz,    Ostind.  Eisenbahnen 

16 
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Kalender- 
jahr 

1864 
1865 
1866 
1867 
1868 


Vermehrung 
in  den  einzel- 
nen    Jahren 
in   Meilen 


451 
405 
200 
366 

79 


Gesamte,  am 
Ende  jeden 
Jahres  dem 

Verkehr 
übergebene 
Meilenzahl 

2958 

3  563 

3  929 

4  008 


Gesamte, 
unter    jedem 

Vizekönig 
hinzugefügte 

Meilenzahl 


Vizekönige 


I  501 


Lord 
Lawrence 


1869 
1870 
1871 


247 
5i6 
303 


4  255 

4  771 

5  074 


1  066    Earl  of  Mayo 


1872 

1873 
1874 

1875 


295 
328 

529 
315 


5  369 

5  697 

6  226 

6  54i 


1  467 


Lord 
Northbrook 


1876 
1877 
1878 
1879 
1880 


319 

460 

899 
275 
668 


6  860 

7  320 

8  219 

8  494 

9  116 


2  621  Lord  Lytton 


1881 
1882 
1883 
1884 


728 

259 

309 

I  173 


9  890 
10  149 

10  458 

11  631 


2  469 


Marquis  of 
Ripon 


1885 
1886 
1887 
1888 


652 

609 

1  211 

473 


12  283 
12  892 
14  103 
H  576 


2  945 


Earl  of 
Dufferin  and 
Ava 
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Gesamte,  am 

\r  -i  —  j_.. 

Vermehrung 

Ende  jeden 

Kalender- 

in den  einzel- 

Jahres dem 

jahr 

nen     Jahren 
in  Meilen 

Verkehr 
übergebene 
Meilenzahl 

1889 

I  311 

15887 

1890 

514 

16  401 

1891 

907 

17  308 

1892 

507 

17  815 

1893 

689 

18  504 

1894 

396 

18  900 

1895 

647 

19  547 

1896 

707 

20  254 

1897 

86l 

21  115 

1898 

925 

22  040 

1899 

I  483 

23  523 

1900 

I  229 

24  752 

1901 

6ll 

25  3£>3 

1902 

568 

25  93i 

1903 

I  025 

26  956 

1904 

609 

27565 

1905 

730 

28  295 

Gesamte, 
unter  jedem 

Vizekönig 

hinzugefügte 

Meilenzahl 


Vizekönige 


3  928 


Marquis  of 
Lansdowne 


3  536 


Earl  of 
Elgin 


6255 


Lord  Curzon 


1906 


802 


29  097 


802        Earl  of  Minto 


Wenn  auch  die  Zeit  noch  fern  ist,  in  welcher  die  Vor- 
sorge für  bessere  Verkehrsmittel  nicht  mehr  eine  der  Haupt- 
pflichten der  Regierung  von  Indien  ist,  so  zeigt  die  folgende 
(S.  245),    an   Hand  von  „The    Statesman's    Year-Book"1) 


1)    The    Statesman's  Year  Book  for  the  Year    1907,    44.    Jahrgang, 
London  1907,    cf.  die  Artikel  Indien,   Großbritannien,  Deutschland  usw, 

16* 
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zusammengestellte  Tabelle  l) ,  daß  wenigstens  das  Verhält- 
nis der  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  zum  Areal  in 
Indien,  verglichen  mit  dem  anderer  Länder,  nicht  ungünstig 
ist,  während  in  bezug  auf  die  Einwohnerzahl  Indien  mit 
seinen  rund  300  Millionen  Menschen  sehr  schlecht  weg- 
kommt und  nur  in  dem  gleichfalls  dicht  bevölkerten  Japan 
ähnliche  Verhältnisse  herrschen. 

Das  auf  das  gesamte  indische  Eisenbahnnetz  aus- 
gegebene Kapital  hatte  Ende  des  Kalenderjahres  1906  einen 
Betrag  von  3  851  382  000  Rupien  erreicht  2).  Um  wieviel 
die  Kapitalausgabe  für  Eisenbahnzwecke  gestiegen  ist,  zeigt 
die  folgende  Tabelle,  welche  die  Höhe  des  in  den  genannten 
Jahren  auf  sämtlichen  eröffneten  und  noch  im  Bau  be- 
findlichen Eisenbahnlinien  ausgegebenen  Kapitalbetrages 
zeigt  3 

Gesamtausgabe 
Rupien 
311  713  530 
880  640  000 

1  285  691  000 

2  216  500  000 

3  312  396  725 
3  851  382  000 

Die  Ausgaben  zeigen  also  in  jedem  Jahrzehnt  eine 
stetige  Steigerung  mit  Ausnahme  der  siebziger  Jahre,  wo, 
wie  wir  uns  erinnern,  die  wirtschaftlichen  Kräfte  Indiens 
ganz  ungemein  stark  in  Anspruch  genommen  wurden  durch 


\  • 
/  • 

Jahr 

31- 

3,  1860 

31- 

3-  1870 

31. 

12.  1880 

31. 

12.  1890 

3*. 

12.  1900 

3i- 

12.  1906 

1)  Zu  bemerken  ist,  daß  die  Angaben  über  Einwohnerzahl  und  Aus- 
dehnung des  Eisenbahnnetzes  in  den  verschiedenen  Ländern  nicht  für 
dieselben  Jahre  angeführt  sind.  Wenn  aber  auch  der  Vergleich  nicht 
absolut  richtig  ist,  so  gibt  er  doch  ein  Bild  der  bestehenden  Verhältnisse. 

2)  Report  1906,    S.   1. 

3)  do.  1860  61,  S.  9;  1870  71,  S.  15;  1890  91,  S.  13;  1900,  S.  15; 
1905,  S.  34/35. 
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die  Aufbringung  der  fc  c  |   £  g 

Mittel    zur     Linde-  "°  S   3  ~  S 

rung  der  menriacn  $  5   ^   3  fll     uomo^o^^iomonn 

auftretenden  großen 


a 


O   -S   bd    w>  Ä 
Hungersnote  in  ver-  £  «   *  ^  =0 

schiedenen      Teilen 

Indiens    und   durch 

den  schwierigen  und  i»        £ 

ganz  über  Erwarten   1 


hfl 

t,,j  öS?         OvvO^rtNCONOOMOOOO 

langwierigen     r  eld-  g  -3  .3  "ö   £     »o  10  n   *  o  o   »  »  *  n  n 

zug  in  Afghanistan.  £  £   n  .g 

Die    wichtigsten  «       K 

finanziellen    Ergeb-  g 

r*  9  »j 

nisse  aus  dem    Be-  j:        «  Js  .2 

trieb   des   gesamten  J  g.      £  £     ^^^U^n 

ostindischen   Eisen-  5        c   ^   c 

bahnnetzes  zeigt  die  K 

nebenstehende    Zu-        5  ooo^noioconomo 

,c  10  10  10  ui  00    m  o    h    n  o^  o^ 

sammenstellung  *) :     .S,c       ^         ^*s   !?!J%N*y2!2  2S 

K    c  n"   co   co  <f  <>   o    ^?  vo~  m*" 

Wenn  auch  nicht       5       *&  M  M  M   N 

stetig,     lassen     die  B 

Eisenbahnen      also  J   S        |         3  "  £  2  *  §   5!  &  §J  Ä  § 

,       ,    .  ,,  -r     CÖ  ^   N    ^    fo   N  00"  vo"    O*    m"    C>    ^ 

doch  im  allgemeinen   i   m       c  co  n  o   o  «^  00^  00  m^  o_  <> 

$3  V  NCOCOOOOONUOOv 

die  Tendenz  der  Ver-  m   <t        a  M   M   M   M 

B 

ringerung    der    Be-  | 

triebsausgaben   und    ,    |  co^^-r-x-^o«^*, 


der  steigenden  Ver-  ,2   *  —            *  N.  *  «ü  °°.  °ü  «  N.  ^  °. 
zinsung  der  An'age-  .S  M  •*  *  *  «  * 
kapitalien        wahr- 
nehmen,   was  wohl  «  2              Cs00S?£!lv2.c£S'£*^}C 


daß  bei  der  Auswahl 

u 

1 — 1 

CO     t}-   O     00      WO      O    ^   00 
M       Hl       ti       N       N 

1)       Report      1905, 
s.  34/35- 

I/O    O     lOO     VOO     uoo     *O0     UO 
lOvOO     N    N   00    W      OOO      O 

000000000000000000    oo 
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der   zu    erbauenden    Linien   und   bei  ihrer  Anlage    im    all- 
gemeinen   richtige    Gesichtspunkte    verfolgt     wurden. 

Die  folgenden  Tabellen  (S.  248  49)  zeigen  den  Ge- 
winn oder  Verlust,  welcher  dem  Staate  aus  der  Ausgabe 
für  Eisenbahnzwecke  erwuchs. 

Bei  den  obigen  Tabellen  wird  aufgefallen  sein,  daß  der 
Staat  aus  dem  Eisenbahnbetriebe  einen  Verlust  erlitt,  trotz- 
dem die  Verzinsung  der  Kapitalausgabe  5  %  und  mehr 
betrug.  Dieser  scheinbare  Widerspruch  erklärt  sich  dadurch, 
daß  die  als  Verzinsung  des  Anlagekapitals  angegebenen 
Zahlen  nur  die  sog.  statistischen  Ergebnisse  sind,  während 
das  wirkliche  finanzielle  Ergebnis  aus  dem  Betrieb  der  indi- 
schen Eisenbahnen  sich  für  den  Staat  weit  ungünstiger 
stellt1).  Die  rechnerischen  Zahlen  würden  weit  günstiger 
sein,  wenn  nicht  viele  Meilen  Eisenbahnlinien  für  mili- 
tärische Zwecke,  die  mit  der  Verteidigung  der  Nordwest- 
grenze zusammenhängen,  und  zum  Schutze  gegen  Hungers- 
not nötig  wären  2).  Es  gibt  keine  notwendigeren  Anlagen, 
aber  sie  können  meist  kaum  Gewinne  im  kaufmännischen 
Sinne  geben.  Außerdem  ist  ein  Teil  der  Strecken  noch  im 
Bau  befindlich.  Würde  man  den  Zins  nur  auf  die  bereits  dem 
Verkehr  übergebenen  Strecken  verrechnen  und  die  auf 
noch  im  Bau  befindliche  Linien  ausgegebenen  Kapitalien 
unberücksichtigt  lassen,  so  würden  sich  z.  B.  die  Gew.nne 
und  Verluste  für  den  Staat  aus  dem  Betriebe  sämtlicher 
indischer  Eisenbahnen  im  Betriebsjahre  1890  91  ungefähr 
das  Gleichgewicht  halten,  und  es  wäre  im  folgenden  Jahre 
sogar  ein  Reingewinn  von  19,00  000  Rupien  erzielt 
worden.  Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ein  großer  Teil 
der  EisenbahnenBetriebsgesellschaften  übertragen  worden  ist, 
die  an  den  Reingewinnen  partizipieren.    Die  Summe,  welche 


1)  Report  1888  89,   S.   10.     Archiv  für  Eisenbahnwesen,    Jahrgang 
1893,    S.  331. 

2)  Bell,  a.  a.    0.,  S.   245  ff.  —  Report  1891  92,  S.    18—19. 
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die  indische  Regierung  den  Eisenbahngesellschaften  über- 
lassen muß,  ist  trotz  des  ansehnlichen  Gewinnanteils  von 
1  2  bis  4  5  des  Reinertrages  sehr  groß.  Sie  betrug  im  Be- 
triebsjahre 1891  92  beinahe  1,22,00,000  Rupien.  Es  würde 
allerdings  nicht  ganz  richtig  sein,  den  tatsächlichen  Verlust 
des  Staates  ebenso  hoch  zu  beziffern.  Man  muß  einen  ge- 
wissen Teil  der  Erträge,  die  den  Gesellschaften  zufließen, 
dem  Eifer  und  der  Fähigkeit  der  Beamten  dieser  Gesell- 
schaften zuschreiben,  den  Verkehr  zu  entwickeln  und  in 
der  Verwaltung  der  Bahnen  Sparsamkeit  walten  zu  lassen, 
da  die  Privatbeamten  doch,  wenigstens  nach  den  in  Indien 
gemachten  Erfahrungen,  mehr  die  Bahnen  nach  kommer- 
ziellen Gesichtspunkten  verwalten  können,  als  es  möglich 
wäre,  wenn  sie  in  der  Hand  von  Staatsbeamten  lägen.  Haupt- 
sächlich rührte  aber  der  Fehlbetrag  daher,  daß  die  Anleihen 
zum  Bau  der  ostindischen  Bahnen  in  England  durchv/eg  in 
Gold  aufgenommen  worden  sind  und  die  Zinsen  darauf  in 
Pfund  Sterling  zu  zahlen  sind.  Den  garantierten  Gesell- 
schaften war  der  verhäl  nismäßig  hohe  Zinssatz  von  durch- 
schnittlich über  43  4  %  zugesichert  worden,  den  der  Staat 
auf  Grund  der  kontraktlichen  Vereinbarungen  so  lange  zahlen 
muß,  bis  er  in  den  Besitz  der  Linie  gelangt  oder  sich  ihm 
die  Gelegenheit  bietet,  den  Kontrakt  zu  modifizieren,  wobei 
die  älteren  Garantie- Gesellschaften  Anspruch  auf  eine 
Zahlung  zum  Kurse  von  1  s.  10  d.  hatten,  während  er  seit 
1872  ständig  fiel  und  im  Jahre  1892  der  durchschnittliche 
Kurssatz  wenig  über  1  s.  4  d.  gewesen  war.  Der  Staat  kann 
infolgedessen  keinen  Nutzen  aus  der  günstigeren  Lage  des 
Geldmarktes  ziehen.  Während  der  Staat  das  Geld  zu  etwas 
über  21  ,  bis  31  4  %  Verzinsung  geliehen  erhalten  hätte, 
mußte  er  weiter  den  hohen  Zinssatz  zahlen  l) .  Bei  der  starken 
Entwertung  des  Silbers  entsprach  aber  einer  Zinsbürgschaft 
von  etwa  4-   ,        eine  solche  von  7  %,  ja  sogar  fast  8  °0, 

1)  Report  1890  91,  S.  16;  do.  1892  93,  S.  20;  1895  96>  s-  J9I  l896  97» 
S.  10. 
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in  Silber.  Wäre  das  Silber  auf  pari  geblieben,  so  würden 
z.  B.  im  Jahre  1891  92  die  Zinsen  einen  Betrag  von 
2,15,13,299  Rupien  ausgemacht  haben,  und  die  garantierten 
Eisenbahnen  würden  in  dem  genannten  Jahre  einen  Über- 
schuß von  60,41,293  Rupien  statt  eines  Verlustes  von 
31,39,706  Rupien  gebracht  haben1).  Selbstverständlich 
stehen  derartige  Verluste  außer  jedem  Zusammenhang  mit 
dem  eigentlichen  Eisenbahnbetrieb.  Wäre  der  kontraktlich 
festgesetzte  Kurs  bestehen  geblieben,  so  würde  das  Ergebnis 
für  den  Staat  aus  dem  Betriebe  der  garantierten  Eisenbahnen 
im  Jahre  1894/95  einen  Gewinn  von  9,26,670  Rupien  anstatt 
einen  Verlust  von  1,50,41,380  Rupien  dargestellt  haben. 

Der  Betrieb  des  gesamten  indischen  Eisenbahnnetzes 
zeigte  für  das  Jahr  1900  zum  erstenmal  in  der  Geschichte 
des  Eisenbahnnetzes  einen  Reingewinn  für  den  Staat,  und 
zwar  in  Höhe  von  8,72,391  Rupien  2).  Seitdem  haben  die 
Eisenbahnen  stets  mit  Gewinn  für  den  Staat  gearbeitet, 
der  sich  für  das  Jahr  1906  nach  Begleichung  sämtlicher 
Zahlungsverpflichtungen  auf  2,47,52,000  Rupien  belief3). 
Es  besteht  die  begründete  Hoffnung,  daß  die  Eisenbahnen 
nunmehr  nicht  nur  aufgehört  haben,  die  allgemeinen  Staats- 
einnahmen Indiens  zu  belasten,  sondern  daß  sie  auch  ferner- 
hin eine  der  sichersten  und  ständig  wachsenden  Einnahme- 
quellen abgeben 4)  und  ein  Vermögen  darstellen  werden, 
aus  denen  man  einen  ansehnlichen  Teil  der  Landesausgaben 
wird  bestreiten  können.  Die  Gefahr,  daß  eine  erhöhte 
Kapitalausgabe  auf  Eisenbahnen  zu  einer  Vermehrung  der 
Steuerlast  führt,  besteht  jetzt  nicht  mehr  und  könnte  neuen 


1)  do.  1892  93,   S.  20. 

2)  Report  1900,  S.  14.  — Memorandum,  dated  the  20th  Maren  1901, 
by  the  Honourable  Sir  Arthur  Trevor,  on  the  antieipated  capital  expen- 
diture  on  railways  for  the  three  years  1901  02  to  1903  04. 

3)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  IV,  S.  182.  —  Report 
1906,    S.   3. 

4)  Strachey,  a.  a.  O.,  S.  236.  —  Special  Report  1903,  S.  45. 
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Bahnunternehmern  zur  Beschaffung  des  Kapitals  in  Zu- 
kunft eine  Zinsgarantie  zugebilligt  werden,  da  die  von  der 
Regierung  übernommene  pekuniäre  Verantwortung  reichlich 
gedeckt  werden  wird  durch  die  Reineinnahmen  des  Eisen- 
bahnnetzes in  seiner   Gesamtheit. 

Die  Einnahmen,  welche  die  Regierung  aus  dem  ihr 
zukommenden  Gewinnanteil  und  aus  ihren  eigenen  Bahnen 
erzielt,  werden  als  allgemeine  Einkünfte  des  Landes  be- 
handelt x) .  Diese  Methode  ist  vielfach  angegriffen  worden, 
indem  man  ausführte,  daß  die  Gewinne  der  ertragreicheren 
Linien  zur  Unterstützung  und  Anlage  von  Eisenbahnen 
in  weniger  günstigen  Gegenden  benutzt  werden  sollten. 
Aber  bei  der  Lage  der  indischen  Finanzen,  wenn  auch  darin 
in  den  letzten  Jahren  eine  Besserung  eingetreten  ist,  ist 
die  Regierung  gezwungen,  jede  Einnahmequelle  zur  Be- 
streitung der  allgemeinen  Verwaltungskosten  zu  benutzen. 
Das  handeltreibende  und  reisende  Publikum,  aus  dem  die 
Einnahmen  des  Eisenbahnbetriebes  gezogen  werden,  ver- 
langte nicht  ganz  mit  Unrecht,  daß  die  erzielten  Reinerträge 
nicht  für  die  allgemeinen  Staatsaufgaben  oder  zur  Förde- 
rung der  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  in  irgendeinem 
Teile  Indiens,  sondern  zur  Förderung  des  Eisenbahnwesens 
innerhalb  des  Wirkungsbereiches  der  betr.  Linie  dienen  oder 
als  Hinweis  angesehen  werden  sollten,  daß  die  Frachtsätze 
und  Fahrpreise  herabzusetzen  seien.  Die  erste  dieser  Ten- 
denzen würde  die  Unterstützung  der  Aktionäre  der  in  Frage 
stehenden  Eisenbahngesellschaft  finden,  aber  sie  würden 
sicher  nicht  so  bereitwillig  einer  Reduzierung  des  Tarifes 
zustimmen,  da  sie  in  gleicher  Weise  wie  die  Regierung  am 
Erhalten  möglichst  großer  Gewinne  interessiert  sind,  oder 
mit  anderen  Worten,  da  ihr  Vorteil  es  heischt,  die  höchsten 
Satze  innerhalb  der  genehmigten  Maxima  anzusetzen,  die 
der   Handel  noch  tragen  kann.     Diese  Frage  kann  man  in 


i)    Bell,   a.  a.    O.,    S.   246  ff. 
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Indien  aber  nicht  von  demselben  Standpunkt  aus  betrachten 
wie  in  einem  Lande ,  in  welchem  das  Eisenbahnnetz 
dem  Staate  nur  wenig  verdankt  und  die  Linien  von  den 
Unternehmern  aus  eigener  Kraft  geschaffen  worden  sind, 
da  dort  die  Eisenbahnen  beinahe  gänzlich  dadurch  finanziert 
worden  sind,  daß  der  Staat  die  Verantwor  ung  für  eine 
angemessene  Verzinsung  übernahm.  Diese  Garantie  wird 
aber  von  dem  ganzen  Lande  getragen,  und  deshalb  dürfen 
die  dem  Staate  zufließenden  Erträge  nicht  im  Lichte  lokaler 
Interessen,  sondern  als  dem  ganzen  Kaiserreich  zukommend 
betrachtet  werden.  Außerdem  stellen  sie  einen  Ersatz  der 
Verluste  dar,  welche  der  Staat  in  der  früheren  Zeit  durch 
die  Eisenbahnen  erlitten  hat.  Da  diese  aus  den  von  dem 
gesamten  Lande  aufgebrachten  Steuern  bestritten  wurden, 
von  Bevclkerungsschichten,  die  nur  unbedeutende  Vorteile 
von  den  Eisenbahnen  hatten,  wurden  die  Personen,  welche 
sie  gebrauchten  und  speziellen  Nutzen  von  ihnen  zogen, 
in  weitem  Maße  Schuldner  der  übrigen  Bevölkerung.  Es 
ist  daher  nur  ein  Akt  ausgleichender  Gerechtigkeit,  wenn 
sie  in  Zeiten  des  Gewinnes  zur  Beihilfe  in  anderer  Richtung 
beitragen.  Die  handeltreibenden  Klassen  und  die  Aktionäre 
müssen  daher  zufrieden  sein  mit  den  Vergünstigungen, 
die  ihnen  die  indischen  Eisenbahnen  unter  den  bestehenden 
Bedingungen  gewähren,  und  stets  eingedenk  sein,  daß  ohne 
Unterstützung  der  Gesamtheit  es  mit  der  Schaffung  eines 
Eisenbahnnetzes  in   Indien  trübe  ausgesehen  hätte. 

Die  vorhin  angeführten  Betriebsergebnisse  konnten 
jedoch  nur  die  direkten  Resultate  vom  rein  finanziellen  Stand- 
punkt aus  betrachtet  darlegen  ]).  Die  unermeßlichen  Vor- 
teile aber,  welche  indirekt  durch  die  Schaffung  eines  Eisen- 
bahnnetzes dem  Lande  gebracht  wurden,  kann  man  nicht 
durch  derartige  Zahlen  abschätzen.  Diese  Erfolge  lassen 
sich  nur  durch  eine  Betrachtung  der  Entwicklung  des  Landes 

i)    Report  1882  83,  S.  49. 
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im  allgemeinen  und  des  starken  Anwachsens  der  Handels- 
operationen im  besonderen,  welches  überall  die  Eröffnung 
neuer  Eisenbahnlinien  begleitet  hat,  würdigen.  Augen- 
scheinlich sind  die  großen  Erleichterungen,  welche  die  Eisen- 
bahnen bei  der  allgemeinen  Verwaltung  des  Landes,  in  der 
größeren  Beweglichkeit,  die  sie  den  militärischen  Streit- 
kräften und  schließlich  als  Schutz  gegen  Hungersnot  ge- 
währen ]).  Um  seine  unermeßlichen  Besitzungen  in  Indien 
zu  erhalten,  konnte  England  sich  nicht  allein  auf  seine 
Bajonette  stützen,  denn  die  Truppenzahl  ist  gegenüber  einer 
Bevölkerung  von  rund  300  Millionen  Menschen  geradezu 
verschwindend  klein.  Die  Eisenbahnen  haben  die  militärische 
Stärke  der  Engländer  dagegen  in  einem  kaum  zu  berechnen- 
den Grade  gesteigert,  und  solange  England  seine  Überlegen- 
heit zur  See  behält,  wird  kaum  durch  irgendeine  Kom- 
bination feindlicher  Kräfte  seinem  Besitz  Gefahr  drohen 
können.'2)  Nötig,  dringend  nötig  hatte  England  in  Indien 
freilich  die  Eisenbahnen  aus  strategischen  Gründen,  denn 
seine  Lage  ist  dort  eine  derartig  prekäre,  daß  nur  die  Mög- 
lichkeit schnellster  Konzentration  der  gesamten  Streitkräfte 
auf  jeden  gefährdeten  Punkt  es  vor  unangenehmen  Erfah- 
rungen bewahren  kann.  Der  drohendste  Gegner  bleibt 
immer  Rußland.  Zwar  bildet  Afghanistan  noch  einen 
Pufferstaat  zwischen  jenem  und  den  britischen  Besitzungen 
in  Indien3).  Allein  dieser  Staat,  an  und  für  sich  zwar  nicht 
ohne  eine,  wenn  auch  nicht  allzu  erheblich  in  Betracht 
kommende  organisierte  kriegerische  Widerstandskraft,  aber 
doch  nicht  von  schlagfertigen  Garantiemächten  geschützt, 
die  an  seiner  Integrität  genügend  interessiert  sind,  bildet 
für  einen  Angriff  Rußlands  auf  Indien  kein  ernstl  ches 
Hindernis.  In  Indien  stehen  etwa  300  Millionen  Menschen 
unter    der   Herrschaft   von   nicht   vol    300  000  Engländern, 


1)  Bell,  a.  a.   O.,    S.   244. 

2)  Strachey,  a.  a.  0.,  S.  216;  Holdich,  a.  a.  0.,  S.  313. 

3)  Rogalla  von  Bieberstein,  Rußland  und  England  usw.,  S.  5,  S.  25  ff 
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die  in  keiner  Weise  eine  Verschmelzung  mit  den  Einge- 
borenen eingegangen  sind ,  sondern  ihnen  noch  heute 
schroff  als  die  Herrscher  gegenüberstehen,  während  sich  die 
von  Rußland  unterworfenen  asiatischen  Vo.ksstämme  rasch 
mit  ihrenUnterjochern  assimilieren.  Darin  liegt  dieSchwäche 
der  Position  Englands  Rußland  gegenüber  und  ferner  in 
dem  Umstände,  daß  die  Bevölkerung  Indiens,  besonders 
nach  d^n  beiden  letzten  Feldzügen  gegen  Afghanistan, 
welche  mit  der  Räumung  dieses  Landes  endigten,  nicht 
mehr  von  der  Unüberwindlichkeit  der  englischen  Waffen 
überzeugt  ist.  England  hat  also  in  Indien  nicht  nur 
mit  auswärtigen  Feinden  zu  rechnen,  sondern  es  können 
ihm  auch,  wie  das  Jahr  1857,  das  Frühjahr  1891  und  die 
Unruhen  in  Bengalen  im  Jahre  1907  lehrten,  Feinde  im 
eigenen  Gebiete  erstehen.  Nicht  minder  wie  die  Schwierig- 
keiten auf  militärischem  Gebiet,  sind  auch  diejenigen  der 
Zivilverwaltung  durch  die  Eisenbahnen  sehr  vermindert 
worden.  Eine  durchgehende  Oberaufsicht  wurde  erst  durch 
sie  möglich,  die  Beamten  waren  den  Einwirkungen  des 
Klimas  nicht  so  sehr  ausgesetzt,  indem  die  Regierungen 
ihren  Sitz  von  Calcutta,  Bombay  und  Madras  alljährlich 
in  der  ungesunden  Jahreszeit  nach  Simla.  Mahableshwar 
und  den  Nilgherries  verlegen  konnten1).  Die  Arsenale 
konnten  an  Zahl  verringert  und  die  europäische  Besatzungs- 
truppe herabgesetzt  v/erden.  Vor  allem  setzten  die  Eisen- 
bahnen die  Regierung  in  den  Stand,  die  Truppen  in  gesunden 
Stationen  unterzubringen  und  so  die  Sterblichkeitsziffer 
herabzusetzen  und  die  Leistungsfähigkeit  europäischer 
Truppen  auszunutzen.  Auch  die  übrigen  Europäer  können 
im  Falle  von  Erkrankungen  sogleich  einen  Klimawechsel 
erreichen,  indem  sie  sich  in  den  nächsten  Zug  setzen  ■) . 
In  früheren  Zeiten  erlag  manch  ein  Kranker,  der  nach  Eng- 


1)  Andrew,  a.  a.    0.,    S.    XXXIII  ff. 

2)  Strachey,  a.  a.    0.,    S.   12 — 13. 


—     256     — 

land  zurückkehren  sollte  und  mehrere  hundert  Meilen 
aus  dem  Innern  zum  Einschiffungshafen  zu  reisen  hatte, 
der  Ermüdung,  der  Hitze  und  den  klimatischen  Einflüssen, 
denen  er  ausgesetzt  wurde.  In  jenen  Zeiten  brauchte  man 
Wochen  zur  Durchquerung  der  Ebenen  zwischen  der  Militär- 
station oder  dem  Verwaltungsort  in  Zentral-  oder  Oberindien 
und  dem  Kafen  oder  dem  nächsten  Sanatorium  in  den  Bergen. 
Selbst  jetzt  noch  dauert  die  Reise  von  einem  Ende  Indiens 
zum  andern  zwei  und  einen  halben  Tag,  also  96  Stunden. 
Wenn  wir  eine  Karte  Indiens  aufschlagen,  vergessen  wir 
nur  zu  gerne,  daß  sie  gewöhnlich  einen  weit  größeren  Maß- 
stab hat  als  die  Karten  der  westeuropäischen  Staaten, 
und  kommen  deshalb  zu  ganz  irrigen  Vorstellungen  über 
die  Entfernungen  der  einzelnen  Punkte.  Wenn  wir  z.  B. 
hören,  daß  Getreide  über  den  Gangesfluß  bei  Patna  zum 
gegenüberliegenden  Ufer  durch  Fährboote  geschafft  wird, 
v/erden  wohl  nur  wenige  von  uns  wissen,  daß  diese  Boote 
eine  Entfernung  von  30  engl.  Meilen  zurücklegen  müssen. 
Aber  die  Eisenbahnen  tun  mehr  als  dies.  Sie  fegen  die 
Hirngespinnste  von  Jahrhunderten  weg,  sie  verbinden  in 
Einheit,  S}rmpathie  und  Handelsbeziehungen,  was  kaum 
mehr  als  hundert  Jahre  vorher  isolierte  Königreiche  waren, 
die  in  beständigem  Kampf  und  beständiger  Feindschaft 
miteinander  lagen,  sie  bringen  langsam  aber  sicher  Friede 
und  Ruhe  über  das  Land  und  schweißen  allmählich  aus  den 
verschiedenen  Elementen  der  indischen  Bevölkerung  eine 
homogene  Nationalität  zusammen  x) .  Die  kulturellen  Wir- 
kungen der  Eisenbahnen  kann  man  unter  anderem  auch  aus 
folgenden  Zahlen  erkennen.  Im  Jahre  1869  70  wurden 
Brief posten  über  50  281  engl.  Meilen  befördert,  und  zwar 
40  586  engl.  Meilen  auf  Booten,  durch  Briefträger  und 
Läufer,  5  460  mittels  Postkarren  oder  zu  Pferde,  und  nur 
4235  per  Eisenbahn2).     Im  Jahre  1881  82,  als  die  Brief- 

1)  Bell,  a.    a.    0.,    S.   244 — 245;   Holdich,  a.  a.  0.,   S.  313. 

2)  Statesman's  Year  Book  for  1884;  Andrew,  a.  a.  O.,  S.  LXXXVII. 
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posten  über  59  667  engl.  Meilen  gingen,  wurden  hiervon 
46  629  per  Boot  oder  durch  Läufer,  3  303  per  Karren  oder 
zu  Pferde,  dagegen  9  745  Meilen  per  Eisenbahn  befördert. 
In  dem  mit  dem  31.  März  1872  endenden  Rechnungsjahr 
gingen  durch  die  Postanstalten  Britisch- Indiens  93  157  314 
Briefe  und  Zeitungen  und  die  Gesamteinkünfte  der  Post 
betrugen  677  047  Pfund  Sterling.  Im  Finanzjahr  1881  82  be- 
trug die  Zahl  der  Briefe,  Postkarten  und  Zeitungen,  die  durch 
die  britisch-indischen  Postanstalten  gingen,  171  804  992, 
und  die  Einkünfte  waren  auf  931  174  Pfund  Sterling  oder 
um  37  %  gestiegen.  Es  gibt  keine  Stadt  von  Bedeutung  in 
Indien  ohne  Telegraphenstation  x) .  Während  das  Telephon 
noch  verhältnismäßig  wenig  benutzt  wird,  arbeiten  die  Tele- 
graphenlinien mit  einem  Überschuß,  und  das  Anwachsen  der 
von  Eingeborenen  gesandten  Depeschen  war  in  den  letzten 
Jahren  ungeheuer,  ein  Beweis,  daß  sie  den  Wert  moderner 
Einrichtungen  mehr  und  mehr  schätzen  lernen.  Das  sich 
über  das  ganze  Land  erstreckende  Eisenbahnnetz  hat  die 
furchtbarsten  Schrecken  der  Hungersnöte,  den  absoluten 
Mangel  an  Nahrung  in  den  von  Hungersnot  betroffenen 
Gegenden  beseitigt,  wie  die  großen  Hungersnöte  von  1897 
und  1899  gezeigt  haben 2) .  Wo  die  Eisenbahnen  eingedrungen 
sind,  verschwanden  die  Dschungeln  und  breiteten  sich 
bebaute  Felder  aus.  Ganz  abwenden  lassen  hat  sich  aller- 
dings die  Hungersnotgefahr  auch  durch  die  Politik  der  An- 
lage von  Schutzbahnen  nicht.  Noch  im  Herbst  1907,  wie 
Zeitungsmeldungen  vom  14.  Oktober  aus  Labore  besagten, 
mußte  z.  B.  General  Walter  Kitchener  die  Wintermanöver 
aufgeben,  da  es  wegen  der  Hungersnot  unmöglich  war,  Vor- 
räte heranzuschaffen.  Der  Grund  dafür,  daß  man  dieses 
gerade  Indien  infolge  seiner  eigenartigen  klimatischen  Ver- 
hältnisse immer  wieder  heimsuchenden  Übels  immer  noch 


1)  Curtis,   a.   a.    O.,    S.    154 — 155. 

2)  The   Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  III,  S.  482,  und  Strachey, 
a.  a.   O.,    S.   228. 
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—     258     — 

nicht  völlig  Herr  werden  konnte,  ist  aber  wohl  weniger  einer 
Unvollkommenheit  des  Eisenbahnnetzes  zuzuschreiben.  Die 
Hungersnotkommission  vom  Jahre  1897  maß  schon  einer 
weiteren  Ausdehung  des  indischen  Bahnnetzes  keine  große 
Bedeutung  bei,  und  die  Hungersnotkommission  vom  Jahre 
1900  empfiehlt  auch  nur  die  Vermehrung  des  rollenden 
Materials  x).  Was  Indien  nach  dem  Urteil  der  letzten  Hun- 
gersnotkommissionen noch  braucht,  ist  eine  Erweiterung  und 
Verbesserung  der  Bewässerungsanlagen.  Die  Gesamtaus- 
gabe für  Bewässerungsanlagen  betrug  bis  zum  März  1902 
kaum  24  Millionen  Pfund  Sterling,  denen  fast  der  zehnfache 
Betrag  an  Eisenbahnausgaben  gegenübersteht2).  Schon 
die  Hungersnotkommission  vom  Jahre  1880  sagte,  daß  zum 
Schutze  Indiens  gegen  die  Folgen  der  Dürre  ohne  Frage 
Bev/ässerungsanlagen  die  erste  Stelle  einnehmen  müßten  3). 
Aber  dieseVorschläge  fanden  nicht  die  genügende  Beachtung, 
was  wohl  darauf  zurückzuführen  ist,  daß  die  indische  Ver- 
waltung sehr  durch  die  Richtung  der  öffentlichen  Meinung 
in  Großbritannien  beeinflußt  wird  und  die  Engländer  wohl 
etwas  von  Eisenbahnen  verstehen,  im  allgemeinen  aber  die 
Wichtigkeit  der  Bewässerungsanlagen  für  Indien  nicht 
würdigen  können.  Die  englischen  Industriellen  sehen  vor 
allem  auf  die  Eröffnung  neuer  Märkte  in  Indien  durch  Er- 
weiterung der  Eisenbahnlinien  und  erlangen  Erleichterungen 
für  den   Handel  mit   Indien  durch  neue  Verkehrslinien. 

Soviel  über  die  allgemeinen  militärischen,  administra- 
tiven, kulturellen  und  wirtschaftlichen  Vorteile,  welche  die 
Eisenbahnen  der  englischen  Herrschaft  und  der  Einwohner- 
schaft in  Indien  brachten.  Im  folgenden  will  ich  nur  noch 
die  Entwicklung  des  Personen-  und  Güterverkehrs  und  im 
Anschluß  hieran  den  Aufschwung  des   indischen    Handels 


1)  Dutt,  a.  a.    0.,    S.   547. 

2)  do.,    S.  550. 

3)  Famine  Commission's  Report,   1880,   Part   II,    S.    150. 
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infolge  des  Eisenbahnbaues  an  Hand  einer  Anzahl  statisti- 
scher  Daten  darzulegen   versuchen. 

Anfangs  hatte  man  auf  Grund  der  Gewohnheiten  und 
Vorurteile  der  indischen  Bevölkerung  wenig  Hoffnung  auf 
eine  günstige  Entwicklung  des  Personenverkehrs,  aber  tat- 
sächlich ergab  dieser  in  den  ersten  Jahren  bedeutend  höhere 
Einnahmen  als  der  Güterverkehr,  und  erst,  nachdem  eine 
größere  Meilenzahl  von  Eisenbahnen  eröffnet  war,  ent- 
wickelte sich  der  Güterverkehr  und  warf  schließlich,  ent- 
sprechend den  Erfahrungen,  die  man  auch  in  allen  anderen 
Ländern  gemacht  hat,  die  größeren  Erträge  ab,  wie  die 
folgende  Tabelle  zeigt  l) : 


Jahr, 

Gesamtroheinnahmen 

Ge< 

»amtroheinnahmen 

endend  mit 

aus   dem  Personenverkehr 

aus 

dem   Güterverkehr 

30.   Juni 

Pfund    Sterling 

Pfund    Sterling 

1853  54 

13  647 

604 

1854  55 

36  009 

I00I5 

1855  56 

58  504 

47  Il8 

1856/57 

92  723 

105  154 

1857  58 

III  131 

150  615 

1858  59 

157  031 

244  994 

1859  60 

226  841 

359  487 

Während  also  im  Jahre  1856  57  das  Verhältnis  des 
Passagierverkehrs  zum  Güterverkehr  noch  wie  55,4  zu 
45,6  war,  war  es  im  Betriebsjahre  1857  58  39  zu  61  ,  ,  und 
seit  dem  überwiegen  stets  die  Einnahmen  aus  dem  Güter- 
verkehr. Die  Entwicklung  des  Personenverkehrs  ergibt 
sich    aus  folgender   Tabelle2): 


1)  Report  1859,    S.   37  und   S.  39;  do.  1860,  S.  24. 

2)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,  S.   412. 

17* 


2Ö0       


I. 

Klasse 

II. 

Klasse 

Zahl  in 

Verdienst 

in 

Zahl  in 

Verdienst 

Jahr 

Tausenden 

hunderttausend 

Tausenden 

hunderttaus 

Rupien 

Rupien 

1871 

144 

1,0 

643 

1,1 

l88l 

269 

i,7 

1,177 

2,6 

1891 

478 

2,5 

2,768 

3,5 

1901 

532 

3,3 

2,405 

5,2 

1904 

608 

4,i 

2,715 

6,0 

Demgegenüber  zeigt  die  folgende  Tabelle  die  Entwick- 
lung des  Güterverkehrs  auf  allen  indischen  Eisenbahnen  l) : 

Erträge  in        Durchschnittsfrachtsatz 
Tausenden  per    engl.  Meile 

von   Rupien  in    Pies 

11,91,54  6,80 

12,99,52  7,11 

16,36.94  6,36 

20,36.52  5,88 

26,20,71  5,19 

Die  Entwicklung  des  Handels  Indiens  mit  dem  Aus- 
lande, von  dem  mehr  als  2  3  durch  den  Suezkanal  geht,  ist 
sehr  groß  gewesen  und  bietet  einen  bemerkenswerten  Beleg 
für  das  Steigen  des  materiellen  Wohlstandes  des  Landes  2) . 
Die  beiden  folgenden  Tabellen  zeigen  die  Entwicklung  des 
indischen  Handels  in  dem  Haibjahrhundert  von  1851— 19013) : 

Handel  Indiens  mit  allen  Ländern  in  Pfund  Sterling: 


Menge    in 

Jahr 

Tausenden 

von    Tonnen 

1885 

18  925 

1890 

22  613 

1895 

33  628 

1900 

42  896 

1905 

54  936 

Jahr 

Import  von 

Import    von 

Gesamter 

Gesamter 

Waren 

Edelmetall 

Import 

Export 

1851 

II  558789 

3  8ll  809 

15  370  598 

18705439 

1852 

12  240  490 

5  052  059 

17292549 

20  798  342 

1853 

10  070  863 

6831377 

16  902  240 

21  519  863 

1)  Report  1905,   S.  34—35- 

2)  Strachey,  a.  a.    0.,   S.   186. 

3)  Dutt,  a.  a.   0.,    S.   160  und   S.   343. 
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z 

wi  schenklasse 

Unterste 

Klasse               Ges 

amte   Meilen- 

1  ir 

Verdienst  in 

Zahl  in           Verdienst  in          zahl 

,    gereist   von 

e:i  d 

en    hun 

derttausend      Tausenden    hunderttausend      allen  Passagieren 

_,                                                           t-,      .                          in  Millionen 
Rupien                                              Rupien 

24 

o,3 

17,630 

Angaben  nicht 
I»^1                        erhältlich 

6l 

0,3 

50,456 

3,09 

2.596 

96 

0,5              114^05 

5<3o 

5,226 

70 

0,6              1 

70,416 

8,48 

7797 

94 

0,7              i 

99,651 

9,90 

9,007 

Handel   Indiens  3 

Tiit  allen  Ländern  in   Pfund 

Sterling  : 

Jahr 

Import   von 

Import   von 

Gesamter 

Gesamter 

Waren 

Edelmetall 

Import 

Export 

1854 

II  122  659 

4871  964 

15  994  613 

20  778  435 

1855 

12  742  671 

2  028  256 

14  770  927 

20  194  255 

1356 

13  943  494 

II  301  288 

25  244  782 

23  639  435 

1857 

14  194  587 

14  413  697 

28608284 

26591  877 

1858 

15  277  629 

15  815  436 

31  093065 

28  278  474 

1859 

21  728  579 

12  8l7  071 

34545650 

30  532  298 

1860 

24  265  I40 

l6  356 

40  622  103 

28889210 

l86l 

23493  716 

10  677  077 

34  170  793 

34090  154 

1862 

22  32C  432 

12  051  985 

37272417 

37000397 

1863 

22  632  384 

20  508  967 

43  141  35i 

48  970  785 

1864 

27  M5  590 

22  962  581 

50  108  171 

66895884 

1865 

28  150  923 

21  363  352 

49514275 

69  471  79i 

1866 

29  599  228 

26  557  301 

56  156529 

67  656  475 

1867 

29038715 

13236  OCJ 

42275619 

44291  497 

1868 

35  705  783 

11  775  374 

47  48i  157 

52  446  002 

1869 

35  990  142 

15  155  954 

51  146  096 

54  457  745 

1870 

32  927  520 

13954807 

46882327 

53  513  729 

1871 

34469  119 

5  444  823 

39  913 

57  556  951 

1872 

32091  850 

11  573  813 

43  665  663 

64685376 

1873 

31  874625 

4  556  585 

36431  210 

56  548  842 

1874 

33819828 

5  792  534 

39  612  362 

56  910  081 

262  

Handel  Indiens   mit  allen  Ländern  in  Pfund  Sterling  : 

Import  von  Import  von            Gesamter              Gesamter 

J     "■             Waren  Edelmetall               Import                   Export 

1875  36222  113  8  141  047  44363160  57  984  549 

1876  38891656  5300722  44192378  60  291  731 

1877  37440631  II  436  120  48876751  65043789 

Handel  Indiens  mit  allen  Ländern  in  10  Rupien  1)  : 

1878  41  464  185  17  355  459  58819644   67433324 

1879  37800594  7056749  44857343   64  919  741 

1880  41  166003  11  655  395  52821398   69  247  511 

1881  53  116  770  8988214  62104984   76021043 

1882  49  113  374  11  322  781  60436155   83068198 
1983  52  095  711  13453 157  65548868   84527182 

1884  55279348  12877963  68  157  311   89186397 

1885  55703072  13  888  197  69591269   85225922 

1886  55655909  15  477  801  71  133  710   84989502 

1887  61  777  351  11  053  319  72830670   90190633 

1888  65004612  13825856  78830468   92148279 

1889  69440467  13844960  83285427   98833879 

1890  69197489  17  459  501  86656990  105366720 

1891  71975  370  21934486  93909856  102350526 

1892  69432383  14722662  84155045  in  460  278 

1893  66265277  17  009  810  83275087  113  554  399 

1894  77021432  18  461  256  95482688  110  603  561 

1895  73  528  993  9581207  83  110  200  117  139  850 

1896  72  936  753  13367986  86304739  118  594  549 

1897  76  117  373  13084563  89201936  118  921  592 

1898  73647035  20530617  94177652  104  781  428 

1899  72  101  528  17  895  613  89  997  141  120  211  146 

1900  75304480  20973686  96278166  117  039  710 

1901  80894589  24576762  105  471  352  121  945  960 


i)  Dutt,  a.  a.  O.,  S.  529.  —  10  Rupien  entsprechen  rund  16  s.  zwischen 
1878  und  1885,  rund  l4  s.  zwischen  1885  und  1890,  rund  12  s.  zwischen 
1890  und  1897  und  131  ft  s.  seit  dem   Jahre  1898. 
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In  dem  mit  dem  31.  März  1906  endenden  Rechnungs- 
jahre betrug  der  überseeische  Handel  Indiens  in  Rupien  ]) : 

Import  Export 

Waren  112,09,53,316        161,82,54,877 

Edelmetall  31,65,10,133  15,47,00,054 

Gesamthandel  143,74,63,449         177,29,54,931 

Danach  ist  der  Handel  Indiens  mit  dem  Auslande  jetzt 
größer  als  der  von  ganz  Großbritannien  und  Irland  um  die 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  und  auch  für  Indien  hat  sich  das 
englische  Sprichwort  bewahrheitet  :  ,,Ra:lways  make 
trade' '-). 

Die  Ausdehnung  des  überseeischen  Warenhandels  (ohne 
Edelmetall)  der  6  wichtigsten  indischen  Häfen  war  in  den 
letzten   Jahren  in   Rupien3): 

Häfen  1901  02  190203  190304 

Calcutta  86,30,96,389  84,69,70,182  90,74,47,726 

Bombay  66,12,60,905  65,96,44,744  78,68,21,768 

Rangoon  14,16,73,409  17,40,72,658  20,70,03,288 

Madras  10,51,02,154  10,79,85,782  11,23,32,633 

Kurrachee  15,29.86,418  13,18,11,333  18,74,04.743 

Tuticorin  2,62,05,482  2,85,14,722  3,13,03,160 

Häfen  1904  05  1905  06 

Calcutta  99,67,75,128  1,09,02,00,129 

Bombay  77,10,90,763  85,00,89,425 

Rangoon  21,57,03,628  21,04,75,845 

Madras  12,08,34,283  12,10,23,901 

Kurrachee  25,67,12,774  20,13,86,657 

Tuticorin  3,18,89,847  3.35-49.689 


1)  Statesman's   Year  Book  for  the  year  1907,    S.    163. 

2)  Strachey,  a.   a.   0.,    S.    186. 

3)  Statesman's  Year  Book  for  1907,    S.   168. 
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Soviel  über  die  Entwicklung  des  indischen  Handels 
seit  der  Eröffnung  der  ersten  Eisenbahnen  im  allgemeinen. 
Gehen  wir  nunmehr  zur  Entwicklung  des  Exportes  einiger 
der  wichtigsten   Exportgegenstände  über. 

Besonders  günstig  wurde  durch  die  Schaffung  eines 
Eisenbahnnetzes  der  Getreidehandel  Indiens  beeinflußt. 
Früher  waren  die  Getreidehändler  Männer  von  enormem 
Reichtum,  die  ihre  Agenten  in  den  größeren  Städten  hatten 
und  zahlreiche  Büffelherden  zum  Transport  des  Getreides 
unterhielten  *) .  Der  kleine  Bauer  konnte  dagegen  für  sein 
Korn  keinen  Absatzmarkt  finden  und  war  vollständig  in 
den  Händen  der  Großhändler  und  Geldleiher.  In  der 
,. guten  alten  Zeit"  konnte  der  Korr-makler  das  Getreide 
zu  jedem  ihm.  gefälligen  Preise  kaufen,  da  der  elende,  hart 
arbeitende  Landmann  sein  Korn  nirgends  hinsenden  konnte, 
sondern  wegen  des  Verkaufs  mit  diesen  habgierigen  Leuten 
direkt  vor  der  Tür  seiner  Hütte  sich  einigen  mußte  oder 
sich  gezwungen  sah,  das  Getreide  in  unterirdischen  Gruben, 
gebrechlichen  Speichern  aus  Flecht-  und  Lattenwerk  und 
Lehm  oder  in  irdenen  Krügen  aufzubewahren,  wo  es  der 
Gährung  und  den  Verheerungen  des  Kornwurms  anheim- 
fiel. In  Zeiten  des  Mangels  wurde  das  Getreide,  das  durch 
die  Feuchtigkeit  meist  in  Gährung  geraten  war  und  einen 
unerträglichen  Geruch  verbreitete,  herausgeholt  und  von 
den  armen  Landbewohnern,  von  Hunger  getrieben,  ver- 
zehrt. Die  Folge  war,  daß  die  Cholera  ausbrach  und  sie 
massenhaft  starben.  Infolge  des  Fehlens  von  Verkehrs- 
gelegenheiten waren  die  Getreidepreise  verschieden  von 
Dorf  zu  Dorf,  die  Gewichte  und  Maße  des  einen  differierten 
mit  denen  des  Nachbardorfes,  und  während  in  einem  Teile 
des  Landes  das  Getreide  fast  wertlos  war,  konnte  in  einer 
anderen  Gegend,  noch  nicht  ioo  Meilen  weiter,  Mangel 
herrschen  und   Hungersnot  wüten. 


i)   Andrew,  a.  a.    0.,    S.    IX  ff. 
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Solange  das  indische  Eisenbahnnetz  nur  aus  den 
Stammlinien  bestand  und  die  kleinen  Zweiglinien,  welche 
den  Verkehr  den  Hauptlinien  zuführten,  fehlten,  hatten 
die  Eisenbahnen  erst  wenig  in  diesen  Verhältnissen  ge- 
bessert *)  und  noch  im  Jahre  1876  gab  der  ,,Indian  Agri- 
culturist"  folgender  Klage  Ausdruck:  ,, Nichts  schwankt 
im  Lande  so  rasch  und  heftig  wie  die  Preise  der  Brotfrucht, 
insbesondere  des  Weizens;  eine  reiche  Ernte,  anstatt  ein 
Segen  für  den  Landwirt  zu  sein,  kräftigt  nur  die  Fesseln, 
mit  welchen  ihn  der  Geldgeber  gefangen  hält.  Der  Pächter 
muß  Lebensmittel  und  Samen  kaufen,  wenn  die  Preise  am 
höchsten  sind,  und  die  Saat  verkaufen,  wenn  sie  am 
wenigsten  gilt,  damit  er  den  Anforderungen  seiner  zwei 
Herren,  des  Staates  und  des  Landeigentümers,  sowie  auch 
schließlich  des  Geldgebers,  nachkommen  kann."  Seitdem 
aber  das  weitverzweigte  Netz  von  Bahnen  in  schmaleren 
Spurweiten  geschaffen  ist,  hat  sich  der  Weizenhandel  all- 
mählich gehoben.  Besonders  zu  leiden  hatte  der  Weizen- 
Export  stets  unter  der  Konkurrenz,  die  ihm  von  Amerika 
auf  dem  Weltmarkte  gemacht  wird.  Zieht  man  die  billige 
Arbeitskraft,  vielleicht  die  billigste  der  Welt,  die  vorzügliche 
Qualität,  den  niedrigeren  Erzeugungspreis  und  die  unge- 
heuren anbaufähigen  Flächen  in  Betracht,  so  ist  es  eigentlich 
zu  verwundern,  warum  Indien  nicht  schon  längst  erfolg- 
reicher den  Wettbewerb  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  aufgenommen  hat.  Daß  die  Entfernung  von 
Calcutta  nach  Liverpool  beinahe  dreimal  so  groß  ist  als 
von  Newyork  nach  Liverpool,  darf  nicht  übersehen 
werden.  Ferner  besaß  Amerika  mit  seinen  bis  in  die  Wildnis 
geführten  Eisenbahnen  schon  lange  rasche  und  billige 
Transportmittel  von  den  Ansiedlungen  zu  den  Verschif- 
fungshäfen. Der  amerikanische  Geschäftsmann  ist  mit 
den  Bedürfnissen  des  Landes  genau  vertraut,  während  der 


1)    Kupka,  a.  a.   0.,    S.  581,  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  1885. 
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indische  Bahnbeamte,  der  sich  nur  einige  Jahre  im  Lande 
aufhält,  hierin  zum  großen  Teil  unerfahren  ist.  Verschärft 
wird  dieses  Übel  noch  dadurch,  daß  die  Bahnbeamten  in 
Indien  häufig  ihre  Posten  wechseln.  Besonders  stark  war 
der  Wechsel  auf  den  Staatsbahnen,  während  sich  auf  den 
von  Gesellschaften  betriebenen  Linien  eine  größere  Be- 
ständigkeit zeigt,  wenn  auch  hier  der  Wechsel  immerhin 
groß  ist,  was  wohl  vornehmlich  auf  das  ungesunde  Klima 
zurückzuführen  ist,  welches  häufige  Beurlaubungen  nötig 
macht 1) .  Bei  den  Staatsbahnen  findet  der  Wechsel  der 
Beamten  häufiger  deshalb  statt,  weil  die  staatlichen  Bahn- 
beamten nicht  für  bestimmte  Linien  ernannt  werden, 
sondern  für  den  Dienst  in  ganz  Indien  verwendet  werden 
können  und  häufigen  Versetzungen  unterliegen.  Der 
kommerzielle  Erfolg  hängt  aber  in  hohem  Grade  von  der 
Kontinuität  des  Dienstes  der  Angestellten  ab.  Als  Beispiel, 
wie  oft  die  Beamten  wechseln,  führt  der  Spezialkommissar 
Robertson  in  seinem  Bericht  die  Eastern  Bengal  State 
Railway  an,  bei  der  m  dem  fünfjährigen  Zeitraum  von 
1898  bis  1902  nicht  weniger  als  siebenmal  ein  Wechsel  in 
der   Person   des   obersten    Betriebsleiters   stattfand. 

In  welchem  Maße  sich  der  indische  Weizenhandel  ent- 
wickelt hat,  ersieht  man  daraus,  daß  im  Jahre  1860  noch 
nicht  ein  Zentner  Getreide  exportiert  wurde,  während  da- 
gegen im  Jahre  1881  9  379  236  engl.  Zentner  Weizen  nach 
England  verschifft  wurden  und  im  Jahre  1904  05  der 
Weizenexport  43  Millionen  engl.  Zentner  betrug2). 

Die  folgende  Tabelle  zeigt  den  Weizenverkehr,  welcher 
von  den  wichtigsten  exportierenden  Bahnen  getragen 
wurde  3) : 


1)  Special   Report  1903,    S.   23 — 24. 

2)  Report    1881  82,    S.    62.    —    The    Imperial    Gazetteer    of    India, 
Band   III,    S.   285. 

3)  Report  1885  86,    S.  72;    do.    1890  91,  S.  15;  do.  1895 '96,  S.  125. 
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Bahnen                            1885  1890  1895 
Tons  Tons  Tons 
Great   Indian  Peninsula             457  842  313  459  131  965 
Bombay,  Baroda  and  Cen- 
tral  India                                    178  231  40  678  107  798 
East   Indian                                   369  000  139  145  237,421 
North-Western                              455»39I  438,507  581  449 
Gesamttransport:        1  460  464  931  789   1  058  633 
Der  Export  aus  den  drei  Haupthäfen  war  dagegen  l): 
Häfen                  1880  81  2)         1885  1890  1895 
Tons            Tons  Tons  Tons 
Calcutta                     197  894        213  759  67  223        50  650 
Bombay                       165  754      565  376  281  821  131  697 
Kurrachee                       8  473      325  981  332  508  356  688 
Zusammen:           372  121   1  105  116  681  552  539  035 

In  früheren  Zeiten  war  der  Hauptausfuhrhafen  für 
Weizen  Calcutta,  das  die  Produktion  der  United  Provinces 
exportierte  3).  Durch  die  Schaffung  der  Eisenbahnen  wurde 
jedoch  Bombay  in  den  Stand  gesetzt,  mit  Calcutta  zu 
konkurrieren  und  die  Ausfuhr  der  Erzeugnisse  des  nörd- 
lichen Indiens  an  sich  zu  ziehen.  Seit  der  Verbesserung 
der  Kafenanlagen  in  Kurrachee  in  den  1880er  Jahren  hat 
jedoch  dieser  Hafen  einen  großen  Aufschwung  genommen 
und  ist  mit  größtem  Erfolge  mit  Bombay  und  Calcutta  in 
Wettbewerb  getreten  4).  Der  meiste  Weizen,  der  aus  Indien 
exportiert  wird,  wächst  heute  im  Punjab  und  nimmt  seinen 
Weg  nach  Kurrachee.  Die  Hafenanlagen  sind  erst  in 
jüngster  Zeit  wieder  vergrößert  worden,  indem  im  Jahre 
1906   dem    Kurrachee   Port   Trust   von   der    Regierung   die 


1)  Report  1880  8i,  S.  58;  do.  1885  86,  S.  72;    do.  1890  91,    S.    15; 
do.   1895  °A    S.   125. 

2)  während  der  12  Monate  vom  1.  4.   bis  31.  3. 

3)  The  Imperial    Gazetteer  of  India,   Band   III,    S.  284  285. 

4)  Koldich,  a.  a.   0.,    S.   286. 
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Erlaubnis  gegeben  wurde,  eine  vierprozentige  Anleihe  von 
zunächst  41  2  Millionen  Rupien  aufzunehmen,  welche  dazu 
bestimmt  ist,  den  Export,  Import  und  die  Verschiffungs- 
gelegenheiten zu   verdoppeln. 

Eins  der  besten  Zeichen  des  indischen  Fortschritts 
ist  ferner  das  Emporblühen  der  Leinen-  und  Manufaktur- 
warenindustrien in  den  letzten  Jahren1).  Die  Gesamtzahl 
der  Spinnereien  und  Fabriken  im  Großbetriebe  stieg  von 
891  im  Jahre  1891  92  auf  1718  im  Jahre  1900  01,  d.  h. 
um  92,7  E,  und  die  Zahl  der  in  dieser  Industrie  tätigen 
Personen  von  203  483  auf  327  844  oder  um  61, 1  E.  Der 
Wert  des  Exports  von  fertigen  und  halbfertigen  Waren 
indischer  Produktion  wuchs  in  dieser  Periode  ,:on  2  567  000 
Pfund  Sterling  auf  7  267  000  Pfund  Sterling  oder  um  195    E. 

Die  Brennstoff  rage  ist  immer  eine  der  wichtigsten 
bei  Anlegung  von  Eisenbahnen  und  übt  den  größten  Ein- 
fluß aus  auf  die  Höhe  der  Betriebsausgaben2).  Die  Kohlen- 
gewinnung geht  in  Indien  schon  bis  in  das  18.  Jahrhundert 
zurück3).  Im  Jahre  1774  wurde  schon  in  Bengalen  von 
zwei  Unternehmern,  Heatley  und  Summer,  die  ein  Monopol 
erhielten,  Kohle  gewonnen.  Sie  hatten  sich  als  Tätigkeits- 
gebiet das  Raniganj- Kohlenfeld  gewählt,  gaben  aber  bald 
den  Betrieb  auf,  da  er  nicht  rentierte.  Die  Minen  blieben 
dann  mehrere  Jahrzehnte  unbearbeitet,  bis  ein  Mr.  Jones 
den  Bergbau  im  Jahre  1815  von  neuem  begann.  Er  hatte 
jedoch  ebenso  wenig  Erfolg  wie  seine  Vorgänger,  und  so 
wurden  fünf  Jahre  später  die  Gruben  von  Alexander  &  Co. 
übernommen.  Seitdem  entwickelte  sich  die  Kohlenindustrie 
mehr  und  mehr.  Der  eigentliche  Aufschwung  der  Kohlen- 
gewinnung datiert  jedoch  erst  von  der  Einführung  der 
Eisenbahnen  in   Indien  4).      Die  Ausdehnung  der   Kohlen- 


:)  Strachey,  a.  a.   C,    S.   188  189. 

2)  Report  1870  71,    S.    t,Z- 

3)  Cyclopaedia  of  India,   Band   I,    S.   751. 

4)  Hunter,   The   Indian   Empire,    S.  487. 
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gewinnung  und  die  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes 
gingen  hier,  wie  es  sich  auch  in  anderen  Ländern  gezeigt 
hat,  Hand  in  Hand;  denn  einerseits  ist  die  Kohle  fast 
wertlos,  wenn  sie  nicht  per  Bahn  auf  den  Markt  gebracht 
werden  kann,  andrerseits  ist  aber  die  Preislage  der  Kohle 
die  wichtigste  Grundlage  bei  der  Bestimmung  der  Aus- 
dehnung des  Eisenbahnnetzes.  Besonders  gab  der  Bau  der 
East  Indian  Railway  der  Kohlenindustrie  seit  1854  einen 
großen  Impuls.  Die  hauptsächlichsten  kohleführenden 
Flächen  Indiens  liegen  mehr  oder  weniger  in  den  inneren 
Distrikten  Indiens,  in  dem  breiten  Zentrum  der  Halbinsel 
zwischen  Ganges  und  Godavari  —  man  schätzt  sie  auf 
rund  30  000  engl.  Quadratmeilen  — ,  und  zwar  liegen  die 
größten  Kohlenfelder  Indiens  in  Bengalen1).  Das  größte 
aller  Kohlenreviere  ist  das  von  Raniganj  an  der  Grenze 
West-Bengalens,  120  bis  130  engl.  Meilen  von  Calcutta 
entfernt  gelegen,  dessen  Flöz  auf  2000  Fuß  Dicke  geschätzt 
wird  und  sich  über  500  engl.  Quadratmeilen  erstreckt2). 
Kohle  ist  hier  schon  seit  über  iou  Jahren  gewonnen  worden 
und  ihr  Vorrat  scheint  auf  Jahrhunderte  hinaus  uner- 
schöpflich zu  sein.  Das  Raniganj- Kohlenrevier  ist  das 
„black  country"  von  Indien.  Südlich  des  Godavari 
existieren  keine  Kohlenschichten,  und  trotzdem  man  die 
Präsidentschaft  Madras  auf  das  sorgfältigste  durchsucht 
hat,  hat  man  dort  keine  abbauwürdigen  Flöze  gefunden, 
so  daß  diese  Provinz  vollständig  auf  den  Import  aus  den 
nördlicheren  Teilen  Indiens  oder  aus  England  ange- 
wiesen ist. 

Die  Qualität  der  indischen  Kohle  ist  sehr  verschieden  ). 
Im  allgemeinen  ist  sie  aber  schlechter  als  die  von  England 
importierte,  da  das  geologische  Alter  der  Kohle  führenden 


1)  Holdich  a.  a.  O.,  S.  325  26. 

2)  Hunter,  The  Indian  Empire,  S.  488  89.  —  Cyclopaedia  of  India, 
Band   I,    S.  751  ff. 

3)  Holdich,  a.  a.   0.,    S.  324. 
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Schichten  in  Indien  sehr  viel  jünger  als  das  der  englischen 
ist  und  die  Kohle  daher  einen  außerordentlich  hohen 
Prozentsatz  von  Asche  gibt.  Besser  ist  die  Qualität  der 
im  Tal  des  Brahmaputra  in  Assam  geförderten  Kohle,  die 
sich  von  der  der  übrigen  Halbinsel  durch  ihre  homogene 
Struktur  auszeichnet.  Der  größeren  Heizkraft  der  eng- 
lischen Kohle  und  daneben  auch  dem  Umstände,  daß  diese 
nach  Indien  zu  sehr  niedrigen  Frachtsätzen,  die  beinahe 
nur  so  hoch  wie  die  für  Ballastfracht  sind,  befördert  wird, 
ist  es  zuzuschreiben,  daß  die  englische  Kohle  überhaupt 
mit  der  indischen  konkurrieren  konnte1).  Im  Betriebsjahre 
1880  81  betrugen  z.  B.  die  durchschnittlichen  Frachtkosten 
für  Kohle  von  England  nach  Bombay  rund  24  s.  pro  Tonne; 
das  entsprach  den  Kosten  für  den  Transport  einer  Tonne 
Kohlen  auf  den  indischen  Eisenbahnen  über  nur  600  engl. 
Meilen,  trotzdem  für  Kohle  niedrige  Spezialtarife  in  Kraft 
waren2).  Immerhin  stellt  sich  die  indische  Kohle  aber 
doch,  selbst  bei  Berücksichtigung  ihrer  geringeren  Heiz- 
kraft, wesentlich  billiger  als  die  vom  Auslande  importierte, 
wie  die  folgenden  Beispiele  zeigen3).  Im  Jahre  1900 
stellten  sich  die  Kosten  für  ausländische  Kohle  einschließ- 
lich Fracht  auf  der  Bombay,  Baroda  and  Central  India 
Railway  auf  22,73  Rupien  pro  Tonne,  während  die  Tonne 
indischer  Kohle  nur  15,84  Rupien  einschließlich  Fracht 
kostete.  Die  Madras  Railway  Company  mußte  im  selben 
Jahre  für  englische  Kohle  beim  Kauf  in  England  12,50 
Rupien  pro  Tonne  zahlen.  Mit  Berücksichtigung  der  Fracht 
stellte  sich  der  Preis  pro  Tonne  aber  auf  32,90  Rupien, 
während  die  auf  der  Madras  Railway  gebrauchte  indische 
Kohle  ab  Grube  4,75  Rupien,  und  mit  Berücksichtigung 
der   Fracht    12,67    Rupien   kostete. 


1)  Hunter,    The   Indian   Empire,  S.   489. 

2)  Report  1880  81,  S.   36. 

3)  do.,   1901,    S.    166  67. 
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Die  folgende 
Tabelle  zeigt  die 
Entwicklung  der 
Kohlenindustrie 
Indiens  seit  dem 
Jahre   1880  l): 
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In  welchem  Umfange  die  einzelnen  Provinzen  an  der 
Kohlengewinnung  in  Indien  beteiligt  sind,  zeigt  die  folgende 
Tabelle: 


Provinzen 

1885 

1895 

1905 

Tons 

Tons 

Tons 

Bengalen 

1  123  700 

2716  155 

7  242  758 

Zentral-  Pro  vinzer. 

119  116 

122  776 

147265 

Assam 

43  707 

172  717 

277  065 

Zentral- Indien 

7698 

118  479 

157  7oi 

ams   Reich 

— 

292915 

454  294 

Punjab 

— 

72  493 

62  622 

Baluchistan 

— 

25t458 

40  762 

Bikaneer 

— 

— 

42  964 

Madras 

— 

1737 

— 

Burma 

— 

17  289 

— 

Gesamtproduktion : 

1  294  221 

3540019 

8425431 

Wenn  auch  die  angeführten  Förderungsmengen  im 
Vergleich  zu  den  219  Millionen  Tonnen,  die  im  Jahre  1901 
in  Großbritannien  gewonnen  wurden,  klein  sind,  so  ersieht 
man  aus  den  statistischen  Angaben  doch,  daß  die  indische 
Kohle  im  allgemeinen  den  Anforderungen  genügt  und 
heute  nicht  nur  den  weitaus  größten  Teil  des  Bedarfs  der 
indischen  Eisenbahnen  und  Fabriken  liefert,  sondern  sich 
mehr  und  mehr  seit  etwa  20  Jahren  zu  einem  wichtigen 
Exportartikel  entwickelt  hat. 

Die  Ausdehnung  des  indischen  Eisenbahnnetzes  hat 
natürlich  auch  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  auf  die 
Erlangung  des  für  die  Eisenbahnen  benötigten  Eisens  aus 
einheimischen  Quellen  gelenkt  l) .  Eisen  ist  in  Indien  lange 
bekannt  und  schon  die  alten  Hindus  waren  mit  der  Kunst, 
es  zu  schmelzen,  vertraut'2).  Die  Erze  enthalten  meist 
reines  Eisen,  nur  selten  findet  sich  reineres  Erz, 

1)  Report  1875  76,  S.   15. 

2)  Cyclopaedia  of  India,   Band  2,    S.  371  ff. 
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und  sind  in  jedem  Teile  Indiens  vorhanden,  von  den  nörd- 
lichsten Bergen  von  Assam  und  Kumaun  bis  zum  äußersten 
Süden  der  Präsidentschaft  Madras,  wo  nur  immer  Hügel 
sind,  findet  sich  auch  Eisen1).  Aber  das  von  den  Einge- 
borenen gewonnene  Eisen  konnte,  da  zu  seiner  Erzeugung 
eine  ungeheure  Menge  Holzstoffe  verbraucht  wurde,  trotz 
der  Billigkeit  der  einheimischen  Arbeitskräfte,  mit  dem  von 
England  importierten  Eisen  nicht  konkurrieren.  Euro- 
päische Unternehmer  haben  wiederholt  versucht,  Eisen- 
hütten in  großem  Maßstabe  zu  errichten,  doch  bis  jetzt 
hat  noch  keiner  einen  nennenswerten  Erfolg  zu  verzeichnen 
gehabt.  Die  ersten  Versuche,  Eisenwerke  in  Indien  nach 
europäischem  Vorbilde  zu  errichten,  wurden  im  Jahre  1833 
in  Beypur  gemacht,  aber  bald  wieder  aufgegeben;  sie 
endigten  mit  einem  vollständigen  Verlust  der  Anteilhaber. 
Seit  1850  stellte  die  Regierung  von  Zeit  zu  Zeit  Unter- 
suchungen über  die  Möglichkeit  der  Eisengewinnung  in 
Bengalen,  den  Zentral-Provinzen,  Kumaun  und  an  anderen 
Orten  an 2) .  Die  einzigen  Werke  aber,  die  bis  zur  Gegenwart 
errichtet  und  dauernd  in  Betrieb  gehalten  wurden,  sind  in 
Barakar,  im  Manbhum- Distrikt,  im  Kohlenrevier  Bengalens. 
Sie  wurden  im  Jahre  1865  von  der  Bengal  Iron  Company 
begonnen,  und  nachdem  erst  zwei  Gesellschaften  erfolglos 
gearbeitet  hatten,  übernahm  die  Regierung  von  Indien  die 
Anlagen  selbst,  indem  sie  den  Anteilhabern  4,30,761  Rupien 
zahlte,  und  betrieb  sie  einige  Jahre  selbst.  Im  Jahre  1890 
verpachtete  sie  das  Bergwerk  dann  an  die  Barakar  Iron 
Works  Company,  welche  sich  verpflichtete,  jährlich 
15  000  Tonnen  Roheisen  zu  produzieren.  Die  Kontrakt- 
bestimmungen sind  seitdem  mehrfach  geändert  worden. 
Seit  dem  Jahre  1903  übernimmt  die  Gesellschaft  die  S3ahl- 


1)  Hunter,   The  Indian    Empire,  S.  486. 

2)  The  Imperial  Gazetteer  of  India,  Band  IV,   S.  317  18.  —  Dutt, 
a.   O.,    S.   526  27. 

E.   Schulz,    Ostind.  Eisenbahnen  18 
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Produktion  und  v/ill  jährlich  20  000  Tonnen  Stenenh 
und  Stabeisen  herstellen,  wofür  die  Regierung  ihr  als  Sub- 
vention 10  Jahre  lang  3  %  auf  die  Kosten  der  Anlagen, 
die  nötig  sind,  um  dieses  Quantum  zu  produzieren,  aber 
höchstens  1500  Pfund  Sterling,  zahlt.  Als  Entschädigung 
erhält  die  Regierung  dafür  die  Tonne  gekauften  Materials 
3  Rupien  billiger  als  die  sonstigen  Abnehmer.  Jetzt  scheint 
ganz  allmählich  eine  Entwicklung  zum  besseren  einzu- 
treten. Die  Eisenproduktion  Indiens  betrug  im  Jahre  1901 
m  ganzen  63  000  Tonnen,  von  denen  57  000  Tonnen  in 
Bengalen  gewonnen  wurden. 

Merkwürdig  ist,  daß  die  Schaffung  des  indischen 
Eisenbahnnetzes  so  wenig  imstande  war,  eine  lebhaftere 
Eisenindustrie  hervorzurufen.  Früher  glaubte  man  immer, 
die  Eisenindustrie  könne  in  Indien  nicht  florieren,  v/eil  die 
Kosten  des  Transportes  des  Eisens  zum  nächsten  Markt 
größer  seien  als  dieser  Handelsartikel  vertragen  konnte. 
Heute  nun  aber,  wo  dieser  Grund  fortgefallen  ist,  vermag 
sich  die  Eisenindustrie  ebenso  wenig  zu  entwickeln,  so  daß 
der  oben  angeführte  Grund  das  bedeutendste  Hindernis 
für  die  Entwicklung  der  indischen  Eisenindustrie  wohl 
schwerlich  gewesen  sein  mag.  Die  wahre  Schwierigkeit 
in  der  indischen  Eisengewinnung  besteht  dagegen  wohl 
darin,  daß  in  Indien  das  Erz,  die  Kohle  und  die  Zutaten 
bei  dem  Reinigungsprozeß  nicht  dicht  genug  beisammen 
zu  finden  sind,  um  einen  Gewinn  zu  versprechen1).  Ein 
erfahrener  Mineraloge,  Bauerrnann,  der  in  Indien  im  Jahre 
1872  Untersuchungen  über  die  Aussichten  auf  Eisenge- 
winnung anstellte,  sagte  in  seinem  Bericht,  daß  das  zu 
lösende  Problem  kein  leichtes  wäre,  da  es  keine  einzige 
Örtlichkeit  in  Indien  gäbe,  wo  alles  für  die  Gewinnung 
von  Eisen  nötige  vorteilhaft  an  Ort  und  Stelle  erlangt 
werden  könnte2).     Der  große   Übelstand,  der  in  der  voll- 

1)  Hunter,   The  Indian  Empire,  S.  503. 

2)  Rogalla  von   Bieberstein,  a.  a.   0.,  S.   37. 


—     275     — 

kommenen  Abhängigkeit  Indiens  vom  Mutterlande  hin- 
sichtlich des  Eisenbahnmaterials  besteht,  kann  Indien  bei 
einer  Unterbrechung  der  Verbindung  mit  England  im 
Kriegsfalle   in   große    Verlegenheit   bringen1). 

Zum  Schluß  seien  mir  noch  einige  Worte  über  das 
beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  verwandte  Personal  ge- 
stattet. Schon  frühzeitig  haben  die  indische  Regierung 
und  die  Eisenbahngesellschaften  ihr  Augenmerk  darauf 
gerichtet,  die  Eingeborenen  im  Eisenbahndienst  zu  be- 
schäftigen und  die  europäische  Beamtenschaft  auf  eine 
möglichst  niedrige  Zahl  zu  bringen  2) .  Abgesehen  von  dem 
häufigen  Wechsel,  dem  das  europäische  Personal  wegen 
der  klimatischen  Verhältnisse  in  Indien  unterworfen  ist, 
wodurch  die  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebes  natur- 
gemäß beeinträchtigt  wird,  sind  in  erster  Linie  finanzielle 
Rücksichten  die  Ursache  für  die  Verwendung  der  Ein- 
geborenen; denn  notwendigerweise  stellt  sich  die  euro- 
päische Beamtenschaft  in  Indien  sehr  teuer.  Anfangs 
zeigten  sich  die  Eingeborenen  etwas  verantwortlicheren 
Stellen,  z.  B.  als  Weichensteller  oder  Lokomotivführer, 
nicht  gewachsen,  besonders  in  Augenblicken  plötzlicher 
Gefahr,  in  denen  eine  schnelle  Entschließung  und  Geistes- 
gegenwart notwendig  war  3) .  Dann  errichteten  aber  die 
Eisenbahngesellschaften  und  die  Regierung  seit  Beginn 
der  1870er  Jahre  regelrechte  Schulen,  in  denen  die  Ein- 
geborenen als  Lehrlinge  eintraten  und  systematisch  für 
ihre  Verwendung  im  Eisenbahndienst  vorbereitet  wurden. 
Seitdem  hat  man  sehr  gute  Resultate,  selbst  auf  verant- 
wortungsvollen Posten,  erzielt4).  Auch  in  finanzieller 
Hinsicht  war  das  Ergebnis  sehr  befriedigend,  da  die  ein- 
geborenen Beamten  nur  etwa  die  Hälfte  bis  2  3  des  Gehaltes 

1)  Report  1860  61,  S.  8. 

2)  do.  1860  '61,  S.  8. 

3)  Report  1870  71,  S.  9;  do.  1880  81,  S.  18. 

4)  do.  1882  83,  S!  26. 
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Eingeborenen  überliefert,  die,  wie  noch  die  allerneuesten  Er- 
fahrungen im  Jahre  1907  zeigten,  doch  von  sehr  zweifel- 
hafter Loyalität  sind.  Es  ist  sehr  bedenklich,  wenn  die 
indische  Regierung  im  Falle  eines  Krieges  und  bei  Unruhen 
im  Innern  so  sehr  auf  die  Gnade  der  Eingeborenen  ange- 
wiesen ist.  Denn  von  der  Möglichkeit,  die  Bahnen  in 
vollstem  Maße  auszunutzen,  hängt  in  Kriegszeiten  bei  der 
gewaltigen  Ausdehnung  des  indischen  Kaiserreiches  wesent- 
lich der  Erfolg  der  britischen  Waffen  in  Indien  ab.  Welche 
schweren  Mißlichkeiten  ihr  daraus  entstehen  können,  zeigte 
der  Streik  der  eingeborenen  Angestellten  der  East  Indian 
Railway  im  November  und  Dezember  1907,  durch  den 
auf  Wochen  der  ganze  Handel  Calcuttas  lahmgelegt  wurde 
und  die   Nahrungsmittelzufuhr  ins   Stocken  geriet. 


Literatur 

Die  Grundlage  für  meine  Abhandlung  über  die  ,,  Ge- 
schichte und  Entwicklung  der  ostindischen  Eisenbahnen" 
bildeten  die  alljährlich  erschienenen  amtlichen  Eisen- 
bahnberichte. Bis  zum  Betriebsjahre  1881/82  einschl. 
wurden  diese  in  England  durch  Sir  Juland  Danvers,  Go- 
vernment Director  of  the  Indian  Railway  Companies, 
zusammengestellt x)    unter    der    Bezeichnung: 

Reports    to    the   Secretary  of   State  for  India  in  Coun- 
cil on   Railways  in   India 
für  die   Jahre  1859  bis  1881/82. 

Auf  Veranlassung  des  Staatssekretärs  von  Indien 
wurden  diese  Berichte  seitdem  von  der  Regierung  in  Indien 
selbst  verfaßt,  und  zwar  von  1882  83  bis  1899  1900  für 
die  Betriebsjahre,  seitdem  aber  auf  Beschluß  der  indischen 
Regierung  vom  25.  Februar  1901  für  die  Kalenderjahre  2) ; 
sie  führen  den  Titel: 

Administration    Reports  on    the    Railways    in    India 
für  die  Jahre  1882  83  bis  1907  einschl. 

In  den  Anmerkungen  habe  ich  die  amtlichen  Eisen- 
bahnberichte kurz  mit  Report  und  dem  betr.  Betriebs- 
resp.   Kalenderjahre   bezeichnet. 

Von  amtlichen    Quellen   habe   ich   weiter    benutzt: 
Report  on  the  Administration  and  Working  of  Indian 
Railways  von  Thomas  Robertson,  Special  Commissioner 
for   Indian   Railways,   London   1903. 


1)  Report  1881  82,    S.   1. 

2)  do.,   1900,    S.   1. 
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Robertson  war  im  Jahre  1902  auf  Veranlassung  des 
Staatssekretärs  für  Indien  mit  der  Aufgabe  nach  Indien 
gereist,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  ostindischen 
Eisenbahnen  zu  untersuchen  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung des  Systems,  unter  welchem  sie  in  Zukunft 
betrieben  werden  sollten,  und  der  Ausführbarkeit  eines 
systematischen  Bauplans1).  Ferner  sollte  er  Vorschläge 
für  die  Entwicklung  des  Verkehrs,  Bequemlichkeit  des 
reisenden  Publikums,  Steigerung  der  Einnahmen  und 
für  sonstige  Zwecke,  einschließlich  Ausdehnung  der  Zweig- 
linien und  Kleinbahnen  als  Zuführungslinien  der  Haupt- 
bahnen, machen.  Seinen  Bericht  habe  ich  zitiert  als 
Special   Report   1903. 

East  India  Loan  (Great  Indian  Peninsula  Railway  De- 
bentures)   Act,   1901. 

East  India  (Purchase  and  Construction  of  Railways) 
Bill,  vom  27.  3.  1888. 

An  Act  to  enable  Indian  Railway  Companies  to  pay 
Interest  out  of  Capital  during  Construction,  vom  3.  7. 
1894;  s^s  wird  gewöhnlich  kurz  als  Indian  Railways 
Act  1894  bezeichnet. 

Von  nichtamtlicher  Literatur  sind  zu  nennen:  Die 
im  Archiv  für  Eisenbahnwesen  enthaltenen  Notizen  und 
Abhandlungen  über  die  ostindischen  Eisenbahnen.  Be- 
sonders zu  erwähnen  sind  die  Artikel: 

Die  Eisenbahnen  Britisch-Indiens  und  seine  Boden- 
erzeugnisse, von  P.  F.  Kupka,  8.  Jahrgang  1885,  und 
Die  englische  Eisenbahnpolitik  in  Ostindien,  von  Gustav 
Cohn,  9.  Jahrgang  1886. 

Railways  in  India,  Granted  to  the  Railway  Companies  by 
the  Hon.  East  India  Company,  2.  Ausgabe,  London  1855. 
Diese    Schrift  hatte,  wie   das   Vorwort  sasrt,   den   be- 
sonderen   Zweck,    nachzuweisen,    welches    Arbeitsfeld    in- 
dische  Eisenbahnen  für  englische   Kapitalien   bieten. 
1)    Spezial  Report  1903,    S.    1. 
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The  Famine  Campaign  in  Southern  India  1876 — 78, 
von  William  Digby,  2  Bände,  London  1878. 
The  Indian  Empire:  Its  History,  People  and  Products, 
von  W.  W.  Hunter,  London  1882. 
The  Wheat  Production  and  Trade  of  India,  Calcutta 
1883,  zusammengestellt  aus  dem  amtlichen  Schrift- 
wechsel zwischen  der  Regierung  von  Indien,  den  ver- 
schiedenen Präsidentschaften  und  dem  Staatssekretär 
für    Indien    von    1880 — 82. 

Indian  Railways  as  connected  with  British  Empire 
in  the  East,  von  Sir  William  P.  Andrew,  4.  Ausgabe, 
London   1884. 

The  Cyclopaedia  of  India  and  of  Eastern  and  Southern 
Asia,  Commercial,  Industrial  and  Scientific,  von  Surgeon 
General  Edward  Balfour,  3  Bände,  3.  Ausgabe,  London 
1885. 

The  Marques  of  Dalhousie,  von  Sir  W.  W.  Hunter, 
Oxford   1890. 

Rußland  und  England  einem  russischen  Angriff  auf 
Britisch-Indien  gegenüber,  von  A.  Rogalla  von  Bieber- 
stein,    Hamburg   1892. 

Railway  Policy  in  India,  von  Horace  Bell,  Consulting 
Engineer  for  State  Railways  to  the  Government  of 
India,   London   1894. 

The  Administration  of  the  Marquis  of  Lansdowne  as 
Viceroy  and  Governor  General  of  India,  1888 — 1894, 
von  George  W.  Forrest,  Calcutta  1894. 
Der  Staatsbahngedanke  bei  den  verschiedenen  Völkern, 
von  Dr.  iur.  Gottfried  Keller,  Aarau  1897. 
The  British  Empire  Series,  Band  I  „India",  London 
1899.  # 

The  History  of  Lord  Lytton's  Indian  Administration, 
1876— 1880:  Compiled  from  Letters  and  Official  Papers, 
von   Lady   Betty   Balfour,   London   1899. 
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Eisenbahnen  in  den  Tropen;  Spurweiten,  Bau  und 
Betrieb,  von  Oberingenieur  Dr.  R.  A.  Hehl,  Berlin  1902. 
The  Middle  Eastern  Ouestion  or  Some  Political  Pro- 
blems of  Indian  Defence,  von  Valentine  Chirol,  London 
1903. 

India;    Its  Administration  and  Progress,   von    Sir   John 
Strachey,   3.    Ausgabe,    London    1903. 
India    in    the  Victorian  Age,  an   Economic   History    of 
the   People,    von   Romesh   Dutt,    London    1904. 
Einundvierzig    Jahre   in    Indien,    von    Lord    Roberts   of 
Kandahar,    autorisierte    Übersetzung    von    Dr.     Ritter 
von   Borosini,   2    Bände,   Berlin   1904. 
India,    von    Colonel    Sir    Thomas    Hungerford    Holdich, 
London   1904. 

Modern  India,  von  William  Eleroy  Curtis,  London  1905. 
Das  indische  Geldwesen  unter  besonderer  Berücksich- 
tigung seiner  Reformen  seit  1893,  von  Dr.  Anton  Arnold, 
Jena   1906. 

The  Imperial  Gazetteer  of  India;  the  Indian  Empire, 
Band  III  Economic,  Band  IV  Administration,  neueste 
Ausgabe,   Oxford   1907. 

Außer  diesen  Werken  habe  ich  noch  eine  größere 
Anzahl  amtlicher  Depeschen,  Briefe  usw.  benutzt.  Es 
würde  zu  v/eit  führen,  diese  hier  einzeln  aufzuführen,  und 
verweise  ich  in  dieser  Hinsicht  und  ebenso  bei  verein- 
zelten Notizen,  die  ich  anderen  Schriften  entnommen 
habe,  auf  die  unter  dem  Text  gemachten  Anmerkungen. 


Lebenslauf  des  Verfassers 


Ich,  Ernst  Karl  Arnold  Schulz,  wurde  am  2.  Mai  1885 
zu  Berlin  geboren.  Zu  Michaelis  1891  kam  ich  in  die 
Vorschule  des  Dorotheenstädtischen  Realgymnasiums  zu 
Berlin,  auf  welcher  Anstalt  ich  am  19.  September  1903 
das  Zeugnis  der  Reife  erhielt.  Ich  beschloß,  mich  dem 
Studium  der  Staatswissenschaften  zu  widmen,  und  wurde 
am  26.  Oktober  1903  in  der  philosophischen  Fakultät  der 
Königl.  Friedrich-Wilhelms-Universität  zu  Berlin  immatri- 
kuliert, der  ich,  mit  Ausnahme  einer  mehrmonatlichen 
Unterbrechung  im  Wintersemester  1904  05,  bis  zur  Be- 
endigung meiner  Studienzeit  am  Schluß  des  Winter- 
semesters 1907  08  angehörte. 

Ich  besuchte  die  Vorlesungen  der  folgenden  Dozenten: 
Prof.  v.  Bortkiewicz,  Prof.  H.  Delbrück,  Dr.  Eberstadt, 
Prof.  Gierke,  Prof.  von  Halle,  Prof.  Hintze,  Prof.  Jastrow, 
Prof.  Kahl,  Dr.  Kaufmann,  Prof.  Köbner,  Prof.  Penck, 
Prof.  Riehl,  Prof.  Rießer,  Prof.  Schmoller,  Prof.  Sering, 
Prof.  A.  Wagner,  Prof.  Weisbach.  Prof.  v.  Wilamovitz- 
Möllendorff,  Dr.  Wilbrandt,  Prof.  Zahn.  Außerdem  nahm 
ich  an  den  Übungen  der  Professoren  von  Halle  und  Sering 
im  staatswissenschaftlich-statistischen  Seminar  teil. 

Während  meiner  Studienzeit  genügte  ich  im  Jahre 
1903  04  meiner  Militärpflicht  und  machte  in  den  beiden 
folgenden  Jahren    die    zwei    vorschriftsmäßigen   Übungen. 


A.  E.  FISCHER,  Hoflieferant,   Buchdruckerei,   GERA-R. 
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